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Vorwort

Wie Jacques Delors sagte, muss jede Erweiterung oder Vertiefung Europas mit 
einer Stärkung des Zusammenhalts einhergehen. Dies ist das solide Fundament, 
auf dem die europäische soziale Marktwirtschaft errichtet ist. 

Im Jahr 2023 feierten wir das 30-jährige Bestehen des Binnenmarktes, und in 
diesem Jahr jährt sich zum 20. Mal die Erweiterung von 2004. Das Pro-Kopf-BIP 
der damals beigetretenen Länder ist von anfänglich 52 % des EU-Durchschnitts 
auf fast 80 % im Jahr 2023 gestiegen. Beide Ereignisse stellen Eckpfeiler der 
europäischen Integration dar – und beide wurden durch die Kohäsionspolitik 
untermauert, die jeder Region geholfen hat, aus ihrer Zugehörigkeit zur EU das 
Beste zu machen.

Der vorliegende neunte Kohäsionsbericht enthält eine Fülle von Daten und Ana-
lysen zu den europäischen Gebieten, einschließlich einer Momentaufnahme ih-
rer aktuellen Lage, einer Analyse der Veränderungen in den letzten Jahrzehnten 
und der Trends für die Zukunft. Er veranschaulicht, dass die Kohäsionspolitik 
spürbare Ergebnisse bringt. Jede Region in Europa hat von EU-finanzierten In-
vestitionen sowie von den positiven Spillover-Effekten eines höheren Handels 
und einer größeren Nachfrage sowie von stärkeren Lieferketten profitiert. 

Die Investitionsrendite der Kohäsionspolitik ist beachtlich. Bis 2030 wird jeder 
Euro, der zwischen 2014 und 2027 investiert wurde, ein zusätzliches BIP in Höhe 
von 1,3 EUR generiert haben. Dieser Wert wird sich bis Ende 2043 (30 Jahre 
nach dem Start dieser Programme) nahezu verdreifachen.

Es bestehen jedoch weiterhin einige Lücken: Die Konvergenz auf nationaler Ebe-
ne wird von internen Ungleichgewichten überschattet, und einige Regionen sind 
in eine Entwicklungsfalle geraten und mit wirtschaftlicher Stagnation konfron-
tiert. Hinzu kommt, dass aktuelle Herausforderungen wie geopolitische Span-
nungen, der geoökonomische Wettbewerb, der Klimawandel, der Bevölkerungs-
rückgang und der technologische Wandel die ärmeren Regionen der EU oftmals 
härter treffen. Deshalb müssen wir bei Veränderungen und neuen Herausforde-
rungen stets die Asymmetrie von Auswirkungen im Auge haben und ihnen mit 
Politikmaßnahmen begegnen, die den Menschen und Orten gerecht werden.

Um den wirtschaftlichen Fortschritt in den EU-Regionen weiter voranzutreiben – 
und um sicherzustellen, dass tatsächlich niemand zurückgelassen wird –, muss 
die Kohäsionspolitik angepasst und modernisiert werden. Aus diesem Grund 
haben wir eine Debatte über die Zukunft der Kohäsionspolitik eingeleitet. Un-
ser Bestreben war, eine umfassende, transparente Debatte mit allen Partnern 
anzuregen, angereichert durch Expertenbeiträge. Während die Debatte noch in 
Gang ist, zeichnen sich bereits einige Grundzüge ab.

Erstens sollten alle Menschen von den Vorteilen des Wandels unserer Wirtschaft 
profitieren können, und keine Region sollte vernachlässigt werden bzw. sich ver-
nachlässigt fühlen – oder in eine Entwicklungsfalle geraten. Damit jede Region 
ihr Potenzial voll entfalten kann, müssen die Investitionen auf strategische Sek-
toren und Wirtschaftszweige ausgerichtet werden – wie bei der STEP-Initiative 
der Fall –, die unsere Wettbewerbsfähigkeit steigern, die Produktivität Europas 
verbessern und hochwertige Arbeitsplätze hervorbringen können. Es gilt, neue 
Methoden anzuwenden, bei denen Leistung und Ergebnisse noch deutlicher in 
den Vordergrund gerückt werden.
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Zweitens müssen wir den Bürgerinnen und Bürgern und unseren Partnern zu ih-
rer vollen Entfaltung verhelfen. Menschen sind unser größtes Kapital, und junge 
Menschen müssen in ihren Fähigkeiten kontinuierlich gefördert werden, indem man 
ihnen Möglichkeiten bietet, damit sie in allen Teilen der EU gedeihen können. Die 
Kohäsionspolitik muss einfacher und benutzerfreundlicher werden und gleichzeitig 
auf die Stärkung der Verwaltungskapazitäten hinwirken, damit die regionalen Part-
ner die richtigen Projekte rechtzeitig und wirksam durchführen können. Die Stärke 
der Kohäsionspolitik ist seit langem die enge Verbindung zu den Menschen und 
Partnern vor Ort – darauf muss unsere Zukunft aufbauen. 

Drittens reichen die Investitionen im Rahmen der Kohäsionspolitik alleine nicht aus. 
Auch bei anderen Politiken, ob auf EU- oder nationaler Ebene, müssen die räumli-
chen Auswirkungen berücksichtigt werden. Wachstumsfördernde Reformen und der 
Aufbau institutioneller Kapazitäten können dazu beitragen, die Wirkungskraft dieser 
Investitionen zu steigern.

Zusammenhalt und Solidarität sind die Leitprinzipien in der Geschichte des euro-
päischen Einigungswerkes. Auf sie stützte sich der Erfolg des Binnenmarktes und 
früherer Erweiterungen. Sie bestimmten auch die Reaktion der Union auf die Krisen 
der letzten Jahre und die Art und Weise, wie wir uns im Zuge des wirtschaftlichen 
und gesellschaftlichen Wandels behauptet haben. Und nach diesem Vorbild werden 
wir uns der Zukunft stellen. 

Dieser Bericht mit seinen Analysen und Lehren sei allen anempfohlen, denen an der 
Zukunft der Europäischen Union gelegen ist.

Elisa Ferreira
Kommissarin für Kohäsion  
und Reformen

Nicolas Schmit
Kommissar für Beschäftigung  
und soziale Rechte
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Lexikon

Kohäsionspolitik:	� Umfasst alle Programme, die durch folgende Fonds unterstützt werden: Europäischer So-
zialfonds (ESF+), Europäischer Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) und Kohäsionsfonds 
(KF). Sie wird auch Regionalpolitik genannt.

Strukturfonds: 	� Europäischer Sozialfonds (ESF+) und Europäischer Fonds für regionale Entwicklung (EFRE).

Hinweis zu den im Bericht verwendeten Daten: Alle Zahlen, Tabellen, Diagramme und Karten in diesem Bericht 
basieren auf Daten, die Ende 2023 verfügbar waren, mit Ausnahme der Zahlen in Karte 1.1 (Pro-Kopf-BIP 
nach Regionen, 2022), die im Februar 2024 veröffentlicht wurden.

Abkürzungen
ADI	 Ausländische Direktinvestitionen
AGVO	 Allgemeine Gruppenfreistellungsverordnung 
AKE	 (EU-)Arbeitskräfteerhebung
AMECO	 Jährlich aktualisierte makroökonomische Datenbank der GD ECFIN
ANC	 Aus naturbedingten oder anderen spezifischen Gründen benachteiligte Gebiete 
ARDECO	 Jährliche Regionaldatenbank der GD REGIO
ARF	 Aufbau- und Resilienzfazilität
AROP	 Armutsgefährdungsquote
AROPE	 Quote der von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohten Personen
BIP	 Bruttoinlandsprodukt
BNE	 Bruttonationaleinkommen
BWS	 Bruttowertschöpfung
CARE	 Einsatz von Kohäsionsmitteln zugunsten von Flüchtlingen in Europa
CEAP	 Aktionsplan für die Kreislaufwirtschaft
Cedefop	 Europäisches Zentrum für die Förderung der Berufsbildung 
CEF	 Fazilität „Connecting Europe“
CLC	 CORINE Landbedeckung
CLLD	 Von der örtlichen Bevölkerung betriebene lokale Entwicklung 
COFOG	 Klassifikation der Staatsausgaben nach dem Verwendungszweck 
CRII	 Investitionsinitiativen zur Bewältigung der Corona-Krise 
CRiT	 Kohleregionen im Übergang
DEGURBA	 Verstädterungsgrad
EAFO	 Europäische Beobachtungsstelle für alternative Kraftstoffe
EDGAR	 Emissionsdatenbank für globale Atmosphärenforschung
EDI	 Index der wirtschaftlichen Entwicklung
EEN	 Enterprise Europe Network
EFRE	 Europäischer Fonds für regionale Entwicklung 
EGFL	 Europäischer Garantiefonds für die Landwirtschaft 
EHS	 Emissionshandelssystem
EIBIS	 Investitionsumfrage der EIB-Gruppe 
EIS	 Europäischer Innovationsanzeiger
ELER	 Europäischer Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums
EQI	 Europäischer Index für Regierungsqualität 
ERP	 Enterprise Resource Planning
ESD	 Lastenteilungsentscheidung
ESF+	 Europäischer Sozialfonds (alte Abkürzung: ESF) 
ESIF	 Europäische Struktur- und Investitionsfonds
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EU	 Europäische Union
EU-SILC	 Statistik der Europäischen Union über Einkommen und Lebensbedingungen 
EU-SPI	 Index für sozialen Fortschritt in den EU-Regionen
EUA	 Europäische Umweltagentur
EUIPO	 Amt der Europäischen Union für geistiges Eigentum 
EUSSSM	 EU-Strategie für nachhaltige und intelligente Mobilität 
FemAI	 Female Achievement Index 
FemDI	 Female Disadvantage Index 
FRA	 Funktionales ländliches Gebiet
FTEI	 Forschung, technologische Entwicklung und Innovation 
FUA	 Funktionales städtisches Gebiet
FuE	 Forschung und Entwicklung
FuI	 Forschung und Innovation
GAP	 Gemeinsame Agrarpolitik 
GD ECFIN	 Generaldirektion Wirtschaft und Finanzen, Europäische Kommission 
GD REGIO	 Generaldirektion Regionalpolitik und Stadtentwicklung, Europäische Kommission 
GFS	 Gemeinsame Forschungsstelle, Europäische Kommission 
GWSK	 Globale Wertschöpfungskette
HDEP	 Hohes Beschäftigungspotenzial aus der Dekarbonisierung 
ILA	 Individuelles Lernkonto
IPCC	 Zwischenstaatliche Sachverständigengruppe für Klimaänderungen
ISCED	 Internationale Standardklassifikation für das Bildungswesen 
ISCO	 Internationale Standardklassifikation der Berufe 
ITI	 Integrierte territoriale Investitionen
JTF	 Fonds für einen gerechten Übergang
JTM	 Mechanismus für einen gerechten Übergang
KF	 Kohäsionsfonds
KI	 Künstliche Intelligenz
KKS	 Kaufkraftstandards
LAI	 Index der Lokalautonomie
LAU	 Lokale Verwaltungseinheit
LBM	 LUISA-Basiskarte
LIFE	 Finanzierungsinstrument für die Umwelt (L’Instrument Financier pour L’Environnement) 
M&A	 Fusionen und Übernahmen
MA	 Managing authority
MAD	 Mittlere absolute Abweichung
MFR	 Mehrjähriger Finanzrahmen 
MINT	 Mathematik, Informatik, Naturwissenschaften, Technik 
MNE	 Multinationales Unternehmen
MUNIFI	 Datenbank der kommunalen Haushaltsdaten
NACE	 Statistische Systematik der Wirtschaftszweige
NEC-Richtlinie	 Richtlinie über nationale Emissionshöchstmengen
NEET	 Weder in Beschäftigung noch in Aus- oder Weiterbildung 
NEKP	 Nationaler Energie- und Klimaplan
NGEU	 NextGenerationEU (Aufbauinstrument der Europäischen Union)
NKV	 Nutzen-Kosten-Verhältnis
NMVOC	 Flüchtige organische Verbindungen ohne Methan 
NSI	 Nationales statistisches Amt
NUTS	 Klassifikation der Gebietseinheiten für die Statistik
OECD	 Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
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OP	 Operationelles Programm
PISA	 Internationale Schulleistungsstudie der OECD 
PP	 Prozentpunkt
PSM	 Propensity Score Matching
PZ	 Politisches Ziel
RCI	 Index für regionale Wettbewerbsfähigkeit
RDEP	 Beschränktes Beschäftigungspotenzial aus der Dekarbonisierung
REACT	 Aufbauhilfe für den Zusammenhalt und die Gebiete Europas 
REGOFI	 Datenbank der Finanzen und Investitionen der regionalen Gebietskörperschaften
RIS	 Regionaler Innovationsanzeiger
SAM 	 Regionale Sozialrechnungsmatrix
SDEP	 Mittelfristiges Beschäftigungspotenzial aus der Dekarbonisierung
SDG	 Nachhaltigkeitsziele der UN-Agenda 2030
TED	 Tenders Electronic Daily
TEN-V	 Transeuropäisches Verkehrsnetz 
TFP	 Totale Faktorproduktivität
THG	 Treibhausgase
TJTP	 Territorialer Plan für einen gerechten Übergang
TSI	 Instrument für technische Unterstützung
UCLG	 Weltverband „Vereinigte Städte und lokale Gebietskörperschaften“
UIC	 Internationaler Eisenbahnverband
VK	 Variationskoeffizient
WHO	 Weltgesundheitsorganisation
YEI	 Beschäftigungsinitiative für junge Menschen
Zur besseren Lesbarkeit erfolgt die Bezeichnung der Fonds unter ihrem heutigen Namen, ungeachtet möglicher 
Umbenennungen in der Vergangenheit.

Mitgliedstaaten und ihre Abkürzungen
BE	 Belgien
BG	 Bulgarien
CZ	 Tschechien
DK	 Dänemark
DE	 Deutschland
EE	 Estland
IE	 Irland
EL	 Griechenland
ES	 Spanien
FR	 Frankreich
HR	 Kroatien
IT	 Italien
CY	 Zypern
LV	 Lettland
LT	 Litauen
LU	 Luxemburg
HU	 Ungarn
MT	 Malta
NL	 Niederlande
AT	 Österreich
PL	 Polen
PT	 Portugal
RO	 Rumänien

Lexikon
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SI	 Slowenien
SK	 Slowakei
FI	 Finnland
SE	 Schweden

Geografische Gruppierungen

Gruppierungen von Mitgliedstaaten
Nach geografischer Lage
Östliche Mitgliedstaaten: BG, CZ, EE, HR, LV, LT, HU, PL, RO, SI, SK
Südliche Mitgliedstaaten: EL, ES, IT, CY, MT, PT
Nordwestliche Mitgliedstaaten: BE, DK, DE, IE, FR, LU, NL, AT, FI, SE

Nach Entwicklungsstand
Weniger entwickelte Mitgliedstaaten: BG, EL, HR, LV, LT HU, PL, RO (Pro-Kopf-BNE unter 75 % des EU-27-
Durchschnitts im Zeitraum 2015–2017).
Mäßig entwickelte Mitgliedstaaten: CZ, EE, CY, MT, PT, SI, SK (Pro-Kopf-BNE zwischen 75 % und 90 % des 
EU‑27-Durchschnitts im Zeitraum 2015–2017).
Hoch entwickelte Mitgliedstaaten: BE, DK, DE, IE, ES, FR, IT, LU, NL, AT, FI, SE (Pro-Kopf-BNE mindestens 90 % 
des EU-27-Durchschnitts im Zeitraum 2015–2017).
Weniger und mäßig entwickelte Mitgliedstaaten kommen für eine Förderung aus dem Kohäsionsfonds 
2021‑2027 in Frage.

Arten von NUTS‑2-Regionen
Die Kohäsionspolitik im Zeitraum 2021-2027 verwendet drei Regionenkategorien auf der Grundlage des Pro-
Kopf-BIP in den Jahren 2015, 2016 und 2017 (siehe Karte).
Weniger entwickelte Regionen: Pro-Kopf-BIP (KKS) unter 75 % des EU-27-Durchschnitts.
Übergangsregionen: Pro-Kopf-BIP (KKS) zwischen 75 % und 100 % des EU-27-Durchschnitts.
Stärker entwickelte Regionen: Pro-Kopf-BIP (KKS) über 100 % des EU-27-Durchschnitts.

Arten von Regionen und Gebieten
Metropolregionen
Regionen-Klassifizierung auf NUTS‑3-Ebene, die gemäß der TERCET-Verordnung als EU-Gebietssystematik 
festgelegt wurde. Diese Klassifikation wurde in Zusammenarbeit mit der OECD entwickelt und besteht aus 
NUTS‑3-Angleichungen aller funktionalen städtischen Gebiete mit mehr als 250.000 Einwohnern. Zwei Ar-
ten von Metropolregionen werden unterschieden: Hauptstadt-Ballungsgebiete und sonstige Metropolregionen. 
Hauptstadt-Ballungsgebiete umfassen die Hauptstadt des jeweiligen Staates. Eine detaillierte Methodik fin-
det sich im entsprechenden methodischen Eurostat-Handbuch über territoriale Typologien (Ausgabe 2018).

Überwiegend städtische, intermediäre, überwiegend ländliche Gebiete
Regionen-Klassifizierung auf NUTS‑3-Ebene, die gemäß der TERCET-Verordnung als EU-Gebietssystematik 
festgelegt wurde. Eine detaillierte Methodik findet sich im entsprechenden methodischen Eurostat-Handbuch 
über territoriale Typologien (Ausgabe 2018). Siehe Karte 3.1 und Karten 3.2 im vorliegenden Bericht.

Grenzregionen
Grenzregionen sind nach der Systematik der Gebietseinheiten für die NUTS‑3-Regionen mit einer internatio-
nalen Landgrenze oder solche, in denen mehr als die Hälfte der Bevölkerung in einer Entfernung von bis 25 km 
zu einer solchen Grenze lebt.

Gebiete in äußerster Randlage
Die EU-Gebiete in äußerster Randlage sind: Canarias (Spanien), Guyane, Guadeloupe, La Réunion, Martinique, 
Mayotte und Saint-Martin (Frankreich) sowie Açores und Madeira (Portugal). Im Hinblick auf die NUTS‑Klassi-
fizierung gilt Saint-Martin als Teil der NUTS‑2-Region Guadeloupe.

Neunter Bericht über den wirtschaftlichen, sozialen und territorialen Zusammenhalt
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Verstädterungsgrad
Städte: Lokale Verwaltungseinheiten, wo mehr als 50 % der Bevölkerung in urbanen Zentren leben.
Kleine Städte und Vororte: Lokale Verwaltungseinheiten, wo mehr als 50 % der Bevölkerung in städtischen 
Ballungsräumen, aber weniger als 50 % in urbanen Zentren leben.
Ländliche Gebiete: Lokale Verwaltungseinheiten mit mehr als 50 % der Bevölkerung in ländlichen Rasterzellen.
Die Einteilung nach dem Verstädterungsgrad basiert auf einer Typologie von 1  km² großen Rasterzellen. 
Auf Rasterzellenebene wird eine detailliertere Einteilung in sechs Klassen angewendet:

•	 Städte
•	 Kleine Städte
•	 Vororte
•	 Dörfer
•	 Zerstreut liegende ländliche Gebiete
•	 Überwiegend unbewohntes Gebiet 

Für weitere Informationen siehe:
https://ec.europa.eu/eurostat/web/products-manuals-and-guidelines/-/ks-02-20-499

Städte, Pendlereinzugsgebiete und funktionale Stadtgebiete
Städte: Identisch mit obiger Definition.
Pendlereinzugsgebiete: Umliegende lokale Verwaltungseinheiten, aus denen mindestens 15 % aller erwerbs-
tätigen Einwohner in der Stadt arbeiten.
Funktionale städtische Gebiete: Stadt plus Pendlereinzugsgebiet. Für weitere Informationen siehe:
https://ec.europa.eu/eurostat/web/products-manuals-and-guidelines/-/ks-02-20-499

Neunter Bericht über den wirtschaftlichen, sozialen und territorialen Zusammenhalt
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Überblick und kohäsionspolitische 
Erkenntnisse1

1. Einleitung1

Der wirtschaftliche, soziale und territoriale Zusammenhalt 
ist ein europäisches Kollektivgut

Die EU wurde auf der Grundlage der Werte von Solidarität, Chancengleichheit und 
Zusammenhalt gegründet. Bereits zu Beginn wurde in den Römischen Verträgen das 
Ziel festgelegt, „den Abstand zwischen einzelnen Gebieten und den Rückstand we-
niger begünstigter Gebiete [zu] verringern“. Dieser wirtschaftliche und soziale Zu-
sammenhalt im Sinne der Verringerung der inneren Ungleichheiten wurde zu Recht 
als vorteilhaft für ganz Europa wahrgenommen, und dies ist auch heute noch gültig. 

Seitdem ist die Kohäsionspolitik einer der Hauptpfeiler des Projekts Europa. Von der 
Schaffung des Binnenmarkts über die Wirtschafts- und Währungsunion bis hin zu 
mehreren Erweiterungen war die Kohäsionspolitik eine Stütze für jeden Schritt der 
europäischen Integration – auch in der jüngeren Vergangenheit beim ökologischen 
und digitalen Wandel. Die Marktkräfte allein können nicht gewährleisten, dass die 
Vorteile dieser wichtigen Integrationsschritte in ganz Europa gleichmäßig verteilt 
werden. Daher braucht es die Kohäsionspolitik, um die Mitgliedstaaten und Re-
gionen dabei zu unterstützen, ihren Beitrag zu leisten, zu profitieren und ihr volles 
Potenzial auszuschöpfen. Im Laufe der Zeit hat sich die Kohäsionspolitik neben 
anderen Instrumenten wie der Aufbau- und Resilienzfazilität auch als wirtschaft-
licher Stabilisator und als verlässliche Quelle für Unterstützung und Investitionen 
während der Finanzkrise und in jüngerer Zeit während der Pandemie und des An-
griffskriegs Russlands gegen die Ukraine erwiesen. Mit ihrem regionalen Schwer-
punkt und ortsbezogenen Ansatz ist die Kohäsionspolitik ein besonders sichtbarer 
Ausdruck der europäischen Solidarität, ein integraler Bestandteil des europäischen 
Wachstumsmodells und ein Eckpfeiler unseres europäischen Hauses.

Die Interessenträger bekräftigen die Schlüsselrolle und Bedeutung der Kohä‑
sionspolitik. Dies wurde in den Gesprächen über die politische Zukunft deutlich 
gemacht. Im vergangenen Jahr haben regionale Behörden und andere Interessen-
träger Beiträge geleistet und zwanzig Mitgliedstaaten haben Debatten organisiert. 
Eine hochrangige Expertengruppe veröffentlichte im Februar wichtige Leitlinien für 
die künftige Politik2. Das Europäische Parlament, der Rat der Europäischen Union, 
der Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss und der Europäische Ausschuss 
der Regionen haben Stellungnahmen und Schlussfolgerungen zu Schlüsselelemen-
ten für die Zukunft der Kohäsionspolitik angenommen. Zusammengenommen be-
stätigen diese Beiträge die Schlüsselrolle der Politik und vermitteln ein Bild der 
sich abzeichnenden Herausforderungen sowie der gewonnenen Erkenntnisse und 
möglichen Reaktionen. 

Dreißig Jahre nach der parallelen Einführung des europäischen Binnen‑
markts und einer verstärkten Kohäsionspolitik sowie zwanzig Jahre nach der 
Erweiterung von 2004 ist der langfristige Trend klar: In vielen Teilen Europas 

1	 Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den Europäischen Wirtschafts- und 
Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen zum neunten Kohäsionsbericht (COM(2024) 149, ver-
abschiedet vom Kollegium am 27. März 2024).

2	 Forging a sustainable future together – Cohesion for a competitive and inclusive Europe: report of the 
High-Level Group on the Future of Cohesion Policy. 

https://op.europa.eu/en/publication-detail/-/publication/c6e97287-cee3-11ee-b9d9-01aa75ed71a1
https://op.europa.eu/en/publication-detail/-/publication/c6e97287-cee3-11ee-b9d9-01aa75ed71a1
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Karte 1 Index der wirtschaftlichen Entwicklung auf NUTS-3-Ebene (2001–2021)

Dieser Index misst, ob eine Region in den letzten fünf Jahren ein höheres 
Wachstum verzeichnete als die EU, als ihr jeweiliges Land oder als die Region 
selbst. Dabei werden der Anstieg des BIP pro Kopf, die Produktivität und und 
die Beschäftigung pro Kopf über einen Zeitraum von fünf Jahren betrachtet. 
Einer Region wird für jeden höheren Wachstumswert 1 Punkt zugewiesen. 
Dieser Wert zwischen 0 und 9 wird neu skaliert auf 0 und 1. 
Quelle: Berechnungen der GD REGIO auf der Grundlage von JRC- und 
Eurostat-Daten.

Karte 1	Index der wirtschaftlichen Entwicklung auf NUTS-3-Ebene (2001–2021)
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ist eine bemerkenswerte wirtschaftliche und soziale Aufwärtskonvergenz zu 
verzeichnen. Es bestehen jedoch weiterhin sozioökonomische Unterschiede, und 
immer mehr Regionen haben mit neuen Herausforderungen zu kämpfen. In diesem 
Zusammenhang bedarf es einer Bestandsaufnahme, nicht nur, was die Errungen-
schaften der Kohäsionspolitik betrifft, sondern auch ihrer Anpassungsmöglichkeiten. 
Das im Vertrag verankerte Ziel des wirtschaftlichen, sozialen und territorialen Zu-
sammenhalts verliert keineswegs an Bedeutung, jedoch sollten die Methoden wei-
terentwickelt werden.

2. Kohäsionspolitik: langfristiges Wachstum und 
Wettbewerbsfähigkeit, hochwertige Arbeitsplätze
Die historische Erweiterung der EU im Jahr  2004 ist ein klares Beispiel für 
die positiven Auswirkungen der Kohäsionspolitik. Zwanzig Jahre später ist das 
durchschnittliche Pro-Kopf-BIP in den seitdem beigetretenen Mitgliedstaaten von 
rund 52 % des EU-Durchschnitts im Jahr 2004 auf fast 80 % im Jahr 2023 ge-
stiegen. Die Arbeitslosenquoten in diesen Mitgliedstaaten sind in diesem Zeitraum 
von durchschnittlich 13 % auf 4 % gesunken. 

Ausschlaggebend für diese Aufwärtskonvergenz war eine Steigerung der Pro‑
duktivität (BIP je erwerbstätige Person) in weniger entwickelten Regionen. Dies 
zeugt von der langfristigen Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit und der Rah-
menbedingungen für Unternehmen in diesen Regionen. Dieser Aufholprozess er-
möglichte außerdem einen spürbaren sozialen Fortschritt, z. B. in Bezug auf besse-
re Gesundheitswerte sowie einen Rückgang der Arbeitslosen- und Armutsquoten in 
fast allen Regionen in den letzten zehn Jahren. 

Die Konvergenz in der EU ist jedoch nicht einheitlich. Dies spiegelt Unterschiede 
in Bezug auf die Produktivität und die Wettbewerbsfähigkeit wider. Während meh-
rere östliche Regionen seit 2004 einen beeindruckenden Aufholprozess erleben, der 
von einem wirtschaftlichen Aufschwung nach der Erweiterung angetrieben wurde, 
gab es in vielen anderen Regionen eine allmähliche Divergenz, was bedeutet, dass 
sie nicht zum EU-Durchschnitt aufschließen. Dies gilt vornehmlich für Regionen in 
den südlichen Mitgliedstaaten und insbesondere seit der Finanzkrise von 2008, 
aber auch für eine Reihe von Übergangsregionen in stärker entwickelten Mitglied-
staaten. In etwa einem Drittel der EU-Regionen wurde das BIP pro Kopf aus dem 
Jahr 2008 tatsächlich bisher nicht wieder erreicht. Dies betrifft Regionen in allen 
Entwicklungsstufen und sogar stärker entwickelte Mitgliedstaaten.

Das reale BIP pro Kopf ist seit der Jahrtausendwende in mehreren Regionen der 
südlichen Mitgliedstaaten sogar zurückgegangen, was die Auswirkungen wirt-
schaftlicher Schocks und anhaltender struktureller Herausforderungen widerspie-
gelt: Produktivitätswachstum, Qualität der Institutionen und reibungsloses Funk-
tionieren der Arbeitsmärkte. Gleichzeitig sollten die meisten östlichen Regionen 
die Konvergenzdynamik aufrechterhalten und ihre Wachstumsmotoren über die 
Metropolregionen hinaus ausdehnen, um die sich verschärfenden interregionalen 
Ungleichheiten abzumildern. 

Die Kohäsionspolitik hat zu einem besseren Funktionieren des Binnenmarkts bei‑
getragen, indem sie langfristiges Wachstum und Wettbewerbsfähigkeit fördert. 
Sie hat den Zugang zu Waren und Dienstleistungen durch die physische und digitale 
Infrastruktur und auch die Konnektivität verbessert. Darüber hinaus hat die Kohä-
sionspolitik die lokale Wirtschaft und Attraktivität gefördert, indem Innovation und 
Unternehmertum durch die Unterstützung von KMU verbessert und das Humankapital 
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Karte 2 Pro-Kopf-BIP in KKS (2022)
Index, EU-27 = 100

Quelle: Eurostat [nama_10r_2gdp].

Karte 2	Pro-Kopf-BIP in KKS (2022)
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Anmerkung: Karte 3 zeigt das regionale Wachstum des BIP pro Kopf seit 2001. Alle hell- und dunkelgrünen Regionen verzeichneten ein Wachstum über dem EU-Durchschnitt, während das Wachstum der gelben 
und orangefarbenen Regionen unter dem EU-Durchschnitt lag. Der Farbton (hell- und dunkelgrün, gelb und orange) zeigt das regionale Wachstum im Vergleich zum nationalen Durchschnitt.
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xviixvi durch Aus- und Weiterbildung gestärkt wurden. Durch die Kohäsionspolitik wurden 
auch gute Governance, Zusammenarbeit und Verwaltungseffizienz gefördert.

Die Kohäsionspolitik spielt eine Schlüsselrolle bei der Förderung öffentlicher 
Investitionen. So entfallen auf die Kohäsionspolitik fast 13 % der gesamten staat-
lichen Investitionen3 in der EU insgesamt und 51 % in den weniger entwickelten 
Mitgliedstaaten.4 Diese Investitionen haben das europäische Wachstumsmodell ge-
stärkt und das Wirtschaftswachstum im Einklang mit den wichtigsten politischen 
Prioritäten angekurbelt, angefangen beim ökologischen und digitalen Wandel, über 
Innovation, Unternehmen und Kompetenzen, Kinderbetreuung, Bildung und Ge-
sundheit bis hin zum Schutz vor Naturkatastrophen. 

Neben ihren direkten sozialen und wirtschaftlichen Auswirkungen hat die Ko‑
häsionspolitik auch zur Verbesserung der Verwaltungskapazitäten und der 
Qualität der Governance in den Mitgliedstaaten beigetragen. Investitionen im 
Zusammenhang mit der Kohäsionspolitik sind an Bedingungen geknüpft, die soge-
nannten „grundlegenden Voraussetzungen“. Diese unterstützen die wichtigsten Pri-
oritäten der EU sowie die Qualität und Nachhaltigkeit der Investitionen. Die horizon-
talen Auswirkungen der grundlegenden Voraussetzungen ergänzen die Umsetzung 
länderspezifischer Reformen, die im Rahmen des Europäischen Semesters geför-
dert werden.

Darüber hinaus haben die Grundprinzipien, die für die Programmplanung und Um-
setzung der Kohäsionspolitik gelten, durch Evaluierungs-, Partnerschafts-, Trans-
parenz- oder Prüfungs- und Kontrollanforderungen positive Übertragungseffekte 
auf die einzelstaatlichen Verfahren. 

3	 Bruttoanlageinvestitionen des Staates. 

4	 Mitgliedstaaten mit einem Bruttonationaleinkommen pro Kopf von weniger als 90 % des EU-Durchschnitts.

Grüneres Europa

69 Mrd. EUR für erneuerbare 
Energien, Biodiversität,  

Energie-Effizienz, sauberen Verkehr, 
Anspassung and den Kimawandel.

Unterstützung von 
Unternehmen

für 4,4 Millionen  
Betriebe.

Kinderbetreung  
und Bildung

Infrastruktur für  
24 Millionen Kinder  

und Jungë Menschen.

Energieeffizienz

verbessert für  
550 000 Haushalte.

Bessere 
Gesundheitsdienste

für 63 Millionen  
Menschen.

Schaffung von 
Arbeitsplätzen

370 000 neue Arbeitsplätze 
in unterstüzten 
Unternehmen.

Internetzugang

Besserer  
Breitbandanschluss  

für 7,8 Millionen  
Haushalte.

Hochwasserschutz

17 Millionen Menschen 
geschützt.

Forschung und Innovation

96 Mrd. EUR für Investitionen 
in Forschung, technologische 
Entwicklung, Innovation und 

Wettbewerbsfähigkeit.

Allgemeine und berufliche Bildung

47 Mrd. EUR für allgemeine 
und berufliche Bildung und 

Weiterqualifizierung der 
Abeitskräfte.

Einsatz der Investitionen

Ausgewählte Ergebnisse

Abbildung 1	Erfolge der kohäsionspolitischen Programme 2014-2020
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Die Kohäsionspolitik stärkt den Binnenmarkt und sorgt 
für gleiche Wettbewerbsbedingungen

Durch Konvergenz kann sich jede Region uneingeschränkt am Binnenmarkt be‑
teiligen. Die Beseitigung von Hindernissen für den freien Waren-, Dienstleistungs-, 
Kapital- und Arbeitnehmerverkehr fördert eine bessere Ressourcenverteilung in 
der gesamten EU sowie den Austausch von Ideen und Innovationen. Die wachsen-
de Vielfalt der EU-Regionen verschafft der Union und ihren Unternehmen einen 
erweiterten Pool von Wettbewerbsvorteilen. Durch Investitionen in Infrastruktur, 
Innovation, Bildung und andere Schlüsselbereiche hilft die Kohäsionspolitik allen 
Regionen, sich zu beteiligen und die Vorteile der Skaleneffekte zu nutzen, die sich 
aus dem Binnenmarkt und dem internationalen Wettbewerb ergeben. Ein größerer, 
gut entwickelter, innovativer und vernetzter Binnenmarkt ist von entscheidender 
Bedeutung für die Entwicklung starker Wertschöpfungsketten innerhalb der EU, die 
für die offene strategische Autonomie der EU wichtig sind.

Die Kohäsionspolitik hat erhebliche positive Auswirkungen auf Europa als Gan‑
zes. Makroökonomische Modelle5 deuten darauf hin, dass das BIP der EU durch die 
Programme 2014-2020 und 2021-2027 zusammengenommen bis Ende 2030 um 
0,9 % gesteigert werden könnte. Diese Auswirkungen sind langanhaltend: bis 2043 
liegen sie bei 0,6 %. Die Auswirkungen zeigen sich natürlich wesentlich deutlicher in 
den Kohäsionsländern6, in denen die Unterstützung konzentriert erfolgt: So wird das 
BIP in Kroatien im Jahr 2030 um bis zu 8 %, in Polen und der Slowakei um 6 % und in 
Litauen um 5 % höher liegen als ohne Kohäsionsunterstützung. Stärker entwickel-
te Regionen, die im Rahmen der Kohäsionspolitik weniger Pro-Kopf-Unterstützung 
erhalten, profitieren ebenfalls von ausgeprägten positiven Übertragungseffekten, 
die durch Programme an anderer Stelle entstehen. Entwickelte Regionen gewinnen 
Partner in ihren Lieferketten und Märkte für ihre Ausfuhren und Investitionen. 

Die positive Kapitalrendite der Kohäsionspolitik für den Binnenmarkt lässt sich 
anhand des Multiplikators veranschaulichen. Bis 2030 wird jeder Euro, der in die 
Programme 2014-2020 und 2021-2027 investiert wurde, ein zusätzliches BIP in 
der Union in Höhe von 1,3 EUR generiert haben. Dieser Wert wird sich 2043 nahezu 
verdreifachen, was einer jährlichen Rendite von rund 4 % entspricht. Die Modellie-
rung geht außerdem von geschätzt bis zu 1,3 Millionen zusätzlichen Arbeitsplätzen 
für die EU bis 2027 aus, wobei ein großer Anteil in den mit dem ökologischen und 
dem digitalen Wandel verbundenen Sektoren zu verzeichnen ist.

Durch den zielgerichteten Charakter der Unterstützung im Rahmen der Ko‑
häsionspolitik wird das Risiko, private Investitionen zu verdrängen, weitge‑
hend abgemildert. Die Kohäsionspolitik konzentriert sich hauptsächlich auf Be-
reiche, in denen die privaten Investitionen unzureichend sind, entweder aufgrund 
von Marktversagen (z.  B. Zugang zu Finanzmitteln für Start-ups, Kleinst- und 
Kleinunternehmen) oder zur Förderung von Kollektivgütern (z. B. Bildung, Kinderbe-
treuung). Quantitative Analysen, die den neunten Kohäsionsbericht untermauern7, 
zeigen durchgängig positive Nettoeffekte und bestätigen, dass die Politik erheb-
liche private Investitionen über die Laufzeit der Programme hinaus fördert. Der 
verstärkte Einsatz von Finanzinstrumenten kann dazu beitragen, weitere private 
Investitionen zu mobilisieren. 

5	 Die Auswirkungen der Programme 2014-2020 und 2021-2027 wurden anhand des RHOMOLO-Modells 
bewertet, einem räumlich berechenbaren allgemeinen Gleichgewichtsmodell der Europäischen Kommis-
sion. Eine ausführlichere Analyse findet sich in Kapitel 9 des neunten Kohäsionsberichts.

6	 Tschechien, Polen, Slowakei, Kroatien, Bulgarien, Rumänien, Estland, Griechenland, Zypern, Lettland, Litauen, 
Ungarn, Malta und Slowenien.

7	 Siehe Kapitel 9 des neunten Kohäsionsberichts.
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Künftige Erweiterungen werden die Integration neuer Mitgliedstaaten in den 
Binnenmarkt erfordern. Die Ziele der EU-Kohäsionspolitik bleiben auch in einer 
größeren Union, sowohl in den derzeitigen als auch in den künftigen Mitgliedstaa-
ten, bestehen.8 Die sozioökonomische Konvergenz mit der EU sollte jedoch bereits 
in der Heranführungsphase beginnen. Mit der neuen Fazilität für die Ukraine, dem 
Wachstumsplan für die westlichen Balkanstaaten sowie der Reform- und Wachs-
tumsfazilität für die westlichen Balkanstaaten wird das dreifache Ziel verfolgt, den 
Zugang zum EU-Binnenmarkt zu verbessern, die finanzielle Unterstützung zu er-
höhen und die Umsetzung von Reformen zu beschleunigen. 

Die Kohäsionspolitik hat dazu beigetragen, die asymmetrischen 
Auswirkungen der jüngsten Krisen abzumildern

Die beispiellosen Krisen haben unterschiedliche Auswirkungen in der gesamten 
Union. Von der COVID-19-Pandemie bis zum Angriffskrieg Russlands gegen die 
Ukraine sind verschiedene Regionen und gesellschaftliche Gruppen sehr unter‑
schiedlich betroffen. Die Auswirkungen der Pandemie waren in Regionen, die von 
Tourismus, Kulturwirtschaft oder anderen arbeitsintensiven Dienstleistungen abhän-
gig sind, sowie in stark in die globalen Wertschöpfungsketten eingebundenen Bran-
chen schwerwiegender. Was den Angriffskrieg Russlands gegen die Ukraine betrifft, 
so waren die negativen Auswirkungen insbesondere in den Grenzregionen sowie in 
Regionen, in denen die Industrie anfällig für hohe Energiepreise oder Unterbrechun-
gen der Lieferkette ist, zu spüren. Im Allgemeinen sind Randregionen und weniger 
entwickelte Regionen bei allen Krisen betroffen. Die asymmetrischen Auswirkungen 
wurden durch die ungleichen institutionellen Kapazitäten auf den verschiedenen 
Ebenen, die erforderlich sind, um auf Herausforderungen zu reagieren, verstärkt.

Die EU hat umgehend reagiert, um die Auswirkungen der Krisen abzumildern 
und den Weg für eine robuste Erholung zu ebnen. Durch die Kohäsionspolitik 
wurde rasch Unterstützung für gefährdete Regionen mobilisiert, wodurch das Ri-
siko einer weiteren Vergrößerung der Ungleichheiten verringert werden konnte. 
Zu den Maßnahmen gehörten die Bereitstellung neuer Liquidität zur Unterstützung 
von Investitionen, Flexibilität zur Unterstützung der Fortführung von Projekten, 
Programme zur Erhaltung von Arbeitsplätzen und weitere gezielte Flexibilität bei 
der Programmplanung und Durchführung, insbesondere im Rahmen der Investi-
tionsinitiative zur Bewältigung der Coronavirus-Krise (CRII). Darüber hinaus wurden 
die Mitgliedstaaten im Rahmen von NextGenerationEU durch die Umsetzung von 
Reformen und Investitionen im Rahmen der Aufbau- und Resilienzfazilität (ARF) 
sowie die Aufbauhilfe für den Zusammenhalt und die Gebiete Europas (REACT-EU) 
umfassend unterstützt, um ihren wirtschaftlichen Erholungsprozess und ihre lang-
fristige Resilienz zu fördern. Zusammen mit REPowerEU, das nach dem Angriffs-
krieg Russlands gegen die Ukraine ins Leben gerufen wurde, haben die flexiblen 
Möglichkeiten, die im Rahmen der Kohäsionspolitik mit der Initiative Supporting 
Affordable Energy (SAFE) gewährt wurden, entscheidend dazu beigetragen, die 
schwächsten Bevölkerungsgruppen, insbesondere die von Energiearmut bedrohten 
Menschen und KMU, die von hohen Energiepreisen betroffen sind, zu unterstützen. 
Parallel dazu wurden durch den Einsatz von Kohäsionsmitteln für Flüchtlinge in 
Europa (CARE) lokale Behörden und NRO, die infolge von Russlands Angriffskrieg 
aus der Ukraine geflohene Menschen aufnehmen, finanziell unterstützt. 

Zusammen mit Unterstützung bei der Minderung von Arbeitslosigkeitsrisiken in 
einer Notlage (SURE) und NextGenerationEU, insbesondere durch die ARF, trugen 
kohäsionspolitische Interventionen 2021 und 2022 zu einer raschen wirtschaftli‑
chen Erholung, besonders in weniger entwickelten Regionen, sowie zu niedrigen 

8	 COM(2024) 146 final vom 20.3.2024.
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Karte 4 Beschäftigungsquote (20- bis 64-Jährige), 2022

EU-27 = 74,6 
Bis 2030 soll eine Beschästigungsquote von 78 % erreicht werden. 
Quelle: Eurostat (lfsd_r_lfe2emprt).

% der Bevölkerung im Alter von 20–64 Jahren
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Arbeitslosenquoten bei. Während die COVID-19-Krise zu einem Rückgang des BIP 
um 5,7 % geführt hatte, waren die Einkommen innerhalb von zwei Jahren in al-
len Regionskategorien praktisch wieder auf das Niveau von 2019 zurückgekehrt. 
Im Gegensatz dazu war der Abschwung nach der Krise von 2008 weniger stark 
ausgeprägt (4,3 % des BIP); jedoch waren zwei Jahre später, im Jahr 2010, die 
weniger entwickelten Regionen noch weiter geschrumpft und die Übergangsregio-
nen sowie die stärker entwickelten Regionen hatten kaum begonnen, sich zu er-
holen. Mit der Unterstützung durch die oben genannten Minderungsmaßnahmen 
und nationale Unterstützungsmaßnahmen haben sich die Arbeitsmärkte der EU als 
beeindruckend widerstandsfähig erwiesen. In den meisten Regionen der EU dauerte 
es lediglich ein Jahr, bis das Beschäftigungsniveau von 2019 wieder erreicht oder 
übertroffen war. Der Beschäftigungsrückgang, zu dem es während der Finanzkrise 
2008 kam, dauerte hingegen bis 2013 an und erreichte 2016 wieder das Vorkri-
senniveau. In den südlichen EU-Ländern war das erst 2019 der Fall.

Die jüngsten Krisen haben jedoch deutlich gemacht, dass viele Regionen anfällig 
sind und dass ihre Volkswirtschaften und Arbeitsmärkte widerstandsfähiger wer-
den müssen. Zu diesem Zweck sollte die Förderung zukunftssicherer europäischer 
Wertschöpfungsketten angeregt werden, insbesondere durch die Einführung und 
Ausweitung kritischer und neu entstehender Technologien in strategischen Sek-
toren, wie sie im Rahmen der Plattform für strategische Technologien für Europa 
(STEP)9 unterstützt werden. 

Die soziale Konvergenz hat Fortschritte gemacht, wenngleich 
es nach wie vor zahlreiche Herausforderungen gibt

Die soziale Konvergenz wird durch das starke Engagement der EU-Institutionen, 
der Mitgliedstaaten und der Sozialpartner auf dem Sozialgipfel von Porto vor‑
angetrieben, um die Ziele der europäischen Säule sozialer Rechte zu erreichen:

•	 Mindestens 78 % der 20- bis 64-Jährigen sollten einer Beschäftigung nach-
gehen.

•	 Mindestens 60 % aller Erwachsenen sollten jedes Jahr an einer Weiterbil-
dungsmaßnahme teilnehmen.

•	 Die Zahl der von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohten Menschen 
sollte um mindestens 15 Millionen verringert werden, darunter mindestens 
5 Millionen Kinder.

Die EU-Kohäsionspolitik hat in den letzten zehn Jahren eine zentrale Rolle bei 
der allgemeinen Verbesserung der Beschäftigung und der sozialen Indikatoren 
in der EU gespielt. Die östlichen EU-Länder haben erhebliche Fortschritte bei der 
sozialen Inklusion und der Verringerung der Armut erzielt und sich dem EU-Durch-
schnitt angenähert (Armutsquote von 21 %). Die südlichen EU-Länder stagnieren 
jedoch seit 2019 (bei rund 25 %). Auch die Kluft zwischen stärker entwickelten und 
weniger entwickelten Regionen ist von rund 14 Prozentpunkten im Jahr 2016 auf 
9 Prozentpunkte im Jahr 2022 geschrumpft.

Die positiven Entwicklungen bei der sozialen Inklusion und der Armutsbekämpfung 
könnten jedoch durch Inflation und hohe Energiepreise sowie ungleiche Fortschritte 
in den einzelnen Bevölkerungsgruppen gefährdet werden. Die ländlichen Gebiete 
im Osten und Süden der EU sind am unmittelbarsten von Energiearmut betroffen. 
Armut gibt es jedoch in jeder Region, auch in entwickelten städtischen Gebieten. 

9	 Verordnung (EU) 2024/795 zur Einrichtung der Plattform „Strategische Technologien für Europa“ (STEP)
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Einige Bevölkerungsgruppen, wie etwa marginalisierte Gemeinschaften, leben in 
anhaltender Armut, die durch Wohnungssegregation, unzureichende Bildungs- 
und Beschäftigungsmöglichkeiten und eingeschränkten Zugang zu grundlegenden 
Dienstleistungen gekennzeichnet ist.

Die Beschäftigungsunterschiede zwischen den Regionen haben sich durch die 
aktive Unterstützung der Kohäsionspolitik verringert. Obwohl die Beschäfti-
gungsquoten in weniger entwickelten Regionen mit 68 % im Jahr 2022 (gegenüber 
78 % in stärker entwickelten Regionen) nach wie vor schwächer sind, hat sich das 
Gefälle seit 2013 um 5 Prozentpunkte verringert.

Auch die Arbeitslosenquoten haben sich angenähert. Die Verbesserung ist be-
eindruckend in weniger entwickelten Regionen, in denen sich die Quote von 15,8 % 
im Jahr 2013 auf 8 % im Jahr 2022 fast halbiert hat, während der Rückgang in 
den stärker entwickelten Regionen von 8,3 % auf 5 % ebenfalls einen erheblichen 
Fortschritt darstellt.

Trotz der Fortschritte in den letzten Jahren stellen die Jugendarbeitslosigkeit 
und der Anteil junger Menschen, die weder erwerbstätig sind noch eine schu‑
lische oder berufliche Ausbildung absolvieren (NEET-Quote), in der EU nach 
wie vor eine große Herausforderung dar, ebenso wie die anhaltend niedrigen 
Beschäftigungsquoten von Menschen mit Behinderungen. Der seit 2014 be-
obachtete Rückgang der Jugendarbeitslosigkeit und der NEETs setzte sich 2021 
und 2022 nach einem vorübergehenden Anstieg im Jahr 2020 während der CO-
VID‑19-Pandemie wieder fort. Die Arbeitslosenquote unter den 15- bis 24-Jährigen 
ist seit 2013 drastisch um mehr als 10 Prozentpunkte auf 14 % im Jahr 2022 
gesunken. Dennoch ist die Jugendarbeitslosigkeit mehr als doppelt so hoch wie die 
Gesamtarbeitslosigkeit, die auf 6,2 % gesunken ist. Die NEET-Quote ist seit 2013 
um mehr als 4 Prozentpunkte auf 12 % im Jahr 2022 zurückgegangen. Es braucht 
weitere Fortschritte, um das Ziel der europäischen Säule sozialer Rechte von 9 % 
zu erreichen.

Die Unterschiede bei der Jugendarbeitslosigkeit zwischen weniger entwickelten 
Regionen und anderen Regionen sind zwischen 2013 und 2022 zurückgegan‑
gen, was auf einen stärkeren Rückgang in weniger entwickelten Regionen und in 
den südlichen EU-Ländern zurückzuführen ist. Dennoch sind die Unterschiede nach 
wie vor groß, wobei die Jugendarbeitslosenquote mit 22 % in weniger entwickelten 
Regionen fast doppelt so hoch ist wie in stärker entwickelten Regionen. Die Unter-
schiede bei der NEET-Quote zwischen weniger entwickelten Regionen und anderen 
Regionen gingen zwischen 2013 und 2022 ebenfalls zurück. Dennoch bleibt die 
NEET-Quote in weniger entwickelten Regionen bei 16 % und ist damit fast doppelt 
so hoch wie in stärker entwickelten Regionen. 

Die niedrige Arbeitslosigkeit und die hohe Nachfrage nach Arbeitskräften set‑
zen die Arbeitsmärkte zunehmend unter Druck. Der Arbeitskräfte- und Fachkräf-
temangel nimmt zu und ist in einer Vielzahl von Berufen und Sektoren auf allen 
Qualifikationsebenen, insbesondere in einigen Regionen, zu einer großen Heraus-
forderung geworden. Verschärft werden diese Engpässe noch durch die gleichzeiti-
ge Nachfrage nach spezifischen Qualifikationen zur Bewältigung des digitalen und 
grünen Wandels, des industriellen Strukturwandels und des starken Rückgangs der 
Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter, die bis 2050 voraussichtlich um 50 Millionen 
Menschen schrumpfen wird. In diesem Zusammenhang spielt die inklusive Beteili-
gung unterrepräsentierter Gruppen am Arbeitsmarkt eine Schlüsselrolle, wenn es 
darum geht, Konvergenz zu erreichen und den Arbeitskräftemangel in der EU zu 
beheben. Auch die Förderung lebenslangen Lernens und der Bildungspolitik sowie 
die Unterstützung von Arbeitsmarktreformen sind hier von Bedeutung. Der Anteil 
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der weiblichen Erwerbstätigen steigt weiter, was auf das Erreichen eines höheren 
Bildungsniveaus, verbesserten Zugang zu Kinderbetreuungseinrichtungen und fle-
xiblere Arbeitszeitregelungen zurückzuführen ist, und die Beschäftigungsquote von 
Drittstaatsangehörigen zog nach einem Rückgang im Jahr 2020 wieder an.

Trotz eines sichtbaren Rückgangs der Unterschiede auf dem Arbeitsmarkt 
schneiden einige Regionen unterdurchschnittlich ab – die zentralen nördlichen 
Regionen der EU verfügen über stärkere Arbeitsmärkte (und allgemein eine bessere 
soziale Lage) als die südlichen und südöstlichen Regionen. Die Fortschritte beim 
Abbau des geschlechtsspezifischen Gefälles bei der Beteiligung am Arbeitsmarkt 
haben sich in den letzten Jahren verlangsamt oder sind stagniert: Für die EU insge-
samt liegt das geschlechtsspezifische Gefälle nach wie vor bei 11 Prozentpunkten, 
was weiterhin zu den Unterschieden auf dem Arbeitsmarkt beiträgt.

Das Bildungsniveau hat sich allgemein erhöht. Der Anteil der Schulabbrecher ist 
in der gesamten EU zurückgegangen, insbesondere in den weniger entwickelten 
Regionen. Der positive Trend bei den tertiären Bildungsabschlüssen hat sich in allen 
Regionen fortgesetzt, wobei die Gesamtquote 2022 bei 34 % lag. Im Gegensatz 
dazu ging die Teilnahme Erwachsener an allgemeinen und beruflichen Bildungs-
angeboten zurück, als die COVID-19-Pandemie begann, ist aber mittlerweile, ins-
besondere in weniger entwickelten Regionen und den östlichen EU-Mitgliedstaaten, 
wieder angestiegen.

Das Qualifikationsniveau und die Innovation spielen eine entscheidende Rolle, 
wenn es darum geht, das langfristige Produktivitätswachstum und die Wett‑
bewerbsfähigkeit voranzutreiben. Qualifiziertere und kreative Arbeitskräfte sind 
für Innovation sowie für die Schaffung neuer und wettbewerbsfähiger Produkte 
und Dienstleistungen von entscheidender Bedeutung. Im Jahr 2022 nahm die Teil-
nahme Erwachsener an Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen stark zu und über-
traf damit das Tempo aus der Zeit vor der COVID-19-Pandemie. Es bedarf jedoch 
erheblicher Fortschritte, um das Ziel der europäischen Säule sozialer Rechte zu 
erreichen, wonach 60 % der Erwachsenen jedes Jahr an Aus- und Weiterbildungs-
maßnahmen teilnehmen sollen. Die Erfahrungen mit individuellen Lernkonten10 in 
einigen Mitgliedstaaten weisen den Weg in die richtige Richtung.

Es bestehen nach wie vor Unterschiede in der Aus- und Weiterbildung, insbe-
sondere aufgrund der starken Konzentration von Hochschulabsolventen in Städ-
ten (in denen sich die meisten Angebote zum Erwerb einer tertiären Bildung kon-
zentrieren). Diese führen zu Ungleichgewichten, die durch die Abwanderung von 
Hochschulabsolventen aus den Regionen, in denen sie ihren Abschluss gemacht 
haben, teilweise noch verstärkt werden. Diese Abwanderung hochqualifizierter Ar-
beitskräfte stellt eine ernsthafte Herausforderung für die künftige Nachhaltigkeit 
der regionalen Wirtschaft und des sozialen Gefüges dar. Das Ungleichgewicht bei 
der Verfügbarkeit von Talenten in den Regionen ist auf unzureichende hochwerti-
ge Beschäftigungsmöglichkeiten und andere Faktoren wie die schlechtere Infra-
strukturausstattung, den Zugang zu Kinderbetreuungsangeboten, Aus- und Wei-
terbildung, Gesundheitsdienste und -einrichtungen und andere Dienstleistungen 
zurückzuführen. 

Es ist davon auszugehen, dass der demografische Wandel den Arbeitskräfte‑
mangel weiter verschärft und den Druck auf die öffentlichen Haushalte erhöht. 
Nach jahrzehntelangem Wachstum ist die Bevölkerung der EU seit 2020 rückläufig, 
da die Nettomigration das negative natürliche Wachstum nicht mehr kompensiert. 

10	 Über individuelle Lernkonten werden Menschen im erwerbsfähigen Alter Mittel für hochwertige Aus-
bildungsmaßnahmen zur Verbesserung ihrer Kompetenzen und ihrer Beschäftigungsfähigkeit zur Ver-
fügung gestellt.
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Karte 6 Regionen in einer Talententwicklungsblockade und Regionen, die Gefahr laufen, 
in eine solche zu geraten

Schrumpfende Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter und geringere Hochschulbildung

Eine Region befindet sich in einer Talententwicklungsblockade, wenn sie
a) eine schrumpfende Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter,
b) eine unterdurchschnittliche und stagnierende Hochschulbildung und/oder
c) eine Nettoabwanderung 15- bis 39-Jähriger verzeichnet.

Quelle: GD REGIO auf der Grundlage von Eurostat-Daten 
(demo_r_d2jan, demo_r_magec, lfst_r_lfsd2pop).

Nettoabwanderung von 15- bis 39-Jährigen

Andere Regionen

Kategorie

Karte 6	Regionen in einer Talententwicklungsblockade und Regionen, die Gefahr laufen, in eine solche zu geraten
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Auf Ebene der EU-27 sind der natürliche Bevölkerungswandel und die Nettomigra-
tion in städtischen Regionen am höchsten und in ländlichen Regionen am niedrigsten 
(und oft negativ). Darüber hinaus erleben entlegene Regionen insgesamt eine nega-
tive Nettomigration, die mit einem Mangel an wirtschaftlichen und Beschäftigungs-
möglichkeiten sowie dem fehlenden Zugang zu wichtigen Dienstleistungen (ein-
schließlich Bildung, Kinderbetreuung und Gesundheitsversorgung) zusammenhängt, 
was sie weniger attraktiv macht und Menschen zum Wegzug veranlassen kann.

Der Rückgang der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter erfordert raschere Pro‑
duktivitätszuwächse, um den Lebensstandard aufrechtzuerhalten und die Be‑
schäftigungsquoten zu erhöhen, insbesondere für Menschen, die noch nicht auf 
dem Arbeitsmarkt aktiv sind. In dieser Hinsicht sind die Regionen unterschiedlich 
ausgestattet. Regionen, in denen ein geringer Anteil hochqualifizierter Menschen 
und eine Abwanderung junger und ausgebildeter Menschen ins Ausland bestehen, 
können in eine Talententwicklungsblockade geraten, wodurch ihre Fähigkeit zum 
Aufbau einer nachhaltigen, wettbewerbsfähigen und wissensbasierten Wirtschaft 
eingeschränkt wird. Wie in den Mitteilungen „Talenterschließung in den Regionen 
Europas“11 und „Demografischer Wandel in Europa: ein Instrumentarium zur Bewäl-
tigung der Herausforderungen“12 beschrieben, braucht es eine Mischung politischer 
Vorgehensweisen aus Reformen und Investitionen, um eine Umkehr zu bewirken 
oder sich an diese Realität anzupassen. 

Der demografische Wandel erfordert Anpassungen auf Ebene der Regionen und 
Städte. Hier geht es beispielsweise um die Integration demografischer Prognosen 
in die Raumentwicklungspolitik, die Anpassung der Erbringung öffentlicher Dienst-
leistungen, die Anpassung der öffentlichen Verwaltung, die Erhöhung der Beschäf-
tigungsquoten und die Förderung der Produktivität. Die berufliche Aus- und Weiter-
bildung verfügt über ein hohes Potenzial, den Arbeitskräftemangel zu beheben und 
den ökologischen und den digitalen Wandel zu vollziehen und spielt darüber hinaus 
eine wichtige Rolle in Bezug auf Strategien für intelligente Spezialisierung: Unter-
stützung der Bindung und Anwerbung von Talenten, Schaffung von Absorptionsfä-
higkeit in den Gesellschaften und Volkswirtschaften, in denen sie angesiedelt sind, 
und Beitrag zum Aufbau nachhaltiger (und gerechterer) Gemeinschaften.

..und nicht alle Regionen profitieren von derselben Wachstums
dynamik

Die wirtschaftlichen Unterschiede auf dem Kontinent sind nach wie vor groß. 
Mehr als jeder vierte Mensch in der EU (28 %) lebt in einer Region mit einem BIP 
pro Kopf von unter 75 % des EU-Durchschnitts. Die meisten von ihnen leben in öst-
lichen Mitgliedstaaten, aber auch in Griechenland, Portugal, Spanien, Süditalien und 
Gebieten in äußerster Randlage. Seit 2001 ist das reale BIP-Wachstum pro Kopf in 
mehreren Regionen, insbesondere in Griechenland und Italien, negativ, wenngleich 
es in jüngster Zeit gestiegen ist.

Veränderungen der subnationalen Unterschiede zeigen unterschiedliche Mus‑
ter in den einzelnen Mitgliedstaaten. In vielen östlichen Mitgliedstaaten (wie der 
Slowakei, Bulgarien und Rumänien) ist die Zunahme der Unterschiede auf sehr 
hohe Wachstumsraten in den am weitesten entwickelten Regionen (in der Regel 
die Hauptstadtregion) zurückzuführen. In Frankreich und Griechenland haben die 
inneren Unterschiede zugenommen, da das BIP pro Kopf in den ärmeren Regio-
nen besonders niedrig war. In einigen anderen Mitgliedstaaten wie Portugal ist der 

11	 COM(2023) 32 final vom 17.1.2023.

12	 COM(2023) 577 final vom 11.10.2023.
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Rückgang der regionalen Unterschiede auf die relativ schlechte Leistung einiger 
entwickelter, zuvor dynamischer Regionen zurückzuführen.

In vielen Mitgliedstaaten wird die wirtschaftliche Entwicklung durch die Wett‑
bewerbsfähigkeit der Hauptstadtregionen und der großen Ballungsräume vo‑
rangetrieben. Da andere Regionen diesen Vorsprung nicht aufholen können, 
führt dies zu inneren Divergenzen. Diese räumliche Polarisierung kann zu ne-
gativen externen Effekten (Spannungen auf den Arbeits- und Wohnungsmärkten, 
Staus, Umweltverschmutzung) und zur unzureichenden Ausschöpfung des wirt-
schaftlichen Potenzials des gesamten Landes führen. Dies wiederum kann die 
Wettbewerbsfähigkeit der Mitgliedstaaten und damit die langfristige Tragfähigkeit 
ihres Wachstumsmodells beeinträchtigen.

Ländliche Gebiete, Bergregionen, Inselregionen und dünn besiedelte Gebiete 
stehen weiterhin vor besonderen Herausforderungen, die das Wirtschafts‑
wachstum und die Entwicklung behindern, was auf eine geringere physische 
und digitale Konnektivität oder begrenzte Aus- und Weiterbildungsmöglichkeiten 
zurückzuführen ist. Das Durchschnittseinkommen in ländlichen Gebieten beträgt 
87,5  % des Durchschnittseinkommens in städtischen Gebieten.13 Im Zeitraum 
2001-2021 verzeichneten jedoch nichtstädtische Regionen (durchschnittlich) ein 
deutlich höheres Wachstum des BIP pro Kopf als städtische Regionen: 1,5 % im 
Vergleich zu 0,8 %. In den östlichen Mitgliedstaaten zeichnet sich allerdings ein 
anderer Trend ab: Hier wird das Wachstum stärker von großen Ballungsräumen und 
Hauptstädten getragen. Der öffentliche Bericht mit dem Titel „The long-term vision 
for the EU’s rural areas: key achievements and ways forward“ bereitet den Boden 
für eine Debatte über die Zukunft ländlicher Gebiete.

Diese territorialen Unterschiede verschärfen eine Situation, in der eine Reihe 
von Regionen mit wirtschaftlicher Stagnation oder wirtschaftlichem Nieder‑
gang konfrontiert sind, wobei die Gefahr besteht, in eine Entwicklungsfalle zu 
geraten (d. h. sie fallen unter die durchschnittlichen Wachstumsraten der EU und 
der Mitgliedstaaten sowie unter das Niveau ihrer eigenen Leistung aus der Ver-
gangenheit). Dazu gehören einige größere ehemalige Industriezentren in stärker 
entwickelten Regionen. Politische Entscheidungsträger in solchen Regionen haben 
oft Schwierigkeiten, Lösungen zu finden, um die wirtschaftliche Dynamik der Ver-
gangenheit wiederherzustellen. Diese Situation führt zu Frustration, die wiederum 
zunehmend zu politischer Unzufriedenheit wird. 

Die Ursachen von Entwicklungsfallen sind von Region zu Region unterschiedlich. 
Hier ist eine individuelle Diagnose erforderlich, die gegebenenfalls verschiedene 
miteinander verknüpfte Faktoren umfasst, wie z. B. unzureichende Spezialisierung, 
schwache öffentliche Verwaltung, ineffizientes Innovationsökosystem, Mangel an 
bestimmten Dienstleistungen oder Qualifikationsungleichgewichte. Diese Faktoren 
erfordern eine gezielte Analyse für jede Region und anschließend maßgeschneider-
te politische Maßnahmen durch gezielte Investitionen und Reformen. 

3. Wenn strukturelle und sich abzeichnende 
Herausforderungen nicht angegangen werden, 
können sie die territorialen Unterschiede vergrößern

Der ökologische und der digitale Wandel eröffnen neue Chancen und sind not‑
wendig, um die Wettbewerbsfähigkeit der EU in Zukunft zu erhalten und so 
eine gute Lebensqualität für die Bürgerinnen und Bürger zu gewährleisten. 

13	 Urban-rural Europe - income and living conditions – Statistics Explained (europa.eu).
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Karte 7 Auswirkungen des Klimawandels auf NUTS-3-Regionen im Rahmen eines Szenarios einer Erderwärmung von 2° C bis 2050

Zusätzliche wirtschaftliche Kosten Exposition des Menschen gegenüber schädlichen 
Klimaauswirkungen Sterblichkeit durch sub-optimale Temperaturen

Karte 7	Ausw
irkungen des Klim

aw
andels auf N

U
TS-3-Regionen im

 Rahm
en eines Szenarios einer Erderw

ärm
ung von 2° C bis 2050

N
eunter Bericht über den w

irtschaftlichen, sozialen und territorialen Zusam
m

enhalt



xxixxxviii

Sie erfordern aber auch strukturelle Veränderungen, die mit unterstützenden 
Maßnahmen einhergehen müssen, insbesondere für Menschen, Unternehmen und 
Regionen, die am stärksten gefährdet und besonders exponiert sind, da ansonsten 
die Gefahr besteht, dass die regionalen und sozialen Ungleichheiten zunehmen. 
Die EU-Klimapolitik zielt darauf ab, Fairness zu gewährleisten, insbesondere in-
dem die Ziele für die Verringerung von Treibhausgasemissionen für wohlhabendere 
Mitgliedstaaten verschärft werden, während diejenigen mit niedrigerem BIP pro 
Kopf einen größeren Anteil der Versteigerungseinnahmen aus dem Emissionshan-
delssystem erhalten. Neben bereichsübergreifenden EU-Fonds wie der Kohäsions-
politik und der ARF werden auch eine Reihe spezieller Finanzierungsinstrumente 
eingesetzt, um die sozialen und wirtschaftlichen Auswirkungen des Klimawandels 
abzumildern, insbesondere durch den Mechanismus für einen gerechten Übergang 
und den künftigen Klima-Sozialfonds. 

Der Klimawandel birgt die Gefahr einer Zunahme der regionalen Ungleich‑
heiten. Die Häufigkeit und Schwere wetterbedingter Katastrophen wie extreme 
Temperaturen, Stürme, Binnen- und Küstenüberflutungen, Dürren und Waldbrände 
nehmen zu. So haben die Überschwemmungen in den Regionen an der deutsch-bel-
gischen Grenze im Jahr 2021 unmittelbare Schäden in Höhe von schätzungsweise 
34,5 Mrd. EUR verursacht. Die hitzebedingte Mortalität hat zugenommen, insbe-
sondere unter der alternden Bevölkerung. Diese Ereignisse und ihre Auswirkungen 
auf die Menschen und die Wirtschaft sowie die Fähigkeit zur Bewältigung derselben 
sind in Europa ungleich verteilt. Küsten-, Mittelmeer- und östliche Regionen, die 
bereits ärmer als der EU-Durchschnitt sind, sind anfälliger und unverhältnismäßig 
stark betroffen und stehen vor jährlichen wirtschaftlichen Verlusten von mindes-
tens 1 % des BIP und einer größeren Exposition der Menschen gegenüber klima-
bedingten Schäden.

Die Luftverschmutzung in der EU ist nach wie vor durch sozioökonomische Un‑
terschiede gekennzeichnet. In Städten ist die Luftverschmutzung im Allgemeinen 
höher als in ländlichen Gebieten, was vor allem auf die Auswirkungen des Verkehrs 
zurückzuführen ist. Obwohl sich die Luftqualität sowohl in den reichsten als auch 
in den ärmsten Regionen der EU im Zeitraum 2007-2020 verbessert hat, bestehen 
nach wie vor Ungleichheiten, da die Konzentration feiner inhalierbarer Partikel in 
den ärmsten Regionen, die stärker von festen Brennstoffen als Heizstoff abhängig 
sind, durchweg um ein Drittel höher ist.

Die Eindämmung des Klimawandels und die Verbesserung der Umweltqualität 
erfordern eine rasche Verringerung der Treibhausgas- und Luftschadstoffemis‑
sionen in allen Sektoren, auch durch die Kreislaufwirtschaft und die Wiederherstel-
lung von Ökosystemen. Dies erfordert Maßnahmen auf allen Regierungsebenen, da 
diese Herausforderungen in der Regel starke territoriale und soziale Auswirkungen 
haben. Natürliche, geografische und sozioökonomische Unterschiede zwischen den 
Regionen führen auch zu unterschiedlichen Emissionsminderungskapazitäten.

Der Übergang zu einer klimaneutralen Wirtschaft muss auf gerechte und 
faire Weise erreicht werden. Die ungleiche Fähigkeit der Regionen, die Vortei-
le dieses Übergangs zu nutzen, kann die territorialen Unterschiede verschärfen. 
Der mit diesem Übergang verbundene wirtschaftliche Wandel kommt tenden-
ziell den Regionen zugute, die besser in der Lage sind, Investitionen anzuzie-
hen und qualifizierte Arbeitskräfte zu mobilisieren. Gleichzeitig verfügen vie-
le ländliche und weniger entwickelte Regionen über ein hohes Potenzial für die 
Erzeugung erneuerbarer Energien aus Wind- und Solarenergie oder für die  
CO2-Abscheidung und -Speicherung in natürlichen Ökosystemen. Die Erschließung 
dieses Potenzials würde der Energiesicherheit nicht nur in den Regionen selbst, 
sondern auch in Europa insgesamt dienen.

Überblick und kohäsionspolitische Erkenntnisse
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Karte 8 Ungenutztes Potenzial für Solar-, Wind- und Wasserkraft, nach NUTS-3-Region

Potenzielle Jahresproduktion pro Flächeneinheit.
Quelle: JRC.

Karte 8	Ungenutztes Potenzial für Solar-, Wind- und Wasserkraft, nach NUTS-3-Region
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Der Klimawandel bringt sowohl Chancen als auch Herausforderungen für die 
Beschäftigung und die Haushalte mit sich. Bestimmte Sektoren, die stark von 
fossilen Brennstoffen abhängig sind, werden voraussichtlich von Arbeitsplatzver-
lusten oder Umstrukturierungen betroffen sein. Gleichzeitig stellt der Klimawandel 
eine Herausforderung für traditionelle Sektoren wie Landwirtschaft, Tourismus, In-
dustrie oder sogar Energieerzeugung dar, insbesondere in Gebieten, in denen Was-
serknappheit zur Regel wird. Arbeitnehmer in Wirtschaftszweigen, in denen die Aus-
wirkungen des Klimawandels stärker sind – insbesondere solche mit spezifischen 
Qualifikationen oder begrenzten Möglichkeiten, in andere Branchen zu wechseln –, 
können Schwierigkeiten haben, neue Arbeitsplätze zu finden, was zu Arbeitslosig-
keit und Druck auf die Einkommen der Haushalte führt. Bei Sektoren, die in der 
regionalen und lokalen Wirtschaft dominieren, werden die Auswirkungen breiter 
angelegt sein, so dass sich die Volkswirtschaften dieser Regionen anpassen müs-
sen, um wettbewerbsfähig zu bleiben. Darüber hinaus erfordert die Umsetzung 
klimafreundlicher Technologien und Maßnahmen zusätzliche Investitionen, was zu 
Schwierigkeiten für einkommensschwache Haushalte führt. 

Es bedarf eines umfassenden Ansatzes, um Arbeitsplätze und Chancen in al‑
len Regionen zu fördern, die asymmetrischen Kosten des Klimawandels zu 
bewältigen und den Klimawandel und den ökologischen Wandel umzusetzen, 
einschließlich einer beschleunigten Verringerung der Treibhausgas- und Luftschad-
stoffemissionen, der notwendigen Investitionen in die Klimaresilienz, der Verbes-
serung der Bewirtschaftung natürlicher Ressourcen und der Wiederherstellung 
der Natur, der Schaffung gesunder Ökosysteme und naturbasierter Lösungen, der 
Unterstützung der Anpassung an den Klimawandel und des Katastrophenrisikoma-
nagements, gegebenenfalls Investitionen in Wassereffizienz und Abwasserbehand-
lung, in die Kreislaufwirtschaft und in die Energieeffizienz von Wohngebäuden und 
des Übergangs zu klimafreundlichen Verkehrsträgern.

Der digitale Wandel bietet Chancen für alle Regionen in Bezug auf höhere Pro‑
duktivität der Unternehmen, Innovation, Resilienz und Zugang zu Dienstleistun‑
gen sowie eine Chance insbesondere für ländliche und entlegenere Gebiete. Der 
digitale Wandel kann jedoch auch Risiken für den Zusammenhalt mit sich bringen, 
da die Gebiete und die Menschen nicht einheitlich in der Lage sind, digitale Techno-
logien zu übernehmen und zu nutzen – dies gilt auch für Menschen in benachteilig-
ten Situationen und marginalisierten Gemeinschaften. Ohne angemessene öffent-
liche Maßnahmen können sich die Lücken bei der digitalen Kompetenz vergrößern 
und die soziale und regionale Kluft innerhalb Europas möglicherweise noch ver-
tiefen. Darüber hinaus können fehlende Investitionen in die digitale Vernetzungs-
infrastruktur und den Einsatz digitaler Technologien das langfristige Wachstum und 
die Wettbewerbsfähigkeit der betroffenen Regionen beeinträchtigen. Dies kann sich 
negativ auf die sozioökonomische Attraktivität dieser Regionen auswirken und es 
erschweren, qualifizierte Arbeitskräfte und innovative Unternehmen zu halten.

Die Regionen, insbesondere die am wenigsten vorbereiteten Regionen, und vor 
allem in ländlichen und abgelegenen Gebieten, müssen kontinuierlich unter‑
stützt werden, um sicherzustellen, dass sie die Vorteile des digitalen Wandels 
nutzen können. Eine solche Unterstützung ist insbesondere für Investitionen in den 
Aufbau fortgeschrittener digitaler Netzinfrastrukturen und -dienste, den Erwerb 
grundlegender und fortgeschrittener digitaler Kompetenzen sowie die Übernahme 
digitaler Technologien durch Unternehmen, Bürgerinnen und Bürger und öffentliche 
Verwaltungen erforderlich.

Die neue geopolitische Landschaft kann auch schwerwiegende Auswirkungen 
auf zahlreiche Regionen der EU haben. Der Angriffskrieg Russlands gegen die 
Ukraine führte dazu, dass in einigen Regionen Investitionen, Handelsströme und 
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Karte 9 Europäischer Index für Regierungsqualität (2024)
Standardabweichung, Werte reichen von schlechter Qualität (negativ) bis hohe Qualität (positiv)

EU = 0
Anmerkung: Angaben in Z-Scores, der EU-Durchschnittswert ist folglich 
gleich 0. Positive Werte entsprechen einer im Vergleich zum EU-Durchschnitt 
besseren, negative einer im Vergleich zum EU-Durchschnitt schlechteren 
Qualität der Regierungsführung.
Alle Länder sind auf der NUTS-2-Ebene erfasst, mit Ausnahme von Belgien 
und Deutschland (NUTS-1-Ebene).
Quelle: Quality of Government Institute, Universität Göteborg.

Karte 9	Europäischer Index für Regierungsqualität (2024)
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Wirtschaftstätigkeiten (einschließlich Tourismus) drastisch zurückgingen und neue 
wirtschaftliche Hindernisse und Arbeitsplatzverluste zu verzeichnen waren. Der 
Krieg führte auch zu einer noch nie dagewesenen Zahl von Menschen, die in der 
EU Zuflucht benötigen. Mit einer Kombination aus rechtlicher, operativer und finan-
zieller Unterstützung hat die EU dazu beigetragen, dass sowohl die Menschen, die 
in die EU fliehen, als auch die Mitgliedstaaten, die sie aufnehmen, gut unterstützt 
werden. In einigen Regionen ist jedoch eine besonders hohe Zahl von Neuankömm-
lingen zu verzeichnen, was die lokalen Integrationssysteme unter Druck setzt. Auch 
die an Russland und Belarus angrenzenden Regionen stehen vor sicherheitspoliti-
schen Herausforderungen und der drohenden oder bereits vorhandenen Instrumen-
talisierung der Migration. 

Auch einige südliche Randgebiete und Gebiete in äußerster Randlage, die einem be-
sonderen Migrationsdruck an den Außengrenzen ausgesetzt sind oder einen Anstieg 
der irregulären Einreisen verzeichnen, müssen kontinuierlich unterstützt werden. 

Zunehmende Spannungen und ein intensiverer internationaler Wettbewerb er‑
fordern stärker diversifizierte Wertschöpfungsketten. Vor dem Hintergrund einer 
offenen strategischen Autonomie sind die Vielfalt der EU-Regionen sowie ihre be-
stehenden und potenziellen Wettbewerbsvorteile auf der Habenseite zu verbuchen. 
Regionale Vielfalt kann den Binnenmarkt und die Wertschöpfungsketten in ganz 
Europa stärken. Um dies zu erreichen, müssen die Regionen jedoch mit den richti-
gen materiellen, personellen und innovativen Ressourcen ausgestattet werden und 
in der Lage sein, ihr Potenzial und ihren Mehrwert freizusetzen.

Bedeutung der Governance

Mangelnde öffentliche Governance und Verwaltungskapazität beeinträchtigen 
das Entwicklungspotenzial und stellen in mehreren Regionen und Mitglied‑
staaten nach wie vor eine strukturelle Herausforderung dar. Die Qualität der 
Institutionen – einschließlich der Achtung der Rechtsstaatlichkeit und der Verwal-
tungskapazität – ist für die Rendite öffentlicher und privater Investitionen von ent-
scheidender Bedeutung. Es besteht ein enger Zusammenhang zwischen der Quali-
tät der Governance und den Auswirkungen der kohäsionspolitischen Investitionen. 
Dies erfordert eine Stärkung der Verwaltungskapazität in den europäischen Regio-
nen, auch im Hinblick auf künftige EU-Erweiterungen, da eine Verbesserung der 
Qualität der Governance auf nationaler, regionaler und lokaler Ebene die Wirksam-
keit der nationalen und europäischen Richtlinien und Investitionen erhöhen kann.

Das Entwicklungspotenzial vieler Regionen kann auch durch die mangelnde Diversi-
fizierung der Finanzierungsquellen auf regionaler und lokaler Ebene beeinträchtigt 
werden, wenn sie sich weitgehend auf Mittelübertragungen aus den einzelstaatli-
chen Haushalten stützen. Subnationale Gebietskörperschaften sind im Durchschnitt 
für mehr als die Hälfte der öffentlichen Investitionen verantwortlich. Dieser Anteil 
ist in den weniger entwickelten Mitgliedstaaten niedriger, steigt aber an. Diese Art 
der Abhängigkeit untergräbt die Widerstandsfähigkeit der betroffenen Länder ge-
genüber unerwarteten Ereignissen. Eine höhere und diversifizierte Finanzierungs-
kapazität der regionalen und lokalen Gebietskörperschaften, insbesondere die 
Möglichkeit, private Investitionen zu mobilisieren, und die Stärkung ihrer institutio-
nellen Kapazitäten und Verwaltungskompetenzen würden daher die Nachhaltigkeit 
ihrer Entwicklungsstrategien stärken. 
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4. Bilanz der Erfolge der Kohäsionspolitik und Lehren 
für die Zukunft
Wie vorstehend dargelegt, hat die Kohäsionspolitik zwar erfolgreich zur Kon‑
vergenz zwischen den Mitgliedstaaten beigetragen, jedoch zeichnet sich auf 
subnationaler Ebene ein differenzierteres Bild ab. Dieser nationale Konvergenz-
prozess wird zuweilen durch zunehmende Unterschiede auf subnationaler Ebene 
überschattet, insbesondere zwischen großen Ballungsgebieten und anderen Re-
gionen, sowie durch Regionen mit Entwicklungsrückstand, die oft in eine „Entwick-
lungsblockade“ geraten.

Der Start der Programme für den Zeitraum 2021-2027 wurde aufgrund der Aus-
wirkungen der Pandemie und in einigen Mitgliedstaaten aufgrund anderer Faktoren 
wie der Notwendigkeit, gleichzeitig Aufbau- und Resilienzpläne auszuarbeiten, ver-
zögert. Die Verwaltungsbehörden in den Mitgliedstaaten und Regionen mussten 
sich parallel mit unterschiedlichen Verwaltungssystemen und Zeitrahmen ausein-
andersetzen. Weniger entwickelte Mitgliedstaaten und Regionen, die besonders auf 
kohäsionspolitische Investitionen angewiesen sind, haben oft erhebliche Schwierig-
keiten bei der Planung und Umsetzung sowie begrenztere administrative Mittel. 
Trotz der mit dem Rechtsrahmen 2021-2027 eingeführten Maßnahmen zur Verein-
fachung der Kohäsionspolitik und der Unterstützung der Verwaltungskapazitäten in 
den letzten Jahrzehnten ist eine weitere Vereinfachung der Vorgaben erforderlich.

Um die Ziele des Vertrags wirksamer zu erreichen, insbesondere angesichts der 
Herausforderungen, müssen Überlegungen dazu angestellt werden, wie die Ge‑
staltung der Kohäsionspolitik weiter verbessert werden könnte. 

Verwirklichung des Vertragsziels: Verringerung der 
Unterschiede in der wirtschaftlichen Entwicklung 

Die Kohäsionspolitik hat sich in den vergangenen Jahren ständig weiterentwi‑
ckelt, um sich an neue Gegebenheiten anzupassen und die Prioritäten der EU 
zu unterstützen. Dies hat Änderungen in Bezug auf die geförderten Investitionen, 
die geografische Abdeckung, die Art der Durchführung, die Anwendung von Kondi-
tionalitäten und die Verknüpfung mit dem Verfahren des Europäischen Semesters 
mit sich gebracht. Gleichzeitig wurden die Grundwerte und Grundsätze der Politik 
im Laufe der Zeit erhalten und sogar gestärkt: ein langfristiger Rahmen für die Pro-
grammplanung, die Partnerschaft mit Interessenträgern und der Zivilgesellschaft, 
die Mehrebenen-Governance, die Evaluierung und Datenerhebung und vor allem 
der ortsbezogene Ansatz, bei dem die Unterstützung auf die spezifischen regiona-
len Bedürfnisse und Chancen zugeschnitten ist. 

Im Einklang mit den Zielen des Vertrags wurden die Mittel der Kohäsionspolitik 
auf die weniger entwickelten Regionen und Mitgliedstaaten der EU konzentriert: 
70 % der Mittel aus dem Europäischen Fonds für regionale Entwicklung und dem 
Europäischen Sozialfonds Plus werden diesen Regionen im Rahmen der Program-
me 2021-2027 zugewiesen. Der Kohäsionsfonds wird vollständig Mitgliedstaaten 
zugewiesen, deren Pro-Kopf-BNE unter 90 % des EU-Durchschnitts liegt. Obwohl 
alle Regionen Mittel aus der Kohäsionspolitik erhalten, ist die Beihilfeintensität im 
Zeitraum 2014-2020 in den weniger entwickelten Regionen höher: Ihnen werden 
im Durchschnitt rund 297  EUR pro Einwohner und Jahr zugewiesen, gegenüber 
117 EUR im EU-Durchschnitt. 

Auch wenn der Hauptschwerpunkt weiterhin auf weniger entwickelten Regionen 
liegt, sollte auch der Entwicklungsdynamik und den langfristigen Trends Rechnung 
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getragen werden, indem Probleme angegangen werden, bevor sie tiefe Wurzeln 
schlagen, und Regionen, die in Entwicklungsfallen gefangen sind (oder Gefahr lau-
fen, in eine solche Falle zu geraten), Unterstützung erhalten. Kurz gesagt, ist ein 
proaktiverer Ansatz zur Verwirklichung des Vertragsziels der Förderung einer har-
monischen Entwicklung vonnöten.

Verschiedene Regionen haben unterschiedliche 
Ausgangspunkte – und folgen unterschiedlichen 
Entwicklungspfaden
Die Regionen haben unterschiedliche Ausgangspunkte, Bedürfnisse und Kapa‑
zitäten in Bezug auf die Entwicklung. Außerdem sind sie aufgrund ihrer unter-
schiedlichen administrativen und finanziellen Kapazitäten ungleich ausgestattet, 
um neue Herausforderungen zu bewältigen. Daher werden sie auch unterschied‑
liche Entwicklungspfade im Umgang mit aktuellen und zukünftigen Verände‑
rungen einschlagen. 

Die EU sollte im Rahmen der Kohäsionspolitik (aber nicht nur in diesem Bereich) 
gezielte, ortsbezogene Unterstützung bereitstellen, die auf die spezifischen Be-
dürfnisse der einzelnen Regionen ausgerichtet ist, mit den Prioritäten der EU im 
Einklang steht und die Herausforderungen, Rahmenbedingungen und Richtlinien in 
jedem Mitgliedstaat angemessen berücksichtigt.

Regionale Entwicklungsprogramme sind seit langem die tragende Säule der Kohäsi-
onspolitik, doch der Fonds für einen gerechten Übergang hat gezeigt, wie die Unter-
stützung weiter auf die Entwicklungsbedürfnisse bestimmter Gebiete zugeschnit-
ten werden kann, um vorab ermittelte Herausforderungen im Zusammenhang mit 
dem Klimawandel zu bewältigen. Auch Strategien für intelligente Spezialisierung 
haben sich bei der Stärkung regionaler Innovationsökosysteme als hilfreich erwie-
sen: auf der Grundlage lokaler Kapazitäten und Ressourcen, auf Basis eines Netzes 
lokaler und regionaler Interessenträger und zur Überwindung der Innovationskluft. 

Der ökologische und der digitale Wandel, der demografische Wandel, die sich ver-
ändernden globalen Wirtschaftstrends und der Klimawandel werden sich auf alle 
regionalen Volkswirtschaften auswirken. Das Ausmaß und die Art dieser Heraus-
forderungen werden jedoch von Region zu Region unterschiedlich sein – ebenso wie 
die jeweilige Fähigkeit, ihnen zu begegnen.

Daher sind eingehende Überlegungen darüber anzustellen, wie die Politik am 
besten auf die unterschiedlichen wirtschaftlichen Profile und geografischen 
Merkmale der Regionen zugeschnitten werden kann, um Investitionen stra‑
tegisch auszurichten. Es besteht zunehmend die Notwendigkeit, den vielfältigen 
Entwicklungsherausforderungen, Reformbedürfnissen und den unterschiedlichen 
sozialen und beschäftigungspolitischen Gegebenheiten besser Rechnung zu tra-
gen, um eine effizientere Programmplanung der EU-Mittel in Gebieten in äußerster 
Randlage, dünn besiedelten Gebieten, Inseln, Bergregionen, Grenzregionen, länd-
lichen Gebieten und Gebieten, die vom industriellen Wandel betroffen sind, und 
darüber hinaus zu erleichtern. 

Förderung einer ausgewogeneren territorialen Entwicklung 

Die wirtschaftliche Entwicklung auf subnationaler Ebene ist oft durch eine 
starke Polarisierung zwischen Hauptstadtregionen und Großstädten einerseits 
und Regionen mit geringerer Bevölkerungsdichte andererseits gekennzeichnet. 
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Die ungleiche Verteilung der Wachstumsmotoren führt dazu, dass stärker entwi-
ckelte Regionen in Bezug auf Innovation und Wettbewerbsfähigkeit, Qualität der öf-
fentlichen Governance und Verwaltung sowie Bildungsniveau besser abschneiden. 
Dies kann auch bedeuten, dass in weniger entwickelten ländlichen und intermediä-
ren Regionen nach wie vor erhebliches wirtschaftliches und hochwertiges Potenzial 
zur Schaffung von Arbeitsplätzen ausgeschöpft werden muss.

Metropolregionen, Städte und ihre Umgebung spielen eine zentrale Rolle bei der 
regionalen Entwicklung. Auf sie konzentriert sich das Humankapital (einschließlich 
Universitäten, Berufsbildungszentren und FuE-Zentren) und sie stellen eine hohe 
Konnektivität sowie hochwertige Dienstleistungen sicher. Aus diesem Grund ziehen 
sie Investitionen auf natürliche Weise an. Ihre Attraktivität hat jedoch ihren Preis: 
höhere Überlastung, soziale Herausforderungen und Wohnkosten, die in Verbindung 
mit höheren Lohnkosten ihre Wettbewerbsfähigkeit beeinträchtigen können. 

Auch Kleinstädte und mittelgroße Städte spielen eine zentrale Rolle bei der 
territorialen Entwicklung, indem sie das Wachstum ihrer umliegenden Gebiete 
fördern. Sie sind von entscheidender Bedeutung für die Bereitstellung öffentlicher 
und privater Dienstleistungen und bieten den umliegenden Gebieten Beschäfti-
gungs- und Bildungsmöglichkeiten. 

Eine bessere Zusammenarbeit zwischen den Regionen der EU kann auch zu einer 
ausgewogeneren territorialen Entwicklung beitragen. Die Kohäsionspolitik hat ins-
besondere durch Interreg-Programme dazu beigetragen, die interregionale Zu-
sammenarbeit durch grenzüberschreitende und transnationale Zusammenarbeit, 
auch durch makroregionale Strategien, zu unterstützen. Diese Programme fördern 
Innovation, Entwicklung und bessere Governance. Dennoch besteht angesichts des 
Mehrwerts der Unterstützung grenzüberschreitender Investitionen aus dem EU-
Haushalt Spielraum für eine Stärkung der regionalen Zusammenarbeit auf ver-
schiedenen Ebenen, insbesondere bei der grenzüberschreitenden Bereitstellung ge-
meinsamer öffentlicher Güter.

Territoriale Ungleichgewichte könnten durch ein stärker polyzentrisch gestalte-
tes Entwicklungsmodell ausgeglichen werden: auf kleinen und mittleren Städten 
aufbauen und die Zugänglichkeit öffentlicher Dienstleistungen in weit von großen 
städtischen Zentren entfernten Gebieten fördern. Die regionale Zusammenarbeit 
könnte durch den Aufbau der Kapazitäten der zuständigen Behörden und Interes-
senträger gestärkt werden. 

Partnerschaft, Mehrebenen-Governance und Stärkung der Rolle 
der Interessenträger

Die Menschen vor Ort wissen besser, was ihre Region braucht. Sie müssen daher 
in die Entscheidungsfindung und Politikgestaltung einbezogen werden. Diese Ein-
beziehung und Befähigung können auch dazu dienen, der zunehmenden politischen 
Unzufriedenheit14 und dem Misstrauen gegenüber den Behörden entgegenzuwirken. 

Der Rahmen 2021-2027 stärkte die Partnerschaft und die Einbeziehung regionaler 
und lokaler Akteure, der Zivilgesellschaft und der Sozialpartner. Die Maßnahmen 
umfassten die Förderung territorialer Umsetzungsmodelle wie von der örtlichen 
Bevölkerung betriebene lokale Entwicklung (CCLD) oder integrierte territoriale In-
vestitionen. Dabei werden Finanzmittel aus mehreren Quellen kombiniert, um eine 
territorial ausgerichtete Strategie umzusetzen, die lokale Partnerschaften, Bottom-

14	 A. Rodriguez-Posé, L. Dijkstra und H. Poelman: The Geography of EU Discontent and the Regional De-
velopment Trap, Regional Policy Working Papers 03/2023.
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up-Ansätze und territoriale Governance umfasst. Es bedarf weiterer Überlegungen 
dazu, wie subnationale Behörden und andere relevante Interessenträger am besten 
einbezogen und die Mechanismen der territorialen Mehrebenen-Governance ver-
bessert werden können. Ziel ist es, im Einklang mit den Prioritäten der EU besser 
auf die Bedürfnisse der Wirtschafts- und Sozialpartner sowie der Bürgerinnen und 
Bürger einzugehen. Diese Stärkung der Rolle der lokalen Partner erfordert den Aus-
bau ihrer Verwaltungskapazitäten. Die Frage, wie dies am besten geschehen kann, 
sollte Teil der Debatte sein. 

Förderung der institutionellen Konvergenz durch Behebung 
bestehender Defizite bei der öffentlichen Governance und 
den Verwaltungskapazitäten
Gute Governance, starke Institutionen, die Achtung der Rechtsstaatlichkeit und 
eine starke Verwaltungskapazität sind Voraussetzung für eine wirksame und 
effiziente Gestaltung und Umsetzung jeder Entwicklungsstrategie sowie für 
den wirtschaftlichen und sozialen Fortschritt im Allgemeinen. Schwachpunkte 
in Bezug auf die Verwaltung und Governance hindern einige Mitgliedstaaten und 
Regionen daran, die Vorteile der Kohäsionspolitik in vollem Umfang zu nutzen, ins-
besondere aufgrund ihrer Schwierigkeiten bei der Vorbereitung und Durchführung 
von Investitionen.

Schwächen in den Bereichen Governance und Kapazität sind nach wie vor weit ver-
breitet. Die derzeitige Unterstützung durch die Kohäsionspolitik in Form von fach-
licher Hilfe füllt vor allem Kapazitätslücken bei der Fondsverwaltung und bei den 
Modalitäten für die Bereitstellung von Mitteln, auch wenn sie sich auf die Bekämp-
fung von Betrug und Korruption beziehen. 

Andere EU-Instrumente haben ebenfalls zur Stärkung der Verwaltungskapazität 
beigetragen, vor allem das Instrument für technische Unterstützung, mit dem die 
regionalen und lokalen Gebietskörperschaften zunehmend unterstützt werden. 
Reformen der öffentlichen Verwaltungen, die durch die ARF unterstützt werden 
(z.  B. bei Genehmigungsverfahren oder bei der Vergabe öffentlicher Aufträge), 
kommen Investitionen zugute, die sowohl mit der ARF als auch der Kohäsionspolitik 
finanziert werden.

Um Schwächen in den nationalen und regionalen Verwaltungen sowie bei den 
Begünstigten und Partnern zu beheben, ist ein ehrgeizigerer und umfassenderer 
Ansatz erforderlich. Ein solcher strategischer Ansatz könnte maßgeschneider-
te technische Unterstützung mit Reformerfordernissen in bestimmten Bereichen 
kombinieren. 

Die Behebung administrativer Mängel würde nicht nur die Wirksamkeit der Kohä-
sionspolitik verbessern, sondern auch dazu beitragen, Investitionen und den Aus-
tausch innerhalb des Binnenmarkts zu fördern, die Attraktivität der betroffenen 
Regionen und Mitgliedstaaten zu erhöhen und ihre Fähigkeit zur Umsetzung des 
EU-Besitzstands zu verbessern. 

Steigerung der Wirksamkeit von kohäsionspolitischen 
Investitionen und Förderung von Reformen

Investitionen sind eine notwendige Voraussetzung, reichen jedoch allein nicht 
aus, um die wirtschaftliche Entwicklung zu gewährleisten. Einige Regionen er‑
halten zwar seit vielen Jahren Unterstützung im Rahmen der Kohäsionspolitik, 
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weisen aber nach wie vor eine schwache Wirtschaftsleistung auf. Reformen 
sind erforderlich, um Hindernisse für die regionale Entwicklung zu beseitigen – 
seien es spezifische Investitionshemmnisse, regulatorische Hindernisse oder Maß-
nahmen zur Verbesserung der Funktionsweise des Arbeitsmarktes und des Ge-
schäftsumfeldes. 

Die Kohäsionspolitik im Rahmen 2021-2027 hat stärkere Verbindungen zwischen 
Investitionen und Reformen durch grundlegende Voraussetzungen und die Anglei-
chung an das Europäische Semester gefördert. Durch die Beseitigung von Hinder-
nissen für regionales Wachstum und regionale Entwicklung können sich solche Ver-
bindungen positiv auf den Binnenmarkt auswirken.

Die grundlegenden Voraussetzungen schaffen einen einheitlichen Rahmen, 
um die Wirksamkeit der kohäsionspolitischen Investitionen zu erhöhen, indem 
beispielsweise die wirtschaftliche Relevanz und finanzielle Nachhaltigkeit der Pla-
nung von Verkehrsinvestitionen oder die Kohärenz der Wasserbewirtschaftung mit 
den Prioritäten und Anforderungen der EU sichergestellt wird. Die Schaffung die-
ser Voraussetzungen durch ein gemeinsames Bündel von Anforderungen, die im 
Rechtsrahmen festgelegt sind, kann jedoch die Fähigkeit der Mitgliedstaaten ein-
schränken, den spezifischen Schwierigkeiten, Bedürfnissen und Herausforderungen 
Rechnung zu tragen, die sich im Laufe der Zeit ergeben.

Außerdem wurde eine bessere Koordinierung zwischen dem Europäischen Se‑
mester und den kohäsionspolitischen Investitionen eingeführt. Während der 
Schwerpunkt des Europäischen Semesters auf nationalen Reformen liegt, hat die 
gestärkte territoriale und soziale Dimension im Semester seit 2018 ihre Rolle als 
Richtschnur für die Mitgliedstaaten bei der Nutzung des wirtschaftlichen Potenzials 
ihres gesamten Hoheitsgebiets und beim Abbau von Ungleichheiten gestärkt. In 
der Tat steuerten die investitionsbezogenen länderspezifischen Empfehlungen die 
kohäsionspolitischen Programme 2021-2027 und die Nutzung des Fonds für einen 
gerechten Übergang. Die Empfehlungen für 2024 werden bei der Halbzeitüberprü-
fung und der Anpassung der Programme im Jahr 2025 eine Schlüsselrolle spielen, 
wobei der Schwerpunkt verstärkt auf regionalen Besonderheiten und Herausforde-
rungen liegen wird. 

Um das regionale Wachstum und die regionale Konvergenz weiter zu fördern, muss 
geprüft werden, wie der Zusammenhang zwischen Investitionen und Reformen 
weiter gestärkt werden könnte, um die Wirkung der Kohäsionspolitik zu ma‑
ximieren. Bei diesen Überlegungen sollten die Erfahrungen mit anderen EU-Ins-
trumenten berücksichtigt werden, insbesondere mit der ARF, die zu einer stärkeren 
Komplementarität der Investitionspolitik und der Reformen in den Mitgliedstaaten 
geführt hat. Die Überlegungen sollten sich auf den Umfang der erforderlichen Re-
formen, die Rolle des Europäischen Semesters und die Koordinierung der europäi-
schen sowie der nationalen und regionalen Politik erstrecken.

Bessere Koordinierung und Kohärenz mit der nationalen Politik

Die Förderung des Zusammenhalts fällt nicht allein in die Zuständigkeit der 
Kohäsionspolitik. Die Nutzung des wirtschaftlichen Potenzials aller EU-Regionen 
bei gleichzeitiger Verringerung der sozioökonomischen Ungleichheiten erfordert ge-
meinsame Anstrengungen – und sollte ein gemeinsames Ziel der Investitionspolitik 
auf EU- und nationaler Ebene sein. Dies war nicht immer in ausreichendem Maße 
der Fall. Daher muss weiter darüber nachgedacht werden, wie die Maßnahmen der 
EU und der Mitgliedstaaten zur Beseitigung von Ungleichheiten und zur Förderung 
des im Vertrag verankerten Ziels des wirtschaftlichen, sozialen und territorialen 
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Zusammenhalts Hand in Hand gehen sollten, um sich gegenseitig zu stärken und 
die Unterstützung auf verschiedene Arten von Gebieten abzustimmen. 

So könnte beispielsweise durch die zweckgebundene Einbeziehung der territo‑
rialen Dimension in die Politikgestaltung die Kohärenz zwischen regionalspezi‑
fischen Bedürfnissen und horizontalen (europäischen und nationalen) Maßnah‑
men gestärkt werden.

Mehr Effizienz bei der Umsetzung

Verzögerungen bei der Planung und Umsetzung der kohäsionspolitischen Program-
me (die zum Teil auf das Backloading der finanziellen Durchführung in Verbindung 
mit administrativen Mängeln in einigen Mitgliedstaaten und Regionen zurückzu-
führen sind) deuten darauf hin, dass die Modalitäten der Umsetzung der Politik 
verbessert werden können. Dies kann insbesondere durch weitere Vereinfachungen 
für Verwaltungen und Begünstigte erreicht werden.

Im Rahmen 2021-2027 wurden wichtige Vereinfachungsmaßnahmen einge‑
führt – darunter eine reduzierte Liste politischer Ziele, eine klarere Interventions-
logik durch Indikatoren, eine einfachere Berichterstattung und Regelungen für die 
Einzige Prüfung. Darüber hinaus wurden die Möglichkeiten erweitert, alternative 
Zahlungsmöglichkeiten zu nutzen, die über die Rechnungskosten hinausgehen, d. h. 
nicht an Kosten geknüpfte Finanzierungen oder vereinfachte Kostenoptionen. Dies 
hat den Weg für eine einfachere Umsetzung mit schnelleren Zahlungsmöglichkei-
ten geebnet. Die Mitgliedstaaten nutzen diese Optionen jedoch noch nicht in vollem 
Umfang.

Die positiven Erfahrungen, die bei der Umsetzung des ESF und des ESF+ in Rich‑
tung eines leistungsbasierten Umsetzungsmodells gesammelt wurden, können 
dazu beitragen, Lehren für die Zukunft zu ziehen. Es ist wichtig, zu bewerten, ob 
dieses Umsetzungsmodell, bei dem Zahlungen an das Erzielen von Ergebnissen (an-
stelle der Erstattung angefallener Kosten) geknüpft sind, den Verwaltungsaufwand 
für die Programmbehörden und die Begünstigten verringern, die finanzielle Durch-
führung beschleunigen und die Ergebnisorientierung der Politik verbessern könnte.

Die Halbzeitevaluierung der ARF15 beinhaltet auch einige wichtige Überlegun‑
gen für die künftige Gestaltung der EU-Finanzierungsinstrumente. Die entspre-
chenden Konsultationen zeigen, dass leistungsbasierte Finanzierungsinstrumente 
auf EU-Ebene breite Unterstützung finden. Die Mittel im Rahmen der ARF werden 
ausgezahlt, sobald Etappenziele und Zielwerte erreicht werden, die konkrete Schrit-
te bei der Umsetzung von Reformen und Investitionen durch die Mitgliedstaaten 
darstellen, wodurch Fortschritte auf dem Weg belohnt werden. 

Die Halbzeitevaluierung hat ferner ergeben, dass eine integrierte Kombination 
von Reformen und Investitionen wirksame Anreize bietet, um den seit Langem be-
stehenden Reformbedarf zu decken, und zu einer kohärenteren und effizienteren 
Umsetzung führen kann. Die Aufbau- und Resilienzpläne fördern eine ganzheitli-
che Politikgestaltung, indem sie den Mitgliedstaaten Anreize bieten, ein kohärentes 
Paket von Reformen und Investitionen mit klaren Ergebnissen zu konzipieren, mit 
denen sowohl die politischen Prioritäten der EU als auch die länderspezifischen 
Herausforderungen angegangen werden. Gleichzeitig zeigt die Evaluierung, dass 
die lokalen und regionalen Gebietskörperschaften, die Interessenträger und die So-
zialpartner auf ihre unzureichende Beteiligung hingewiesen haben, und erinnert 
daran, wie wichtig ihre wirksame Einbeziehung nicht nur in die Konzeption, sondern 

15	 COM(2024) 82 final vom 21.2.2024. 
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auch in die Durchführung und Überwachung der sie betreffenden Maßnahmen ist. 
Schließlich werden in der Evaluierung auch mögliche Bereiche für eine künftige 
Vereinfachung hervorgehoben, um ausreichende Flexibilität bei der Gestaltung und 
Umsetzung der Pläne zu gewährleisten, insbesondere in Bezug auf ihr Überarbei-
tungsverfahren, die Formulierung von Etappenzielen und Zielwerten sowie den der-
zeitigen Prüfungs- und Kontrollrahmen. 

Jede künftige Änderung der Kohäsionspolitik oder jedes neue Umsetzungsmodell 
muss mit dem im Vertrag verankerten Ziel des wirtschaftlichen, sozialen und ter-
ritorialen Zusammenhalts in Einklang gebracht werden und die Erfahrungen mit 
der Programmplanung der Kohäsionspolitik und ihrem regionalen und ortsbezo-
genen Ansatz sowie den aus der ARF gewonnenen Erkenntnissen berücksichtigen. 
Es gibt auch praktische Fragen, die berücksichtigt werden müssten, z. B. Auswirkun-
gen auf das Prüfungs- und Kontrollsystem.

Verwirklichung langfristiger Ziele – jedoch mit integrierter 
Flexibilität für unvorhergesehene Umstände

Die kohäsionspolitischen Programme verfolgen langfristige Entwicklungsziele 
mit einem Umsetzungszeitraum von mehr als einem Jahrzehnt. 

Die bestehende Möglichkeit, kohäsionspolitische Programme zu ändern, lässt 
bereits eine flexible Anpassung zu, um sich ändernden Umständen Rechnung zu 
tragen. Diese Flexibilität hat sich im Laufe der Zeit erhöht. Sie wurde als Reaktion 
auf Wirtschaftskrisen und unerwartete Ereignisse, insbesondere in den Bereichen 
Notfallmanagement, Wiederaufbau und Prävention, eingesetzt. Der Rechtsrahmen 
umfasst Optionen für eine rasche Mittelumschichtung zwischen den Programmen 
sowie innerhalb der Programme, die Halbzeitüberprüfung und spezifische Bestim-
mungen für befristete Ausnahmeregelungen als Reaktion auf außergewöhnliche 
oder ungewöhnliche Umstände. 

Zwar war es für die Kohäsionspolitik von entscheidender Bedeutung, einen Bei‑
trag zur Reaktion der EU auf die sozioökonomischen Folgen der COVID-19-Pan‑
demie und des Angriffskriegs Russlands gegen die Ukraine zu leisten, doch 
muss ihr Schwerpunkt weiterhin auf der Verwirklichung langfristiger struktu‑
reller Ziele liegen. Wirtschaftliche Resilienz kann nur durch langfristige Investitio-
nen erreicht werden, insbesondere in die Diversifizierung der regionalen Wirtschaft, 
die Anpassungsfähigkeit an den technologischen und demografischen Wandel und 
die Weiterbildung der Arbeitskräfte.

5. Fazit

Im neunten Kohäsionsbericht werden bedeutende Erfolge bei der Förderung der 
wirtschaftlichen und sozialen Konvergenz in der Union hervorgehoben. Herausfor-
derungen bleiben insbesondere auf regionaler Ebene bestehen; hier zeigen sich 
auch weiterhin die Auswirkungen des Strukturwandels. Die Lehren aus vergange-
nen Durchführungszeiträumen und aus dem Zusammenspiel mit anderen Instru-
menten machen deutlich, dass die Gestaltung der Kohäsionspolitik weiter verbes-
sert werden muss. Eine stärkere und modernisierte Politik ist von entscheidender 
Bedeutung, um das europäische Wachstumsmodell zu stärken, eine inklusive Union 
aufzubauen und die Verwirklichung des im Vertrag verankerten Ziels des wirt-
schaftlichen, sozialen und territorialen Zusammenhalts zu erreichen.

Neunter Bericht über den wirtschaftlichen, sozialen und territorialen Zusammenhalt
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•	 Auf die Erweiterung von 2004 folgte eine Phase, in der die Konvergenz des Pro-
Kopf-BIP in der EU auf bemerkenswerte Weise voranschritt. In Mittel- und Ost-
europa insgesamt kletterte das Pro-Kopf-Einkommen zwischen 1995 und heute 
von 45 % auf knapp 80 % des EU‑Durchschnitts. Dennoch bestehen nach wie vor 
große Unterschiede und ein erheblicher Raum für weitere Aufwärtskonvergenz.

•	 Bis zur Finanzkrise nahmen die regionalen Disparitäten in der EU kontinuierlich 
ab. Danach geriet die Entwicklung ins Stocken, vor allem aufgrund des langsa-
meren Wachstums der weniger entwickelten Regionen in Mittel- und Osteuropa 
und eines Divergenztrends in einigen weniger entwickelten Regionen und Über-
gangsregionen insbesondere in Südeuropa. 

•	 Bis 2021 ist in etwa einem Drittel der EU-Regionen – weniger entwickelte Regio-
nen, Übergangsregionen und stärker entwickelte Regionen gleichermaßen – das 
Pro-Kopf-BIP von 2008 noch nicht wieder erreicht. Es handelt sich in erster Linie 
um Regionen in Italien, Spanien, Griechenland und Frankreich, aber auch Deutsch-
land, Finnland und den Niederlanden. Das Nachlassen des Konvergenztempos 
nach der Krise von 2009 ging mit einem relativ starken Rückgang von Produkti-
vität, Investitionen und Beschäftigung in vielen zuvor konvergierenden Regionen 
einher.

•	 Das durchschnittliche Wachstum des Pro-Kopf-BIP in der EU bewegte sich im 
Zeitraum 2001–2021 bei 1 % jährlich. In nicht wenigen Regionen herrschte je-
doch Stagnation oder gar eine rückläufige Entwicklung. Diese Stagnation war 
vielfach davon begleitet, dass sich die Einkommen der Privathaushalte – wenn 
überhaupt – kaum verbesserten und Ungleichheiten sich verstetigten. Dies be-
feuerte politische Unzufriedenheit und die Abwendung von demokratischen Wer-
ten und der EU. 

•	 Positiv zu vermerken ist, dass mehrere Regionen aus der Stagnation ausbre-
chen konnten, indem sie ihre lokalen Stärken nutzten, um sich komplexeren 
Wirtschaftstätigkeiten zuzuwenden und sich in europäischen und globalen Wert-
schöpfungsketten zu behaupten. 

•	 Nach der COVID-19-Pandemie verlief der Wiederaufschwung schneller als nach 
der Rezession von 2009, was zum Teil dem raschen politischen Handeln auf 
EU-Ebene – von der zügigen Mobilisierung der Kohäsionspolitik bis hin zur Ver-
abschiedung von NextGenerationEU – geschuldet ist. In jüngerer Zeit haben eine 
Eskalation der geopolitischen Spannungen mit dem Ausbruch eines Krieges vor 
den Toren der EU und die Teuerung bei Energie, Rohstoffen und Lebensmitteln 
vielen EU-Regionen einen hohen Tribut abverlangt. 

•	 Mit Blick auf die Zukunft mag die Kluft zwischen den EU-Regionen und den der-
zeitigen Kandidatenländen groß erscheinen. Dabei ist diese Ausgangslage ver-
gleichbar mit den Unterschieden, die zwischen der EU‑15 und den 2004 beige-
tretenen Mitgliedstaaten bestanden. Dies lässt auf ein gewaltiges ungenutztes 
Potenzial für weitere Aufwärtskonvergenz schließen.

WIRTSCHAFTLICHER 
ZUSAMMENHALT 1 
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Kapitel 1

Wirtschaftlicher Zusammenhalt

1	 Siehe Kasten 1.6.

2	 Die Wahrscheinlichkeit, in eine Entwicklungsfalle zu geraten, ist bei langen Perioden mit langsamem oder negativem Wachstum, geringen 
Produktivitätszuwächsen und wenig Beschäftigungswachstum gegeben. Sie wird anhand eines zusammengesetzten Indikators gemessen. 
Siehe: Diemer et al. (2022) und Europäische Kommission (2022a).

1. Einleitung
Der Abbau territorialer Ungleichgewichte ist ein 
Eckpfeiler der europäischen Integration. Schon in 
den Römischen Verträgen ist das Ziel festgelegt, 
„den Abstand zwischen einzelnen Gebieten und den 
Rückstand weniger begünstigter Gebiete [zu] ver-
ringern“. Dementsprechend ist die Kohäsionspolitik 
nicht nur der sichtbarste Ausdruck der Solidarität in-
nerhalb der EU, sondern auch eine zentrale Säule des 
europäischen Binnenmarktes und des europäischen 
Wachstumsmodells.1 Die Beseitigung von Hinder-
nissen für den freien Waren-, Dienstleistungs-, Ka-
pital- und Arbeitnehmerverkehr fördert eine bessere 
Ressourcenverteilung in der gesamten EU sowie den 
Austausch von Ideen und Innovationen. Die  Markt-
kräfte allein sind jedoch keine Gewähr dafür, dass 
alle von der wirtschaftlichen Integration profitieren. 
Durch Investitionen in Infrastruktur, Innovation, Bil-
dung und andere Schlüsselbereiche trägt die Kohäs-
ionspolitik dazu bei, dass weniger entwickelte Regio-
nen direkt und alle übrigen Regionen indirekt in den 
Genuss der Vorteile und Skaleneffekte des Binnen-
marktes kommen.

Dieser Bericht erscheint 31  Jahre nach Verwirkli-
chung des EU-Binnenmarktes, 25 Jahre nach Einfüh-
rung des Euro und 20  Jahre nach der historischen 
EU-Osterweiterung von 2004. Er zeigt die bemer-
kenswerte wirtschaftliche Konvergenz auf, die die 
östlichen Regionen und Länder seither erreicht ha-
ben. Lag das Pro-Kopf-BIP in Mittel- und Osteuropa 
(in diesem Bericht kurz „Osteuropa“) im Jahr 1995 
noch bei etwa 45  % des EU-Durchschnitts, so er-
reichte es zum Zeitpunkt des Beitritts im Jahr 2004 
52 % und kletterte bis 2021 auf knapp 80 %. Dies 
ist ein außerordentlicher Erfolg der europäischen In-
tegration und der Kohäsionspolitik, aus der seit dem 
Jahr 2000 beinahe 1 Bio.  EUR zur Förderung einer 
ausgewogenen Wirtschaftsentwicklung in der EU in-
vestiert wurden.

In einigen Teilen Europas ist die Konvergenz jedoch 
weniger gut vorangekommen. Wie in früheren Berich-
ten dargelegt, führte die Rezession von 2009 dazu, 
dass das Pro-Kopf-BIP einiger Übergangsregionen 
und weniger entwickelter Regionen weiter hinter den 
EU-Durchschnitt zurückfiel. Damit einher ging ein 
verstärktes Risiko, in eine sogenannte „Entwicklungs-
falle“2 zu geraten, mit Auswirkungen auf den sozi-
alen und den territorialen Zusammenhalt (Kapitel 2 
und 3). 

In jüngster Zeit haben die COVID-19-Pandemie und 
die eskalierenden geopolitischen Spannungen mit 
dem Ausbruch eines Krieges vor den Toren der EU 
den Zusammenhalt auf die Probe gestellt. Die Stö-
rung der globalen Lieferketten und der Anstieg der 
Energie-, Rohstoff- und Lebensmittelpreise haben 
den Haushalten – allen voran den schutzbedürftigs-
ten – und der Wirtschaft insgesamt einen hohen Tri-
but abverlangt. Trotz vielversprechender Anzeichen 
für einen Aufschwung sind die langfristigen Aus-
wirkungen dieser Ereignisse auf den Zusammenhalt 
nach wie vor schwer vorhersehbar, vor allem in ei-
nem Kontext, in dem sich angesichts struktureller 
Jahrhundertherausforderungen im Zusammenhang 
mit dem grünen und dem digitalen Wandel eine Um-
gestaltung eines Großteils der EU-Wirtschaft vollzie-
hen wird (Kapitel 4, 5 und 6).

Vor diesem Hintergrund liefert dieses Kapitel einen 
aktuellen Überblick über den wirtschaftlichen Zusam-
menhalt in der EU, wobei die langfristige wirtschaft-
liche Konvergenz zwischen den Regionen in den letz-
ten 20–30 Jahren und die kurzfristigen Auswirkungen 
der Pandemie bewertet werden. Die Erschließung des 
Wachstumspotenzials der 82  Regionen, deren Pro-
Kopf-BIP weniger als 75  % des EU-Durchschnitts 
erreicht, ist der Schlüssel dazu, die Konvergenz und 
den Wohlstand in der EU voranzubringen. Dement-
sprechend wird die Entwicklung der Produktivität 
und Wettbewerbsfähigkeit in den einzelnen Regio-
nen nachgezeichnet und es wird erläutert, wie diese 
beiden Faktoren in Zukunft zum wirtschaftlichen Zu-
sammenhalt beitragen können.
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2. Konvergenz und regionaler 
wirtschaftlicher Zusammenhalt: 
Langzeittrends

Die Unterschiede im Pro-Kopf-BIP zwischen euro-
päischen Regionen haben in den letzten zwei Jahr-
zehnten stetig abgenommen. Dennoch besteht nach 
wie vor ein großes Potenzial für weitere Aufwärts-
konvergenz.3 Rund 20  Jahre nach der Erweiterung 
von 2004 haben die Regionen, die damals in die EU 
aufgenommen wurden, eine bemerkenswerte wirt-
schaftliche Konvergenz erreicht. Dabei ist das Pro-
Kopf-BIP in Osteuropa zwischen 2004 und 2021 von 
50 % des EU-Durchschnitts auf fast 80 % gestiegen. 
Dennoch besteht noch erheblicher Raum für weitere 
Konvergenz. Mehr als ein Viertel der EU-Bürgerinnen 
und -Bürger (28 %) lebt immer noch in Regionen mit 
einem Pro-Kopf-BIP in KKS4 von weniger als 75 % des 
EU-Durchschnitts, mehrheitlich in östlichen Mitglied-
staaten, aber auch in Gebieten in äußerster Randla-
ge und in zunehmendem Maße in Südeuropa (Kar-
te 1.1 und Kapitel 3)5. In allen Regionen Bulgariens 

3	 Europäische Kommission (2023). 

4	 Das Pro-Kopf-BIP in KKS ist der Gesamtwert aller pro Einwohner produzierten Güter und Dienstleistungen, bereinigt um Unterschiede zwi-
schen den Preisniveaus der verschiedenen Länder. Regionen sind hier – wie im Rest des Kapitels – auf NUTS‑2-Ebene definiert.

5	 Die EU zählt neun Gebiete in äußerster Randlage: Guadeloupe, La Réunion, Mayotte, Guyane, Martinique und Saint-Martin (Frankreich), 
Madeira und Açores (Portugal) sowie Canarias (Spanien). In dem in äußerster Randlage befindlichen Gebiet Mayotte (Frankreich) beispiels-
weise lag das BIP in KKS im Jahr 2021 bei nur 28 % des EU-Durchschnitts.

6	 Natürlich sind die USA politisch oder historisch betrachtet nicht mit der EU vergleichbar, doch stellen sie aufgrund der Größe des Marktes, 
der wirtschaftlichen Entwicklung, der geografischen Ausdehnung und der Bevölkerungszahl nach wie vor den am besten vergleichbaren 
Wirtschaftsraum dar. Daher sind sie in Bezug auf den wirtschaftlichen Zusammenhalt eine relevante Vergleichsgröße: siehe Head und Mayer 
(2021). Allerdings ist zu beachten, dass die NUTS‑2-Regionen der EU im Durchschnitt kleiner sind als die US-Bundesstaaten, was an sich 
schon stärkere Unterschiede mit sich bringt. 

etwa, mit Ausnahme der Hauptstadtregion Yugo-
zapaden, lag das Pro-Kopf-BIP bei unter 50 % des 
EU-Durchschnitts. Zum Vergleich: In den USA liegen 
die Bundesstaaten mit dem niedrigsten Pro-Kopf-BIP 
bei etwa 60 % des US-Durchschnitts, und nur jeder 
zwölfte Einwohner lebt in einem Bundesstaat mit ei-
nem Pro-Kopf-BIP unter 75 % des US-Durchschnitts.6 
Dies  deutet darauf hin, dass es innerhalb der EU 
nach wie vor ein großes ungenutztes Potenzial für 
Aufwärtskonvergenz beim Pro-Kopf-BIP – und beim 
Lebensstandard – gibt. Hinzu kommt, dass das Pro-
Kopf-BIP in etwa einem Drittel der EU-Regionen  – 
mit einem äquivalenten Anteil der EU-Bevölkerung, 
insgesamt etwa 150 Millionen Menschen – bis 2021 
noch immer nicht zum Niveau von 2008 aufschlie-
ßen konnte. Die betreffenden Regionen verteilen sich 
gleichermaßen auf weniger entwickelte Regionen, 
Übergangsregionen und stärker entwickelte Regionen 
und befinden sich in elf Mitgliedstaaten: Italien (19), 
Spanien (15), Griechenland (13), Frankreich (10), 
Deutschland (4), Finnland (4), Niederlande (3), Portu-
gal (3), Rumänien (3), Österreich (2) und Belgien (1).
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Abbildung 1.1 Jährliches Wachstum des realen Pro-Kopf-BIP in EU-Regionen, nach Grad 
der Entwicklung (2001–2021)
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Hinsichtlich des Pro-Kopf-BIP verzeichneten die öst-
lichen Regionen in den letzten zwei Jahrzehnten ein 
robustes, die südlichen Regionen und einige Gebie-
te in äußerster Randlage hingegen lediglich ein ge-
dämpftes Wachstum. Im Zeitraum 2001–2021 stieg 
das reale Pro-Kopf-BIP in den meisten EU-Regionen, 
in der Mehrheit der nordwestlichen und südlichen 
Regionen jedoch nur um maximal 1 % pro Jahr. Im 
Einklang mit der vorherrschenden Theorie zur Wirt-
schaftskonvergenz verzeichneten Regionen mit ei-
nem niedrigen Pro-Kopf-BIP im Durchschnitt stärkere 
Zuwächse (Abbildung 1.1). Das Pro-Kopf-Wachstum 
fiel in östlichen Regionen besonders hoch aus (durch-
schnittlich etwa 2,5 % pro Jahr).7 Dabei gibt es je-
doch Ausnahmen. Insbesondere in den meisten 
Regionen Griechenlands und Italiens folgte das Pro-
Kopf-BIP in diesem Zeitraum einem Abwärtstrend. 
Gleichzeitig blieb das Wachstum in Übergangsregio-
nen Frankreichs und Spaniens sehr bescheiden, und 
mehrere stärker entwickelte Regionen in Nordwest-
europa mussten sogar ein Negativwachstum hin-
nehmen (Abbildung  1.2). In jüngerer Vergangenheit 
kam es zum ersten Mal in der Nachkriegszeit dazu, 

7	 Viele der östlichen Mitgliedstaaten registrierten in den letzten zwei Jahrzehnten eine erhebliche Abwanderung, wodurch sich die Grundgröße 
verkleinert hat. Dieser Trend ist von großer sozialer und wirtschaftlicher Bedeutung und wird in Kapitel 6 eingehender erörtert. Die Ergebnis-
se der außergewöhnlichen wirtschaftlichen Konvergenz bestätigen sich jedoch, wenn sie an der Produktivität oder am BIP je beschäftigter 
Person (siehe Abschnitt 2) gemessen werden, da die Nettomigration keinen Einfluss auf diese Größe hat. Indikatoren für das verfügbare 
Einkommen der privaten Haushalte und Investitionen untermauern das Ergebnis ebenfalls. Wie dieser Bericht zeigt, gibt es trotz der enor-
men Fortschritte noch viel Raum für weitere Aufwärtskonvergenz sowie ausgeprägte Einkommensdiskrepanzen innerhalb der Länder und 
zwischen Haushalten.

8	 18 der Regionen liegen in Italien, neun in Griechenland, vier in Spanien, zwei in Frankreich und je eine in Portugal, den Niederlanden, Finn-
land, Österreich und Belgien. Zwischen 2010 und 2021 registrierten auch einige Gebiete in äußerster Randlage einen deutlichen Rückgang 
des BIP – in Canarias von 83 % auf 62 % des EU-Durchschnitts, in Açores von 75 % auf 66 % und in Madeira von 81 % auf 70 %.

9	 Der Variationskoeffizient ist eine Methode zur Bestimmung der Streuungsbreite eines Datensatzes im Verhältnis zu seinem Mittelwert. Er 
entspricht dem Quotienten aus Standardabweichung und Mittelwert und wird als Prozentsatz ausgedrückt. Er ermöglicht den Vergleich von 
Datensätzen mit unterschiedlichen (Maß-)Einheiten.

dass nahezu jede sechste Region in der EU – insge-
samt 38 Regionen mit mehr als 60 Millionen Einwoh-
nern  – über einen Zeitraum von zwei Jahrzehnten 
ein rückläufiges Pro-Kopf-BIP aufwies.8 Im nächsten 
Abschnitt wird die Konvergenzdynamik anhand einer 
Reihe von statistischen Indikatoren näher untersucht.

2.1 Hauptindikatoren der 
wirtschaftlichen Konvergenz

Die Konvergenzdynamik weist erhebliche Unter-
schiede zwischen der EU‑27 und der EU‑15 (d.  h. 
den 15  Mitgliedstaaten bis zur Erweiterung von 
2004) auf. Ein gängiger statistischer Indikator zur 
Bewertung der Unterschiede im Pro-Kopf-BIP ist 
der Variationskoeffizient, ein Maß für dessen Streu-
ung zwischen den Regionen (siehe Kasten  1.2).9 
Dieser Indikator zeigt, dass die Disparitäten beim 
Pro-Kopf-BIP zwischen den EU-Regionen im Zeit-
raum 2000–2021 stark abgenommen haben (Ab-
bildung 1.3). Einerseits war dies weitgehend auf die 
ausgeprägte Aufwärtskonvergenz östlicher Regionen 
zurückzuführen. Andererseits wird deutlich, dass die 
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Konvergenzdynamik in der EU‑27 und der EU‑15 
deutlich unterschiedlich verlaufen ist. In der EU‑27 
nahmen die regionalen Disparitäten bis 2009 ab und 
stabilisierten sich danach. In der EU‑15 verringerten 
sich die Disparitäten nur bis 2006 und in einem viel 
geringeren Tempo  – und nahmen nach 2009 wie-
der zu. Wie der Variationskoeffizient verdeutlicht, 
waren die regionalen Disparitäten in der EU‑27 im 
Jahr 2021 immer noch etwa 30 % stärker als in der 
EU‑15 im Jahr 2004 – ein Hinweis darauf, dass noch 
viel Raum für Aufwärtskonvergenz besteht.

In zahlreichen Mitgliedstaaten gibt es auffällige re-
gionale Disparitäten, die sich in den meisten Fällen 
seit 2000 tendenziell weiter vergrößert haben (siehe 
auch Kapitel 2 und 3). In Mitgliedstaaten mit mehr 
als vier Regionen haben regionale Disparitäten beim 
Pro-Kopf-BIP zwischen 2000 und 2021 in elf von 
19 Fällen zugenommen (Abbildung 1.4). Am stärks-
ten fiel dieser Trend in Bulgarien, Kroatien und Tsche-
chien aus, wachsende Disparitäten waren aber auch 
in der EU‑15, nämlich in Dänemark, Griechenland und 
Frankreich, festzustellen. Auf der anderen Seite gin-
gen die Disparitäten in Portugal, Österreich, Belgien 
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Kasten 1.1	Verfügbares Einkommen der privaten Haushalte 
und wirtschaftlicher Zusammenhalt

1	 Zwischen einigen französischen Gebieten in äußerster Randlage und den Regionen im französischen Mutterland bestehen nach wie 
vor erhebliche Unterschiede beim verfügbaren Einkommen. In Mayotte lag das verfügbare jährliche Medianeinkommen im Jahr 
2019 bei 3 140 EUR und damit weit unter dem nationalen Durchschnitt von 21 680 EUR.

Anhand des Pro-Kopf-Einkommens der privaten 
Haushalte lässt sich zeigen, wie sich die Konvergenz 
des Pro-Kopf-BIP im Einkommen der Menschen nie-
derschlägt (Abbildung 1.5). Wie beim Pro-Kopf-BIP 
sind auch bei den Wachstumsraten der Einkommen 
der Privathaushalte große regionale Unterschiede 
zu beobachten. Das verfügbare Pro-Kopf-Nettoein-
kommen der privaten Haushalte ist im Verhältnis 
zum EU-Durchschnitt zwischen 2000 und 2020 in 
den östlichen Regionen stetig angewachsen (von 
45 % auf 75 %); in geringerem Maße trifft dies auch 
auf die weniger entwickelten Regionen insgesamt zu 
(Zuwachs von 60 % auf 70 %). Die südlichen Regi-
onen hingegen hatten zwischen 2000 und 2012 ei-
nen deutlichen Rückgang zu verzeichnen (von 115 % 
auf unter 100 %). Bis 2020 stagnierten die Einkom-
men dann und sanken schließlich aufgrund der wirt-
schaftlichen Auswirkungen der COVID-19-Pandemie 
weiter auf 95 % ab.

Das BIP und das Pro-Kopf-Einkommen der priva-
ten Haushalte sind Schlüsselindikatoren für die Be-
wertung der wirtschaftlichen Konvergenz und der 
Disparitäten zwischen den Regionen, geben aber 
keinen Aufschluss darüber, inwieweit die Früchte 
des Wachstums den Bürgerinnen und Bürgern in 

den Regionen zugutekommen. Die Wachstumsra-
ten des mittleren Äquivalenzeinkommens der pri-
vaten Haushalte wiesen EU-weit starke regionale 
Schwankungen auf (Abbildung  1.6). Im betrachte-
ten Zeitraum verzeichneten zwei Drittel der Regio-
nen ein Wachstum des mittleren Einkommens der 
Privathaushalte, die übrigen Regionen hingegen ein 
Null- oder Negativwachstum. Viele der wachstums-
starken Regionen befinden sich in Osteuropa, jene 
mit Null- bzw. Negativwachstum indes vielfach in 
Südeuropa. Daneben stagnierte das mittlere Haus-
haltseinkommen in diesem Zeitraum in einer Reihe 
hoch entwickelter Volkswirtschaften in Nordwesteu-
ropa (Frankreich, Österreich, Belgien und Dänemark). 
Am stärksten schwanken die Wachstumsraten nicht 
innerhalb der Länder, sondern im Ländervergleich. 
Eine Ausnahme bildet Frankreich, wo einige Regio-
nen ein anhaltendes Wachstum und andere einen 
Rückgang verzeichneten, darunter einige der Gebie-
te in äußerster Randlage.1 Unabhängig vom Durch-
schnittseinkommen konnte die Europäische Kom-
mission feststellen, dass EU-weit in den Ländern, in 
denen das Wachstum im Zeitraum 2007–2017 über 
dem EU-Durchschnitt lag (größtenteils aufholende 
Länder), einkommensstarke Haushalte am meisten 
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vom Einkommenswachstum profitiert haben.2 Um-
gekehrt war der Effekt in den Ländern mit sinkenden 
Einkommen gleichmäßiger verteilt.

Aus Umfragedaten konnten Aufschlüsse über 
die Einkommensverteilung der privaten Haushal-
te  im Regionenvergleich gewonnen werden. Die 
Ungleichheiten sind in den EU-Regionen in der Regel 

2	 Europäische Kommission (2020).

3	 OECD (2022).

anhaltend und hoch.3 Die einkommensstärksten 
20  % der Haushalte in den EU-Regionen verdien-
ten 2019 im Durchschnitt fast das Fünffache (4,7) 
der einkommensschwächsten 20  %. Gegenüber 
2010 hat das Gefälle damit um 5 % zugenommen. 
Doch lässt sich dieses Auseinanderdriften nicht in 
allen Regionen beobachten. Nur in einer knappen 
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Abbildung 1.7 Wachstum des verfügbaren mittleren Nettoäquivalenzeinkommens 
der privaten Haushalte für das oberste und das unterste Quintil (2010–2019)
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die übrigen Länder. Private Haushalte sind definiert als eine oder mehrere Personen, die in einer Wohnung zusammenleben. 
Das verfügbare Einkommen versteht sich nach Steuern und Transfers. Es wird nach folgender Formel äquivalent gesetzt: 
Gesamtes verfügbares Einkommen des Haushalts, dividiert durch die Quadratwurzel der Anzahl der Haushaltsangehörigen.  
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Abbildung 1.6 Wachstum des verfügbaren mittleren Nettoäquivalenzeinkommens 
der privaten Haushalte (2010–2019)
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und Deutschland zurück. Die Ursachen für regionale 
Disparitäten innerhalb eines Landes sind in den ein-
zelnen Mitgliedstaaten recht unterschiedlich. In öst-
lichen Mitgliedstaaten wie Bulgarien oder Rumänien 
liegen die stärker entwickelten Regionen (meist die 
Hauptstadtregionen) in der Regel deutlich vor den 
anderen Regionen. In anderen Mitgliedstaaten, etwa 
Portugal, hängt die Abnahme der regionalen Dispa-
ritäten damit zusammen, dass einige entwickelte 
Regionen, die in der Vergangenheit eine starke Dy-
namik vorzuweisen hatten, nur noch wenig Wachs-
tum verzeichnen. In Frankreich hingegen haben die 
innerstaatlichen Disparitäten zugenommen, weil das 
Pro-Kopf-BIP in Regionen mit niedrigem Niveau sich 
besonders schleppend entwickelte. Die Unterschiede 
beim Pro-Kopf-BIP sind innerhalb der Mitgliedstaa-
ten oft ebenso groß wie zwischen den Mitgliedstaa-
ten, was darauf hindeutet, dass sich hinter nationa-
len Durchschnittswerten vielfach auffällige regionale 
Schwankungen verbergen. Das Gleiche gilt für Dispa-
ritäten bei den Beschäftigungsquoten und bei einer 
Reihe von sozialen Indikatoren, auch im Vergleich 
zwischen ländlichen und städtischen Gebieten (Kapi-
tel 2 und 3).10 Die Konvergenztrends beim verfügba-
ren Einkommen der privaten Haushalte weisen einige 
Ähnlichkeiten mit denen beim Pro-Kopf-BIP auf, aber 
auch Unterschiede (siehe Kasten 1.1). 

10	 Teilweise sehr hohen Teilhabequoten (z. B. 82 % in den Niederlanden und fast 90 % in der finnischen Region Åland) stehen deutlich niedri-
gere gegenüber, etwa in Griechenland (63 %), Sizilien (44 %) oder Mayotte (unter 40 %).

11	 Der Beta-Koeffizient blieb in den NUTS‑2-Regionen in der EU‑12 stabiler. Wie bei Logarithmusfunktionen und nach der gängigen Wirt-
schaftstheorie zu erwarten, flachte er im Laufe der Zeit leicht ab, was die Annahme widerspiegelt, dass die Skalenerträge und das Konver-
genztempo abnehmen, je weiter sich eine Region der Technologiegrenze annähert.

Das Pro-Kopf-BIP wuchs bis zur Rezession von 2009 
in weniger entwickelten Regionen im Durchschnitt 
schneller als in anderen Regionen, was sich danach 
jedoch änderte. Ein zweiter weit verbreiteter Indikator 
für Konvergenz ist der Beta-Koeffizient (siehe Kas-
ten  1.2). Dieser macht sichtbar, ob Volkswirtschaf-
ten oder Regionen mit niedrigerem Einkommen ten-
denziell schneller wachsen als solche mit höherem 
Einkommen, wodurch Disparitäten im Zeitverlauf ab-
nehmen. Wie oben dargestellt, ist dies seit dem Jahr 
2000 tatsächlich eingetreten, insbesondere in den 
weniger entwickelten Regionen Osteuropas. Aller-
dings verzeichneten in der EU‑15 die Regionen mit ei-
nem niedrigeren Pro-Kopf-BIP zwar in den zwölf Jah-
ren von 1996 bis 2008 ein schnelleres Wachstum als 
jene mit einem höheren Niveau, doch fiel ihr Wachs-
tum in den zwölf Jahren von 2009 bis 2021 niedriger 
aus.11 Tatsächlich vollzog sich beim geschätzten Be-
ta-Koeffizient der Konvergenz nach der weltweiten 
Rezession ein Sprung von einem Negativwert (Ab-
bildung  1.8) auf einen Positivwert (Abbildung  1.9). 
In der EU‑12 (Mitgliedstaaten bis 1995) wuchs das 
Pro-Kopf-BIP in den Regionen mit niedrigerem Ein-
kommen im gesamten Zeitraum schneller als in den 
Regionen mit höherem Einkommen – nach der globa-
len Rezession jedoch nicht mehr im selben Ausmaß.  

Mehrheit der Regionen (54 %) war bei den oberen 
Einkommen eine stärkere Zunahme bzw. eine gerin-
gere Abnahme als bei den unteren Einkommen zu 
verzeichnen, und in den übrigen Regionen verringer-
te sich die Einkommensungleichheit (Abbildung 1.7). 
Ein zunehmendes Gefälle bei den Eeinkommen der 
privaten Haushalte in den Regionen resultierte da-
raus, dass einkommensschwache Haushalte ärmer 
und einkommensstarke Haushalte reicher wurden.

Diese Ergebnisse zeigen die Bedeutung von Regio-
nalstatistiken zur Einkommensverteilung und ma-
chen deutlich, dass ihr Erfassungsbereich erweitert 
werden muss. Dies lässt sich durch die Nutzung 
zusätzlicher Datenquellen erreichen, um Ungleich-
heiten genauer und auf einer tiefer gegliederten 
räumlichen Ebene zu messen.4 Hier Fortschritte zu 
erzielen, ist aus mehreren Gründen wichtig. Erstens 

4	 Beispielsweise Königs et al. (noch unveröffentlicht); Bauluz et al. (2023).

5	 Dijkstra et al. (2020); 2023; Rodríguez Pose (2018); Lee et al. (2023).

würde dies deutlicher ins Licht rücken, welche Be-
völkerungskategorien an bestimmten Orten am 
meisten von regionaler Konvergenz profitieren bzw. 
am stärksten unter Rezessionen oder Schocks zu lei-
den haben. Zweitens können schwelende oder sich 
ausbreitende Brennpunkte sozialer Ausgrenzung 
und Armut die Chancen der Menschen beeinträch-
tigen und so das Wachstumspotenzial der Regionen 
verringern, beispielsweise im Zusammenhang mit 
niedrigeren Beschäftigungsquoten. Drittens, wenn 
zu den wachsenden Ungleichheiten eine allgemei-
ne Verschlechterung des Lebensstandards hinzu-
kommt, kann dies Unzufriedenheit verursachen, was 
wiederum den regionalen Zusammenhalt schwächt 
und zu einer zunehmenden Polarisierung der politi-
schen Landschaft führt.5
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Der geschätzte Beta-Koeffizient blieb zwar erwar-
tungsgemäß negativ, schrumpfte aber um ein Drit-
tel.12 Diese Tendenz korreliert damit, dass in vielen 
der betroffenen Länder nach der globalen Rezession 

12	 Ein signifikanter Rückgang ist auch bei anderen Zeitreihenschätzungen des Beta-Koeffizienten (rollierende Regressionsschätzungen) für die 
EU insgesamt festzustellen. Siehe: Monfort (2020).

13	 Anhand einer Analyse der bedingten Beta-Konvergenz (siehe Kasten 1.2) kommen Licchetta und Mattozzi (2022) zu dem Ergebnis, dass 
eine bedeutende Ursache für mangelnde Konvergenz – insbesondere der südlichen Regionen – darin liegt, dass Produktivitätsrückstande 
nur begrenzt wettgemacht werden. Gleichzeitig merken die Autoren an, dass die Kapitalakkumulation im Euroraum im Jahrzehnt nach der 
globalen Rezession besonders schleppend verlief und es zehn Jahre dauerte, bis die Bruttoanlageinvestitionen (BAI) wieder das Niveau vor 
der Rezession erreichten. Dies stand in krassem Gegensatz zu dem Zeitraum vor 2008, als das BAI-Wachstum in vielen Konvergenzländern 
des Euro-Währungsgebiets überdurchschnittlich hoch war, wenngleich es weitgehend (und wohl auch übermäßig) auf den Bausektor kon-
zentriert war, wo es danach deutlich zurückging.

sowohl die Investitionen als auch die totale Fak-
torproduktivität stärkere Rückgänge aufwiesen als 
anderswo.13

Abbildung 1.9	Geschätzter Beta-Koeffizient für NUTS‑2-Regionen in der EU‑15 und der EU‑12 
(2009–2021)
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Quelle: Berechnungen der GD REGIO auf der Grundlage von Ardeco-Daten.

Abbildung 1.8	Geschätzter Beta-Koeffizient für NUTS‑2-Regionen in der EU‑15 und der EU‑12 
(1996–2008)

y = -0,01x + 0,14
R² = 0,14

-4

-2

0

2

4

6

8

 8  9  10  11  12

NUTS-2-Regionen in der EU-15

Pro-Kopf-BIP 1995, logarithmische Darstellung (Ln)

D
ur

ch
sc

hn
itt

lic
he

s 
W

ac
hs

tu
m

 d
es

 P
ro

-K
op

f-
BI

P 
(%

; 1
99

6–
20

08
) 

y = -0,015x + 0,19
R² = 0,09

-4

-2

0

2

4

6

8

10

12

14

7,5 8,0 8,5 9,0 9,5 10,0 10,5 11,0

NUTS-2-Regionen in der EU-12

Pro-Kopf-BIP 1995 (Ln)
D

ur
ch

sc
hn

itt
lic

he
s 

W
ac

hs
tu

m
 d

es
 P

ro
-K

op
f-

BI
P 

(%
; 1

99
6–

20
08

)

Quelle: Berechnungen der GD REGIO auf der Grundlage von Ardeco-Daten.



Kapitel 1: Wirtschaftlicher Zusammenhal

1110

Unterschiede in der Wirtschaftsstruktur und den geo-
grafischen Merkmalen können zum Teil erklären, wa-
rum die Konvergenz fallweise unterschiedlich schnell 
vorankommt. Ein neuerer statistischer Ansatz fußt 

14	 In diesem Zusammenhang ermöglichen Messungen der Club-Konvergenz, etwa der statistischen Konvergenz von Zweiergruppen, die Unter-
suchung der Konvergenz bzw. Divergenz zwischen Länder- oder Regionenpaaren. Anders als bei der Sigma- und Beta-Konvergenz müssen 
nicht ganze Gruppen gleichzeitig untersucht werden. Siehe Pesaran (2007). Die Messgröße ergänzt daher diese traditionelleren Indikatoren, 
indem sie die Ermittlung von Konvergenzmustern innerhalb der analysierten Stichprobe ermöglicht.

auf dem Konzept der „Club-Konvergenz“.14 Die  be-
treffenden „Clubs“ (Ländergruppen) können Über-
einstimmungen hinsichtlich der Wirtschaftsstruktur, 
der geografischen Merkmale oder anderer Merkmale 

Kasten 1.2	Drei Indikatoren für statistische Konvergenz: Sigma-, Beta- 
und Club-Konvergenz

1	 Barro und Sala-i-Martin (1992).

2	 Quah (1996).

3	 Pesaran (2007).

Diese drei Konzepte werden in der empirischen For-
schung häufig verwendet, um die Dynamik der wirt-
schaftlichen Entwicklung und Konvergenz zwischen 
verschiedenen Ländern oder Regionen zu bewerten 
und zu untersuchen, ob Disparitäten abnehmen, wie 
schnell die Konvergenz erfolgt und ob verschiedene 
Arten von Volkswirtschaften unterschiedliche Kon-
vergenzmuster aufweisen.

Sigma-Konvergenz (σ)

Sigma-Konvergenz liegt dann vor, wenn – bezogen 
auf das Einkommen oder sonstige Messgrößen – die 
Streuung oder die Ungleichheit zwischen Ländern 
oder Regionen über die Zeit abnimmt. Dementspre-
chend zeigt sie an, dass die Standardabweichung – 
ein Maß für die Streuung im Verhältnis zum Mittel-
wert  – zurückgeht, was auf eine Verringerung der 
Disparitäten hindeutet. In diesem Bericht wird das 
Vorliegen von Sigma-Konvergenz anhand des Variati-
onskoeffizienten untersucht, der die Standardabwei-
chung als Prozentsatz des Mittelwerts ausdrückt.

Beta-Konvergenz (β)

Die Beta-Konvergenz ist ein Indikator für die Ge-
schwindigkeit, mit der sich verschiedene Volks-
wirtschaften in Bezug auf Wirtschaftsentwicklung 
oder Einkommen hin zu einem „langfristig gleichen 
Gleichgewicht“ („steady state“) entwickeln.1 Sie ver-
deutlicht, ob Länder oder Regionen mit niedrigem 
Einkommen schneller wachsen als solche mit hohem 
Einkommen, wodurch sich die zwischen ihnen beste-
henden Unterschiede verkleinern. Ein verwandtes 
Konzept ist das der bedingten Beta-Konvergenz, wie 
es zum Beispiel in der oben erwähnten Studie von 
Licchetta und Mattozzi zum Tragen kommt. Dabei 
werden ergänzend zur Beta-Konvergenz auch spezi-
fische Einflussfaktoren oder Merkmale berücksich-
tigt, die neben dem anfänglichen Pro-Kopf-BIP für 
die Konvergenzgeschwindigkeit ins Gewicht fallen. 

Die bedingte Beta-Konvergenz ermöglicht eine dif-
ferenziertere Analyse der Konvergenzdynamik, da 
anerkannt wird, dass Faktoren wie Investitionen, Bil-
dung oder das Verwaltungshandeln das Tempo des 
relativen wirtschaftlichen Aufholprozesses ebenfalls 
beeinflussen können.

Club-Konvergenz

Club-Konvergenz bezieht sich auf das Konzept von 
Gruppen oder „Clubs“ von Ländern oder Regionen 
mit potenziell unterschiedlichen Mustern wirtschaft-
licher Konvergenz.2 Diese können Übereinstim-
mungen hinsichtlich der Wirtschaftsstruktur, der 
geografischen Merkmale oder anderer Merkmale 
aufweisen, die Unterschiede im Konvergenztempo 
zumindest teilweise erklären können. Dabei ermög-
licht die Messung der statistischen Konvergenz von 
Zweiergruppen die Untersuchung der Konvergenz 
bzw. Divergenz zwischen Länder- oder Regionenpaa-
ren. Anders als bei der Sigma- und Beta-Konvergenz 
werden nicht ganze Gruppen gleichzeitig betrachtet.3 
Die Methode wird häufig verwendet, um verschie-
dene Gruppen von Volkswirtschaften mit ähnlichen 
Konvergenzmustern (Club-Konvergenz) zu ermitteln 
und zu analysieren. Anhand dessen können Forscher 
feststellen, welche Länder oder Regionen sich an-
nähern und welche nicht, was dem Verständnis der 
Unterschiede in den Konvergenzmustern innerhalb 
einer breiteren Gruppe von Volkswirtschaften zugu-
tekommt. Insgesamt stimmen die von Arvanitopou-
los und Lazarou für die EU-Regionen gewonnenen 
Ergebnisse weitgehend mit denen überein, die von 
Pesaran für die Weltwirtschaft ermittelt wurden. 
Zwar ist der technologische Fortschritt offenbar re-
lativ weit in die einzelnen Volkswirtschaften vorge-
drungen, doch existieren bedeutende geografische 
und strukturelle Faktoren, aufgrund derer Unter-
schiede beim Pro-Kopf-BIP fortbestehen.
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aufweisen, die das Konvergenztempo beeinflussen. 
In einer Studie15 werden anhand dieses Ansatzes 
Paare von EU-Regionen ermittelt, die im Zeitraum 
1980–2018 eine vergleichbare Wachstumsdynamik 
aufweisen.16 Die Ergebnisse deuten im Großen und 
Ganzen darauf hin, dass die Geografie eine Rolle 
spielt. In der EU gibt es konsistente Belege für eine 
Konvergenz zwischen Regionen, die ähnliche geogra-
fische Merkmale aufweisen, etwa Ballungsräume, 
Küsten- oder Bergregionen (Club-Konvergenz). Für 
städtische und ländliche Gebiete fallen die Ergebnis-
se jedoch uneinheitlich aus, da kein übereinstimmen-
des Muster zu erkennen ist.17 Was die Wirtschafts-
struktur betrifft, so gibt es übereinstimmende Belege 
dafür, dass eine ähnliche sektorale Spezialisierung 
einen signifikanten negativen Einfluss auf die Dyna-
mik der Club-Konvergenz hat. Regionen mit ähnlicher 
sektoraler Spezialisierung tendieren zur Divergenz, 
im Unterschied zu solchen mit voneinander abwei-
chenden Spezialisierungen.18 Dieses Ergebnis steht 
im Einklang mit der zunehmenden Verflechtung der 
Volkswirtschaften in der Welt, die sich innerhalb des 
Binnenmarktes regional unterschiedlich auswirkt.19 
Während einige Regionen gut aufgestellt waren, 
um die neuen Chancen zu ergreifen, mussten ande-
re schrumpfende Marktanteile, Arbeitsplatzverluste 

15	 Arvanitopoulos und Lazarou (2023).

16	 Arvanitopoulos und Lazarou (2023). 

17	 Wie in Kapitel 3 ausführlicher geschildert, fallen entlegene ländliche Regionen hinter anderen Regionskategorien zurück.

18	 Zu dieser Feststellung gelangen auch Cavallaro und Villani (2021).

19	 Europäische Kommission (2017).

20	 Barro (2001); Cervellati und Sunde (2013). 

21	 Krugman (1991).

und stagnierende Löhne hinnehmen (siehe auch Ab-
schnitt 4 über Entwicklungsfallen).

2.2 Produktivität und wirtschaftlicher 
Zusammenhalt in der EU

Die Produktivitätsdynamik trägt maßgeblich zur Be-
stimmung der Muster bei, nach denen der wirtschaft-
liche, soziale und territoriale Zusammenhalt in den 
Regionen verläuft. Die Produktivität ist ein entschei-
dender Faktor für Wirtschaftswachstum und Wohl-
stand. Wenn Länder und Regionen an Produktivität 
gewinnen, generieren sie ein höheres Einkommen, 
das sowohl räumlich als auch zwischen den Menschen 
umverteilt werden kann, um die Infrastruktur, das Bil-
dungs- und Gesundheitswesen und andere öffentli-
che und soziale Dienstleistungen zu verbessern. Pro-
duktivitätswachstum korreliert in der Tat positiv mit 
dem Ansteigen des Bildungsniveaus und der Lebens-
erwartung20 und kann zu sozialem Zusammenhalt 
und Chancengleichheit beitragen. Ein unausgewoge-
nes Produktivitätswachstum kann zwar eine verstärk-
te territoriale Ungleichheit hervorrufen21, doch gibt es 
auch Belege für positive räumliche Spillover-Effekte. 
So attestiert der jüngste Index für regionale Wettbe-
werbsfähigkeit (Regional Competitiveness Index, RCI) 
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Anmerkung: Fünfjährige Durchschnittswerte der Wachstumsrate des realen BIP je beschäftigter Person. 
Quelle: Ameco.
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städtischen Ballungsgebieten eine starke Leistung, 
aber auch weniger entwickelte Regionen können eine 
Verbesserung vorweisen (siehe Abschnitt 5). 

Seit Ende der 1960er-Jahre hat sich das Produkti-
vitätswachstum in allen fortgeschrittenen Volkswirt-
schaften kontinuierlich verlangsamt, was Anlass zu 
der Sorge gibt, dass möglicherweise eine Phase der 
lang anhaltenden Stagnation angebrochen ist.22 Kri-
senereignissen und Kriegen ungeachtet verzeichneten 
die Industrieländer in der ersten Hälfte des 20. Jahr-
hunderts erhebliche Zuwächse bei Produktion und 
Produktivität.23 In der Zeit nach dem Zweiten Welt-
krieg kam es zu einer zusätzlichen Beschleunigung, 
gekennzeichnet durch jährliche Wachstumsraten von 
3–5  %.24 Seit Ende der 1960er-Jahre ist das Pro-
duktivitätswachstum jedoch stetig zurückgegangen. 
Mittlerweile sind jährliche Wachstumsraten von rund 
1  % oder darunter die Norm (Abbildung  1.10). Vor 
dem Hintergrund des rückläufigen Produktivitäts-
wachstums hat sich auch der Abstand zwischen der 
EU und den USA im Zeitraum 1995–200525 sowie 

22	 Gordon (2015) hat die Hypothese der „anhaltenden Stagnation“ ausführlich untermauert. Vertreter einer gegenteiligen Ansicht verweisen 
indes vielmehr auf die Chancen, die sich durch neue disruptive Technologien wie künstliche Intelligenz, Robotik und ständig wachsende 
Rechenkapazitäten ergeben können. Nach dieser optimistischeren Betrachtung bergen diese Innovationen möglicherweise das Potenzial, die 
langfristige Verlangsamung des Produktivitätswachstums umzukehren, indem die technologische Grenze erweitert wird (Brynjolfsson und 
McAfee, 2014).

23	 Maddison (2007).

24	 Eichengreen (2007).

25	 Gordon und Sayed (2019).

26	 Nach einer längeren Periode bescheidenen Produktivitätswachstums nach der Industriekrise in den 1970er-Jahren verzeichneten die USA 
einen erheblichen Anstieg und übertrafen sowohl die EU als auch Japan. Darüber hinaus verzeichneten die USA in den beiden Jahren nach 
der Rezession von 2009 einen sprunghaften Anstieg der Produktion je Arbeitsstunde. Dies war in erster Linie darauf zurückzuführen, dass der 
abruptere Beschäftigungsschwund durch einen stärkeren Anstieg der geleisteten Arbeitsstunden pro beschäftigter Person ausgeglichen wurde 
(Abbildung 1.11). Nach der globalen Rezession hat sich das Produktivitätswachstum in den USA jedoch weitgehend dem der EU angeglichen.

unmittelbar nach der Rezession von 2009 vergrö-
ßert26 (Abbildung 1.11). 

Hinter dem allgemeinen Abwärtstrend beim Produk-
tivitätswachstum verbergen sich erhebliche Unter-
schiede innerhalb der EU. Der stärkste Rückgang des 
Produktivitätswachstums in der EU‑15, gemessen 
am BIP je beschäftigter Person, wurde offenbar um 
die Jahrhundertwende registriert. Lag es im Zeitraum 
1980–2000 im Durchschnitt noch bei etwa 1,5 % pro 
Jahr, erreichte es im Zeitraum 2001–2021 nur mehr 
eine jährliche Rate von 0,5  %. In den 1980er-Jah-
ren verbuchten die weniger entwickelten Regionen 
im Durchschnitt ein höheres Produktivitätswachstum 
als andere Regionskategorien, während die stärker 
entwickelten Regionen seit den 1990er-Jahren ein 
höheres Wachstum aufweisen. 

Für die EU‑27 stellt sich die Lage positiver dar. Im 
Zeitraum 2001–2021 war der Anstieg des Pro-
Kopf-BIP in der EU allgemein weitgehend mit ei-
nem Wachstum von Produktivität und Beschäftigung 
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Karte 1.3 Wachstum von Pro-Kopf-BIP, Produktivität, Beschästigungsquote und Bevölkerung 
im erwerbsfähigen Alter (2001–2021)

Beschästigungsquote: Anzahl unselbständig Beschästigter, 
dividiert durch die Bevölkerung im Alter von 20–64 Jahren. 
Quelle: GD REGIO, auf der Grundlage von JRC-ARDECO 
und Eurostat [lfst_r_lfsd2pop] Daten.

Durchschnittliche prozentuale Veränderung gegenüber Vorjahr

Karte 1.3	 Wachstum von Pro-Kopf-BIP, Produktivität, Beschäftigungsquote und Bevölkerung im 
erwerbsfähigen Alter (2001–2021)
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verbunden (Tabelle 1.1 und Karte 1.3).27 Zahlreiche 
weniger entwickelte Regionen – vor allem in den öst-
lichen Mitgliedstaaten  – verbuchten ein überdurch-
schnittliches Produktivitäts- und Beschäftigungs-
wachstum. Dieses wurde durch einen Rückgang des 
Anteils der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter an 
der Gesamtbevölkerung nur geringfügig wettge-
macht, sodass das Wachstum des Pro-Kopf-BIP über 
dem EU-Durchschnitt blieb.28 Hinter diesem Gesamt-
bild verbirgt sich jedoch die Tatsache, dass in einer 
Reihe von Regionen, insbesondere im Süden, das Pro-
Kopf-BIP in diesem Zeitraum zurückging und die Pro-
duktivität sank oder nur geringfügig zunahm.

2.3 Schockereignisse und Zyklen 
in der Kohäsion in den 2000er-Jahren

Im Hinblick auf die oben untersuchte Dynamik der 
wirtschaftlichen Konvergenz und Produktivität lassen 
sich die vergangenen zwei Jahrzehnte in vier Teilperi-
oden gliedern: die „Konvergenzjahre“ 2000–2008, die 
„Zeit des Beschäftigungsmangels“ 2009–2013, die 
„verzögerte Erholung“ 2014–2019 und der „sprung-
hafte Wiederanstieg“ 2020–2021 (Karte 1.4).

Zwischen 2001 und 2008 war das Pro-Kopf-BIP in 
so gut wie allen Regionen im Wachsen begriffen. 
Zahlreiche östliche Regionen erreichten dabei durch-
schnittliche Raten von über 5  % pro Jahr.29 In den 
Übergangsregionen und den stärker entwickelten 
Regionen lag das Produktivitätswachstum jedoch 
bereits unter einer jährlichen Rate von 1  %. Die 
fünf Jahre nach der Rezession von 2009 waren ein 
schwerer Schlag für die Konvergenz und markierten 
den Beginn einer Phase der Divergenz für die we-
niger entwickelten Regionen und die Übergangs-
regionen in Süd- und teilweise auch in Osteuropa. 
An erster Stelle standen dabei Länder, die von der 
Instabilität des Finanz- und Bankensektors betrof-
fen waren. Der Zeitraum 2009–2013 zeichnete sich 
in Südeuropa durch den einmaligen Umstand aus, 
dass der Rückgang des Pro-Kopf-BIP mit Massen-
arbeitslosigkeit und nicht mit einem langsameren 
Produktivitätswachstum einherging. Tatsächlich fiel 
das Produktivitätswachstum in Südeuropa in dieser 

27	 Es ist zu beachten, dass diese Messung des Produktivitätswachstums dem Rückgang der durchschnittlichen Arbeitsstunden je beschäftigter 
Person in diesem Zeitraum nicht Rechnung trägt. 

28	 Der Anteil der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter (definiert als die 20- bis 64-Jährigen) an der Gesamtbevölkerung verringerte sich in 
diesem Zeitraum in der EU und in den meisten Regionen geringfügig.

29	 An einigen weniger entwickelten Regionen ging dieser günstige Konjunkturzyklus jedoch vorbei – sie mussten sogar in diesen Jahren des 
relativen Booms einen Rückgang des Pro-Kopf-Einkommens hinnehmen (z. B. Süditalien).

30	 Der Unterschied im Entwicklungsstand hängt in der Regel auch mit unterschiedlichen Wirtschaftsstrukturen zusammen. Der Beschäfti-
gungsanteil in der Landwirtschaft entwickelte sich EU-weit zwischen 2001 und 2020 rückläufig, allen voran in den weniger entwickelten 
Regionen. Dies spiegelt die wirtschaftliche Umstrukturierung und die Modernisierung der Landwirtschaft in diesen Regionen wider. Dessen 
ungeachtet weisen weniger entwickelte Regionen nach wie vor einen tendenziell relativ hohen Beschäftigungsanteil in der Landwirtschaft 
auf. Auch die BWS pro beschäftigter Person in der Landwirtschaft ist niedriger als in den stärker entwickelten Regionen, was auf ein unge-
nutztes Potenzial für Produktivitätssteigerungen hindeutet.

Rezessionsperiode im Durchschnitt höher aus als in 
den relativ konjunkturstarken Jahren 2000–2008.  
Die Periode 2014–2019 brachte schließlich eine Er-
holung von der Großen Rezession. Beinahe alle Re-
gionen registrierten Zuwächse beim Pro-Kopf-BIP, 
wenn auch in bescheidenerem Ausmaß als vor der 
Rezession. So lebte zehn Jahre nach der Rezession 
von 2009 noch mehr als ein Viertel der EU-Bevölke-
rung (über 100 Millionen Menschen) in Regionen, die 
im Hinblick auf das reale BIP den Anschluss zum Ni-
veau vor der Rezession nicht geschafft hatten (wei-
tere Einzelheiten siehe Kasten 1.3). 

Der Ausbruch der COVID-19-Pandemie im Jahr 2020 
löste eine weitere schwere Rezession in allen Regi-
onen aus. Obwohl sich die strukturellen Auswirkun-
gen der Pandemie und des nachfolgenden russischen 
Angriffskrieges in der Ukraine auf den wirtschaftli-
chen Zusammenhalt noch nicht beurteilen lassen, 
hatte die wirtschaftliche Erholung im Jahr 2021 aus 
regionaler Sicht eine breitflächige Wirkung. Wie im 
folgenden Abschnitt erläutert, haben sich sowohl die 
weniger entwickelten Regionen als auch die Über-
gangsregionen weitaus besser erholt als nach der 
Rezession von 2009. 

Das starke Produktivitätswachstum in weniger ent-
wickelten östlichen Regionen verdankt sich zum Teil 
strukturellen Veränderungen in den dortigen Volks-
wirtschaften und der dortigen Investitionsdynamik 
(Tabelle  1.2). Was zweitere anbelangt, zeigen sich 
EU‑weit deutliche Unterschiede. In Osteuropa nahmen 
die Investitionen im Zeitraum 2001–2021 jedes Jahr 
um durchschnittlich 3,5 % zu. Diese Wachstumsrate 
ist mehr als dreimal so hoch wie der EU-Durchschnitt 
(1,1 %) und mehr als doppelt so hoch wie in den stär-
ker entwickelten Regionen (1,4 %). In den östlichen 
Regionen entfiel außerdem ein größerer Investitions-
anteil auf die Industrie, wobei sowohl die Industrie als 
auch der Dienstleistungssektor Wertzuwächse ver-
buchten, während die Beschäftigung in der Landwirt-
schaft sank.30 Demgegenüber steht bei den Investiti-
onen in den stärker entwickelten Regionen und in den 
Übergangsregionen der Finanzsektor an erster Stelle. 
Auf ihn entfielen im Fünfjahreszeitraum 2016–2020 
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Tabelle 1.1	 Dekomposition der jährlichen durchschnittlichen Veränderungen beim Pro-Kopf-BIP (2001–2021 und Teilperioden)

Pro-Kopf-BIP Produktivität Beschäftigung

Bevölkerungs- 
anteil im 

erwerbsfähigen 
Alter

Pro-Kopf-BIP Produktivität Beschäftigung

Bevölkerungs- 
anteil im 

erwerbsfähigen 
Alter

Durchschnittliche prozentuale Veränderung gegenüber Vorjahr Durchschnittliche prozentuale Veränderung gegenüber Vorjahr

2001–2021 2001–2021
EU‑27 1,06 0,74 0,51 -0,19 EU‑27 1,06 0,74 0,51 -0,19

Weniger entwickelte Regionen 1,55 1,32 0,31 -0,08 Osten 3,46 2,94 0,65 -0,15

Übergangsregionen 0,77 0,50 0,53 -0,25 Süden 0,11 -0,08 0,36 -0,17

Stärker entwickelte Regionen 0,88 0,55 0,56 -0,23 Nordwesten 0,97 0,68 0,51 -0,23
2001–2008 2001–2008

EU‑27 1,68 1,08 0,44 0,16 EU‑27 1,68 1,08 0,44 0,16

Weniger entwickelte Regionen 2,76 2,21 0,00 0,54 Osten 5,10 4,30 0,15 0,61

Übergangsregionen 1,56 0,89 0,44 0,22 Süden 0,92 -0,01 0,88 0,05

Stärker entwickelte Regionen 1,34 0,78 0,67 -0,12 Nordwesten 1,41 1,08 0,34 -0,01
2009–2013 2009–2013

EU‑27 -0,41 0,44 -0,53 -0,31 EU‑27 -0,41 0,44 -0,53 -0,31

Weniger entwickelte Regionen -1,17 0,39 -1,37 -0,19 Osten 0,68 1,51 -0,48 -0,34

Übergangsregionen -0,69 0,29 -0,57 -0,41 Süden -2,16 0,14 -2,02 -0,28

Stärker entwickelte Regionen -0,31 0,17 -0,14 -0,34 Nordwesten 0,07 0,12 0,27 -0,31
2014–2019 2014–2019

EU‑27 1,91 0,87 1,49 -0,46 EU‑27 1,91 0,87 1,49 -0,46

Weniger entwickelte Regionen 2,69 1,42 1,88 -0,61 Osten 4,23 2,92 2,09 -0,79

Übergangsregionen 1,46 0,58 1,52 -0,63 Süden 1,62 0,07 1,84 -0,29

Stärker entwickelte Regionen 1,70 0,77 1,19 -0,26 Nordwesten 1,49 0,87 1,00 -0,38
2020–2021 2020–2021

EU‑27 -0,30 -0,28 0,47 -0,48 EU‑27 -0,30 -0,28 0,47 -0,48

Weniger entwickelte Regionen 0,23 -0,14 1,05 -0,68 Osten 1,70 1,20 1,23 -0,73

Übergangsregionen -0,71 -0,79 0,70 -0,62 Süden -1,90 -1,41 -0,06 -0,44

Stärker entwickelte Regionen -0,41 -0,12 0,02 -0,30 Nordwesten -0,15 -0,13 0,37 -0,39

Anmerkung: Das Wachstum des Pro-Kopf-BIP lässt sich in drei große Komponenten aufgliedern: Veränderungen bei der Produktivität (BIP je beschäftigter Person), Veränderungen bei der Beschäftigungsquote (Arbeitsplätze im Verhältnis zur 
Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter) und Veränderungen beim Anteil der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter an der Gesamtbevölkerung. Entsprechend gilt die folgende Gleichung:

BIP
=

BIP
×

Beschäftigung
×

Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter

Gesamtbevölkerung Beschäftigung Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter Gesamtbevölkerung
Dieselbe Gleichung kann zur Trendbeschreibung herangezogen werden: Der Entwicklungsverlauf des Pro-Kopf-BIP ergibt sich aus der Summe der Veränderungen bei der Produktivität, der Beschäftigungsquote und dem Anteil der erwerbsfähigen Bevölkerung.
Grüne Balken entsprechen positiven Veränderungen, rote Balken negativen Veränderungen. Die Anzahl unselbständig Beschäftigter wird durch die Bevölkerung im Alter von 20–64 Jahren dividiert. Weniger entwickelte Regionen ausgenommen Mayotte.
Quelle: Eurostat [nama_10r_3empers], ARDECO, Cambridge Econometrics, AMECO, Berechnungen GD REGIO.
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Tabelle 1.2	 Investitionen (BAI) in der EU auf NUTS‑2-Ebene, 2001–2021, nach Wirtschaftszweigen (NACE1), Entwicklungskategorien und geografischen 
Regionen 

Weniger  
entwickelt Übergang Stärker  

entwickelt Osten Nordwesten Süden EU‑27
Durchschnittliche Anteile 2016–2020 (%)

A: Landwirtschaft/Forstwirtschaft/Fischerei 5,9 3,3 1,5 4,4 1,8 3,2 2,4

B-E: Industrie (ausgenommen Baugewerbe) 27,4 22,1 21,8 28,2 21,2 23,6 22,4

F: Baugewerbe 4,3 2,8 2,3 5,1 1,6 4,5 2,6

G–J: Handel u. ä. 20,7 15,6 19,9 24,0 17,5 21,5 19,0

K–N: Erbringung von Finanz- und 
Versicherungsdienstleistungen u. ä.

25,6 39,5 41,0 24,8 42,8 33,7 39,0

O–U: Öffentliche Verwaltung u. ä. 16,0 16,8 13,6 13,4 15,1 13,5 14,6

Gesamt 100 100 100 100 100 100 100

Durchschnittliche jährliche Veränderung, 2001–2020 (%)

A: Landwirtschaft/Forstwirtschaft/Fischerei 1,7 -0,1 0,7 3,3 0,2 0,2 0,7

B-E: Industrie (ausgenommen Baugewerbe) 1,2 0,7 1,4 2,8 1,4 0,0 1,2

F: Baugewerbe 0,6 0,1 1,2 5,0 1,0 -1,0 0,8

G–J: Handel u. ä. 1,3 1,0 1,5 2,8 2,0 -0,5 1,4

K–N: Erbringung von Finanz- und 
Versicherungsdienstleistungen u. ä.

-0,3 0,4 1,4 4,1 1,3 -0,7 1,0

O–U: Öffentliche Verwaltung u. ä. 0,8 0,4 1,4 4,3 1,3 -0,8 1,0

Gesamt 0,7 0,5 1,4 3,5 1,4 -0,5 1,1

Quelle: Berechnungen der GD REGIO auf der Grundlage von ARDECO-Daten.

1	 Nomenclature statistique des activités économiques (statistische Systematik der Wirtschaftszweige)
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Kasten 1.3	Kohäsionszyklen in den 2000er-Jahren: Momentaufnahme 
aus den Regionen

Im Großen und Ganzen lässt sich der Verlauf der 
Kohäsion in den beiden Jahrzehnten 2001–2022 in 
vier Perioden gliedern. 

Die „Konvergenzjahre“ (2001–2008)

Zwischen 2001 und 2008 war das Pro-Kopf-BIP in 
so gut wie allen Regionen im Wachsen begriffen. 
Insgesamt fielen die Steigerungen sowohl in den 
weniger entwickelten als auch in den Übergangsre-
gionen überdurchschnittlich hoch aus. In östlichen 
Mitgliedstaaten wurden dabei häufig Raten von über 
5  % pro Jahr erreicht. Dies steht im Einklang mit 
den traditionellen Wachstumstheorien, die auf der 
Annahme gründen, dass das Wachstum umso stär-
ker ausfallen wird, je niedriger das anfängliche Pro-
Kopf-BIP ist. Die meisten dieser Regionen befinden 
sich in weniger entwickelten und mäßig entwickelten 
Mitgliedstaaten, deren Wachstum zumeist schneller 
als der EU-Durchschnitt voranging. In Rumänien und 
Bulgarien, die besonders hohe Wachstumsraten vor-
zuweisen hatten, verteilte sich der Aufholprozess 
nur ungleichmäßig über das ganze Land. Als maß-
gebliche Triebfeder erwies sich die Hauptstadtregi-
on. Die Regionen Süditaliens entwickelten sich aller-
dings nicht nach diesem Muster der Angleichung. Sie 
verzeichneten bereits in den 2000er-Jahren ein ne-
gatives Wachstum des Pro-Kopf-BIP, obwohl ihr Pro-
Kopf-BIP deutlich unter dem EU-Durchschnitt lag.

Die „Zeit des Beschäftigungsmangels“ 
(2009–2013)

Die globale Rezession von 2009 mündete in einem 
Rückgang des Pro-Kopf-BIP in der EU bis 2013. In 
weniger entwickelten Regionen und Übergangsre-
gionen verlangsamte sich das Wachstum im Ver-
hältnis zum EU-Durchschnitt bzw. verschärfte sich 
das Negativwachstum. Daraus folgte eine Unterbre-
chung in der Tendenz zur Konvergenz. Rund 60 % 
der EU-Bevölkerung lebten in Regionen mit rückläu-
figem Pro-Kopf-BIP. Die am stärksten betroffenen 
Regionen lagen überwiegend in den südlichen Teilen 
der EU, aber auch in Rumänien, Irland und Finnland. 
In den meisten griechischen Regionen erlitt das Pro-
Kopf-BIP Einbrüche von durchschnittlich über 3  % 
jährlich. Nennenswerte Ausnahmen waren die Mehr-
heit der polnischen Regionen sowie einige Regionen 
in Bulgarien und Rumänien.

Die „verzögerte Erholung“ (2014–2019)

Die Jahre 2014–2019 stehen im Zeichen einer deut-
lichen Erholung von der großen Rezession. Beinahe 
alle Regionen registrierten Zuwächse beim Pro-
Kopf-BIP, wenn auch in bescheidenerem Ausmaß als 
vor der Rezession. Die meisten östlichen Regionen 
konnten zu hohen Wachstumsraten zurückfinden 
und waren erneut auf Konvergenzkurs. Auch in vie-
len nordwestlichen Regionen blieb das Wachstum 
unter dem Vorkrisenniveau  – eine hervorstechen-
de Ausnahme war Irland. In vielen Regionen in den 
stark betroffenen südlichen Mitgliedstaaten – allen 
voran Portugal und Spanien – stellte sich eine Er-
holung der Wachstumsraten ein. In Griechenland 
und in zahlreichen italienischen Regionen blieben 
die Zuwächse indes auf niedrigem Niveau. Insge-
samt lebte zehn Jahre nach der Rezession von 2009 
mehr als ein Viertel der EU-Bevölkerung in Regio-
nen, die im Hinblick auf das reale BIP den Anschluss 
zum Vorkrisenniveau nach wie vor nicht geschafft 
hatten. Dieser Anteil setzt sich zusammen aus der 
gesamten Bevölkerung Griechenlands und Zyperns 
sowie aus 80 % der italienischen und einem Drittel 
der spanischen Bevölkerung. Ebenfalls dazuzurech-
nen sind 75 % der finnischen und mehr als ein Drit-
tel der österreichischen Bevölkerung. In den meisten 
östlichen Mitgliedstaaten hatte das Pro-Kopf-BIP in 
allen oder fast allen Regionen wieder zu Vorkrisen-
werten zurückgefunden. In Rumänien und Kroatien 
lebten jedoch noch 40 % bzw. 25 % der Bevölkerung 
in Regionen, auf die dies nicht zutraf.

Der „sprunghafte Wiederanstieg“ (2020–2022)

Der Zeitraum 2020–2022 ist mit der COVID-19-Pan-
demie und dem russischen Angriffskrieg in der Uk-
raine durch ein zweifaches Schockereignis gekenn-
zeichnet. Aufgrund ihrer Art trafen diese Schocks 
manche Regionen stärker als andere. Innerhalb der 
Regionen wiederum waren manche Arbeitnehmer 
und Sektoren stärker betroffen als andere (z. B. Tou-
rismus, kulturelle Aktivitäten und Wirtschaftszweige, 
die von Störungen der Lieferkette und hohen Ener-
giepreisen betroffen waren). Abermals waren die 
Auswirkungen in Südeuropa im Durchschnitt stärker 
zu spüren. Wie weiter unten erörtert, verlief die an-
schließende wirtschaftliche Erholung jedoch schnel-
ler und auf breiterer Ebene, als es nach der Rezessi-
on von 2009 der Fall war.



Neunter Bericht über den wirtschaftlichen, sozialen und territorialen Zusammenhalt

2120

40  % der Gesamtinvestitionen. Übergangsregionen 
und stärker entwickelte Regionen weisen auch in Be-
zug auf die Beschäftigungsverteilung stärkere Ge-
meinsamkeiten auf, wobei der größte Anteil auf den 
Dienstleistungssektor entfällt. 

Südeuropa zeichnet sich dafür durch eine besonde-
re Investitionsdynamik aus. Die Investitionen san-
ken zwischen 2001 und 2021 jährlich um 0,5  %, 
mit stagnierenden oder rückläufigen Raten in allen 
Sektoren  – die Landwirtschaft ausgenommen. Die 
industrielle Beschäftigung nahm in allen drei Regio-
nenkategorien ab, wenngleich in weitaus geringerem 
Maße als in der Landwirtschaft. Im Gegensatz dazu 
stiegen in den Dienstleistungssektoren – allen voran 
im Finanzsektor – im selben Zeitraum sowohl der Be-
schäftigungsanteil als auch die Bruttowertschöpfung 
(BWS). Das traf auf alle Regionengruppen zu, und in 
besonderem Maße auf weniger entwickelte Regio-
nen. (In einer detaillierteren territorialen Betrachtung 
zeigen sich große Unterschiede hinsichtlich der wirt-
schaftsstrukturellen Dynamik – siehe Kapitel 3).

3. Die kurzfristigen Auswirkungen 
der COVID-19-Pandemie auf den 
wirtschaftlichen Zusammenhalt
Der COVID-19-Ausbruch hatte schwerwiegende Aus-
wirkungen auf die Wirtschaft und die Gesellschaft 
der EU, das BIP erholte sich aber nach dem massiven 
Einbruch im Jahr 2020 schon 2021 wieder kräftig. 

Mit Ausnahme von drei EU-Regionen ging das BIP 
überall zurück. Durch die beispiellosen, mutigen und 
koordinierten wirtschaftspolitischen Maßnahmen, 
die unter anderem im Rahmen der Kohäsionspolitik 
ergriffen wurden, konnten die wirtschaftlichen und 
sozialen Auswirkungen der Pandemie abgemildert 
werden. Das BIP auf EU-Ebene lag bereits im letzten 
Quartal 2021 über dem Niveau vor der Pandemie, 
wohingegen es nach 2009 sieben Jahre dauerte, 
bis das Niveau vor der Rezession wiederhergestellt 
war. Auch die regionalen Daten weisen einen um-
fassenderen Wiederaufschwung im Jahr 2021 aus, 
wobei sowohl die weniger entwickelten Regionen als 
auch die Übergangsregionen und die stärker entwi-
ckelten Regionen einen Aufschwung verzeichneten 
(Abbildung 1.12). 

Südeuropa war von der Rezession im Jahr 2020 in-
des stärker betroffen: Das BIP ging dort um 10 % zu-
rück. Trotz eines stärkeren Aufschwungs lag das BIP 
2021 immer noch 5 % unter dem vorpandemischen 
Höchststand. Die nordwestlichen und vor allem die 
östlichen Regionen haben sich in Bezug auf das BIP 
nach den beiden Krisen deutlich besser entwickelt 
als die südlichen Regionen. Dessen ungeachtet blieb 
das BIP in der EU insgesamt hinter dem der USA und 
anderer fortgeschrittener Volkswirtschaften zurück 
(Abbildung 1.13).

Noch lassen sich die längerfristigen Auswirkungen 
des COVID-19-Ausbruchs auf den wirtschaftlichen 
Zusammenhalt nicht in vollem Umfang beurteilen, 
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aber weniger entwickelte Regionen haben sich bis-
her schneller erholt, als es nach der Rezession von 
2009 der Fall war. Die verfügbaren Daten bestätigen 
das beträchtliche Ausmaß des Schocks im Jahr 2020. 
Insgesamt brach das BIP viel stärker ein als wäh-
rend der Rezession von 2009. Wie bereits im Achten 
Kohäsionsbericht31 betont, traf dies einige Regionen 
schwerer als andere. Innerhalb der Regionen wiede-
rum waren die Auswirkungen für manche Arbeitneh-
mer und Sektoren stärker als für andere (z. B. Touris-
mus, kulturelle Aktivitäten und Wirtschaftszweige, die 
von Störungen der Lieferkette betroffen waren). Die 
anschließende Konjunkturerholung war jedoch um-
fassender und verlief schneller als im Jahr 2010, als 
das BIP in etwa einem Viertel der EU-Regionen weiter 
schrumpfte (Abbildung 1.14). Im Jahr 2021 war dies 
nur in vier Regionen der Fall.32 Im Jahr 2010 war der 
Rückgang in den weniger entwickelten Regionen und 
den Übergangsregionen am stärksten. Im Jahr 2021 
verzeichneten die Regionen, in denen das BIP 2020 
am meisten eingebüßt hatte, im Durchschnitt auch 
den stärksten Wiederaufschwung.33 

Trotz der umfassenden Erholung sind bei den Wachs-
tumsraten abermals erhebliche regionale Schwan-
kungen zu beobachten (Karte 1.3, letzter Abschnitt). 
Darin manifestieren sich möglicherweise strukturel-
le Unterschiede in den Volkswirtschaften, wobei der 

31	 Europäische Kommission (2022).

32	 Es besteht sogar eine leicht negative Korrelation zwischen den regionalen Wachstumsraten in den Jahren 2020 und 2021, insofern als die 
Regionen, die im Jahr 2020 einen stärkeren Rückgang des BIP erlebten, im Durchschnitt auch diejenigen waren, die im Jahr 2021 einen 
deutlicheren Aufschwung verbuchten (Abbildung 1.16).

33	 Die geringfügig negative Korrelation zwischen den regionalen Wachstumsraten in den Jahren 2020 und 2021 legt diesen Schluss nahe.

34	 Giupponi et al. (2022).

Aufschwung in Sektoren, die von Beschränkungen 
und Störungen der Lieferketten stärker betroffen 
waren, länger auf sich warten ließ. Trotz der starken 
Erholung waren die Auswirkungen der Krise auf den 
wirtschaftlichen Zusammenhalt schwerwiegend und 
müssen in Zukunft zusammen mit den Auswirkun-
gen auf das Gesamtwachstum in der EU beobachtet 
werden.

Die Pandemie hatte in allen Regionen eine rückläufi-
ge Beschäftigungsentwicklung zur Folge, was jedoch 
durch einen starken Aufschwung im Jahr 2021 weit-
gehend wettgemacht wurde. In stärker entwickelten 
Regionen fiel die Abnahme der Beschäftigtenzahl 
2009 und 2020 in etwa gleich hoch aus (1–2  %; 
Abbildung  1.15 und Abbildung  1.16). In östlichen, 
südlichen und weniger entwickelten Regionen waren 
jedoch ein Jahr nach der globalen Rezession immer 
noch um 5 % weniger Menschen erwerbstätig als da-
vor. Auf die Jahre 2021 und 2022 trifft dies nicht zu. 
In den am stärksten betroffenen Regionen setzte der 
Beschäftigungsaufschwung früher ein, und bereits 
2021 waren in so gut wie allen Regionen die Spitzen-
werte vor der Krise wiederhergestellt. Die ergriffenen 
Maßnahmen zur Arbeitsplatzsicherung und weitere 
politische Initiativen sorgten dafür, dass der negati-
ve Effekt der Pandemie auf die Beschäftigung deut-
lich moderater blieb als im Jahr 2009.34 Tatsächlich 
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bewirkte die rapide Konjunkturerholung noch bis 
Jahresende in mehreren Mitgliedstaaten einen Ar-
beitskräftemangel, der das Niveau vor der Pandemie 
erreichte oder sogar übertraf.35 Dies steht in krassem 
Gegensatz zur Beschäftigungsdynamik nach der Re-
zession von 2009, als die Beschäftigung in Ost- und 
Südeuropa auch zwei Jahre später noch weiter sank.

Sowohl die Rezession von 2009 als auch die Pande-
mie von 2020 hatten für das Einkommen der privaten 
Haushalte in den südlichen EU-Regionen besonders 
starke Auswirkungen (Abbildung 1.17). Im Gegensatz 
zum BIP und zur Beschäftigung ging das Einkommen 
der privaten Haushalte in den beiden Zeiträumen in 
der EU insgesamt nicht merklich zurück, was darauf 
hindeutet, dass automatische Stabilisatoren und dis-
kretionäre Maßnahmen eine wichtige Rolle bei der 
Abfederung der Auswirkungen spielten.36 Allerdings 
gibt es große Unterschiede innerhalb der EU. In süd-
lichen Regionen sank das verfügbare Einkommen 
der privaten Haushalte in den beiden Jahren nach 
der globalen Rezession (2010 und 2011) deutlich. 
In der übrigen EU hingegen lag es über dem Niveau 
vor der Rezession. Im Jahr 2020 – das Jahr des Aus-
bruchs von COVID-19 – stiegen die Einkommen der 
privaten Haushalte in den östlichen und nordwestli-
chen Regionen während der Rezession weiter an. Die 
südlichen Regionen hingegen wurden besonders hart 
getroffen und verzeichneten bei den Einkommen der 

35	 Europäische Kommission (2022) und Kapitel 2 dieses Berichts.

36	 Bökemeier und Wolski (2022).

privaten Haushalte erheblichere Einbußen als 2009, 
worin sich der gravierendere Effekt auf das BIP wi-
derspiegelt (-5 % im Jahr 2009 gegenüber -10 % im 
Jahr 2020). Nach der Pandemie erfuhren die Haus-
haltseinkommen in der südlichen EU im Jahr 2021 
jedoch eine stärkere Erholung, im Gegensatz zu 
2010, als die Einkommen weiterhin einem Abwärts-
trend folgten. Dennoch setzte 2022 erneut eine rück-
läufige Entwicklung ein. Dies ist in erster Linie der 
hohen Inflation und den im Vergleich zur übrigen EU 
langsameren Lohnanpassungen geschuldet.

Die Investitionen erholten sich nach der Pandemie in 
außergewöhnlich starkem Ausmaß, insbesondere in 
den weniger entwickelten und südeuropäischen Re-
gionen. Der Investitionsrückgang im Jahr 2020 war 
mit rund 5 % zwar beträchtlich, fiel aber weniger als 
halb so stark aus wie im Jahr 2009 (11  %; Abbil-
dung 1.18). Dies steht im Gegensatz zum Rückgang 
des BIP, der im Jahr 2020 stärker ausfiel. Noch grö-
ßer war der Unterschied für das Folgejahr der jewei-
ligen Rezession. Im Jahr 2010 lagen die Investitionen 
etwa 11 % unter dem Niveau vor der Rezession. Im 
Jahr 2021 hingegen war das Niveau vor der Rezes-
sion nahezu wiederhergestellt. Bezeichnenderweise 
schnitten die weniger entwickelten Regionen und die 
Übergangsregionen nach der Pandemie im Durch-
schnitt besser ab als die stärker entwickelten Regio-
nen, während nach 2009 das Gegenteil der Fall war. 
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Der Unterschied zwischen den beiden Zeiträumen 
spiegelt teilweise die außergewöhnliche Beschaffen-
heit der Rezession von 2009 wider, als der Investiti-
onsrückgang tiefgreifender und anhaltender war als 
in früheren Rezessionen (Abbildung 1.19) und die Er-
holung sich deutlich langsamer einstellte als in den 
USA und anderen fortgeschrittenen Volkswirtschaf-
ten (Abbildung 1.20).

Beide Rezessionen gingen kurzfristig mit erheblichen 
negativen Auswirkungen auf die Staatshaushalte 
einher, doch im Gefolge der COVID-19-Pandemie fiel 
der Anstieg der Staatsverschuldung in den anschlie-
ßenden drei Jahren moderater aus (Abbildung 1.21). 
Im Zeitraum 2009–2011 ging der öffentliche Schul-
denstand im Verhältnis zum BIP im EU-Durchschnitt 
um 17 Prozentpunkte in die Höhe (15 Prozentpunkte 
im Osten, 13 im Nordwesten und 24 im Süden der EU). 

Abbildung 1.15	Anzahl der Beschäftigten, nach geografischer Lage und Grad der Entwicklung, 
2009, 2010 und 2011 (2008 = 100)
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Abbildung 1.16	Anzahl der Beschäftigten, nach geografischer Lage und Grad der Entwicklung, 
2020, 2021 und 2022 (2019 = 100)
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Im Gegensatz dazu kam es zwischen 2020 und 2022 
zu einem wesentlich geringeren Anstieg um sechs 
Prozentpunkte (sechs Prozentpunkte im Osten, sieben 
im Nordwesten und acht im Süden der EU). In beiden 
Zeiträumen betrieben die USA und Japan eine ex-
pansivere Finanzpolitik, was jeweils ein höheres und 
langwierigeres Haushaltsdefizit zur Folge hatte (Ab-
bildung 1.22). Daraus resultierte letztlich ein Anstieg 

des öffentlichen Schuldenstands im Verhältnis zum 
BIP im Ausmaß von 51 bzw. 78 Prozentpunkten zwi-
schen 2008 und 2022 (Abbildung 1.23). Demgegen-
über blieb der Anstieg EU-weit im selben Zeitraum mit 
20 Prozentpunkten vergleichsweise moderat, wobei 
er im Süden der EU 49 Prozentpunkte erreichte (ge-
genüber 12 im Osten und 18 im Nordwesten der EU).  
Dieser Anstieg im Süden der EU fiel zwar ähnlich 
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Abbildung 1.18	Reale Bruttoanlageinvestitionen, nach Grad der Entwicklung, 2009–2010 
(2008 = 100) und 2020–2021 (2019 = 100)

Quelle: Eurostat, Ameco und Ardeco.
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Abbildung 1.17 	Reales verfügbares Bruttoeinkommen der privaten Haushalte nach geografischer 
Lage, 2009–2011 (2008 = 100) und 2020–2022 (2019 = 100)

Anmerkung: Einkommen bereinigt mit dem harmonisierten Verbraucherpreisindex. Für MT und BG liegen keine Daten vor.
Quelle: Ameco.
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hoch aus wie in den USA, doch steht dem keine ver-
gleichbare Wirtschaftsleistung gegenüber. Nach dem 
Aufschwung im Jahr 2010 haben mehrere EU-Mit-
gliedstaaten Konsolidierungsmaßnahmen eingelei-
tet, um die Haushalte zu entlasten. Die Ergebnisse 
fielen gemischt aus, da sich das BIP häufig nicht wie 
prognostiziert erholte.37 Im Zuge der durch COVID-19 
ausgelösten Rezession im Jahr 2020 führte die EU je-
doch das Programm NextGenerationEU ein. Darüber 
wurden Finanzhilfen in Höhe von rund 750 Mrd. EUR 

37	 Blanchard und Leigh (2013). 

für von der Krise stark in Mitleidenschaft gezogene 
Mitgliedstaaten zur Verfügung gestellt, mit dem Ziel, 
unter Druck geratene nationale Haushalte zu stützen 
und positive Erwartungen für die Wirtschaft zu we-
cken. Wie sich herausstellt, hat diese gemeinsame 
Reaktion bisher im Vergleich zu früheren Rezessionen 
nicht nur einen nachdrücklicheren Wiederaufschwung 
gefördert und die Verschärfung von Ungleichheiten 
eingedämmt, sondern auch der Zunahme der Staats-
verschuldung entgegengewirkt.
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Quelle: Eurostat, Ameco und Ardeco.
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Abbildung 1.20 Reale Bruttoanlageinvestitionen, nach geografischer Lage (2008 = 100)

Quelle: Eurostat, Ameco und Ardeco.
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Alles in allem waren die unmittelbaren Auswirkungen 
der beiden Rezessionen tiefgreifend und in Bezug auf 
die makroökonomischen Folgen weitgehend ähnlich. 
Doch nach der Pandemie erholten sich das BIP, die Be-
schäftigung, die Einkommen der Privathaushalte und 
die Investitionen deutlicher und regional ausgewoge-
ner. Der unmittelbare Grund dafür ist primär, dass die 
östlichen und vor allem die südlichen Regionen nicht 
wesentlich hinter der Leistung der nordwestlichen Regi-
onen zurückfielen. Dies wiederum hat teilweise mit der 
unterschiedlichen Beschaffenheit der beiden Schock- 
ereignisse zu tun. Die Rezession von 2009 resultierte 
aus einer globalen Finanzkrise mit schwerwiegenden 
Auswirkungen für den Bankensektor. Gerade in einer 
Phase, als sowohl der private als auch der öffentliche 
Sektor versuchten, ihre Verschuldung zu verringern, 
kam daraufhin der Kreditfluss zum Erliegen. Dies 
wiederum zog eine anhaltende Beeinträchtigung der 
realwirtschaftlichen Tätigkeit, der Investitionen, der 
Preise und der Einkommen der privaten Haushalte 
nach sich. Dieses Szenario traf auf die gesamte EU zu, 
was insbesondere der robusteren Erholung in den USA 
entgegensteht, und vor allem auf die EU-Regionen, in 
denen der öffentliche und private Schuldenabbau am 
stärksten im Gange war. Im Gegensatz dazu hatte die 
Rezession von 2020 ihren Ursprung in einer anderen 
Art von externem Schockereignis, nämlich der Aus-
breitung einer Pandemie. Die daraus resultierenden 
Beschränkungen und Störungen der Lieferketten er-
wiesen sich als weniger dauerhaft als die Finanzkrise 
2009. Entsprechend der unterschiedlichen Beschaf-
fenheit der beiden Schockereignisse nahm auch die 
Preisdynamik in der jeweiligen Erholungsphase einen 

anderen Verlauf. Darüber hinaus trugen neuartige 
und rasche politische Maßnahmen – der zügige Ein-
satz der Kohäsionspolitik, neue Instrumente wie SURE 
(Unterstützung bei der Minderung von Arbeitslosig-
keitsrisiken in einer Notlage) und der Aufbaufonds 
NextGenerationEU – dazu bei, einen lang anhaltenden 
Investitionsrückgang abzuwenden. Insgesamt wurden 
daraus bis zu 750 Mrd. EUR an finanzieller Unterstüt-
zung für Mitgliedstaaten zur Verfügung gestellt, die 
stark von der Rezession von 2020 betroffen waren.

Die längerfristigen Aussichten für den wirtschaft-
lichen Zusammenhalt sind jedoch weiterhin schwer 
einzuschätzen. Die zusätzlichen Schockereignisse, die 
seit der COVID-19-Pandemie aufgetreten sind, stel-
len das EU-Wachstumsmodell potenziell vor länger-
fristige Herausforderungen. Noch ist es zu früh für 
eine umfassende Bewertung der regionalen Dimen-
sion dieser Schockereignisse, unter anderem, weil in 
vielen der betroffenen Gebiete keine Regionalstatis-
tiken vorliegen. Mehrere Regionen, Wirtschaftssek-
toren und Arbeitnehmerkategorien sind in ernsthaf-
te Schwierigkeiten geraten, und die derzeitige Lage 
bleibt instabil und brüchig, mit Wirtschaftsaussich-
ten, die ebenso riskant wie ungewiss sind. Aber es 
gibt auch Chancen. So deuten beispielsweise die re-
gionalen wirtschaftlichen Disparitäten zwischen der 
EU‑27 und den derzeitigen Kandidatenländern auf 
ein großes Potenzial für eine künftige Aufwärtskon-
vergenz hin; siehe die Karten 1.5 und 1.6, in denen 
die Erweiterung von 2004 mit der derzeitigen rela-
tiven Stellung der Kandidatenländer gegenüber den 
EU-Regionen verglichen wird.
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4. Die Geografie von Wachstum, 
Stagnation und Unzufriedenheit: 
steile Wachstumspfade und 
Entwicklungsfallen in Europa

In den letzten zwei Jahrzehnten haben zahlreiche 
Regionen eine längere Phase wirtschaftlicher Stag-
nation erlebt, die wachsende Unzufriedenheit in der 

38	 Europäische Kommission (2022).

39	 Dijkstra et al. (2020, 2023b).

Bevölkerung hervorgerufen hat. Die betroffenen 
Regionen scheinen in eine „Entwicklungsfalle“ ge-
raten zu sein  – einen Zustand, in dem das BIP, die 
Produktivität und die Beschäftigung sich unterdurch-
schnittlich entwickeln.38 Ein solcher Zustand korreliert 
empirisch mit zunehmender politischer Unzufrie-
denheit und schwindendem Rückhalt für demokra-
tische Werte und die EU.39 Regionale Entwicklungs-
fallen sind nicht nur ein wirtschaftliches Problem. 
Die unzureichende Wirtschaftsleistung und fehlende 
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Quelle: Ameco.
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Abbildung 1.23 Konsolidierte Bruttostaatsverschuldung

Quelle: Ameco.

%
 d

es
 B

IP

Ab
bi

ld
un

g 
1.

23
	K

on
so

lid
ie

rt
e 

Br
ut

to
st

aa
ts

ve
rs

ch
ul

du
ng



Neunter Bericht über den wirtschaftlichen, sozialen und territorialen Zusammenhalt

2928

Guadeloupe 
Martinique

Canarias

Guyane

Açores

Mayotte Réunion

Madeira

0 500 km
REGIOgis

<= 25

25–50

50–75

75–90

90–100

100–125

> 125

© EuroGeographics Verband für Verwaltungsgrenzen

Karte 1.5 Pro-Kopf-BIP 
in KKS in der EU-15 und 
in Kandidatenländern, 2004, 
% EU-15
Index, EU-15 = 100

Quelle: Eurostat [nama_10r_2gdp, 
nama_10r_3popgdp], JRC (ARDECO) 
und Berechnungen der GD REGIO.

Karte 1.5	 Pro-Kopf-BIP in KKS in der EU‑15 und in Kandidatenländern, 2004, % EU‑15
Karte 1.6	 Pro-Kopf- BIP in KKS in der EU‑27 und in Kandidatenländern, 2021, % EU‑27
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Karte 1.6 Pro-Kopf-BIP 
in KKS in der EU-27 und 
in Kandidatenländern, 2021, 
% EU-27
Index, EU-27 = 100

Quelle: Eurostat, Weltbank, nationale statistische 
Ämter und Berechnungen der GD REGIO.
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Kasten 1.4	Regionaler Zusammenhalt und Russlands Angriffskrieg gegen 
die Ukraine

1	 Alle Zahlen, auf die in diesem Kasten Bezug genommen wird, stammen von Eurostat sowie aus verschiedenen Berichten der Inter-
nationalen Organisation für Migration (https://dtm.iom.int/reports?search=ukraine).

Der russische Angriffskrieg gegen die Ukraine hat in 
der gesamten EU Erschütterungen ausgelöst. Einige 
der ärmeren Regionen der EU dürften die Auswirkun-
gen stärker zu spüren bekommen. In diesem Kasten 
werden drei Gründe erörtert: die Konzentration des 
wirtschaftlichen Beitrags Geflüchteter im erwerbs-
fähigen Alter auf reichere Regionen, die Anfälligkeit 
ärmerer, ländlicher Gebiete für den starken Anstieg 
der Energie- und Lebensmittelpreise, und die wach-
sende geopolitische Unsicherheit, die insbesondere 
in ärmeren Ländern Osteuropas die Militärausgaben 
in die Höhe getrieben hat.

Die Integration von Flüchtlingen wird sich auf das 
durchschnittliche Wachstum in der EU wahrschein-
lich positiv auswirken, nicht aber auf den regionalen 
Zusammenhalt. Einwanderung kommt tendenziell 
solchen Aufnahmeregionen zugute, die Flüchtlinge 
erfolgreich in lokale Arbeitsmärkte integrieren. Im 
Rahmen der Richtlinie über die Gewährung vorüber-
gehenden Schutzes können ukrainische Flüchtlinge 
wählen, in welchem EU-Land sie arbeiten wollen. 
Die Mehrheit entscheidet sich für Länder mit einer 
bestehenden ukrainischen Diaspora und einem dy-
namischen Arbeitsmarkt: Deutschland, Polen und 
Tschechien. Ukrainer im erwerbsfähigen Alter trugen 
zur Erwerbsbevölkerung im Alter von 20–65 Jahren 
in Osteuropa 2,5 %, in West- und Nordeuropa 1 % 
und in Südeuropa 0,5 % bei (Durchschnittswerte).1 
Unter Berücksichtigung der Sprachbarriere als Hin-
dernis für ihre Integration in die Arbeitsmärkte  – 
Erhebungen gehen von Beschäftigungsquoten von 
etwa einem Drittel aus – dürften ukrainische Flücht-
linge kurzfristig im Durchschnitt etwa 0,5  % zum 
BIP der östlichen Länder beitragen, in der übrigen 
EU etwas weniger. Je länger die Flüchtlinge bleiben 
und je mehr ihre Integration durch Maßnahmen der 
Politik begünstigt wird, desto wahrscheinlicher wird 
ein Anstieg ihrer Arbeitsmarktbeteiligung. In Polen 
beispielsweise hatte die Hälfte der Flüchtlinge im 
erwerbsfähigen Alter bis August 2022 eine Beschäf-
tigung. Dabei hat das Land bis dato fast eine Million 
ukrainische Flüchtlinge aufgenommen, die dort von 
einer besonders großen Diaspora und einer relativ 
kleinen Sprachbarriere profitieren.

Obwohl der Lebensstandard in den östlichen Ländern 
tendenziell unter dem EU-Durchschnitt liegt, sind es 
vor allem die reicheren Regionen, den die Integra-
tion der Geflüchteten in die lokalen Arbeitsmärkte 
zugute kommt. Innerhalb dieser Länder lassen sich 
Flüchtlinge eher in den dynamischen Regionen mit 

besseren Beschäftigungsaussichten nieder, etwa in 
Prag oder Warschau, wo das Pro-Kopf-BIP bereits 
deutlich über dem EU-Durchschnitt liegt.

Die durch den Krieg ausgelösten Energie- und Le-
bensmittelpreisschocks haben den Wohlstand in der 
gesamten EU geschmälert, wobei ärmere, ländliche 
Gebiete stärker getroffen wurden. Zwar sind die Prei-
se für Energie und Lebensmittel mittlerweile wieder 
von ihren Höchstständen zurückgegangen, die Aus-
wirkungen auf die verfügbaren Realeinkommen sind 
dennoch erheblich. Da die ländlichen Regionen in der 
EU in der Regel ärmer sind als die städtischen, haben 
die Haushalte in ersteren in der Regel vergleichsweise 
höhere Ausgaben für Verkehr. Überhaupt fallen höhere 
Energie- und Lebensmittelpreise für ärmere Haushalte 
stärker ins Gewicht. In ländlichen Gebieten Bulgariens 
beispielsweise entfallen 35 % der Konsumausgaben 
der Haushalte auf Lebensmittel, in bulgarischen Städ-
ten hingegen beträgt dieser Anteil nur 23 %.

Schließlich haben die östlichen Länder, die an Russ-
land, die Ukraine oder Belarus grenzen, ihre Mili-
tärausgaben seit der russischen Invasion der Krim 
stärker erhöht als andere Mitgliedstaaten. Mit einem 
Pro-Kopf-BIP, das etwa halb so hoch ist wie das der 
Länder im Norden und Westen, haben diese Länder 
ihre Militärausgaben zwischen 2014 und 2022 um 
0,7 % des BIP aufgestockt – doppelt so viel wie die 
Länder im Westen und Norden. Diese Zusatzausga-
ben gehen möglicherweise zulasten von Aufwen-
dungen, die der Förderung des regionalen Zusam-
menhalts hätten zugutegekommen können. Diese 
Volkswirtschaften waren vor dem Krieg stärker mit 
der russischen Wirtschaft verflochten, weshalb die 
gegen Russland verhängten Sanktionen für sie stär-
kere Auswirkungen haben. Der Krieg hat die Durch-
führung der Kohäsionsprogramme, insbesondere 
der Interreg-Programme, erheblich beeinträchtigt. 
Für Regionen mit Außengrenzen in Finnland und den 
baltischen Staaten sowie für einige polnische Grenz-
regionen sind grenzübergreifende Kooperationspart-
ner weggefallen. Anstelle des früheren Austauschs 
und der grenzüberschreitenden Ströme finden sich 
nun geschlossene Grenzen und verlorene Koope-
rationen. Die Kommission hat Änderungen vorge-
nommen, damit diese Regionen für andere Koope-
rationsprogramme infrage kommen. Der negative 
Grenzeffekt ist jedoch stärker denn je, weshalb im 
Hinblick auf die Suche nach anderen Kooperations- 
und Entwicklungsmöglichkeiten weitere Unterstüt-
zung für diese Regionen geboten ist.

https://dtm.iom.int/reports?search=ukraine
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Beschäftigungsperspektiven verursachen soziale 
Kosten und befeuern politische Ressentiments ge-
genüber einem System, das zunehmend im Ruf steht, 
dass es viele Menschen auf der Strecke lässt.

Ein positiver Aspekt ist indes, dass zwar viele Regio-
nen anhaltend in einer Entwicklungsfalle stecken, ei-
nigen aber der Sprung von einem wachstumsschwa-
chen zu einem wachstumsstarken Entwicklungspfad 
gelungen ist. Dies ging meist einher mit einer Spezi-
alisierung auf komplexere Wirtschaftstätigkeiten, die 
mit den lokalen Stärken und Merkmalen verknüpft 
sind, häufig durch die Integration in globale Wert-
schöpfungsketten (siehe Kapitel 5). Dieser Abschnitt 
knüpft an das im Achten Kohäsionsbericht40 vorge-
stellte Konzept der Entwicklungsfalle anund erweitert 
es in dreierlei Hinsicht. Erstens wird ein Index für stei-
le Wachstumspfade erörtert, der es ermöglicht, Regi-
onen mit der besten Leistung auszuloten. Zweitens 
wird ein neuartiger Ansatz vorgestellt, mit dem sich 
Merkmale von Regionen, die in einer Entwicklungsfal-
le stecken, bestimmen und Möglichkeiten aufzeigen 
lassen, daraus auszubrechen.41 Drittens werden An-
haltspunkte dafür dargelegt, wie das Risiko, die In-
tensität und die Dauer regionaler Entwicklungsfallen 
mit der Zunahme von politischer Unzufriedenheit in 
der EU zusammenhängt.42

4.1 Regionen mit steilem 
Wachstumsverlauf 

Die Bestandsaufnahme zur Konvergenz anhand der 
oben genannten Indikatoren bietet einen Gesamtüber-
blick über makroregionale Entwicklungen. Sie eignet 
sich jedoch nicht dazu, spezifische Merkmale und 
Erfolgsgeschichten auf einer detaillierteren Ebene 
sichtbar zu machen. Die Methode zur Bestimmung 

40	 Europäische Kommission (2022).

41	 Balland et al. (2019).

42	 Dijkstra et al. (2023b).

43	 Anhand der von Iammarino et al. (2020) entwickelten Methodik zur Messung der Wahrscheinlichkeit, dass eine Entwicklungsfalle besteht, 
werden steile Wachstumspfade bestimmt. Solche liegen vor, wenn Regionen in Bezug auf das Wachstum bei BIP, Produktivität und Beschäf-
tigung andere Regionen übertroffen haben (Wahrscheinlichkeit von mehr als 50 %, dass dies der Fall ist). Der herkömmliche Entwicklungs-
fallen-Indikator schlägt an, wenn eine Region beim Wachstum des Pro-Kopf-BIP, der Produktivität und der Beschäftigung in den letzten fünf 
Jahren hinter der Entwicklung in der EU, im betreffenden Land oder in der Region selbst zurückbleibt. Einer Region wird für jeden höheren 
Wachstumswert 1 Punkt zugewiesen. Die Summe der Punkte (0–9) wird dann neu skaliert auf 0 und 1. Anhand des Kehrwerts des Jah-
resdurchschnitts aller in einer Entwicklungsfalle befindlichen Regionen im Zeitraum 2001–2021 wird dann ermittelt, welche Regionen zu 
starkem Wachstum tendieren. Dies gewährleistet Konsistenz und Symmetrie mit der Analyse auf der Grundlage des Entwicklungsfallen-In-
dikators und lässt Regionen hervortreten, die im Vergleich besser abschneiden.

44	 In den östlichen Mitgliedstaaten weisen nicht nur die Hauptstadtregionen, sondern auch die meisten der übrigen Regionen eine starke Wirt-
schaftsleistung auf. In Südeuropa finden sich Fälle von Regionen, die im Vergleich besser abschneiden, vor allem in Spanien und Portugal. Dabei 
handelt es sich um Aufholprozesse von zuvor relativ armen Regionen. Daneben gibt es aber auch in Griechenland und Italien positive Beispiele. 
In Frankreich können Küstenregionen im Allgemeinen eine deutlich bessere Leistung vorweisen als die zentralen Regionen (abgesehen von der 
Hauptstadtregion). Im übrigen Europa sind die Regionen im Hinblick auf ihre Wirtschaftsleistung weitgehend ausgewogen vertreten.

45	 Balland et al. (2019).

46	 Iammarino et al. (2022).

von Regionen, die in einer Entwicklungsfalle stecken, 
ermöglicht auch die Berechnung eines Index der wirt-
schaftlichen Entwicklung (Economic Development 
Index  – EDI) für Regionen, die sich dauerhaft bes-
ser entwickeln als andere.43 Zahlreiche EU-Regionen 
– hier definiert auf der NUTS‑3-Ebene – haben in den 
letzten zwei Jahrzehnten ein starkes Wachstum hin-
gelegt (EDI über 0,5 in Karte 1.7). Wie zu erwarten, 
sind diese Regionen überproportional in Osteuropa 
vertreten, was mit dem Wachstumsschub während 
der oben erwähnten Aufholphase (Beta-Konvergenz) 
zusammenhängt. Regionale Erfolgsgeschichten be-
schränken sich jedoch nicht auf dieses breite Gebiet 
der EU. Tatsächlich gibt es in den meisten EU-Mit-
gliedstaaten zumindest eine NUTS‑3-Region, die sich 
im Zeitraum 2001–2021 auf einem steilen Wachs-
tumspfad befand (EDI über 0,5). Dies trifft nicht nur 
auf die meisten Hauptstadtregionen zu, sondern auch 
auf einige Regionen in Mittel- und Nordportugal, in 
Nordwestspanien, an Frankreichs Küsten sowie – in 
geringerem Maße – in Italien und Griechenland. Auch 
einige stärker entwickelte Regionen in Deutschland, 
Belgien, den Niederlanden und Schweden gehören 
dazu. Insgesamt bestätigt dies markante Unterschie-
de bei der wirtschaftlichen Leistung in der EU und 
innerhalb der Länder.44 

4.2 Regionen in einer „Entwicklungsfalle“

Ein neuartiges Modell zur Bestimmung der Merkma-
le von Regionen, die einer Entwicklungsfalle stecken, 
hat mögliche Verbindungen zu einem neuen Typ von 
wirtschaftlichen Komplexitätsfallen ins Blickfeld ge-
rückt.45 Zusätzlich zu den Standardmerkmalen von 
Regionen in einer Entwicklungsfalle46 könnte eine 
Eigendynamik die Fähigkeit von Regionen zur Inno-
vation und zur Entwicklung neuer Wachstumspfade 
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Karte 1.7 Index der wirtschaftlichen Entwicklung auf NUTS-3-Ebene (2001–2021)

Dieser Index misst, ob eine Region in den letzten fünf Jahren ein höheres 
Wachstum verzeichnete als die EU, als ihr jeweiliges Land oder als die Region 
selbst. Dabei werden der Anstieg des BIP pro Kopf, die Produktivität und und 
die Beschäftigung pro Kopf über einen Zeitraum von fünf Jahren betrachtet. 
Einer Region wird für jeden höheren Wachstumswert 1 Punkt zugewiesen. 
Dieser Wert zwischen 0 und 9 wird neu skaliert auf 0 und 1. 
Quelle: Berechnungen der GD REGIO auf der Grundlage von JRC- und 
Eurostat-Daten.

Karte 1.7	 Index der wirtschaftlichen Entwicklung auf NUTS-3-Ebene (2001–2021)
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einschränken.47 Regionen könnten in eine wirtschaft-
liche Komplexitätsfalle geraten, wenn ihnen die 
Fähigkeit zur Entwicklung komplexer Erzeugnisse 
fehlt.48 Eine Analyse der strukturellen Entwicklung 
von Entwicklungsfallen über einen langen Zeitraum 
hat systematische empirische Belege dafür geliefert, 
wie viele Regionen in der EU es nicht schaffen, eine 
Struktur von geringer Komplexität zu überwinden, in-
wieweit es sich dabei um Regionen mit hohem oder 
niedrigem Einkommen handelt und in welche Art von 
Falle sie geraten sind. Im Mittelpunkt der Definition 
von „Entwicklungsfallen“ steht die strukturelle Unfä-
higkeit von Regionen, neue Wirtschaftstätigkeiten zu 
entwickeln, weil sie aufgrund ihrer Kapazitäten daran 
scheitern, sich neuen und komplexeren Tätigkeiten 
zuzuwenden, die für mehr Wohlstand sorgen könn-
ten. Davon ausgehend wird ermittelt, welche Regio-
nen in der Vergangenheit gute Leistungen erbrach-
ten, nun aber in eine Falle geraten sind, und welche 
Regionen es mit welchen Mitteln geschafft haben, 
sich aus dieser zu befreien.49

Die Merkmale von Regionen, die sich in einer Ent-
wicklungsfalle befinden, variieren je nach Entwick-
lungsniveau stark. Allen gemein ist aber die be-
grenzte Fähigkeit, Menschen auszubilden und in der 
Region zu halten. Die Gründe, warum Regionen in 
eine Entwicklungsfalle geraten, sind von Fall zu Fall 

47	 Arthur (1994).

48	 Pinheiro et al. (2022).

49	 Balland et al. (noch unveröffentlicht).

verschieden und hängen von ihrem anfänglichen 
Entwicklungsniveau, ihren geografischen Merkma-
len, den makroökonomischen Rahmenbedingungen, 
dem globalen wirtschaftlichen Kontext und struktu-
rellen Merkmalen ab. Es gibt jedoch eine Reihe über-
einstimmender Merkmale in Bezug auf die Qualität 
der Institutionen, die Innovationskapazität und den 
Stellenwert des verarbeitenden Gewerbes, in denen 
sich in einer Entwicklungsfalle befindliche Regionen 
von anderen Regionen mehr oder weniger stark un-
terscheiden, abhängig vom Grad ihrer Entwicklung. 
Wie  im vorhergehenden Abschnitt erwähnt, fallen 
geografische Merkmale, sektorale Spezialisierung, 
Produktivität und Investitionsdynamik für die Beta- 
bzw. die Club-Konvergenz ins Gewicht. Ein durchge-
hendes Merkmal von Regionen, die sich dauerhaft in 
einer Entwicklungsfalle befinden, ist  – unabhängig 
vom Grad ihrer wirtschaftlichen Entwicklung  – der 
Mangel an Humankapital (Tabelle 1.3). 

Das deutet darauf hin, dass sich Regionen, denen 
es über viele Jahre hinweg gelungen ist, einer Ent-
wicklungsfalle auszuweichen, und die in der Lage 
sind, der Wahrscheinlichkeit, in eine solche Falle zu 
geraten, entgegenzuwirken, sich stets dadurch aus-
zeichnen, dass sie über die Voraussetzungen und 
Möglichkeiten verfügen, in Menschen mit Hochschul-
bildung zu investieren, sie anzuziehen und zu halten 

Tabelle 1.3	 Sozioökonomische Merkmale von Regionen in einer Entwicklungsfalle und anderen 
Regionen, Durchschnitt 2003–2021, nach Pro-Kopf-BIP 2003

 

Entwicklungsfalle?
Pro-Kopf-BIP (KKS) im Jahr 2003, Index EU‑27 = 100

< 75 % 75–100 % >= 100 % Alle

Industrieanteil an BWS Ja 21,5 14,8 18,8 18,1

Nein 26,3 18,1 20,9 21,0

FuE-Ausgaben in % des BIP Ja 0,4 1,2 2,0 1,8

Nein 0,9 1,5 2,5 2,1
% der Bevölkerung 25–64 J. mit tertiärem 
Bildungsabschluss Ja 12,1 20,2 27,0 23,9

Nein 20,9 27,7 30,9 27,2

Regierungsqualität Ja -1,6 -0,5 0,3 -0,1

Nein -0,8 0,1 0,6 0,1
% der Bevölkerung (2021) nach Höhe 
des Pro-Kopf-BIP 23,3 22,5 54,2 100,0

% der Bevölkerung (2021) in Regionen 
in Entwicklungsfallen 2,4 7,3 18,6 28,4

Anmerkung: Bei den sozioökonomischen Merkmalen handelt es sich um Durchschnittswerte aller verfügbaren Bezugsjahre im Zeitraum 2003–2021.
Quelle: Eurostat [rd_e_gerdreg, lfst_r_lfsd2pop], JRC (ARDECO), Universität Göteborg, Berechnungen der GD REGIO.
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Kasten 1.5	Die Geografie der Unzufriedenheit in der EU und die regionale 
Entwicklungsfalle

1	 Greven (2016); Zakaria (2016); Hawkins et al. (2019); Hopkin (2020).

2	 Rodríguez-Pose (2018); Kitschelt (2022).

3	 Torreblanca und Leonard (2013); Dijkstra et al. (2020).

In den letzten Jahren hat sich in vielen Teilen der 
Welt, auch in zahlreichen Ländern Europas, Unzu-
friedenheit in der Bevölkerung breitgemacht.1 Dieser 
immer stärker aufkeimende Unmut über ein „Sys-
tem“, von dem viele meinen, es bringe ihnen keinen 
Nutzen mehr, äußert sich auf unterschiedliche Wei-
se – von der sinkenden Wahlbeteiligung bis hin zum 
Schwinden zivilgesellschaftlichen Engagements. Der 

Verdruss manifestiert sich auch im wachsenden 
Wählerzuspruch für extremere, oft populistische 
Parteien und in zunehmenden Anzeichen von Ver-
zweiflung und offener Revolte bei denjenigen, die 
vom System enttäuscht sind.2 In der EU spiegelt sich 
diese Enttäuschung im Erstarken des Euroskeptizis-
mus wider.3 Seit der Finanzkrise von 2008 ist der 
Stimmenanteil von Parteien, die für eine „harte“ 
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© EuroGeographics Verband für Verwaltungsgrenzen

Dieser Index misst, ob eine Region beim Wachstum in den letzten fünf 
Jahren hinter der EU, dem betreffenden Land oder der Region selbst 
zurückgeblieben ist. Betrachtet wird das Wachstum bei Pro-Kopf-BIP, 
Produktivität und Beschäftigung über einen Zeitraum von fünf Jahren. 
Einer Region wird für jeden höheren Wachstumswert 1 Punkt zugewiesen. 
Die Summe der Punkte (0–9) wird dann neu skaliert auf 0 und 1. 
Quelle: Berechnungen der GD REGIO auf der Grundlage von JRC- und 
Eurostat-Daten.

Karte 1.8 Index für Entwicklungsfallen 1 auf NUTS-3-Ebene (2001–2018)
Wahrscheinlichkeit des Vorliegens einer Entwicklungsfalle

Karte 1.8	 Index für Entwicklungsfallen 1 auf NUTS‑3‑Ebene (2001–2018)
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Form des Euroskeptizismus4 stehen, bei nationalen 
Parlamentswahlen bis 2022 von unter 5 % auf 14 % 
gestiegen. Alle euroskeptischen Parteien zusammen 
konnten von 7 % auf 27 % zulegen.

Der Anstieg des Euroskeptizismus ist kein isoliertes 
Phänomen. Er steht vielmehr im aktuellen Kontext 
eines allgemein wachsenden Zuspruchs für Protest-
parteien oder populistische Parteien.5 Die Gründe 
dafür sind kultureller und/oder wirtschaftlicher Art.6 
Menschen in Gebieten im Niedergang fühlen sich 
häufig gefangen in einer Region, die in ihren Augen 
keine Rolle mehr spielt und keine Zukunft bietet.7 
Sie fühlen sich von einer fernen, abgehobenen Elite 
ignoriert, vernachlässigt und ausgegrenzt8 und kom-
men mit einer sich verändernden Welt, die ihre Iden-
tität und Sicherheit bedroht, nicht zurecht.

Einer Studie9 zufolge konzentriert sich ein Groß-
teil der zunehmenden Unzufriedenheit auf Orte, 
die sich in einer Entwicklungsfalle10 befinden. Das 
klassische Beispiel für Regionen in einer Entwick-
lungsfalle sind solche, die nach einem anfänglichen 

4	 Gemäß der Einteilung euroskeptischer Parteien im Rahmen der Chapel Hill Expert Survey.

5	 Hopkin (2020).

6	 Noury und Roland (2020); Schmid (2022).

7	 Rodríguez-Pose (2018 und 2020); Lenzi und Perucca (2021).

8	 McKay et al. (2021).

9	 Dijkstra et al. (2023).

10	 Die Methode zur Bestimmung einer „Entwicklungsfalle“ deckt sich mit derjenigen in Europäische Kommission (2022). 

11	 Kharas und Kohli (2011).

Wachstumsschub, der sie auf ein mittleres Ein-
kommensniveau gebracht hat, ins Stocken geraten 
und es nie bis zu einem hohen Einkommensniveau 
schaffen.11 Einen solchen stagnierenden – oder auch 
rückläufigen – Trend machen indes viele Regionen in 
Europa durch, und zwar unabhängig vom Grad der 
Entwicklung. Zwar laufen Regionen mit mittlerem 
Einkommen eher Gefahr, in eine Entwicklungsfalle 
zu geraten, doch sind alle übrigen keineswegs davor 
gefeit. Dieselbe Studie kommt zu dem Schluss, dass 
das Vorliegen einer regionalen Entwicklungsfalle 
wesentlich dafür mitverantwortlich ist, warum sich 
in allen EU-Regionen bei nationalen Wahlen euro-
skeptisches Wahlverhalten mehrt. Menschen, die in 
Regionen leben, die sich in einer Entwicklungsfalle 
befinden, fühlen sich viel eher von euroskeptischen 
politischen Parteien angesprochen und wählen sie. 
Die Autoren zeigen ferner auf, dass der Anteil der 
euroskeptischen Wählerschaft mit Faktoren wie dem 
Risiko, der Intensität und der Dauer des Verbleibens 
in einer Entwicklungsfalle deutlich zunimmt.

Ab
bi

ld
un

g 
1.

24
	K

or
re

la
tio

n 
zw

is
ch

en
 d

em
 V

or
lie

ge
n 

ei
ne

r r
eg

io
na

le
n 

En
tw

ic
kl

un
gs

fa
lle

 u
nd

 d
em

 
W

äh
le

rz
us

pr
uc

h 
fü

r „
ha

rt
e“

 F
or

m
en

 d
es

 E
ur

os
ke

pt
iz

is
m

us
, N

U
TS

‑3
-R

eg
io

ne
n 

(2
01

8–
20

22
)

y = 22,054x + 1,4904
R² = 0,0617

-10

0

10

20

30

40

50

60

0,0 0,1 0,2 0,3 0,4 0,5 0,6 0,7 0,8 0,9 1,0

Abbildung 1.24 Korrelation zwischen dem Vorliegen einer regionalen Entwicklungsfalle 
und dem Wählerzuspruch für „harte“ Formen des Euroskeptizismus, NUTS-3-Regionen 
(2018–2022)

M
in

de
st

an
te

il 
an

 g
ül

tig
en

 S
tim

m
ab

ga
be

n 
be

i n
at

io
na

le
n 

Pa
rla

m
en

ts
w

ah
le

n,
 in

 %

Index für „Entwicklungsfallen“ 1
Anmerkung: Die Größe der Kreise entspricht der Bevölkerung im Jahr 2021.
Quelle: Dijkstra et al. (2023b).



Kapitel 1: Wirtschaftlicher Zusammenhal

3534

(siehe Kapitel  6).50 Bisherige Leistungen sind keine 
Garantie für zukünftige Leistungen. Zudem verfügen 
nicht alle Regionen zwangsläufig über einen hohen 
Arbeitskräfteanteil mit Hochschulbildung. Nichtsdes-
totrotz ist – auf jeder Entwicklungsstufe – ein auf die 
Menschen ausgerichteter, differenzierter und orts-
bezogener Ansatz, der dem Potenzial und den Merk-
malen der Region Rechnung trägt, geeignet, um die 
Wahrscheinlichkeit einer anhaltenden Stagnation zu 
verringern (siehe Kapitel 5).

4.3 Regionen in einer „Entwicklungsfalle“ 
und die Geographie der Unzufriedenheit

Regionale Entwicklungsfallen sind nicht nur eine wirt-
schaftliche Frage. Die unzureichende Wirtschafts-
leistung und fehlende Beschäftigungsperspektiven 
verursachen soziale Kosten und befeuern politische 
Ressentiments gegenüber einem System, das zuneh-
mend im Ruf steht, dass es Menschen auf der Stre-
cke lässt. Als Folge droht eine wachsende Geografie 
der Unzufriedenheit.51 Eine ökonometrische Untersu-
chung der Zusammenhänge zwischen dem Risiko, der 
Intensität und der Dauer regionaler Entwicklungsfal-
len und der zunehmenden Unzufriedenheit in der 
EU  – festgemacht am Zuspruch für euroskeptische 
Parteien bei nationalen Wahlen zwischen 2014 und 
2022  – liefert deutliche Anhaltspunkte dafür, dass 
das Vorliegen einer Entwicklungsfalle und die Un-
terstützung für euroskeptische Parteien miteinander 
korrelieren.52 Außerdem zeigt sich, dass Parteien, 
die sich gegen die europäische Integration stellen, 
mit Fortdauer der Stagnation umso mehr erstarken. 
Entwicklungsfallen können auf verschiedenen Ent-
wicklungsstufen auftreten, erweisen sich aber als 
besonderes Risiko für Übergangsregionen. Dies lässt 
auf die Notwendigkeit politischer Abhilfemaßnahmen 
schließen, die über die Unterstützung für weniger 
entwickelte Regionen hinausreichen. Die Unterstüt-
zung aller stagnierenden Regionen beim Aufbau von 
Dynamik sollte dazu beitragen, regionale Ungleich-
heiten zu verringern und der Gefahr von wachsender 
Unzufriedenheit in den europäischen Gesellschaften 
entgegenzuwirken.

50	 Dies gilt analog für Regionen, die in einer „Talententwicklungsblockade“ stecken. Dieser zusammengesetzte Indikator ist mit dem der 
„Entwicklungsfalle“ verwandt, betrifft jedoch demografische Aspekte. Laut Europäische Kommission (2023) sind EU-weit 46 Regionen mit 
über 70 Millionen Einwohnern in ihrer Talentenwicklung blockiert. Diese Regionen waren zwischen 2015 und 2020 einem beschleunigten 
Rückgang ihrer Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter und niedrigen und stagnierenden Zahlen bei den Menschen mit Hochschulabschluss 
ausgesetzt. In der genannten Quelle ist außerdem eine zweite Gruppe von 36 Regionen (mit fast 60 Millionen Einwohnern) dargestellt, die 
Gefahr laufen, in eine Talentenwicklungsblockade zu geraten, weil sie stark von der Abwanderung ihrer 15- bis 39-Jährigen betroffen sind. 
Auf diese Gruppe entfallen 13 % der EU-Bevölkerung.

51	 Dijkstra et al. (2021 bzw. 2023) machen diesbezüglich anschaulich, dass politische Unzufriedenheit mit der EU in den Mitgliedstaaten und 
Regionen in hohem Maße mit wirtschaftlichem und industriellem Niedergang sowie mit dem Vorliegen einer Entwicklungsfalle verbunden ist. 

52	 Dijkstra et al. (2023b).

53	 Siehe Dijkstra et al. (2023a).

5. Wirtschaftlicher Zusammenhalt 
und Wettbewerbsfähigkeit 
zur Erschließung des Nutzens 
des Binnenmarktes
Die oben untersuchte Produktivitätsdynamik lässt 
sich auf mit einem umfassenderen Messwert für 
die subnationale Leistung abbilden: dem RCI. Die-
ser zusammengesetzte Indikator dient dazu, die elf 
Hauptdimensionen von Wettbewerbsfähigkeit von 
NUTS‑2-Regionen der EU zu erfassen: Institutionen, 
makroökonomische Stabilität, Infrastruktur, Gesund-
heit, Grundbildung, Hochschulbildung, Berufsbildung 
und lebenslanges Lernen, Effizienz des Arbeitsmark-
tes, Marktgröße, technologischer Entwicklungsstand, 
Entwicklungsstand der Wirtschaft und Innovation.53 
Der RCI 2022 lässt ein polyzentrisches Muster er-
kennen. Regionen mit großen städtischen Ballungs-
räumen, die von Agglomerationsvorteilen, besserer 
Anbindung und hohem Humankapitalniveau profitie-
ren, zeichnen sich dabei durch hohe Indexwerte aus. 
In Österreich, den Benelux-Ländern, Deutschland und 
den nordischen Mitgliedstaaten liegt der Indexwert 
in ausnahmslos allen Regionen über dem EU-Durch-
schnitt (Karte  1.9, linker Abschnitt). Im Gegensatz 
dazu bleiben alle östlichen Regionen – mit Ausnah-
me der meisten Hauptstadtregionen  – unter dem 
EU-Durchschnitt. Mit Ausnahme von Cataluña, Mad-
rid und País Vasco (Spanien), Lombardia (Italien) und 
Lisboa (Portugal) schneiden die südlichen Regionen 
ebenfalls unterdurchschnittlich ab. In Irland und ins-
besondere in Frankreich zeigt sich ein disparates Bild.

Die weniger entwickelten Regionen haben sich indes 
im Laufe der Zeit deutlich verbessert. In den sechs 
Jahren seit Bestehen des Indikators vollzog sich ein 
deutlicher Aufholprozess in den östlichen Regionen, 
verbunden mit einer Verbesserung in den südli-
chen Regionen, resultierend aus ihrer Erholung von 
der Wirtschafts- und Finanzkrise (Karte 1.9, rechter 
Abschnitt). 
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Zwischen 2019 und 2022 legte der RCI in den fol-
genden Regionen um 10 Indexpunkte oder mehr zu: 
um 20 Indexpunkte in der Hauptstadtregion Litauens, 
um 14 Indexpunkte in Norte (Portugal), um 13 Index-
punkte in der Hauptstadtregion Polens, um 13 Index-
punkte in Madeira (portugiesisches Gebiet in äußers-
ter Randlage) und um jeweils 10 Indexpunkte in Illes 
Baleares (Spanien) und Śląskie (Polen). 

Innerhalb der Mitgliedstaaten sind die Hauptstadtre-
gionen in der Regel am wettbewerbsstärksten. Be-
sonders groß ist der Abstand zwischen der Haupt-
stadtregion und anderen Regionen in Frankreich, 
Spanien, Portugal und zahlreichen östlichen EU-Mit-
gliedstaaten. Dies kann ein Grund zur Sorge sein, 
da auf Ressourcen in Hauptstadtregionen ein grö-
ßerer Druck entsteht, während sie in anderen Regi-
onen möglicherweise unausgelastet bleiben. In drei 
Ländern jedoch – nämlich den Niederlanden, Italien 
und Deutschland  – ist die Hauptstadtregion nicht 
am wettbewerbsstärksten. In den Niederlanden ist 

Utrecht nach wie vor die Region mit dem höchsten 
Indexergebnis (151, der EU-Durchschnitt liegt bei 
100), gefolgt von Zuid-Holland (umfasst Rotterdam 
und Den Haag; 142). In Italien ist Lombardia (ein-
schließlich Mailand) weiterhin Spitzenreiter (103). 
In Deutschland schneidet Oberbayern (einschließlich 
München) immer noch am besten ab (130), und Ber-
lin-Brandenburg wird auch von mehreren anderen 
Regionen übertroffen.

Kasten 1.6	Wettbewerbsfähigkeit, der europäische Binnenmarkt 
und Kohäsionspolitik

1	 Crucitti et al. (2023).

Der Binnenmarkt ist ein Eckpfeiler der EU-Integra-
tion und der Wettbewerbsfähigkeit. Er geht Hand 
in Hand mit der Kohäsionspolitik. Die Beseitigung 
von Hindernissen für den freien Waren-, Dienstleis-
tungs-, Kapital- und Arbeitnehmerverkehr fördert 
eine bessere Ressourcenverteilung in der gesamten 
EU sowie den Austausch von Ideen und Innovatio-
nen. Die Marktkräfte allein sind jedoch keine Gewähr 
dafür, dass alle von der wirtschaftlichen Integration 
profitieren. In diesem Bericht werden erhebliche ter-
ritoriale Ungleichheiten aufgezeigt, die mit dem un-
terschiedlichen Entwicklungsstand der Länder und 
Regionen, ihren geografischen Merkmalen und ihrer 
Wirtschaftsstruktur zusammenhängen. Diese  Un-
gleichheiten nehmen zwar tendenziell ab, schlagen 
sich aber in Niveauunterschieden bei der Wettbe-
werbsfähigkeit nieder  – wie sie beispielsweise mit 
dem RCI abgebildet werden. Daraus droht wiederum 
eine Fragmentierung innerhalb des Binnenmarktes. 
Die ungehinderte Mobilität von Arbeitskräften und 
Kapital im Kontext von Niveauunterschieden bei 
der Wettbewerbsfähigkeit birgt die Gefahr, dass der 
Zusammenhalt Schaden nimmt. Die Kohäsionspo-
litik trägt zusammen mit anderen Politikbereichen, 
allen voran den Vorschriften über staatliche Bei-
hilfen, dazu bei, gleiche Wettbewerbsbedingungen 
zu schaffen, die für ein faires Funktionieren des 

Binnenmarktes unerlässlich sind, und gleichzeitig 
weniger entwickelte Regionen in ihrer Entwicklung 
zu unterstützen.

Durch Investitionen in Infrastruktur, Innovation, Bil-
dung und andere Schlüsselbereiche trägt die Kohäs-
ionspolitik dazu bei, dass weniger entwickelte Regio-
nen direkt und alle übrigen Regionen indirekt in den 
Genuss der Vorteile des Binnenmarktes kommen. 
Letzteres geschieht durch Spillover- und Skalenef-
fekte im Zusammenhang mit der Politik und dem 
Binnenmarkt.1 Ein wettbewerbsfähigerer und stärker 
integrierter Binnenmarkt verschafft den Unterneh-
men Zugang zu einem größeren Kundenkreis und 
ermöglicht Skaleneffekte. Das reibungslose Funktio-
nieren des Binnenmarktes setzt jedoch voraus, dass 
Erzeuger und Verbraucher in ganz Europa gleichbe-
rechtigten Zugang zu ihm haben, damit er eine wirk-
same Abstimmung von Angebot und Nachfrage und 
eine effiziente Mittelallokation in der gesamten EU 
gewährleisten kann, und zwar auf lange wie auf kur-
ze Sicht. Der Zugang kann jedoch nicht als gegeben 
hingenommen werden: Wo er begrenzt ist, braucht 
es Unterstützung für Investitionen, allen voran in 
den weniger wettbewerbsfähigen und weniger ent-
wickelten Regionen.
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Sozialer Zusammenhalt

•	 Die EU-Arbeitsmärkte haben sich angesichts der COVID-19-Pandemie und des 
russischen Angriffskriegs gegen die Ukraine als widerstandsfähig erwiesen. Dank 
der unterstützenden Maßnahmen sowohl der nationalen Regierungen als auch 
der EU hat sich die Beschäftigung von den Einbußen im Jahr 2020 in den meisten 
Regionen binnen eines Jahres erholt. Im Jahr 2022 erreichte die Beschäftigungs-
quote der 20- bis 64-Jährigen im EU-Durchschnitt ein Rekordhoch von fast 75 %. 

•	 Dennoch gibt es nach wie vor Herausforderungen, die angegangen werden müs-
sen. Trotz abnehmender regionaler Unterschiede sind in den nordwestlichen Re-
gionen der EU die Arbeitsmärkte nach wie vor robuster und die sozialen Bedin-
gungen besser als in den südlichen und östlichen Regionen. 

•	 Die gestiegene Erwerbsbeteiligung unterrepräsentierter Gruppen trug wesentlich 
zur Verringerung der Disparitäten bei der Beschäftigung und zum Abbau von 
Arbeitskräfteengpässen bei. Die Beschäftigungsquote der Frauen in der EU klet-
terte zwischen 2013 und 2022 von 61 % auf 69 %, begünstigt durch den ver-
besserten Zugang zu Kinderbetreuung und Langzeitpflege sowie durch flexiblere 
Arbeitsregelungen. Dennoch betrug das geschlechtsspezifische Beschäftigungs-
gefälle im Jahr 2022 im EU-Durchschnitt immer noch 11 Prozentpunkte – in den 
südlichen Mitgliedstaaten sogar 15 Prozentpunkte.

•	 Der Arbeits- und Fachkräftemangel stellt eine potenzielle Herausforderung für 
den Zusammenhalt dar. In jüngsten Mitteilungen der Kommission wird auf die 
Notwendigkeit hingewiesen, diesen Mangel anzugehen. Dies ist entscheidend da-
für, dass alle Menschen die geeigneten Qualifikationen erwerben können, um die 
Chancen zu ergreifen und die Herausforderungen zu bewältigen, die der grüne 
und der digitale Wandel mit sich bringen – und zwar auf eine Weise, bei der nie-
mand zurückgelassen wird. 

•	 In allen Regionen ist ein kontinuierlicher Anstieg des Bildungsniveaus zu ver-
zeichnen – im Jahr 2022 erreichte die Quote der 25- bis 64-Jährigen mit Terti-
ärbildung 34 %. Es gibt jedoch noch auffällige Unterschiede zwischen den Re-
gionen. Neben der Konzentration von Hochschulabsolventen in Großstädten ist 
dafür ins Treffen zu führen, dass die stärker entwickelten Regionen und die Über-
gangsregionen höhere Werte (36–38 %) aufweisen als die weniger entwickelten 
Regionen (26 %). 

•	 Die Quote der von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohten Personen ging 
zwischen 2013 und 2019 in den weniger entwickelten Regionen von 35 % auf 
28 % zurück, während sie in den stärker entwickelten Regionen unverändert bei 
19 % lag. Im Jahr 2022 waren immer noch rund 95 Millionen Europäerinnen und 
Europäer betroffen. Sollte der stagnierende Trend anhalten, ist das 2030-Ziel, 
ihre Zahl um mindestens 15 Millionen zu verringern, in Gefahr.

SOZIALER ZUSAMMENHALT 2
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1	 Im Jahr 2021 trat infolge der Einführung neuer Rechtsvorschriften – u. a. mit einer geänderten Definition von „Beschäftigung“ – ein Bruch 
in den Zeitreihen der EU-Arbeitskräfteerhebung (AKE) auf. Ausgewählte Reihen der Hauptindikatoren wurden rückwirkend um den Bruch be-
reinigt. Regionale Reihen wurden bei dieser Bereinigung jedoch nicht einbezogen. Für diesen Bericht werden die regionalen Beschäftigungs-
quoten von 2008–2020 extrapoliert, um eine Übereinstimmung mit den um den Bruch bereinigten Zeitreihen auf Länderebene herzustellen.

1. Einleitung
In diesem Kapitel werden die Fortschritte auf dem 
Weg zu einer sozialeren EU untersucht. Im Mittelpunkt 
steht der Zusammenhalt in den Hauptbereichen des 
Aktionsplans zur europäischen Säule sozialer Rech-
te: Beschäftigung, Kompetenzentwicklung und Ar-
mutsbekämpfung (Kasten  2.1). Den Themenkreisen 
„Gleichstellung der Geschlechter und Chancengleich-
heit“ sowie „Haltung gegenüber Migranten und ande-
ren Minderheiten“ ist ein eigener Abschnitt gewidmet.

Aus der Analyse geht hervor, dass die EU auf dem 
Weg zu einer integrativeren und gerechteren Gesell-
schaft zwar vorankommt, die Fortschritte in einigen 
Bereichen jedoch ins Stocken geraten sind. Die Ar-
beitsmärkte haben sich als resilient erwiesen, und die 
regionalen Unterschiede bei der Beschäftigung haben 
abgenommen. Die höhere Erwerbsbeteiligung unterre-
präsentierter Gruppen leistet einen wichtigen Beitrag 
zur Konvergenz und zum Abbau von Arbeitskräfteeng-
pässen. Das Bildungsniveau und die Beteiligung an 
Aus- und Weiterbildung für Erwachsene sind allgemein 
gestiegen, allen voran in den weniger entwickelten Re-
gionen. Dennoch gibt es nach wie vor Ungleichheiten, 
insbesondere aufgrund der ausgeprägten Akademiker-
dichte in Großstädten. Bei der Quote für das Armuts-
risiko und die Gefahr sozialer Ausgrenzung (AROPE) 
war bis 2019 vor allem in den östlichen EU-Regionen 
und den ländlichen Gebieten im Süden der EU ein Ver-
besserungstrend zu beobachten. Dennoch sind nach 
wie vor rund 95 Millionen Europäerinnen und Europäer 
von Armut und sozialer Ausgrenzung bedroht, darun-
ter 20 Millionen Kinder und benachteiligte Personen 
wie Menschen mit Behinderungen. 

Jede Analyse der Arbeitsmarkt- und Sozialentwick-
lungen in der EU muss bei einer Dimension des Wan-
dels ansetzen, nämlich dem Schrumpfen der Bevöl-
kerung im erwerbsfähigen Alter: Diese wird bis zum 
Jahr 2040 voraussichtlich um etwa 7 % abnehmen, 
was einem Rückgang um 15 Millionen entspricht. Dies 
hat potenziell makroökonomische Auswirkungen und 
betrifft die Regionen und Städte auf unterschiedliche 
Weise; es hebt auch die Bedeutung von Steigerungen 
der Arbeitsproduktivität für das Wachstum hervor – 
ein Aspekt, der eng mit dem Bildungsniveau und den 

auf dem Arbeitsmarkt geforderten Qualifikationen 
verknüpft ist. Während die Kapitalakkumulation bis in 
die 1990er-Jahre als zentrale Triebkraft für Wachs-
tum fungierte, spielen Ideen oder Innovationen, die 
neue Dienstleistungen und Produkte hervorbringen, 
heute eine wichtigere Rolle. Aus- und Weiterbildung 
sowie Kreativität sind in dieser sich wandelnden 
Landschaft maßgeblich. Dies gilt insbesondere im 
Hinblick auf die Qualifikationen, die zur Unterstützung 
von Arbeitnehmern und Unternehmen im Rahmen des 
grünen und des digitalen Wandels benötigt werden.

Die Kombination aus Arbeitskräftemangel – bedingt 
durch das begrenzte Angebot an bestimmten Qua-
lifikationen, Mängel bei Arbeitsbedingungen und 
Personalmanagement, die Alterung der Erwerbsbe-
völkerung und geschlechtsspezifische Segregation – 
und Fachkräftemangel bzw. dem Missverhältnis zwi-
schen Angebot und Nachfrage stellt ein anhaltendes 
Hemmnis für Wachstum, Wettbewerbsfähigkeit und 
Zusammenhalt dar.

2. Auswirkungen der COVID-19-
Krise und der Zeit danach auf 
die soziale Lage in der EU
Die EU-Arbeitsmärkte haben sich nach der CO-
VID-19-Pandemie trotz der durch den russischen An-
griffskrieg gegen die Ukraine entstandenen Unsicher-
heit und des beträchtlichen Inflationsdrucks weiter 
als widerstandsfähig erwiesen. Insgesamt sind EU-
weit mehr Menschen denn je beschäftigt. Gleichzeitig 
gibt es weniger Arbeitslose oder Teilzeitbeschäftigte, 
die ihre Arbeitszeit aufstocken wollen. 

Nach einem Einbruch (um 1  Prozentpunkt) infol-
ge des Ausbruchs der COVID-19-Pandemie im Jahr 
2020 setzte sich der Aufwärtstrend bei der Beschäf-
tigung, wie er zwischen 2013 und 2019 zu beobach-
ten war, wieder fort. Die Beschäftigungsquote der 
20- bis 64-Jährigen erreichte im Jahr 2022 74,6 % 
und lag damit 1,9 Prozentpunkte über dem Wert von 
2019.1 Gleichzeitig ging die Gesamtarbeitslosenquo-
te der 15- bis 74-Jährigen zwischen 2020 und 2022 
von 7,2 % auf 6,2 % zurück. Die regionalen Arbeits-
märkte reagierten während der Pandemie und der 
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Kasten 2.1	Europäische Säule sozialer Rechte und dazugehöriger Aktionsplan

1	 Europäische Kommission (2021b).

2	 Europäische Kommission (2023h).

Die Europäische Säule sozialer Rechte wurde vom 
Europäischen Parlament, dem Rat und der Europäi-
schen Kommission auf dem Sozialgipfel für faire Ar-
beitsplätze und Wachstum am 17. November 2017 
in Göteborg verkündet. Die damals designierte Prä-
sidentin der Europäischen Kommission, Ursula von 
der Leyen, bekannte sich dann in ihrer Rede vor dem 
Europäischen Parlament in Straßburg im Juli 2019 
und in ihren politischen Leitlinien für das Mandat der 
bevorstehenden Europäischen Kommission zur Säu-
le und kündigte weitere Maßnahmen zur Umsetzung 
der damit verbundenen Grundsätze und Rechte an.

In der Säule sind grundlegende Prinzipien und Rech-
te zur Unterstützung fairer und gut funktionierender 
Arbeitsmärkte und Sozialsysteme vorgesehen. Sie 
fördert den Konvergenzprozess in Richtung besserer 
Arbeits- und Lebensbedingungen in den teilnehmen-
den Mitgliedstaaten. Die Grundsätze sind in drei gro-
ße Kategorien unterteilt:

•	 Chancengleichheit und Arbeitsmarktzugang, un-
ter Berücksichtigung eines gleichberechtigten 
Zugangs zu Aus- und Weiterbildung, der Gleich-
stellung der Geschlechter und aktiver Unterstüt-
zung für Beschäftigung; 

•	 faire Arbeitsbedingungen, darunter der Anspruch 
auf eine sichere und anpassungsfähige Beschäf-
tigung, auf gerechte Löhne und Gehälter, auf In-
formationen über Beschäftigungsbedingungen 
und Kündigungsschutz, auf Konsultation der 
Sozialpartner sowie auf Förderung der Verein-
barkeit von Berufs- und Privatleben und auf ein 
gesundes, sicheres Arbeitsumfeld; 

•	 Sozialschutz und soziale Inklusion, unter Berück-
sichtigung des Zugangs zu Kinderbetreuung und 
Bildungsförderung für Kinder, zu Leistungen bei 
Arbeitslosigkeit und Aktivierungsmaßnahmen, 
zur Unterstützung von Mindesteinkommen, zu 
Alterseinkünften, zu bezahlbarer Gesundheits-
versorgung, zu Unterstützung für Menschen mit 
Behinderungen, zu bezahlbarer Langzeitpflege, 
zu Wohnraum und Hilfe für Wohnungslose und 
zu essenziellen Dienstleistungen.

Durch die Säule werden die in der EU bereits beste-
henden Rechte bestätigt und zur Berücksichtigung 
neuer Realitäten ergänzt, die sich aus gesellschaft-
lichen, technologischen und wirtschaftlichen Entwick-
lungen ergeben. Grundsätze und Rechte, die in binden-
den Bestimmungen des EU-Rechts bereits enthalten 
sind, werden als solche nicht beeinträchtigt, vielmehr 

sollen Rechte und Grundsätze, die zu verschiedenen 
Zeiten, auf verschiedene Weise und in unterschiedli-
cher Form festgelegt wurden, zusammengeführt und 
dadurch sichtbarer, verständlicher und eindeutiger 
werden. Am 4. März 2021 verabschiedete die Europä-
ische Kommission den Aktionsplan zur europäischen 
Säule sozialer Rechte1 und schlug drei Kernziele vor, 
die die EU bis 2030 erreichen soll und die von den 
Staats- und Regierungschefs der EU beim Gipfel von 
Porto im Mai 2021 begrüßt und vom Europäischen 
Rat im Juni 2021 gebilligt wurden:

1.	Mindestens 78 % der Bevölkerung im Alter 
von 20–64 Jahren sollen erwerbstätig sein.
Dazu soll das geschlechtsspezifische Beschäf-
tigungsgefälle halbiert werden. 

2.	Mindestens 60 % aller Erwachsenen im Alter 
von 25-64 Jahren sollen jedes Jahr an einer 
Weiterbildungsmaßnahme teilnehmen. 

3.	Die Zahl der von Armut oder sozialer Ausgren-
zung bedrohten Menschen soll um mindestens 
15 Millionen verringert werden, davon mindes-
tens 5 Millionen Kinder.

Die Mitgliedstaaten haben für jedes dieser Kernzie-
le nationale Zielvorgaben festgelegt, und die Fort-
schritte bei der Erreichung der Ziele auf EU-Ebene 
und der nationalen Zielvorgaben werden im Rahmen 
des Europäischen Semesters überwacht.

Der Aktionsplan enthält Grundsätze und Rechte für 
die Förderung einer faireren und gerechteren Gesell-
schaft in der EU. Er umfasst Initiativen zur Bekämp-
fung von Armut und sozialer Ausgrenzung wie die 
Stärkung der Angemessenheit und des Anwendungs-
bereichs der Mindesteinkommensregelungen, die Un-
terstützung von Sozialleistungen, Maßnahmen zur Ak-
tivierung des Arbeitsmarktes, die aktive Inklusion von 
Mindesteinkommensbeziehern, einen angemessenen 
Sozialschutz sowie angemessene Langzeitpflege und 
Renten, die Europäische Garantie für Kinder und In-
vestitionen in die allgemeine und berufliche Bildung.

Der Aktionsplan enthält ferner einen Vorschlag für 
ein überarbeitetes sozialpolitisches Scoreboard, mit 
dem sich die Fortschritte bei der Umsetzung der 
Grundsätze der Säule umfassender nachverfolgen 
lassen. Im jährlichen gemeinsamen Beschäftigungs-
bericht2 werden die Leitindikatoren des sozialpoli-
tischen Scoreboards, für die Daten verfügbar sind, 
in regional aufgeschlüsselter Form (NUTS‑2-Ebene) 
ausgewiesen.
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anschließenden Erholung derart, dass sich die Un-
terschiede bei den Beschäftigungsquoten zwischen 
stärker und weniger entwickelten Regionen sowie 
zwischen nordwestlichen und östlichen bzw. südlichen 
Mitgliedstaaten verringerten. Aufgrund der exogenen 
Natur des Schocks und dank der Unterstützungsmaß-
nahmen auf nationaler und EU-Ebene dauerte es nach 
dem Einbruch von 2020 nur ein Jahr, bis die Beschäf-
tigungsquote in nahezu allen Regionen das Niveau 
von 2019 wieder erreichte oder übertraf. Demgegen-
über hielt in der vorangegangenen Wirtschaftskrise 
der 2009 einsetzende Beschäftigungsschwund bis 
2013 an, und bei der Beschäftigungsquote war das 
Vorkrisenniveau erst 2015–2017 – in den südlichen 
Ländern gar erst 2019 – wiederhergestellt.

Nach einem leichten Rückgang (um 0,8 Prozentpunk-
te) im Jahr 2020 setzte die Beschäftigungsquote von 
Frauen ihren Aufwärtstrend fort. Dazu beigetragen 
haben der verbesserte Zugang zu Kinderbetreuung, 
flexiblere Arbeitsregelungen und das steigende weib-
liche Bildungsniveau. Allerdings haben die Fortschrit-
te bei der Verringerung des geschlechtsspezifischen 
Beschäftigungsgefälles in den letzten Jahren in den 
meisten Regionen (mit Ausnahme der östlichen Län-
der) an Dynamik verloren. Im Jahr 2022 betrug das 
Gefälle in der EU insgesamt immer noch 11 Prozent-
punkte. Die Beschäftigungsquote von (nicht in der EU 
geborenen) Migranten ist nach einer merklichen Ver-
schlechterung im Jahr 2020 (um 2,5 Prozentpunkte) 
zwischen 2020 und 2022 schneller gestiegen, als 
es bei anderen Gruppen der Fall war – nämlich um 
4 Prozentpunkte. Dies ist eine Bestätigung ihrer An-
passungsfähigkeit an sich ändernde wirtschaftliche 
Bedingungen und ihres Beitrags zur Deckung des 
Arbeitskräftemangels in bestimmten Sektoren und 
Regionen. 

Der positive Trend bei der Tertiärbildung setzte sich 
während der Pandemie in allen Regionen fort. Der 
EU-weite Anteil der 25- bis 64-Jährigen mit Hoch-
schulabschluss stieg im Jahr 2020 sogar an (um 
1,2 Prozentpunkte) und erreichte bis 2022 34,3 %. 
Im Gegensatz dazu ging die Teilnahme Erwachse-
ner an Aus- und Weiterbildung (im Laufe der letz-
ten vier Wochen) zum Zeitpunkt des Ausbruchs der 
COVID-19-Pandemie zurück (um 1,7  Prozentpunk-
te), stieg aber im darauffolgenden Jahr wieder an, 

2	 Es ist zu beachten, dass das EU-Ziel, wonach bis 2030 jährlich mindestens 60 % der Erwachsenen an einer Weiterbildungsmaßnahme 
teilnehmen sollen, auf einem anderen Indikator beruht, für den nicht nur die letzten vier Wochen, sondern die letzten zwölf Monate berück-
sichtigt werden. 

3	 Europäische Kommission (2023a) und Fulvimari et al. (2023).

4	 OECD (2023).

5	 Europäische Kommission (2023a). Der Indikator für finanzielle Notlagen basiert auf der Unternehmens- und Verbraucherumfrage und setzt 
sich zusammen aus dem Anteil der Erwachsenen, die angeben, auf Erspartes zurückgreifen zu müssen, und dem Anteil der Erwachsenen, 
die angeben, sich verschulden zu müssen.

insbesondere in weniger entwickelten Regionen und 
den östlichen Mitgliedstaaten. Fast 12 % der 25- bis 
64-Jährigen nahmen in der EU im Jahr 2022 an Aus- 
und Weiterbildungsmaßnahmen teil (in den vier Wo-
chen vor der Erhebung) – das sind 1,1 Prozentpunkte 
mehr als im Jahr 2019.2

Nach zwei Jahrzehnten niedriger Inflation setzte nach 
der COVID-19-Pandemie ein Inflationsschub ein, da 
die reduzierten Lieferketten mit der steigenden Nach-
frage nicht Schritt halten konnten und der russische 
Krieg in der Ukraine Anfang 2022 die Energie- und 
Lebensmittelversorgung beeinträchtigte.3 Infolge-
dessen verstärkte der Inflationsdruck die Besorgnis 
über die Auswirkungen auf einkommensschwächere 
Haushalte, die einen größeren Teil ihres Einkommens 
für Energie, Lebensmittel und Verkehr aufwenden 
müssen, wo die Teuerung besonders stark ausfiel.4 
Dementsprechend stieg der Anteil der Haushalte, die 
eine finanzielle Notlage meldeten, von 12,5 % im De-
zember 2021 auf 15,8 % im Dezember 2022.5

Der Anteil der Bevölkerung, der von erheblicher ma-
terieller und sozialer Deprivation (siehe Definition in 
Kasten 2.4) betroffen ist, stieg zwischen 2021 und 
2022 im EU-Durchschnitt geringfügig von 6,3 % auf 
6,7 %, wobei sich die Lage in Lettland, Estland, Ru-
mänien, Deutschland und Frankreich in größerem 
Ausmaß verschlechterte (um 1,2  Prozentpunkte). 
Stark zugenommen (von 6,8  % im Jahr 2019 auf 
8,3 % im Jahr 2022) hat auch der Anteil jener, die 
sich nach eigenen Angaben nicht jeden zweiten Tag 
eine ordentliche Mahlzeit mit Fleisch, Geflügel oder 
Fisch (oder gleichwertiger vegetarischer Zutat) leisten 
können. Ebenso negativ verlief der Trend hinsichtlich 
derjenigen, die nicht in der Lage sind, ihren Wohn-
raum angemessen warm zu halten (von 6,9 % auf 
9,3 %) – ein Indikator für Energiearmut, womit sich 
die Verbesserung zwischen 2016 und 2019 umkehrt.

Insgesamt ist die AROPE-Quote (Armutsrisiko und so-
ziale Ausgrenzung), die zwischen 2016 und 2019 in 
den meisten Regionenkategorien durchgängig gesun-
ken war, seit 2019 unverändert geblieben, was sich 
möglicherweise zum Teil der politischen Reaktion auf 
EU-Ebene und in den Mitgliedstaaten verdankt. Auch 
im Jahr 2022 blieben die relative Armut und die Ein-
kommensungleichheit, gemessen am Verhältnis des 
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Einkommens der obersten 20 % und dem der unters-
ten 20 % der Haushalte, unverändert.6

3. Entwicklungen auf dem 
Arbeitsmarkt

Die EU ist auf gutem Weg, ihr Kernziel zu erreichen, 
wonach bis 2030 mindestens 78  % der Bevölke-
rung im Alter von 20–64  Jahren erwerbstätig sein 
sollten7 (Kasten 2.2). Insgesamt stieg die Quote seit 
dem Ende der Rezession im Jahr 2013 bis 2022 um 
etwa 8 Prozentpunkte auf 74,6 %.8 Insbesondere in 
den Niederlanden, Schweden, Estland, Tschechien, 
Deutschland, Malta, Ungarn und Dänemark lag die 
Quote bei 80 % oder darüber, wobei in Malta und Un-
garn ein Anstieg von 15 Prozentpunkten oder mehr 
zu verzeichnen war. In Griechenland, Kroatien, Spa-
nien und Rumänien – Ländern mit weniger robusten 
Arbeitsmärkten  – war ebenfalls eine deutliche Zu-
nahme festzustellen (mehr als 10 Prozentpunkte). In 
Italien fiel der Anstieg bescheidener aus (5 Prozent-
punkte); mit einer Quote von 65 % im Jahr 2022 war 
das Land EU-Schlusslicht. Zugleich ist die Arbeitslo-
senquote zwischen 2013 und 2022 im EU-Durch-
schnitt von 11,4 % auf 6,2 % gefallen.

Trotz dieser positiven Trends gibt es nach wie vor 
regionale Ungleichgewichte, insbesondere in Bezug 
auf manche Bevölkerungsgruppen.9 Zum ungenutz-
ten Arbeitskräftepotenzial gehören Jugendliche, 
die sich weder in der Schul- oder Berufsausbildung 
noch in fester Anstellung befinden (NEET; 11,7  % 
der 15- bis 29-Jährigen im Jahr 2022), Langzeit-
arbeitslose (2,4 %), eine große Zahl von Frauen (die 
Erwerbsquote der Frauen liegt insgesamt bei 74 % 
und ist damit fast 11  Prozentpunkte niedriger als 
die der Männer) und Menschen mit Behinderungen 
(Erwerbsquote von nur 55,8 %).

3.1 Ungleichheiten auf den EU-
Arbeitsmärkten nehmen weiter ab 

Die regionalen Arbeitsmärkte reagierten während der 
COVID-19-Pandemie und der anschließenden Erholung 
mit einer gewissen Konvergenz weniger entwickelter 

6	 Schnellschätzung von Eurostat für 2022. Die im Rahmen der EU-Statistik über Einkommen und Lebensbedingungen (EU-SILC) erhobenen 
Quoten für AROPE und die Armutsgefährdung (AROP) für das Jahr N basieren auf dem aufgelaufenen Einkommen aus dem Vorjahr (N-1). 
Die Schnellschätzungen von Eurostat ergänzen die EU-SILC-Indikatoren durch Schätzungen zu den jüngsten Einkommensänderungen und 
basieren auf Modellierungs- und Mikrosimulationsverfahren, die die Wechselwirkung zwischen Arbeitsmarktentwicklungen, Wirtschafts- und 
Geldpolitik und der Umsetzung von Sozialreformen für das Einkommensjahr N berücksichtigen.

7	 Europäische Kommission (2023h). Die Fortschritte bei der Verwirklichung des Ziels werden mit Hilfe des gemeinsamen Beschäftigungsbe-
richts und der Überwachungsinstrumente des Beschäftigungsausschusses überwacht.

8	 Das Bezugsjahr für den Zeitreihenvergleich bei der weiteren Analyse des Arbeitsmarktes ist auf das Jahr 2013 beschränkt, das das Ende 
der letzten Rezession markiert. Das Jahr 2013 stellt den Tiefpunkt dar, nicht den Beginn, wie in Abbildung 2.1 und Abbildung 2.2 ersichtlich. 

9	 Europäische Kommission (2022a).

Regionen. Zwischen 2019 und 2020 gingen die Be-
schäftigungsquoten in stärker entwickelten Regionen 
stärker zurück als in Übergangsregionen und weniger 
entwickelten Regionen (um 1,5 Prozentpunkte gegen-
über 0,8 bzw. 0,6 Prozentpunkten). In den regionalen 
Schwankungen spiegeln sich die von Land zu Land un-
terschiedlich strengen Maßnahmen zur Einschränkung 
der Wirtschaftstätigkeit sowie die Art dieser Maßnah-
men wider – etwa Arbeitsplatzsicherung anstelle von 
Unterstützung bei Arbeitsplatzverlust. Die regionale 
Wirtschaft war von Fall zu Fall unterschiedlich stark 
getroffen, und die Einbußen in einigen Sektoren (z. B. 
Groß- und Einzelhandel, Kunst, Unterhaltung und Er-
holung/Freizeit) in Übergangsregionen und weniger 
entwickelten Regionen wurden bis zu einem gewissen 
Grad durch eine Expansion bei der Informations- und 
Kommunikationstechnik (IKT) ausgeglichen. In den 
zwei Jahren der Erholung nach COVID-19 stieg die Be-
schäftigung in allen drei Regionenkategorien schneller 
als in der Zeit vor der Krise (im Durchschnitt um etwa 
1,5 Prozentpunkte pro Jahr). 

Die südlichen Mitgliedstaaten als Gruppe erlitten im 
Jahr 2020 den stärksten Beschäftigungseinbruch 
(-1,9  Prozentpunkte)  – ein fast doppelt so großes 
Minus wie in den nordwestlichen Mitgliedstaaten 
(-1  Prozentpunkt). In den östlichen Mitgliedstaaten 
blieb der Rückgang indes vernachlässigbar (-0,2 Pro-
zentpunkte). Allerdings verzeichneten die südlichen 
Mitgliedstaaten dann auch einen schnelleren Wie-
deranstieg (Tabelle 2.1, oberer Teil).

Die Entwicklung seit 2020 steht im Gegensatz zu der 
bei der früheren Finanz- und Wirtschaftskrise. Zumin-
dest teilweise dürfte sich dies den unterstützenden 
Maßnahmen auf nationaler und EU-Ebene verdanken 
und mit der exogenen Natur der Pandemie zusam-
menhängen. Ab 2009 blieben die Beschäftigungs-
quoten fünf Jahre lang rückläufig, wobei die stärks-
ten Einbrüche in weniger entwickelten Regionen zu 
verzeichnen waren. Es dauerte sechs bis acht Jahre, 
bis das Vorkrisenniveau wiederhergestellt war (Ab-
bildung 2.1). Die umfangreichsten Einbußen mussten 
damals die südlichen Länder hinnehmen (-7 Prozent-
punkte), die erst nach zehn Jahren wieder zu ihrem 
Vorkrisenniveau aufschließen konnten (Abbildung 2.2).
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Tabelle 2.1	 Beschäftigungs- und Arbeitslosenquoten und deren Veränderungen, nach Grad der Entwicklung (2008–2022)

2022 Veränderung 
2013–2022

Durchschnittliche jährliche Veränderung

2008–2013 2013–2019 2019–2020 2020–2022

% PP PP
Jahre bis 

Rückkehr zu 
Niveau 2008

PP PP
Jahre bis 

Rückkehr zu 
Niveau 2019

PP

Beschäftigungsquoten, 20–64 J.

EU‑27 74,6 +7,8 -0,4 7 +1,0 -1,0 1 +1,5

Stärker entwickelte Regionen 78,2 +6,0 -0,2 6 +0,8 -1,5 2 +1,5

Übergangsregionen 74,5 +7,6 -0,5 8 +0,9 -0,8 1 +1,5

Weniger entwickelte Regionen 68,5 +10,9 -0,6 7 +1,3 -0,6 1 +1,7

Nordwesten der EU 78,2 +4,8 +0,1 2 +0,5 -1,0 1 +1,3

Süden der EU 67,9 +9,2 -1,4 10 +1,2 -1,9 1 +2,0

Osten der EU 75,8 +12,2 -0,1 5 +1,5 -0,2 1 +1,6

Arbeitslosenquoten, 15–74 J.

EU‑27 6,2 -5,4 +0,8 10 -0,8 +0,4 2 -0,5

Stärker entwickelte Regionen 5,1 -3,2 +0,5 9 -0,5 +0,9 2 -0,4

Übergangsregionen 6,9 -6,0 +0,9 10 -0,8 +0,2 2 -0,6

Weniger entwickelte Regionen 8,0 -7,8 +1,3 10 -1,2 +0,2 1 -0,4

Nordwesten der EU 5,1 -2,4 +0,1 7 -0,4 +0,7 2 -0,4

Süden der EU 10,2 -9,1 +2,1 weiterhin höher -1,2 +0,2 1 -0,9

Osten der EU 4,2 -5,9 +0,7 7 -1,0 +0,7 3 -0,2

Anmerkung: Gesamtveränderung 2013–2022 in zweiter Spalte. Durchschnittliche Veränderungen zum Vergleich verschieden langer Zeiträume (5/6/1/2 Jahre) in den anderen Spalten.
Quelle: Eurostat [lfst_r_lfsd2pwc], Berechnungen der GD REGIO (Beschäftigung 2008–2020 extrapoliert für Übereinstimmung mit den um Zeitreihenbrüche bereinigten Daten auf Länderebene).
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Im Zuge der Entwicklung seit 2013 haben die Dispa-
ritäten zwischen den weniger entwickelten und 
den anderen Regionen abgenommen. So verringer-
te sich die Kluft bei der Beschäftigungsquote von 
15 Prozentpunkten bis 2022 auf 10 Prozentpunkte. 
Der Abstand zwischen den nordwestlichen und den 
südlichen Ländern nahm im selben Ausmaß ab, je-
ner zwischen den nordwestlichen und den östlichen 
Ländern sank von 10 Prozentpunkten auf nur noch 
2 Prozentpunkte.

Auch auf NUTS‑2-Ebene gibt es überall Anzeichen für 
eine Niveauangleichung. In mehreren Regionen Po-

lens (5), Ungarns (5) und Portugals (3) sowie in Attiki 
(Griechenland), Severoiztochen (Bulgarien) und Bu-
cureşti-Ilfov (Rumänien) verzeichnete die Beschäfti-
gungsquote zwischen 2013 und 2022 Zuwächse von 
15 Prozentpunkten oder mehr. In einigen Fällen klet-
terte sie auf über 78 %. Dennoch bestehen innerhalb 
der Mitgliedstaaten nach wie vor große regionale 
Unterschiede. In etlichen Regionen Griechenlands (8), 
Rumäniens (4), Italiens (8), Spaniens (6), Frankreichs 
(Gebiete in äußerster Randlage) und Belgiens (3) so-
wie in Panonska Hrvatska (Kroatien) lag die Quote 
2022 weiterhin unter 66 % (Karte 2.1 und Karte 2.2). 
Einige der niedrigsten Beschäftigungsquoten in der 
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EU-27 = +7,8 
Basierend auf den Werten von 2013, angepasst im Hinblick auf 
die nationalen Hauptindikatoren (bereinigt um den Zeitreihenbruch 
für 2021). 
Quelle: Eurostat [lfst_r_lfe2emprt] und Schätzungen der GD REGIO.
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Karte 2.1 Beschäftigungsquote (20- bis 64-Jährige), 2022

EU-27 = 74,6 
Bis 2030 soll eine Beschästigungsquote von 78 % erreicht werden. 
Quelle: Eurostat (lfsd_r_lfe2emprt).

% der Bevölkerung im Alter von 20–64 Jahren

Karte 2.1	Beschäftigungsquote (20- bis 64-Jährige), 2022
Karte 2.2	Veränderungen der Beschäftigungsquote (20–64 J.), 2013–2022
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EU sind in den Gebieten in äußerster Randlage fest-
zustellen – mit Werten unter 50 %.

3.2 Arbeitslosigkeit in vielen Regionen 
auf Rekordtief 

Analog zur Beschäftigungsentwicklung setzten sich 
die Verbesserungen bei der Gesamtarbeitslosigkeit, 
der Jugendarbeitslosigkeit und der NEET-Quote nach 
Einbrüchen im Jahr 2020 in den beiden darauffol-
genden Jahren fort. Die Gesamtarbeitslosenquote 
der 20- bis 64-Jährigen fiel bis 2022 auf 6,2 %. Das 
entspricht einer Verbesserung um 0,4 Prozentpunkte 
gegenüber 2019 bzw. beachtliche 5,4 Prozentpunkte 
gegenüber 2013 (Tabelle 2.1, unterer Teil). Nach der 
Rezession von 2009 dauerte es in den nordwestlichen 
und östlichen Mitgliedstaaten bis 2017/2018, bis die 
Arbeitslosigkeit wieder das Niveau vor der Rezession 
erreichte – in den südlichen Mitgliedstaaten war die 
Lage selbst 2022 immer noch schlechter als 2008. 

Die Jugendarbeitslosenquote (15- bis 24-Jähri-
ge) sank zwischen 2013 und 2022 von 25,7 % auf 
14,4  %, die NEET-Quote (15- bis 29-Jährige) wie-
derum von 16,1  % auf 11,7  %. Die Unterschiede 
zwischen den Regionen haben sich zwischen 2013 
und 2022 verringert, vor allem weil der Rückgang in 
weniger entwickelten Regionen und den südlichen 
Ländern vergleichsweise stärker ausfiel. Zwar ist die 
Jugendarbeitslosenquote in stärker entwickelten Re-
gionen nach wie vor niedriger als in anderen Regio-
nen, doch betrug der Anteil der erwerbslosen Jugend-
lichen an der gleichaltrigen Bevölkerung (15–24  J.) 
im Jahr 2022 auch hier immer noch 5–6 % (siehe 
Tabelle 2.2) – dies deckt sich mit dem Anteil in ande-
ren Regionenkategorien (Tabelle 2.2). Anhaltend sehr 
hoch ist die Jugendarbeitslosigkeit in den Gebieten in 
äußerster Randlage.10

Ein Rückgang der Arbeitslosigkeit ist in fast allen 
NUTS‑2-Regionen zu beobachten. In einer Reihe von 
Regionen, viele davon in Griechenland und Spanien, 
ist sowohl die Gesamt- als auch die Jugendarbeits-
losenquote zwischen 2013 und 2022 um mehr als 
10 Prozentpunkte gesunken. Nichtsdestoweniger sind 
beide Quoten in vielen dieser Regionen im Vergleich 

10	 Die Jugendarbeitslosigkeit erreichte in Mayotte 55,4 % (2020), in Canarias 43,9 %, in La Réunion 41,9 %, in Martinique 38,7 % und in 
Guadeloupe 37,8 % (jeweils 2022). Quelle: Eurostat. 

11	 Mayotte hat eine der höchsten Arbeitslosenquoten in der EU (27,8 % im Jahr 2020 – das letzte Jahr, für das Daten vorliegen).

12	 Eurostat berücksichtigt im Hinblick auf die Unterauslastung des Arbeitsmarktes vier Personengruppen: Arbeitslose gemäß der Definition 
der Internationalen Arbeitsorganisation, Personen, die aktiv eine Arbeit suchen, aber nicht unmittelbar für eine Arbeit zur Verfügung stehen, 
Personen, die für eine Arbeit zur Verfügung stehen, aber keine Arbeit suchen, und unterbeschäftigte Teilzeitbeschäftigte. Die erweiterte 
Erwerbsbevölkerung umfasst die Erwerbsbevölkerung (Arbeitslose und Beschäftigte) plus die möglichen weiteren Arbeitskräfte (d. h. die 
beiden Kategorien außerhalb der Erwerbsbevölkerung: die für eine Arbeit Verfügbaren, die aber keine Arbeit suchen, sowie die Arbeitsuchen-
den, die aber nicht für eine Arbeit verfügbar sind). Eurostat (2023).

13	 Europäische Kommission (2023b). Neueinstellungen gingen im Sommer 2022 deutlich zurück, und ihre Zahl stagnierte in der ersten Jah-
reshälfte 2023. Dies lässt auf ein Nachlassen der Einstellungsbestrebungen seitens der Arbeitgeber schließen.

zum EU-Durchschnitt immer noch mehr als doppelt 
so hoch, was im Übrigen auch auf die französischen 
Gebiete in äußerster Randlage11 sowie einige italieni-
sche Regionen zutrifft (Karte 2.3 und Karte 2.4).

Auch hinsichtlich der Unterauslastung des Arbeits-
marktes12 stellte sich nach Einbrüchen im Jahr 2020 
wieder ein positiver Trend ein. Bis 2022 ging die 
Unterauslastung EU-weit auf 12 % der erweiterten 
Erwerbsbevölkerung zurück – eine Verbesserung um 
2,6  Prozentpunkte gegenüber 2019 bzw. 7,3  Pro-
zentpunkte gegenüber 2013.

3.3 Fachkräftemangel ist Teil der 
Herausforderungen am Arbeitsmarkt

Die Arbeitslosenquote ist in der EU im Jahr 2022 auf 
ein Rekordtief gesunken, während die Zahl der unbe-
setzten Stellen ein Rekordhoch erreicht hat. Die nord-
westlichen Mitgliedstaaten haben in der jüngsten Ver-
gangenheit durchweg hohe Quoten an unbesetzten 
Stellen in den Bereichen „Erbringung von freiberufli-
chen, wissenschaftlichen und technischen Dienstleis-
tungen sowie von sonstigen wirtschaftlichen Dienst-
leistungen“ (5,5  %), „Baugewerbe“ (5  %) und „IKT“ 
(4,7 %) verzeichnet. In den östlichen Ländern sind in 
den genannten Sektoren ebenfalls vergleichsweise 
höhere Quoten feststellbar (2,3 %, 2,4 % bzw. 2,1 %), 
und in den südlichen Ländern war die Tendenz stei-
gend. Im IKT-Sektor liegt in allen drei Regionengrup-
pen ein übereinstimmendes Muster an unbesetzten 
Stellen für Arbeitskräfte mit hoher Qualifikation vor, 
verbunden mit erheblichen Lohnzuwächsen, was auf 
ein unzureichendes Angebot an einschlägigen Quali-
fikationen schließen lässt. Die hohe Zahl unbesetzter 
Stellen in den Sektoren „Dienstleistungen“ und „Bau-
gewerbe“ könnte auf eine notwendige Anpassung der 
Löhne hindeuten, um Arbeitskräfte anwerben und 
halten zu können (Abbildung 2.3).

Trotz Anzeichen für eine gewisse Abkühlung – mit ei-
ner rückläufigen Zahl an unbesetzten Stellen in den 
nordwestlichen und östlichen Ländern13  – erweisen 
sich der Fachkräftemangel und das Missverhältnis 
zwischen offenen Arbeitsstellen und verfügbaren Ar-
beitskräften in allen EU-Regionen als bedeutendes 
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Karte 2.4 Veränderung der Arbeitslosenquote (15–74 J.), 2013–2022

EU-27 = -5,4 
Je dunkler die Farbschattierung, desto stärker der Rückgang 
der Arbeitslosenquote. 
Quelle: GD REGIO auf der Grundlage von Eurostat-Daten (lfst_r_lfu3rt).
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Problem für die Arbeitsmärkte. Angesichts der anhal-
tenden demografischen Entwicklung (siehe Kapitel 6) 
und der Auswirkungen des grünen und des digitalen 
Wandels14 (siehe Kapitel  4 und Kapitel  5) auf aus-
gewählte Berufe und alle Qualifikationsniveaus15 
könnte sich dies weiter verschärfen. Im Instrumenta-
rium zur Bewältigung des demografischen Wandels 
(Kasten  2.2) von 2023 (im Folgenden „Demogra-
fie-Instrumentarium“)16 ist ein umfassender Ansatz 
skizziert, der es allen Generationen ermöglicht, ihre 

14	 Europäische Kommission (2023b). Die steigende Nachfrage nach qualifizierten Arbeitskräften und das Missverhältnis zwischen Angebot und 
Nachfrage könnten das effiziente Funktionieren des Arbeitsmarktes beeinträchtigen und dazu führen, dass die Zahl unbesetzter Stellen und 
die Arbeitslosigkeit parallel anwachsen. 

15	 Europäische Kommission (2023a). 

16	 Europäische Kommission (2023c).

17	 Europäische Kommission (2023d).

Talente und persönlichen Ziele zu verwirklichen, auch 
im Hinblick auf einen Ausgleich des Arbeitskräfte-
mangels. Ziel der Mitteilung über Kompetenz- und 
Fachkräftemobilität ist es, die EU für Fachkräfte at-
traktiver zu machen, wobei das gesamte Spektrum 
von Berufen berücksichtigt wird, bei denen ein Bedarf 
an qualifizierten Arbeitskräften bestehen könnte, und 
die Mobilität innerhalb der EU zu fördern.17 Im Jah-
resbericht zum nachhaltigen Wachstum 2024 wird 
zudem hervorgehoben, dass der Fachkräftemangel 

Kasten 2.2	„Demografie-Instrumentarium“ und Bewältigung des 
Arbeitskräftemangels

Im Oktober 2023 legte die Kommission eine Mit-
teilung vor, mit der auf EU-Ebene ein umfassendes 
politisches Instrumentarium zur Verfügung gestellt 
wird, um die Mitgliedstaaten beim Umgang mit dem 
demografischen Wandel und seinen Auswirkungen 
zu unterstützen. Das Instrumentarium umfasst ins-
besondere Regulierungsinstrumente, politische Rah-
men und Finanzierungsmöglichkeiten, die mit natio-
nalen und regionalen Maßnahmen gekoppelt werden 
können. In der Mitteilung wird betont, dass Gleich-
stellung der Geschlechter, Nichtdiskriminierung und 
Generationengerechtigkeit im Mittelpunkt politischer 
Entscheidungen stehen müssen.

In dem Instrumentarium, das auf den Verfahren und 
Erfahrungen der Mitgliedstaaten aufbaut, wird ein 
umfassender Ansatz mit vier Säulen festgelegt, die 
darin bestehen, 

1) Familie und bezahlte Arbeit mit Blick auf die För-
derung der Gleichstellung der Geschlechter besser 
miteinander vereinbar zu machen, indem insbeson-
dere der Zugang zu hochwertiger Kinderbetreuung 
und die Vereinbarkeit von Berufs- und Privatleben 
gewährleistet werden, 

2) jüngere Generationen zu unterstützen und ihnen 
zu ermöglichen, sich zu entfalten, ihre Kompeten-
zen zu entwickeln und ihnen den Zugang zum Ar-
beitsmarkt und zu erschwinglichem Wohnraum zu 
erleichtern, 

3) ältere Generationen durch Reformen in Verbindung 
mit einer angemessenen Arbeitsmarkt- und Arbeits-
platzpolitik in ihrer Handlungsfähigkeit zu stärken – 
mit dem Ziel, ihr Wohlergehen zu erhalten, und

4) bei Bedarf den Arbeitskräftemangel durch ge-
steuerte legale Migration in Ergänzung der Mobili-
sierung von Talenten aus der EU anzugehen.

Bei dem Instrumentarium wird berücksichtigt, dass 
die territoriale Dimension des demografischen Wan-
dels mitbedacht werden muss, insbesondere in Re-
gionen, die mit Bevölkerungsrückgang und einer Ab-
wanderung hochqualifizierter junger Arbeitskräfte 
(„Brain Drain“) konfrontiert sind.

Wie in der vierten Säule hervorgehoben, kann der 
demografische Wandel – falls er nicht angegangen 
wird  – den Arbeitskräftemangel verschärfen und 
zu Engpässen in der Wirtschaft führen. Schon jetzt 
liegt der Arbeitskräftemangel in der EU auf Rekord-
niveau, vor allem in den Bereichen IKT, Bauwesen, 
Pflege und Verkehr. Da die Babyboomer bis Mitte der 
2030er-Jahre in Ruhestand gehen, wird der Mangel 
sowohl bei Berufen mit hohem als auch mit niedri-
gem Qualifikationsniveau voraussichtlich zunehmen, 
wenn gegenläufige Trends in Form einer gesteiger-
ten Erwerbsbeteiligung und Lohnanpassungen aus-
bleiben. Wenn jedoch die steigenden Arbeitskosten 
nicht mit Produktivitätssteigerungen einhergehen, 
können sie sich auf die Wettbewerbsfähigkeit von 
EU-Unternehmen auf den Weltmärkten auswirken.

Im Instrumentarium wird betont, dass die legale 
Migration aus Drittländern entscheidend zur Über-
windung von Qualifikationsdefiziten beitragen kann, 
insbesondere in Berufen, die eine maßgebliche Rolle 
für den grünen und den digitalen Wandel spielen. Im 
Vergleich zu anderen Zielländern wie den USA und 
im Verhältnis zur Größe ihres Arbeitsmarktes ver-
zeichnet die EU eine geringe Einwanderung von Ar-
beitskräften, insbesondere von Fachkräften. 

file:C:\Users\Berta%20Blanco\Desktop\PROYECTOS\24001\00.Final%20template\Chapter%206\Chapter%206.indd
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Tabelle 2.2	 Arbeitsmarktsituation junger Menschen in den EU-Regionen, nach Grad der Entwicklung und nach geografischer Lage (2013 und 2022)

Beschäftigungsquote, 15–24 J. Arbeitslosenquote, 15–24 J. Arbeitslose 15–24 J.  
(Anteil an gleichaltriger Bevölkerung) NEET 15–29 J.

2013 2022 2013– 
2022 2013 2022 2013– 

2022 2013 2022 2013– 
2022

2013 2022 2013– 
2022

% der Bevölkerung PP % der 
Erwerbsbevölkerung PP % der Bevölkerung PP % der Bevölkerung PP

EU‑27 29,6 34,8 5,2 24,7 14,4 -10,3 9,7 5,9 -3,8 16,1 11,7 -4,4

Stärker entwickelt 37,5 42,1 4,6 17,3 11,5 -5,8 7,8 5,5 -2,3 11,9 9,2 -2,7

Übergang 28,4 34,3 5,9 27,8 16,2 -11,6 10,9 6,6 -4,3 15,7 11,4 -4,3

Weniger entwickelt 19,3 21,9 2,6 37,3 21,7 -15,6 11,5 6,1 -5,4 22,5 16,3 -6,2

Nordwesten der EU 40,2 45,8 5,6 15,5 11,2 -4,3 7,4 5,8 -1,6 10,8 9,1 -1,7

Süden der EU 16,7 21,4 4,7 47,5 26,2 -21,3 15,1 7,6 -7,5 24,0 15,4 -8,6

Osten der EU 23,2 25,4 2,2 26,6 13,7 -12,9 8,4 4,0 -4,4 17,5 12,9 -4,6

Anmerkung: Zeitreihenbruch für 2021 bei den AKE-Daten.
Quelle: Eurostat [lfst_r_lfsd2pwc, edat_lfse_22], Berechnungen der GD REGIO.
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Karte 2.5	Beschäftigung im
 IKT-Sektor, überdurchschnittliche Zuw

ächse 2013–2020
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EU-27 = 14 
„Überdurchschnittliche Zuwächse“ verstehen sich als die Differenz zwischen 
den Zuwächsen in einem Sektor und dem Gesamtbeschäftigungszuwachs 
(ohne Landwirtschaft) in der Region. Ist der Gesamtbeschäftigungszuwachs 
(ohne Landwirtschaft) kleiner als 0, werden die „überdurchschnittlichen 
Zuwächse“ auf den Wert der Zuwächse im Sektor gesetzt. 
Quelle: Eurostat [nama_10r_3empers] und Schätzungen der GD REGIO.

Überdurchschnittliche Zuwächse – Unterschied in Prozentpunkten

Karte 2.5 Beschäftigung im IKT-Sektor, überdurchschnittliche Zuwächse 2013–2020
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Karte 2.6 Beschästigung im Bereich „Erbringung von freiberuflichen, wissenschastlichen und 
technischen Dienstleistungen sowie von sonstigen wirtschastlichen Dienstleistungen“ (2013–2020)

EU-27 = 8 
„Überdurchschnittliche Zuwächse“ verstehen sich als die Differenz zwischen 
den Zuwächsen in einem Sektor und dem Gesamtbeschästigungszuwachs 
(ohne Landwirtschast) in der Region. Ist der Gesamtbeschästigungszuwachs 
(ohne Landwirtschast) kleiner als 0, werden die „überdurchschnittlichen 
Zuwächse“ auf den Wert der Zuwächse im Sektor gesetzt. 
Quelle: Eurostat [nama_10r_3empers] und Schätzungen der GD REGIO.
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Erläuterungen zu den Karten: Zwei Sektoren – „Information und Kommunikation“ (J) sowie „Erbringung von freiberuflichen, wissenschaftlichen und technischen Dienstleistungen sowie von sonstigen 
wirtschaftlichen Dienstleistungen“ (M_N) – verzeichneten zwischen 2013 und 2020 im EU-Durchschnitt zweistellige Beschäftigungszuwächse (22 % bzw. 15 %).
Überdurchschnittliche Zuwächse verstehen sich als die Differenz zwischen den Beschäftigungszuwächsen im betreffenden Sektor (J bzw. M_N) und dem Gesamtbeschäftigungszuwachs 
(ohne Landwirtschaft, die sich im Großen und Ganzen rückläufig entwickelte). In den Regionen Südpolens verzeichnete die Beschäftigung im Sektor J um 50 % umfangreichere Zuwächse als die jewei-
lige Gesamtbeschäftigung. In allen Regionen Griechenlands wies die Beschäftigung im Sektor M_N entweder ein Negativwachstum oder geringere Zuwächse als die jeweilige Gesamtbeschäftigung auf.
In Fällen, in denen der Gesamtbeschäftigungszuwachs (ohne Landwirtschaft) negativ ist, werden die überdurchschnittlichen Zuwächse auf den Wert der Zuwächse im betreffenden Sektor (J bzw. M_N) gesetzt.
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namentlich in der Gesundheitsversorgung und Lang-
zeitpflege, bei MINT-Berufen18 (insbesondere IKT, 
siehe Karte  2.5 und Karte  2.6) sowie in umweltre-
levanten und bestimmten Dienstleistungsberufen 
einen erheblichen Hemmschuh für Innovation und 
Wettbewerbsfähigkeit – und damit für nachhaltiges 
Wachstum – darstellt.

18	Mathematik, Informatik, Naturwissenschaften und Technik.

19	�Europäische Kommission (2021c). Die Europäische Kommission hat 
an mehreren Initiativen zur Zukunft der Arbeit gearbeitet. Die vor-
geschlagene Richtlinie zur Plattformarbeit zielt auf eine wirkungs-
vollere Einstufung von Plattformbeschäftigten und die Festlegung 
der ersten EU-Vorschriften für den Einsatz von KI am Arbeitsplatz 
ab. Die Kommission prüft die Auswirkungen der Telearbeit und das 
Recht auf Nichterreichbarkeit im Rahmen der allgemeinen Digitali-
sierung der Arbeitswelt und bewertet derzeit die nächsten Schritte 
im Lichte der legislativen Entschließung des Europäischen Parla-
ments zu diesen Themen. Die EU verfolgt in Bezug auf KI ein Kon-
zept für „Exzellenz und Vertrauen“. Im Mittelpunkt steht dabei die 
Förderung von Forschung und der industriellen Leistungsfähigkeit 
unter Wahrung der Sicherheit und der Grundrechte.

20	�„Tertiärbildung“ bezeichnet die Stufen 5–8 nach der Internati-
onalen Standardklassifikation für das Bildungswesen (ISCED). 
„Berufsbildung“ bezeichnet die ISCED-Stufen 3 und 4 (berufsbil-
dender Sekundarbereich II und berufsbildender postsekundarer, 
nicht-tertiärer Bereich).

21	Europäische Union (2020).

Was die Zukunft der Arbeit betrifft, so werden sich 
wichtige Tendenzen – allen voran die Plattform- und 
Telearbeit sowie künstliche Intelligenz (KI)19 – wahr-
scheinlich in allen Regionen auf die Arbeitsmärkte 
auswirken. Sie bieten einerseits Chancen (Zugang zu 
flexibler Beschäftigung, ortsunabhängige Teilnahme 
am Arbeitsmarkt), andererseits aber auch Risiken 
(Verschärfung bestehender regionaler Unterschiede 
bei der erforderlichen Infrastruktur). In dieser Hin-
sicht besteht die Herausforderung darin, den gegen-
wärtigen regionalen Arbeits- und Fachkräftemangel 
anzugehen und künftige Engpässe vorwegzunehmen, 
wofür zuverlässige Informationen über Qualifikatio-
nen heranzuziehen sind, einschließlich solcher von 
öffentlichen Diensten. 

4. Befähigung der Menschen durch 
Bildung und Kompetenzen

In den kommenden Jahren werden Investitionen in 
Humankapital eine immer wichtigere Rolle spielen, 
um die Verfügbarkeit von Qualifikationen sicherzu-
stellen, die den wachsenden Anforderungen – insbe-
sondere im Hinblick auf den ökologischen und den 
digitalen Wandel  – gerecht werden können. Dabei 
wird die Tertiärbildung, die die erforderlichen Kom-
petenzen auf hohem Niveau vermittelt, zusammen 
mit der Berufsbildung eine zentrale Rolle spielen.20 
Ziel der Politik sollte es sein, die Eingliederung jun-
ger Hochschulabsolventen in den Arbeitsmarkt zu 
begünstigen, die Mobilität zu erleichtern, hohe Quali-
tätsstandards zu bewahren und lebenslanges Lernen 
zu fördern.21 Ebenso wichtig sind zudem die Weiter-
bildung und Umschulung von Arbeitnehmern ent-
sprechend den Chancen, die der grüne und der digita-
le Wandel eröffnen. Digitale Kompetenzen, denen in 
politischen Initiativen umfassend Rechnung getragen 
wird, sind dabei besonders relevant (siehe Kapitel 5). 
Auch der schrumpfende Bevölkerungsanteil junger 

Abbildung 2.3	Quoten der unbesetzten Stellen 
und Nominallohn pro Arbeitnehmer, nach 
geografischer Lage, Durchschnitt Q3 2021–
Q2 2022 und Durchschnitt Q3 2022–Q2 2023
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Menschen verdeutlicht, wie wichtig Kompetenzför-
derung in Regionen mit Nettoabwanderung und/oder 
mit einem niedrigen und rückläufigen Anteil an Men-
schen mit Tertiärbildung ist (siehe Kapitel 6).

4.1 Tertiärbildung und Berufsbildung: 
Komplementarität in allen EU-Regionen 

Qualifizierte Arbeitskräfte sind ein zentraler Faktor 
für wirtschaftliche Entwicklung und Wohlstand. So-
wohl die tertiäre Bildung als auch die Berufsbildung 
spielen eine wichtige Rolle in Strategien der „intelli-
genten Spezialisierung“. Beide kommen der Bindung 
und Anwerbung von Fachkräften zugute, erzeugen 
Aufnahmevermögen in den Gesellschaften und 
Wirtschaftsräumen, in denen sie angesiedelt sind, 
und tragen zum Aufbau nachhaltiger und gerech-
terer Gemeinschaften bei.22 Tertiärbildung kann die 
soziale Aufwärtsmobilität fördern und die Beschäf-
tigungsaussichten verbessern. EU-weit steigt das 
Qualifikationsniveau, gleichzeitig haben aber auch 
regionale Ungleichgewichte zugenommen. Der Anteil 
der 25- bis 64-Jährigen mit Tertiärbildung fällt 2022 
in stärker entwickelten Regionen und in Übergangs-
regionen weiterhin höher aus als in weniger entwi-
ckelten Regionen (38  % bzw. 36  % gegenüber nur 
26  %). In den nordwestlichen Mitgliedstaaten liegt 
ihr Anteil mit 39 % über dem in den südlichen und 
östlichen Mitgliedstaaten (Tabelle 2.3, linke Spalten). 
In knapp 20 EU-Regionen, verteilt auf die Hälfte der 

22	 Hazelkorn und Edwards (2019).

23	 Europäische Kommission (2023b).

24	 Zwischen Gebieten in äußerster Randlage und der jeweiligen Hauptstadtregion offenbaren sich besonders starke Disparitäten. In Frankreich 
besaßen im Jahr 2022 55 % der Bevölkerung von Île-de-France einen Hochschulabschluss, aber nur 22 % in Guyane, 24 % in Réunion und 
24,2 % in Guadeloupe. Ähnliche Ungleichgewichte bestehen auch zwischen der portugiesischen Hauptstadtregion und Açores oder Madeira.

Mitgliedstaaten, übersteigt der Anteil der Personen 
mit Tertiärbildung im Jahr 2022 die 50%-Marke. 
Demgegenüber weisen über 80 % der Regionen Itali-
ens, Rumäniens, Tschechiens, Portugals und Bulgari-
ens Quoten von unter 30 % auf (Karte 2.7). In diesen 
Regionen herrscht ein Mangel an Fachkräften, die 
imstande wären, die Produktivität anzukurbeln. In 
Kombination mit dem Schrumpfen der Bevölkerung 
im erwerbsfähigen Alter wächst dabei die Gefahr 
regionaler Talententwicklungsblockaden (siehe Ab-
schnitt 3 in Kapitel 6).

Die Unterschiede innerhalb der Mitgliedstaaten sind 
ausgeprägt. Die Hochschuldichte in den Hauptstadt-
regionen aller Länder zieht Studierende an. Die starke 
Nachfrage nach hochqualifizierten Arbeitskräften und 
besonders attraktive Löhne23 erhöhen diese Zugkraft 
für Hochschulabsolventen weiter, da sie hier gute 
Chancen haben, einen Arbeitsplatz zu finden, der ihren 
Qualifikationen entspricht. Gleichzeitig finden auch 
die Unternehmen eher in diesen Gebieten das benö-
tigte Qualifikationsangebot vor. Die Kluft im Anteil der 
Hochschulabsolventen zwischen den Hauptstadtregi-
onen und anderen Regionen ist in den oben genannten 
Ländern, aber auch in Ungarn, Frankreich und Portugal 
sehr groß (über 30 Prozentpunkte; Abbildung 2.4).24

Es ist wichtig anzuerkennen, dass die in der Berufs-
bildung und die in der Tertiärbildung vermittelten 
Qualifikationen einander ergänzen. Der Stellenwert 

Tabelle 2.3	 Quote der Bildungsabschlüsse bei Tertiärbildung und Berufsbildung, nach Grad 
der Entwicklung und nach geografischer Lage (2013, 2021 und 2022)

Tertiäre Bildungsabschlüsse (25–64 J.) Abschlüsse Berufsbildung, Sekundarstufe II 
und postsekundar (nicht-tertiär) (25–64 J.)

2013 2022 2013– 
2022

2021– 
2022 2021 2022 2021– 

2022

% PP % PP

EU‑27 27,1 34,3 +7,2 +0,7 35,3 35,3 +0,0

Stärker entwickelte 
Regionen 30,7 38,4 +7,7 +0,6 33,0 32,5 -0,5

Übergangsregionen 29,0 35,8 +6,8 +0,4 34,8 35,3 +0,5

Weniger entwickelte 
Regionen 19,7 25,7 +6,0 +0,7 39,8 40,3 +0,5

Nordwesten der EU 31,3 38,8 +7,5 +0,7 37,7 37,2 -0,5

Süden der EU 24,1 30,5 +6,4 +0,4 21,0 20,8 -0,2

Osten der EU 22,9 29,8 +6,9 +0,6 48,8 50,2 +1,4

Anmerkung: Keine Daten zu beruflicher Ausbildung bis 2021. Zeitreihenbruch für 2021 bei den AKE-Daten.
Quelle: Eurostat [edat_lfs_9915], Berechnungen der GD REGIO.

https://s3platform.jrc.ec.europa.eu/en/w/skills-and-smart-specialisation-the-role-of-vocational-education-and-training-in-smart-specialisation-strategies
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der Berufsbildung wächst in den östlichen 
Mitgliedstaaten und in ländlichen Gebieten. In rund 
50 EU-Regionen, verteilt auf nur acht Mitgliedstaa-
ten, liegt die Quote der Berufsbildungsabschlüsse 
bei über 50 %. Anders als in Bezug auf die tertiä-
re Bildung weisen die Hauptstadtregionen durchweg 
den kleinsten Anteil an Personen mit einem Berufs-
bildungsabschluss auf. Besonders ausgeprägt ist der 
Abstand zwischen den betreffenden und anderen 
Regionen in Rumänien, Deutschland und Tschechien 
(mehr als 30 Prozentpunkte; siehe Abbildung 2.5).

25	 Europäische Arbeitsbehörde (2023); Europäische Kommission (2023a); Cedefop (2021). 

Die Berufsbildung vermittelt die technischen und 
praktischen Fertigkeiten, die für neue Tätigkeits-
bereiche wie die Montage von Infrastrukturen für 
erneuerbare Energien, die energieeffiziente Reno-
vierung von Gebäuden und digitale Netzanbindung 
sowie die Herstellung und Reparatur von Elektrofahr-
zeugen entscheidend sind.25 Mit diesem Rüstzeug 
erreichen junge Absolventen einer Berufsbildung 
im Alter von 20–34  Jahren in vielen EU-Regionen 
Beschäftigungsquoten, die mit der von Personen mit 
Tertiärbildung vergleichbar sind. In 43 Regionen war 
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Abbildung 2.4 Regionale Schwankungen beim Anteil der Personen mit Tertiärbildung (2022) 
%

 d
er

 B
ev

öl
ke

ru
ng

 2
5–

64
J.

Anmerkung: Die Länder sind nach dem nationalen Durchschnittswert bei tertiären Bildungsabschlüssen gereiht.
Quelle: Eurostat [edat_lfse_04] und Berechnungen der GD REGIO.
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Abbildung 2.5 Regionale Schwankungen beim Anteil der Personen mit Berufsbildungsabschluss 
(2022) 
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Anmerkung: Die Länder sind nach dem nationalen Durchschnittswert bei tertiären Bildungsabschlüssen gereiht.
Erläuterungen zum Diagramm: In den Hauptstadtregionen von HR, CZ, SK und SI haben mehr als 40 % der 25- bis 64-Jährigen einen 
Berufsbildungsabschluss und über 85 % entweder einen Tertiärabschluss oder einen Abschluss des berufsbildenden Sekundarbereichs II. 
In den Hauptstadtregionen von CY, MT und PT hingegen liegt der Anteil der Personen mit Berufsbildungsabschluss unter 20 %; außerdem 
ist der Anteil der Personen mit Tertiärabschluss oder Berufsbildungsabschluss niedriger als in anderen Hauptstadtregionen in der EU.
Quelle: Eurostat [edat_lfse_04] und Berechnungen der GD REGIO.
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https://www.ela.europa.eu/en/labour-shortages-report
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die Beschäftigungsquote von Personen mit einem 
Berufsbildungsabschluss höher als die von Hoch-
schulabsolventen. In vielen Regionen Griechenlands, 
Tschechiens und Spaniens betrug der Abstand sogar 
mehr als 5 Prozentpunkte, was die betreffende Wirt-
schaftsstruktur widerspiegelt. 

4.2 Erwachsene in stärker entwickelten 
Regionen nehmen eher an Aus- und 
Weiterbildung teil

Es liegt auf der Hand, dass sich die Menschen im 
Laufe ihres Berufslebens zusehends weiterbilden 
und umschulen werden müssen, um künftige Chan-
cen nutzen zu können. In dem Maße, wie der grüne 
und der digitale Wandel voranschreiten, liegt darin 
auch eine wichtige Voraussetzung, um die regionale 
Wettbewerbsfähigkeit abzusichern.

Nach mehreren Jahren langsamer Zuwächse ging 
die Teilnahme der 25- bis 64-Jährigen an Aus- und 
Weiterbildung (in den vier Wochen vor der AKE) im 
Jahr 2020 aufgrund der COVID-19-Maßnahmen ab-
rupt zurück (-1,7 Prozentpunkte). Im darauffolgenden 
Jahr erholte sich die Tendenz mit dem Wiederauf-
schwung auf den Arbeitsmärkten rapide, allen voran 
in den östlichen Ländern.

26	 Das Ziel basiert auf der Beteiligung Erwachsener am Lernen in den letzten zwölf Monaten. 

27	 Europäische Kommission (2021b).

In stärker entwickelten Regionen sank die Teilnah-
me im Jahr 2020 um 1,6  Prozentpunkte, verzeich-
nete 2022 aber einen Anstieg um 14 %, womit sie 
um 1 Prozentpunkt über dem Niveau von 2019 lag. 
In den Übergangsregionen ging sie 2020 um 3,2 Pro-
zentpunkte zurück, stieg dann wieder auf 12 % an, 
was jedoch um 2 Prozentpunkte unter dem vorpan-
demischem Wert blieb. In den weniger entwickelten 
Regionen hingegen, in denen 2020 kein nennenswer-
ter Rückgang eintrat, stieg die Teilnahme bis 2022 
auf 8 % und lag damit etwa 2,5 Prozentpunkte über 
dem Niveau von 2019 (Abbildung 2.6 und Karte 2.8).

Trotz der verbesserten Teilnahmequoten im Jahr 2022 
sind gezielte, regionsspezifische Investitionen erforder-
lich, um besondere Bedürfnisse und Herausforderun-
gen anzugehen, insbesondere in weniger entwickelten 
Regionen – und zwar vor allem in den östlichen und 
südlichen Ländern. Die Erreichung des im Aktionsplan 
zur europäischen Säule sozialer Rechte vorgeschlage-
nen Kompetenzziels für 203026, wonach mindestens 
60 % aller Erwachsenen jedes Jahr an einer Weiterbil-
dungsmaßnahme teilnehmen27 sollen, erfordert nicht 
zuletzt erhebliche Fortschritte in allen Regionen. Eine 
Voraussetzung dafür dürfte im Ausbau von erschwing-
licher allgemeiner und beruflicher Bildung sowie von 
flexiblen Lernmöglichkeiten liegen, aber auch in der 
Entwicklung einer Kultur des lebenslangen Lernens 
und in der Anerkennung deren Nutzens sowohl durch 
Arbeitgeber als auch Arbeitnehmer (Kasten 2.3).

Abbildung 2.6	Teilnahme Erwachsener (25–64 J.) an Aus- und Weiterbildung in den letzten vier 
Wochen, nach Grad der Entwicklung und nach geografischer Lage (2013–2022)
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b) Teilnahme Erwachsener nach geografischer Lage

Anmerkung: Zeitreihenbruch für 2021 bei den AKE-Daten.
Quelle: Eurostat [trng_lfse_04] und Berechnungen der GD REGIO.
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4.3 Verbesserungen beim Zugang zu 
Kinderbetreuung und Bildung, wenn 
auch mit regionalen Unterschieden

Die EU hat vor kurzem die Barcelona-Ziele28 überar-
beitet: Bis 2030 sollen mindestens 45 % der Kinder 

28	 Europäische Union (2022b).

unter 3 Jahren sowie mindestens 96 % der Kinder ab 
3 Jahren bis zum Einschulungsalter an frühkindlicher 
Betreuung, Bildung und Erziehung (FBBE) teilnehmen. 
Im Jahr 2021 nahmen im EU-Durchschnitt 57,4  % 
der Kinder unter 3 Jahren sowie 92,5 % der Kinder 
ab 3 Jahren bis zum Einschulungsalter an FBBE teil. 

Kasten 2.3	Kompetenzförderung Rahmen der Europäischen Kompetenzagenda

1	 Europäische Kommission (2020a). 

2	 https://pact-for-skills.ec.europa.eu/index_de 

3	 Europäische Kommission (2021a).

4	 Europäische Union (2022a).

Die Europäische Kompetenzagenda1 hat die Stärkung 
der nachhaltigen Wettbewerbsfähigkeit, der sozialen 
Gerechtigkeit und der Resilienz in der EU zum Ziel. Sie 
umfasst mehrere Initiativen, die mit der europäischen 
Säule sozialer Rechte und dem dazugehörigen Akti-
onsplan verknüpft sind, mit dem Ziel, dass bis 2030 
jedes Jahr 60  % der Menschen an einer Weiterbil-
dungsmaßnahme teilnehmen. Der Kompetenzpakt2 
soll öffentliche und private Organisationen bei der 
Weiterbildung und Umschulung ihrer Arbeitskräfte 
unterstützen, damit sie im grünen und im digitalen 
Wandel gedeihen können. Die Einführung individuel-
ler Lernkonten (ILA)3 (in Frankreich, Belgien, Kroati-
en, Litauen und Griechenland bereits weiter fortge-
schritten) und die Ausweitung von Microcredentials4 
werden eine wichtige Rolle bei der Erreichung des 
EU-Ziels für 2030 spielen. Das Jahr der Kompetenzen 
2023 hat dem lebenslangen Lernen, der Förderung 

von Innovation und Wettbewerbsfähigkeit, der Partizi-
pation und der Befähigung von Menschen und Unter-
nehmen, eine aktive Rolle beim grünen und beim di-
gitalen Wandel einzunehmen, neue Impulse verliehen 
und ist Teil der Antwort auf den aktuellen und noch zu 
erwartenden Arbeits- und Fachkräftemangel. 

Ein in Frankreich eingeführtes ILA (Compte person-
nel de formation), mit dem alle Arbeitnehmer und 
Arbeitsuchenden beim Erwerb neuer Kompetenzen 
unterstützt werden sollen, kommt beispielsweise 
insbesondere Arbeitsuchenden zugute. Ihre Teilnah-
mequote an Weiterbildungsmaßnahmen in den vor-
angegangenen vier Wochen konnte von einem Tief-
stand von 14 % im Jahr 2020 binnen zwei Jahren 
auf ein Rekordhoch von 20 % angehoben werden, 
wobei sich der Trend auf die meisten französischen 
Regionen verteilt (Abbildung 2.7).
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Abbildung 2.7 Teilnahme an Aus- und Weiterbildung in den letzten vier Wochen, 
Beschäftigte und Arbeitslose, EU-27 bzw. Frankreich (2014–2022)

Quelle: Eurostat [trng_lfs_03].
Anmerkung: Zeitreihenbruch für 2021 bei den AKE-Daten. 
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EU-27 = 9,8 
„Frühzeitige Schul- und Ausbildungsabgänger“: 18- bis 24-Jährige, 
die an keiner Aus- und Weiterbildung teilnehmen und höchstens 
einen Bildungsabschluss der Sekundarstufe I haben. 
Ziel bis 2030: unter 9 %. 
Quelle: Eurostat (edat_lfse_16) und Schätzungen der GD REGIO.

Karte 2.10 Frühzeitige Schul- und Ausbildungsabgänger, Durchschnitt 2020–2022
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Quelle: Eurostat [educ_uoe_enra22] und Schätzungen der GD REGIO.
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Karte 2.9 Teilnahme an frühkindlicher Erziehung und Bildung (2021)

Karte 2.9	Teilnahm
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Karte 2.10	
Frühzeitige Schul- und Ausbildungsabgänger, D

urchschnitt 2020–2022
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Was zweitere betrifft, so haben Frankreich, Belgien, 
Dänemark, Irland, Schweden und Spanien sowie die 
meisten ihrer Regionen das 96%-Ziel bereits erreicht. 
In allen Regionen Griechenlands, Kroatiens, Rumä-
niens und Bulgariens blieb die Teilnahmequote bis 
2021 niedrig (unter 85  %) und war in den beiden 
letztgenannten Fällen sogar rückläufig. Außerdem ist 
sie in den weniger entwickelten Regionen (87 %) im 
Durchschnitt weitaus niedriger als in den Übergangs-
regionen (94,9 %) oder den stärker entwickelten Re-
gionen (93,2 %; Karte 2.9).29

Die Senkung der Schulabbrecherquote (18- bis 
24-Jährige, die an keiner Aus- und Weiterbildung 
teilnehmen und höchstens einen Bildungsabschluss 
der Sekundarstufe I haben) sollte dazu beitragen, die 
Arbeitsmarktergebnisse zu verbessern und Zonen mit 
sozioökonomischen Benachteiligungen zu beseitigen. 
Im EU-Durchschnitt fiel der Anteil frühzeitiger Schul-
abgänger zwischen 2013 und 2022 von 11,8 % auf 

29	 Europäische Kommission (2023a).

9,6 %. Damit fand eine allmähliche Annäherung an 
das 2030-Ziel von maximal 9  % statt. Die Abnah-
me fiel in den weniger entwickelten Regionen (um 
2,9 Prozentpunkte auf 12 %) und in den Übergangs-
regionen (um 2,2 Prozentpunkte auf 9,1 %) umfang-
reicher aus als in den stärker entwickelten Regionen 
(um 1,3 Prozentpunkte auf 9,8 %) (Karte 2.10). 

Um den Zugang zu Grundschulbildung ist es je nach 
Region sehr unterschiedlich bestellt. In einer Rei-
he von Regionen im Süden und Osten Spaniens, im 
Süden und Nordwesten Italiens, in den Niederlan-
den und im Norden Frankreichs leben über 80  % 
der Bevölkerung höchstens 15  Gehminuten von ei-
ner Grundschule entfernt. Ferner ist dieser Anteil in 
den Hauptstadtregionen tendenziell höher als in an-
deren Regionen. Die niedrigsten Werte (unter 20 %) 
entfallen auf die südlichen und östlichen Regionen 
Deutschlands sowie auf Kroatien, Lettland und Litau-
en (siehe Kapitel 3, Abschnitt 4). 

Kasten 2.4	AROPE und der „neue“ Indikator für erhebliche materielle und 
soziale Deprivation

Unter die AROPE-Quote fallen Personen, auf die 
mindestens einer der folgenden Punkte zutrifft:

•	 Armutsgefährdung (oder relative monetäre Ar-
mut): Personen, die in den letzten zwölf Monaten 
in einem Haushalt lebten, dessen verfügbares 
Äquivalenzeinkommen unter 60 % des nationa-
len Medianeinkommens liegt;

•	 erhebliche materielle oder soziale Deprivation: 
Unfähigkeit, für mindestens sieben von 13 Ka-
tegorien von Ausgaben aufkommen zu können.

•	 Haushalt mit sehr geringer Erwerbsintensität 
bzw. Quasi-Erwerbslosenhaushalt: Personen 
zwischen 0–64  Jahren, die in einem Haushalt 
leben, in dem die Erwachsenen* in den letzten 
zwölf Monaten insgesamt weniger als 20 % ih-
res gesamten Beschäftigungspotenzials gear-
beitet haben.

Im Jahr 2021 wurde der AROPE-Indikator angepasst, 
als ein neues EU-Ziel für 2030 festgelegt wurde, um 
Deprivation besser abzubilden – basierend auf einer 

überarbeiteten Liste von Ausgabenkategorien – und 
soziale Ausgrenzung besser zu berücksichtigen. 

Die überarbeiteten Liste umfasst folgende 
Ausgabenkategorien:

•	 auf Haushaltsebene: unerwartet anfallende Aus-
gaben, Zahlungsrückstände (Hypotheken- oder 
Mietschulden, Rechnungen für Versorgungsleis-
tungen, Mietkaufraten oder sonstige Kreditzah-
lungen), jeden zweiten Tag eine Mahlzeit mit 
Fleisch, Geflügel oder Fisch (oder gleichwertiger 
vegetarischer Zutat), den Wohnraum angemes-
sen warm halten, Zugang zu einem Auto/Trans-
porter für den persönlichen Gebrauch und Erset-
zen abgewohnter Möbel;

•	 auf individueller Ebene: Internetanschluss, Er-
setzen abgetragener Kleidungsstücke durch 
neue, zwei Paar passende Schuhe (einschließlich 
eines Allwetterpaars), wöchentlich einen kleinen 
Betrag für sich selbst ausgeben, regelmäßige 
Freizeitbeschäftigung und wenigstens einmal im 
Monat mit Freunden/Familienmitgliedern essen 
oder etwas trinken gehen. 

*	� Anmerkung: 18- bis 64-Jährige, jedoch ohne Schüler und Studenten im Alter zwischen 18 und 24 Jahren und Personen, 
die sich nach Maßgabe ihres aktuellen wirtschaftlichen Status im Ruhestand befinden oder eine Rente beziehen (aus-
genommen Hinterbliebenenrente) sowie Nichterwerbstätige in der Altersgruppe 60–64 Jahre, die in einem Haushalt 
leben, dessen Haupteinnahmequelle die Rente ist.
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Abbildung 2.8	AROPE-Quoten nach Grad der Entwicklung und geografischer Lage (2016–2022)
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Anmerkung: Die Diagramme dienen der Veranschaulichung, und die Daten wurden von der GD REGIO geglättet. Sie sind mit Vorsicht zu inter-
pretieren. Erstens sind für BE, AT und DE keine regionalen Daten vor 2021 und für FR vor 2022 verfügbar. Zweitens gibt es für 2020 einen 
Reihenbruch für DE, DK, FR, IE, LU, den Nordwesten der EU und die EU‑27.
Quelle: Eurostat [ilc_peps13n] und Berechnungen der GD REGIO.

Tabelle 2.4	 AROPE-Quoten nach Regionenkategorie und nach Grad der Entwicklung 
und Besiedlungsgrad (2016 und 2022)

2016 2022 2016–2022 Abstand  
zu EU 2022

% der Bevölkerung PP PP

EU‑27 23,7 21,6 -2,1

Stärker entwickelte Regionen 19,4 18,6 -0,8 -3,0 

Übergangsregionen 24,0 21,1 -2,9 -0,5 

Weniger entwickelte Regionen 33,5 27,7 -5,8 6,1 

Nordwesten der EU 19,8 20,0 +0,2 -1,6 

Süden der EU 28,3 24,7 -3,5 3,1 

Osten der EU 27,1 21,0 -6,1 -0,6 

Nordwesten der EU – Städte 21,7 23,2 +1,5 1,6 

Nordwesten der EU – Klein-/Vorstädte 17,8 19,2 +1,4 -2,4 

Nordwesten der EU – ländliche Gebiete 16,8 15,9 -0,9 -5,7 

Süden der EU – Städte 27,3 23,6 -3,7 2,0 

Süden der EU – Klein-/Vorstädte 26,9 25,0 -1,9 3,4 

Süden der EU – ländliche Gebiete 31,6 26,7 -4,9 5,1 

Osten der EU – Städte 20,1 14,6 -5,4 -7,0 

Osten der EU – Klein-/Vorstädte 24,2 19,3 -4,9 -2,3 

Osten der EU – ländliche Gebiete 34,5 27,9 -6,5 6,3 

Anmerkung: Zeitreihenbruch für 2020 bei den EU-SILC-Daten.
Quelle: Eurostat [ilc_peps13n], Berechnungen der GD REGIO.
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Die Prozentsätze basieren auf allen Befragten, ausgenommen 
„Weiß nicht“ und „Keine Antwort“. 
Frage: Sind Sie mit der Aktion für Armutsbetroffene zufrieden 
oder unzufrieden? Quelle: Gallup World Poll (WP131).

Karte 2.12 Zufriedenheit der Bevölkerung mit Maßnahmen zur Armutsbekämpfung (2022)
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EU-27 = 21,7 
Quelle: Eurostat (ilc_peps11n und ilc_peps01n).

Karte 2.11 Armutsrisiko und Gefahr sozialer Ausgrenzung, 2022 (%)
Bevölkerungsanteil in %
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5. Verringerung von Armut 
und sozialer Ausgrenzung

Mehr Beschäftigungsmöglichkeiten durch Verbesse-
rung der Qualifikationen und der Produktivität führen 
in der Regel zu höheren Löhnen und Gehältern und 
einem höheren Haushaltseinkommen. Dadurch sinkt 
die Zahl der von Armut oder sozialer Ausgrenzung 
bedrohten Personen (AROPE). Gleichzeitig muss das 
Abgaben- und Sozialleistungssystem dafür Sorge 
tragen, das Armuts- und Ausgrenzungsrisiko für er-
werbsunfähige Menschen zu mindern und den Zugang 
zu essenziellen Dienstleistungen zu gewährleisten. 

Die AROPE-Quote ist ein vielschichtiges Konzept, das 
drei verschiedene Komponenten umfasst: relative 
monetäre Armut, erhebliche materielle oder sozi-
ale Deprivation und Quasi-Erwerbslosenhaushalte. 
Die Quote erfasst alle Personen, die unter mindes-
tens eine dieser Kategorien fallen (Kasten 2.4).

Die AROPE-Quote ging von 2016 bis 2019 zurück 
(um 2,6 Prozentpunkte), stagnierte von da an jedoch 
bis 2022 (letztes Jahr, für das Daten vorliegen) bei 
21,6 %, was rund 95 Millionen Menschen entspricht. 
Bestimmte Gruppen sind besonders benachteiligt. 
So betrug die AROPE-Quote im Jahr 2022 bei Per-
sonen mit niedrigem Bildungsgrad 34,5 %, bei Per-
sonen mit einem Abschluss der Sekundarstufe II und 
Personen mit Tertiärbildung dagegen nur 19,8  % 
bzw. 10,5 %.30 Relativ hoch war die Quote ferner bei 
Menschen mit Behinderungen (28,8  %  – immerhin 

30	 Europäische Kommission (2023a).

31	 Das Ergebnis ist mit Vorsicht zu interpretieren. Erstens sind für BE, AT und DE keine regionalen Daten vor 2021 und für FR vor 2022 verfüg-
bar. Zweitens gibt es einen Zeitreihenbruch für DE, DK, FR, IE, LU, den Nordwesten der EU und die EU‑27.

um 2 Prozentpunkte niedriger als 2016) und bei Per-
sonen, die außerhalb der EU geboren wurden – hier 
war die Quote doppelt so hoch wie bei innerhalb der 
EU Geborenen. Zudem war die Quote bei Kindern mit 
24,7  % höher als bei Erwachsenen und bei jungen 
Menschen zwischen 18 und 24  Jahren mit 26,5 % 
höher als bei den älteren Altersklassen. 

Obwohl sich die AROPE-Quote in der jüngsten Vergan-
genheit trotz steigender Energie- und Lebensmittel-
preise und sinkender Reallöhne nicht verschlechtert 
hat, gibt der fehlende Fortschritt seit 2019 Anlass zur 
Sorge. Die Verwirklichung des 2030-Ziels, die Zahl 
der von Armut betroffenen Menschen um mindestens 
15 Millionen zu verringern, könnte sich als schwie-
rig erweisen, wenn keine wirksamen Maßnahmen zur 
Sicherung des Lebensstandards, insbesondere der 
schutzbedürftigsten Haushalte, ergriffen werden. 

5.1 Zahl der von Armut und sozialer 
Ausgrenzung bedrohten Personen 
EU‑weit in allen Regionen niedriger als 
noch vor zehn Jahren – jedoch weiterhin 
höhere Werte für ländliche Gebiete 
im Osten und Süden

Zwischen 2016 und 2019 konnten die meisten Ar-
ten von Regionen in der EU Fortschritte bei der 
Verringerung der AROPE-Quote verzeichnen, doch 
dann stagnierte der Trend bis 2022.31 Das Gefälle 
zwischen stärker und weniger entwickelten Regio-
nen verkleinerte sich im Zeitraum 2016–2022 von 

Tabelle 2.5	 Ernährungsarmut nach geografischer Lage und nach Grad der Entwicklung  
(2019 und 2022) 

Unfähigkeit, sich jeden zweiten Tag eine Mahlzeit mit Fleisch, Geflügel 
oder Fisch (oder gleichwertiger vegetarischer Zutat) zu leisten

2019 2022 2019–2022

% PP

EU‑27 6,7 8,3 +1,5

Nordwesten der EU 5,2 8,2 +3,0

Süden der EU 7,1 6,5 -0,6

Osten der EU 9,5 10,6 +1,2

Hoch entwickelte Länder 5,9 7,7 +1,8

Mäßig entwickelte Länder 5,2 5,9 +0,7

Weniger entwickelte Länder 10,3 11,2 +1,0

Quelle: Eurostat [ilc_mdes03], Berechnungen der GD REGIO.
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14  Prozentpunkten auf 9  Prozentpunkte, wobei die 
Quote in zweiteren deutlich zurückging, während sie 
in ersteren gleich blieb. In den östlichen Ländern war 
eine deutliche Verbesserung zu beobachten, insbe-
sondere nach 2020, während sich die Quote in den 
südlichen Ländern auch 2022 in etwa auf dem Niveau 
von 2019 bewegte (Abbildung 2.8 und Tabelle 2.4).

Der Rückgang der AROPE-Quote zwischen 2016 und 
2022 hängt hauptsächlich mit der Entwicklung in 
den östlichen Ländern und den ländlichen Gebieten 
im Süden zusammen (-5 bis -7  Prozentpunkte; Ta-
belle 2.4). Dessen ungeachtet finden sich die höchs-
ten Werte nach wie vor in den ländlichen Regionen 
im Osten und Süden. Die Lage ist je nach EU-Gebiet 
sehr unterschiedlich. In zahlreichen Regionen Italiens, 
Spaniens, Griechenlands, Rumäniens und Bulgariens 
zählt ein hoher Bevölkerungsanteil (über 30  %) zu 
den Gefährdeten. Auch innerhalb dieser fünf Länder 
gibt es deutliche regionale Ungleichgewichte, insbe-
sondere zwischen den nördlichen und den südlichen 
Regionen Spaniens sowie Italiens, zwischen Teilen 
Belgiens sowie in Portugal zwischen den Gebieten 
in äußerster Randlage und den Festlandregionen 
(Karte 2.11).

Die Zufriedenheit der Menschen mit Regierungsmaß-
nahmen zur Armutsbekämpfung variiert ebenfalls 
von Region zu Region (Karte 2.12). Laut der Erhebung 
„Gallup World Poll“ 2022 reichte der Anteil der Be-
fragten, die sich zu den Maßnahmen zufrieden äu-
ßerten, von über 70 % in Luxemburg, Malta und eini-
gen Regionen Dänemarks bis zu weniger als 10 % in 
einigen Regionen Bulgariens und Griechenlands. 

Die Regionen mit den höchsten AROPE-Quoten wei-
sen auch bei den Teilkomponenten hohe Werte auf 
(Karte 2.13).

•	 Die meisten unter die AROPE-Quote fallenden 
Personen sind armutsgefährdet (AROP) – im Jahr 
2022 EU-weit 16,5  % der Gesamtbevölkerung. 
Hohe AROP-Quoten (von über 30 %) finden sich 
in zahlreichen Regionen Italiens und Spaniens, in 
den französischen Gebieten in äußerster Randlage 
sowie in Teilen Rumäniens und Bulgariens.

•	 Etwa 6,7  % der Menschen in der EU insgesamt 
waren im Jahr 2022 von erheblicher materieller 
oder sozialer Deprivation betroffen. In zahlreichen 
Regionen Rumäniens, Griechenlands und Bulgari-
ens erreichte der Anteil sogar 30 %.

32	 Menyhert (2022).

33	 Zum Beispiel: regelmäßige Freizeitbeschäftigung, wöchentlich einen kleinen Betrag für sich selbst ausgeben, wenigstens einmal im Monat 
mit Freunden/Familienmitgliedern essen oder etwas trinken gehen.

•	 Ein etwas größerer Anteil, nämlich 8,3 %, lebte in 
Haushalten mit sehr geringer Erwerbsintensität. 
Einige Regionen Spaniens und Italiens sowie Brüs-
sel (Belgien) bewegen sich diesbezüglich jedoch 
bei Werten über 18 %.

5.2 Verringerung der materiellen 
und sozialen Deprivation durch jüngste 
Ereignisse in Gefahr

Dieser Abschnitt konzentriert sich auf die verschiede-
nen Aspekte der materiellen und sozialen Deprivation 
(Kasten 2.4). Dabei war im EU-Durchschnitt im Zeit-
raum 2019–2022 keine Verbesserung feststellbar – 
teilweise ist sogar eine Wende zum Schlechteren ein-
getreten. Aufgrund der stagnierenden AROP-Zahlen 
hat auch die übergeordnete AROPE-Quote insgesamt 
nicht abgenommen. 

Infolge der Inflation und der Tatsache, dass die Ein-
kommen nicht mit dem Preisanstieg Schritt halten, 
hat sich materielle und soziale Deprivation für viele 
Menschen, allen voran in den östlichen Mitgliedstaa-
ten, verschärft. Benachteiligte und/oder gefährdete 
Bevölkerungsgruppen sind dabei besonders betrof-
fen.32 Im Jahr 2022 konnten sich etwa 30  % der 
Menschen in der EU keine einwöchige Urlaubsreise 
leisten. Das entspricht in etwa dem Stand von 2019, 
während die Zahl der Betroffenen bei den anderen 
Aspekten der sozialen Deprivation33 leicht zurückging.

Der Anteil der Menschen, auf die gleich mehrere As-
pekte von materieller Deprivation zutreffen, ist indes 
gestiegen. Immer mehr Menschen litten unter Er-
nährungsarmut (Unfähigkeit, sich jeden zweiten Tag 
eine Mahlzeit mit Fleisch, Geflügel oder Fisch oder 
gleichwertiger vegetarischer Zutat zu leisten): Ihr An-
teil kletterte zwischen 2019 und 2022 von 6,7 % auf 
8,3 % (Tabelle 2.5). Innerhalb der AROP-Gruppe stieg 
ihr Anteil von 17,5 % auf 19,7 %. Besonders schlimm 
war der Trend in Rumänien (+8 Prozentpunkte), wäh-
rend in Bulgarien eine deutliche Besserung zu ver-
zeichnen war (-6 Prozentpunkte). Dessen ungeachtet 
gaben in allen Regionen Bulgariens ebenso wie in 
den nördlichen Regionen Rumäniens über 20 % der 
Bevölkerung an, im Jahr 2021 von Ernährungsarmut 
betroffen gewesen zu sein. Ebenfalls hohe Werte 
(16 % oder darüber) offenbarten sich für die Slowa-
kei, die meisten Teile Ungarns, Süditalien und Teile 
Deutschlands (Karte 2.14).
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5.3 Energiearmut – eine wachsende 
Herausforderung

Mit den geeigneten Maßnahmen einen gerechten und 
inklusiven ökologischen Übergang zu gewährleisten, 
bei dem niemand zurückgelassen wird, ist zentraler 
Bestandteil des europäischen Grünen Deals.34 Ein 
wichtiger Aspekt ist in diesem Zusammenhang die 
Verhinderung und Bekämpfung von Energiearmut. 
Die Zahl der von Energiearmut bedrohten Menschen 
hat zugenommen, nachdem die gestiegene Nachfra-
ge im Zuge der Erholung von der COVID-19-Pande-
mie und die Lieferbeschränkungen infolge Russlands 
Aggression gegen die Ukraine die Energiepreise in die 
Höhe getrieben haben.

Energiearmut ist ein mehrdimensionales Phänomen, 
das aus einer Kombination aus niedrigem Einkom-
mensniveau, Energieausgaben und anderen Faktoren 
mit Bezug zur Energieeffizienz (u.  a. mangelhafte 
Normen im Bereich der Gebäudeeffizienz) erwächst 
(siehe Kapitel 4). Eine exakte Bestimmung der Häu-
figkeit und Schwere von Energiearmut erweist sich 
als schwierig. Außerdem variiert die Einschätzung 
zum Vorliegen von Energiearmut, je nachdem, ob 
subjektive Bewertungen oder ausgabenbasierte Me-
thoden zum Tragen kommen.35

34	 Am 16. Juni 2022 nahmen die Mitgliedstaaten einstimmig die Empfehlung des Rates zur Sicherstellung eines gerechten Übergangs zur Kli-
maneutralität (2022/C 243/04) an. Darin werden die Mitgliedstaaten aufgefordert, Maßnahmen zu ergreifen, in denen die beschäftigungs-
bezogenen und sozialen Aspekte der Klima-, Energie- und Umweltpolitik berücksichtigt werden. Dem Vorschlag der Kommission war eine 
begleitende Arbeitsunterlage der Kommissionsdienststellen (https://ec.europa.eu/social/BlobServlet?docId=25029&langId=en) beigefügt, 
die einen Überblick und eine Erörterung der verfügbaren Erkenntnisse bietet, die die empfohlenen politischen Maßnahmen untermauern, 
und sich dabei auf die Analysen in den einschlägigen Folgenabschätzungsberichten stützt, die die Mitteilung zum Klimazielplan für 2030 
und die Initiativen des Pakets „Fit für 55“ begleiten.

35	 Menyhert (2023).

36	 Die EU-SILC-Mikrodaten waren für 2022 nicht verfügbar.

37	 Es sei darauf hingewiesen, dass die EU-SILC keine Frage zur Unfähigkeit enthält, Wohnraum im Sommer angemessen kühl zu halten (ein 
weiteres Element von Energiearmut)

Der Anteil der Bevölkerung, der es sich nicht leisten 
kann, den Wohnraum angemessen warm zu halten 
(einer der Hauptindikatoren für Energiearmut), stieg 
im Jahresvergleich 2021/2022 von 6,8 % auf 9,3 % 
(bzw. auf 20  % innerhalb der AROPE-Gruppe). Das 
bedeutet eine Trendwende gegenüber den vorange-
gangenen sechs Jahren (Tabelle 2.6). Die deutlichste 
Verschlechterung war in Rumänien, Frankreich, Irland, 
Deutschland und Spanien festzustellen (über 3 Pro-
zentpunkte). Im Jahr 202136 gaben über 20  % der 
Bevölkerung in Zypern, Litauen, Bulgarien und den 
südlichen Regionen Griechenlands an, ihren Wohn-
raum nicht warm halten zu können. In Südspanien 
und Teilen Portugals waren ähnlich viele Menschen 
betroffen (über 16 %; Karte 2.14).37

Zahlungsrückstände bei Rechnungen von Versor-
gungsunternehmen (Heizung, Strom, Gas, Wasser 
usw.) häuften sich EU-weit. Der betroffene Bevölke-
rungsanteil betrug 6,8 % im Jahr 2022 (2019: 6,2 %), 
womit die Verschlechterung moderater ausfiel als 
bei der „Heizarmut“. Allerdings gab es große regiona-
le Unterschiede: In Griechenland und Nordbulgarien 
berichteten im Jahr 2021 über 20 % der Menschen 
Zahlungsrückstände (Karte 2.14).

Tabelle 2.6	 Energiearmut nach geografischer Lage und nach Grad der Entwicklung (2021 und 2022) 

Unfähigkeit, den Wohnraum 
angemessen warm zu halten

Rückstände bei Rechnungen  
von Versorgungsunternehmen

2021 2022 2021–2022 2019 2022 2019–2022

% PP % PP

EU‑27 6,8 9,3 +2,4 6,1 6,9 +0,8

Nordwesten der EU 3,9 7,3 +3,4 3,7 4,9 +1,3

Süden der EU 11,9 13,4 +1,6 7,6 8,9 +1,3

Osten der EU 6,8 8,3 +1,6 9,5 8,6 -0,9

Hoch entwickelte Länder 6,2 9,0 +2,8 4,2 5,6 +1,3

Mäßig entwickelte Länder 8,1 9,0 +1,0 5,0 4,2 -0,8

Weniger entwickelte Länder 8,7 10,4 +1,7 13,1 12,6 -0,5

Quelle: Eurostat [ilc_mdes01, ilc_mdes07], Berechnungen der GD REGIO.

file:C:\Users\Berta%20Blanco\Desktop\PROYECTOS\24001\00.Final%20template\Chapter%204\Chapter%204.indd
https://ec.europa.eu/social/BlobServlet?docId=25029&langId=en
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Fälle von Überbelastung durch Wohnkosten (über 
40 % des verfügbaren Haushaltseinkommens) haben 
seit 2020 ebenfalls zugenommen, wobei sich aber 
ein deutliches Stadt-Land-Gefälle zeigt. Bei 11,3 % 
der in Städten lebenden EU-Bevölkerung überstiegen 
die Wohnkosten im Jahr 2022 40 % ihres verfügba-
ren Einkommens. In ländlichen Gebieten traf dies nur 
auf 6,7 % der Menschen zu. 

5.4 EU-weit starke regionale 
Unterschiede beim Zugang 
zu Gesundheitsversorgung 
und Langzeitpflege

Der Zugang zur Gesundheitsversorgung in der EU, 
der zwischen 2013 und 2019 noch einem Trend zum 
Besseren folgte, erfuhr im Zeitraum 2019–2022 eine 
leichte Verschlechterung. Gleichzeitig haben die Un-
gleichheiten im Gesundheitsbereich zugenommen.38 
Im Jahr 2022 lag bei 2,2 % der EU-Bevölkerung ein 
nach eigenen Angaben nicht gedeckter Bedarf an 
medizinischen Untersuchungen vor, sei es wegen der 
damit verbundenen Kosten, Schwierigkeiten bei der 
Erreichbarkeit oder weil sie auf einer Warteliste stan-
den. Das entspricht einem Anstieg um 0,5 Prozent-
punkte gegenüber 2019. In allen Regionen Finnlands 
und Griechenlands sowie in Estland und im Osten Ru-
mäniens lag der Anteil über 6 %, allerdings aus unter-
schiedlichen Gründen. Demgegenüber blieb der An-
teil im flämischen Teil Belgiens, in Yugoiztochen und 
Yugozapaden (Bulgarien) sowie in Nyugat-Dunántúl 
(Ungarn) unter 0,5 %. Auch in Deutschland, den Nie-
derlanden, Tschechien, Malta und Zypern, wo keine 
regionale Aufschlüsselung verfügbar ist, war der An-
teil sehr gering. Signifikante Ungleichgewichte mani-
festieren sich in Italien: In Nord-Est gaben nur 0,5 % 
der Bevölkerung einen nicht gedeckten Bedarf an, 
in Isole und Sud lag der Anteil hingegen bei 2,5 % 
bzw. 2,8 %. 

Im Jahr 2021 ging die Zahl der Krankenhausbetten je 
100 000 Einwohner EU-weit auf 524,8 zurück – eine 
geringfügige Abnahme, die an den Trend der voran-
gehenden Jahre anschließt.39 Die größte Dichte an 
Krankenhausbetten je Einwohner registrierten Bulga-
rien, Deutschland, Rumänien und Österreich. Starke 
Unterschiede innerhalb der Mitgliedstaaten bestehen 
tendenziell zwischen kleinflächigen Hauptregionen 
und ihren umliegenden Regionen. Dies ist der Fall in 
Ungarn (992 Betten je 100 000 Einwohner in der Re-
gion Budapest gegenüber 220 in der Region Pest), in 

38	 Europäische Kommission (2023f).

39	 Eurostat, Statistiken zum Gesundheitswesen [hlth_rs_bdsrg2 und hlth_rs_bds1].

40	 Europäische Kommission (2020b).

Belgien (702 in Bruxelles-Capitale gegenüber 228 in 
Brabant Wallon), in Tschechien (845 in Praha gegen-
über 487 in Střední Čechy) und in Rumänien (1 048 
in  Bucureşti gegenüber 535 in  Sud-Muntenia). Im 
Vergleich zu 2019, d. h. dem Jahr vor dem Ausbruch 
der COVID-19-Pandemie, stieg die Zahl der Kranken-
hausbetten je Einwohner in 77 der 181 NUTS‑2-Re-
gionen, für die Daten vorliegen, an, während sie in 
den übrigen 104 Regionen zurückging. 

Die COVID-19-Pandemie hat den Fachkräftemangel 
im Gesundheitswesen  – eine stetige Herausforde-
rung in der EU  – deutlich zutage treten lassen. Im 
Jahr 2021 kamen im EU-Durchschnitt 4,1 Ärzte und 
7,8 Krankenpflegekräfte auf 1 000 Einwohner, aller-
dings mit erheblichen Unterschieden je nach Land. 
So schwankt die Zahl der Ärzte je 1 000 Einwohner 
zwischen 2,9 (Luxemburg) und 5,4 (Österreich) und 
die Zahl der Krankenpflegekräfte je 1 000 Einwoh-
ner zwischen 0,9 (Rumänien) und 18,9 (Finnland). 
Auf der NUTS‑2-Ebene sind anhaltende Ungleichhei-
ten festzustellen, insbesondere in Regionen, die mit 
einer rapiden Alterung und Entvölkerung konfrontiert 
sind, was zur Entstehung von „medizinischen Wüs-
ten“ (Gebieten mit begrenztem Zugang zu Gesund-
heitsversorgung) führt.

Was ältere Menschen betrifft, so bestand im Jahr 
2019 in der Alterskohorte ab 65 Jahren bei 46,6 % 
der Personen mit Schwierigkeiten bei der Körperpflege 
oder bei Haushaltstätigkeiten ein nach eigenen Anga-
ben nicht gedeckter Bedarf an entsprechender Hilfe. 
Hinsichtlich der stationären Pflegeinfrastruktur gibt 
es in der EU große Unterschiede. Im Jahr 2019 reich-
te die Zahl der Langzeitpflegebetten je 100 000 Ein-
wohner von 27,4 in Bulgarien bis zu 1 378,4 in den 
Niederlanden, was das Ausmaß der Disparitäten zwi-
schen den Mitgliedstaaten erkennen lässt.

6. Gleichstellung der Geschlechter
Die Gleichstellung von Männern und Frauen ist ein 
Grundsatz der EU. Sie nimmt einen herausragen-
den Platz in der europäischen Säule sozialer Rech-
te ein – im Einklang mit dem Nachhaltigkeitsziel der 
Vereinten Nationen (VN), bis 2030 Geschlechter-
gleichstellung zu erreichen. Mit dem VN-Nachhaltig-
keitsziel  5 und der Strategie für die Gleichstellung 
der Geschlechter 2020–202540 soll sichergestellt 
werden, dass alle EU-Politikbereiche zur Förderung 
von Gleichstellung beitragen (Kasten  2.5). Im Akti-
onsplan zur europäischen Säule sozialer Rechte ist 

https://ec.europa.eu/eurostat/statistics-explained/index.php?title=Glossary:European_Union_(EU)
https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/view/hlth_rs_bds1/default/table?lang=de
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u. a. das Ziel festgelegt, das geschlechtsspezifische 
Beschäftigungsgefälle bis 2030 mindestens zu hal-
bieren. Zwar gibt es sichtbare Fortschritte auf dem 
Weg zur Gleichstellung der Geschlechter in der EU, 
doch sehen sich Frauen immer noch mit Hindernis-
sen konfrontiert, wie das geschlechtsspezifische Ent-
geltgefälle, die eklatante Unterrepräsentierung von 
Frauen in Führungspositionen und die mehrheitlich 
von Frauen geleistete unbezahlte Betreuungs- und 
Pflegearbeit zeigen.

Geschlechtsspezifische Diskrepanzen stellen zudem 
ein Hemmnis für die wirtschaftliche und soziale Ent-
wicklung dar. Eine Erhöhung der Zahl der erwerbs-
tätigen Frauen bewirkt in der Regel Produktivitäts-

steigerungen, fördert Innovationen und führt zu mehr 
Vielfalt am Arbeitsplatz. Vor dem Hintergrund einer 
schrumpfenden erwerbsfähigen Bevölkerung ist die 
Stärkung der Erwerbsbeteilung von Frauen ein ent-
scheidender Aspekt für die Bekämpfung des Fach-
kräftemangels (siehe Kapitel 6).

Die weibliche Erwerbsbeteiligung hat in den letzten 
Jahren weiter zugenommen – bis 2022 erreichte die 
Quote der erwerbstätigen Frauen im Alter von 20–
64 Jahren im EU-Durschnitt 69 %. Damit besteht je-
doch immer noch ein Gefälle von 11 Prozentpunkten 
gegenüber Männern – ein Wert, der seit einem Jahr-
zehnt praktisch unverändert geblieben ist. Außerdem 
sind die regionalen Unterschiede größer geworden. 

Kasten 2.5	Gleichstellung der Geschlechter

1	 Europäische Union (2023).

2	 Europäische Union (2022c).

3	 Europäische Union (2019).

4	 Europäische Kommission (2021d).

Mit der Strategie für die Gleichstellung der Ge-
schlechter 2020–2025 wurde ein umfassender 
Rahmen für die Förderung der Geschlechtergleich-
stellung festgelegt. Ihre Zielsetzungen lauten: Be-
kämpfung geschlechtsspezifischer Gewalt, Bekämp-
fung von Geschlechterstereotypen, Verringerung der 
geschlechtsbedingten Unterschiede auf dem Ar-
beitsmarkt, Verwirklichung einer ausgewogenen Be-
teiligung von Frauen und Männern in verschiedenen 
Wirtschaftszweigen, Bekämpfung des Lohn- und 
Rentengefälles zwischen Frauen und Männern und 
Verwirklichung einer ausgewogenen Vertretung von 
Frauen und Männern in Entscheidungspositionen 
und Politik. Die Umsetzung der Strategie folgt einem 
zweigleisigen Ansatz aus gezielten Maßnahmen zur 
Verwirklichung der Gleichstellung der Geschlechter 
und einer stärkeren Einbeziehung der Geschlechter-
perspektive – intern wie extern – in allen EU-Politik-
bereichen in alle Phasen der Politikgestaltung.

Die EU hat in einem breiten Spektrum von Politik-
bereichen Initiativen zur Förderung der Geschlech-
tergleichstellung ergriffen. Insbesondere: Mit der 
Richtlinie zur Lohntransparenz1 werden die Mitglied-
staaten insbesondere dazu verpflichtet, gleiches 
Entgelt bei gleicher Arbeit für Männer und Frauen 
zu gewährleisten. Die Richtlinie über Frauen in Auf-
sichtsräten2 enthält Zielvorgaben für große börsen-
notierte Unternehmen in der EU, raschere Fortschrit-
te bei der ausgewogeneren Vertretung von Frauen 
und Männern in Aufsichtsräten zu gewährleisten. 

Die  Richtlinie zur Vereinbarkeit von Berufs- und 
Privatleben3 schließlich fördert die Vereinbarkeit 
von Beruf und Familie für männliche und weibliche 
Arbeitnehmer mit Betreuungspflichten durch das 
Recht auf Vaterschafts- und Elternurlaub sowie den 
Anspruch auf Beantragung flexibler Arbeitszeitre-
gelungen aus Betreuungsgründen, was der Gleich-
stellung der Geschlechter bei der Wahrnehmung 
von Betreuungspflichten zugutekommt. Mit der 
EU-Richtlinie zur Verhütung und Bekämpfung von 
Gewalt gegen Frauen und häuslicher Gewalt4 wer-
den die EU-Mitgliedstaaten verpflichtet, Maßnah-
men zur Verhütung und Bekämpfung von Gewalt 
gegen Frauen und häuslicher Gewalt zu ergreifen 
und Unterstützung für Opfer zu leisten.

Die Gleichstellung der Geschlechter ist im Mehrjähri-
gen Finanzrahmen 2021–2027 als Querschnittsauf-
gabe verankert und in zahlreiche EU-Finanzierungs-
programme und Haushaltsgarantieinstrumente 
integriert, darunter der Europäische Sozialfonds Plus, 
der Europäische Fonds für regionale Entwicklung, 
der Kohäsionsfonds, das Programm „Bürgerinnen 
und Bürger, Gleichstellung, Rechte und Werte“, das 
Programm „Kreatives Europa“, der Europäische Mee-
res- und Fischereifonds sowie die Programme „Ho-
rizont Europa“ und „InvestEU“. All diese Programme 
untermauern die in der Strategie für die Gleichstel-
lung der Geschlechter verankerten Ziele, wobei der 
unternehmerischen Selbständigkeit von Frauen ein 
besonderes Augenmerk gilt. 
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Tabelle 2.7	 Kennzahlen zum Geschlechtergefälle nach Bildungsstand, Grad der Entwicklung und geografischer Lage (2022)

Bevölkerungsverteilung 
25-64 J. Quote Tertiärbildung 25–64 J. Bildungsgefälle Bevölkerung Gefälle bei Beschäftigungsquote

Frauen mit 
Tertiärbildung

Männer mit 
Tertiärbildung Frauen Männer Tertiärbildung Mittlere 

Bildung
Niedrige 
Bildung Tertiärbildung Mittlere 

Bildung
Niedrige 
Bildung Insgesamt

EU‑27 37,1 31,4 6 -4 -2 -5 -12 -23 -11

Stärker entwickelte 
Regionen

19 18 39,8 36,8 3 -1 -2 -6 -10 -21 -9

Übergangsregionen 10 8 39,4 32,0 7 -6 -2 -4 -10 -18 -8

Weniger entwickelte 
Regionen

8 6 30,0 21,4 9 -7 -2 -6 -18 -29 -16

Nordwesten der EU 19 18 40,0 37,3 3 -2 -1 -5 -7 -17 -8

Süden der EU 10 8 33,9 27,0 7 -1 -6 -6 -19 -27 -16

Osten der EU 8 6 35,0 24,7 10 -11 0 -5 -16 -24 -12

Anmerkung: Das Gefälle errechnet sich aus dem Wert für Frauen abzüglich des Wertes für Männer. Zeitreihenbruch für 2021 bei den AKE-Daten.
Quelle: Eurostat [lfst_r_lfe2eedu, lfst_r_lfsd2pop], Berechnungen der GD REGIO.
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6.1 Regionale Arbeitsmärkte aus Sicht 
der Frauen

Die weibliche Beschäftigungsquote hat sich im Ge-
schlechtervergleich zwischen 2013 und 2022 in den 
stärker entwickelten Regionen und den Übergangsre-
gionen sowie in den nordwestlichen Mitgliedstaaten 
verbessert. Umgekehrt zeigte sich ein rückläufiger 
Trend in weniger entwickelten Regionen und in den 
südlichen Ländern, wo niedrigere Beschäftigungs-
quoten vorherrschen und es an qualitativ hochwer-
tiger und erschwinglicher Kinderbetreuung mangelt 
(Abbildung 2.9).

In den weniger entwickelten Regionen war das ge-
schlechtsspezifische Beschäftigungsgefälle im Jahr 
2022 mit 16  Prozentpunkten in etwa doppelt so 
groß wie in den stärker entwickelten Regionen und 
den Übergangsregionen (8 bzw. 9 Prozentpunkte). Es 
zeigt sich ferner ein deutlicher Unterschied zwischen 
den südlichen Mitgliedstaaten (durchschnittliches 
Gefälle von 15 Prozentpunkten) und den nordwestli-
chen (7 Prozentpunkte) sowie den östlichen (12 Pro-
zentpunkte). In allen Regionen Griechenlands, in Sü-
ditalien und in den östlichen Regionen Rumäniens 
betrug das Gefälle jeweils mehr als 20 Prozentpunk-
te (Karte 2.15).

41	 Europäische Kommission (2023g).

42	 Während der COVID-19-Beschränkungen hatten EU-weit Frauen eher die Möglichkeit zu Telearbeit als Männer. Die diesbezügliche Differenz 
schwankte zwischen 3 Prozentpunkten in Finnland und 17,4 Prozentpunkten in Malta; in sieben der 14 EU-Mitgliedstaaten, für die EU-SILC-
Daten vorliegen, betrug sie 10 Prozentpunkte oder mehr.

Viele Faktoren haben einen Einfluss auf die Beteili-
gung von Frauen am Erwerbsleben und auf das Aus-
maß des Geschlechterabstands.41 So haben die Ar-
beitsbedingungen und das Angebot an hochwertiger 
und erschwinglicher Kinderbetreuung und Langzeit-
pflege einen unmittelbaren Effekt auf die Vereinbar-
keit von Berufs- und Privatleben. 

6.2 In fast allen Regionen mehr Frauen 
als Männer mit Tertiärbildung

Frauen haben tendenziell einen höheren Bildungs-
abschluss als Männer. Im Jahr 2022 hatten EU-weit 
37 % der Frauen im Alter von 25–64 Jahren einen 
tertiären Bildungsabschluss, bei den Männern waren 
es nur 31 %. In sämtlichen Regionen mit Ausnahme 
einiger Regionen Deutschlands und Österreichs so-
wie von Noord-Brabant (Niederlande) waren Frauen 
diesbezüglich in der Überzahl (Karte  2.16). Frauen 
(wie Männer) mit tertiärem Bildungsabschluss sind 
eher in Großstädten anzutreffen. Mit der jüngsten 
Verbreitung von Telearbeit bei Bürojobs könnten sich 
den Frauen in der gesamten EU und in allen Regionen 
indes mehr Perspektiven eröffnen.42 

Abbildung 2.9	Geschlechterabstand in Bezug auf die Beschäftigungsquote, nach Grad der 
Entwicklung und geografischer Lage (2013–2022)
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Anmerkung: Abstand = Wert für Männer minus Wert für Frauen. Zeitreihenbruch für 2021 bei den AKE-Daten.
Quelle: Eurostat [lfst_r_lfsd2pwc], Berechnungen der GD REGIO.
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Karte 2.16: Geschlechterabstand in Bezug auf den Anteil der Personen mit Tertiärbildung (2022)

EU-27 = 5,7 
Quelle: GD REGIO auf der Grundlage von Eurostat 
[edat_lfse_04].
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Karte 2.15 Geschlechterabstand in Bezug auf die Beschäftigungsquote (2022)

EU-27 = -10,7 
Quelle: Eurostat (lfst_r_lfe2emprt).
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Länder ohne Regionalversammlungen (BG, EE, IE, CY, LT, LU, MT und SI) 
und Regionen ohne Versammlung (ES63, ES64 und PT1): Frauenanteil 
im nationalen Parlament. FRY5 (Mayotte): 2014–2023. 
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Karte 2.18 Weibliche Abgeordnete in Regionalversammlungen – Veränderungen 2013–2023
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im nationalen Parlament. 
Quelle: GD REGIO auf der Grundlage von EIGE-Daten.
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Frauen mit Tertiärbildung stellen eine potenziell 
wertvolle Ressource und eine Chance in weniger ent-
wickelten Regionen dar. EU-weit lebten im Jahr 2022 
25- bis 64-jährige Frauen mit tertiärem Bildungs-
abschluss zu 8 % in weniger entwickelten Regionen. 
Unter Männern machte der entsprechende Anteil 
nur 6 % aus (Tabelle 2.7). Der im Geschlechterver-
gleich größere Frauenanteil an der EU-Bevölkerung 
mit diesem Bildungsniveau spiegelt weitgehend die 
Abstände in den Regionen. In weniger entwickelten 
Regionen und in Übergangsregionen beträgt die 
Differenz 9 bzw. 7 Prozentpunkte, in stärker entwi-
ckelten Regionen nur 3 Prozentpunkte. Analog dazu 
beträgt die Differenz in den östlichen und in den 
südlichen Mitgliedstaaten 10 bzw. 7 Prozentpunkte, 
in den nordwestlichen hingegen nur 3 Prozentpunkte 
(Tabelle 2.7).

Je höher die Bildungsstufe, desto kleiner tendenziell 
auch das geschlechtsspezifische Beschäftigungsge-
fälle. So beträgt diese Kluft in der Bevölkerung mit 
Tertiärbildung im EU-Durschnitt nur 5 Prozentpunkte, 
in der Bevölkerung mit einem Abschluss der Sekun-
darstufe II schon 12 Prozentpunkte und in der Bevöl-
kerung mit lediglich schulischer Grundbildung ganze 
23 Prozentpunkte (Tabelle 2.7).

6.3 Frauen in politischen 
Entscheidungspositionen

Auch in Regierungs- und Führungspositionen sind 
Frauen unterrepräsentiert. Der Achte Kohäsionsbericht 
kam zu dem Schluss, dass eine ausgewogene Vertre-
tung von Frauen (d. h. Besetzung von mindestens 40 % 
der Positionen/Funktionen) in allen Entscheidungsgre-
mien des politischen und öffentlichen Lebens, wie vom 
Europarat 2003 empfohlen, nicht so schnell zu ver-
wirklichen ist. Tatsächlich lag der Frauenanteil unter 
den Abgeordneten von Regionalversammlungen im 
Jahr 2023 nur in 16 von 285 Fällen bei 50 % oder 
mehr (Karte 2.17) – ein unveränderter Wert seit 2021. 
Besorgniserregend war in einzelnen Fällen nicht nur 
die niedrige Zahl weiblicher Abgeordneter in Regio-
nalversammlungen, sondern auch die rückläufige Ent-
wicklung in den letzten zehn Jahren (Karte 2.18).

Die Ergebnisse des Gleichstellungsindex 202343 be-
stätigen, dass die stärksten geschlechtsbezogenen 
Ungleichheiten in der EU im Bereich „Machtpositio-
nen“ bestehen (59,1 von 100 möglichen Punkten), 
und dies trotz Fortschritten seit 2010 (+17,2 Punkte). 

43	 EIGE (2023).

44	 Europäische Kommission (2023c). 

45	 Wie im ESDE-Bericht 2023 dargelegt, sind außerhalb der EU geborene Arbeitskräfte häufiger in Berufen beschäftigt, in denen ein anhalten-
der Arbeitskräftemangel herrscht, insbesondere in Berufen mit geringen Qualifikationsanforderungen.

Der  Gesamtindex überstieg 2023 erstmals die 
70-Punkte-Schwelle, was an Fortschritten in den Be-
reichen „Zeit“ (+3,6) und „Arbeit“ (+2,1) im Vergleich 
zu 2020 festzumachen ist. Mit diesen Verbesserun-
gen bei der Gleichstellung von Frauen und Männern 
ging eine Abnahme der Länderunterschiede einher. 
Die besten Indexwerte verbuchen Schweden, die Nie-
derlande und Dänemark (78–82), Schlusslichter sind 
Tschechien, Ungarn und Rumänien (unter 58).

7. Mehr Chancengleichheit für 
Migranten und Minderheiten

Migranten, Roma und andere Minderheiten stehen 
vor besonderen Herausforderungen wie Diskriminie-
rung und Hindernissen beim Zugang zum Arbeits-
markt und zu hochwertiger Bildung. Ihre verbesser-
te Eingliederung in den Arbeitsmarkt kann vor dem 
Hintergrund einer schrumpfenden Bevölkerung im 
erwerbsfähigen Alter zur Überwindung des Arbeits- 
und Fachkräftemangels beitragen (siehe Kapitel  6). 
Die europäischen Werte der Gleichheit und Nichtdis-
kriminierung verleihen dem Gedanken Nachdruck, 
dass inklusive Politiken und Praktiken eine wichtige 
Rolle spielen, damit sich alle Mitglieder der Gesell-
schaft entfalten können.

7.1 Migranten sind eine Stütze für 
regionale Arbeitsmärkte, stehen aber vor 
Herausforderungen bei der Integration

Migranten (in diesem Bericht definiert nach dem Ge-
burtsland und nicht nach der Staatsangehörigkeit), 
einschließlich Personen, die innerhalb der EU zu- und 
abwandern, lassen sich tendenziell in Regionen der 
nordwestlichen Mitgliedstaaten nieder, insbesondere 
in größeren Städten, wo mehr wirtschaftliche Mög-
lichkeiten bestehen und Unterstützungsnetze gut 
etabliert sind (Karte 2.19 und Karte 2.20).

Die Beschäftigung von Migranten, insbesondere sol-
chen aus Drittländern, hat zwischen 2015 und 2019 
deutlich zugenommen. Im Demografie-Instrumen-
tarium44 und im Bericht zur Beschäftigung und zur 
sozialen Lage in Europa (ESDE-Bericht) 2023 wird 
die Rolle der Zuwanderung zur Deckung des Ar-
beitskräftemangels, insbesondere in Berufen mit 
geringer und mittlerer Qualifikation, hervorgeho-
ben45. Darüber hinaus hat die COVID-19-Pandemie 
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EU-27 = 9,6 
Quelle: Eurostat-Daten (lfst_r_lfsd2pwc) und Schätzungen der GD REGIO.

% der Bevölkerung im Alter von 15–74 Jahren

Karte 2.20 Außerhalb der EU Geborene (2022)
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die Anpassungsfähigkeit der Beschäftigung von 
Migranten an veränderte wirtschaftliche Bedingun-
gen deutlich gemacht. Die Beschäftigungsquote von 
Migranten erlitt im Jahr 2020 im EU-Durchschnitt 
erhebliche Einbußen (-2,5 Prozentpunkte), und zwar 
in deutlich größerem Umfang als die von in der EU 
Geborenen (-0,6 Prozentpunkte). Dafür durchlief sie 
in den beiden folgenden Jahren mit einem Plus von 
4 Prozentpunkten bis 2022 im Vergleich zur Quote in 
der EU Geborener (+2,1 Prozentpunkte) einen nahezu 
doppelt so starken Wiederaufschwung. Das Ausmaß 
des Beschäftigungsrückgangs im Jahr 2020 und des 
anschließenden Wiederanstiegs war in den südlichen 
Mitgliedstaaten und in den weniger entwickelten Re-
gionen besonders groß.

In einem anderen Mitgliedstaat geborene Migranten 
sind zumeist mobile EU-Bürgerinnen und -Bürger, die 
von den durch die Freizügigkeit der Arbeitnehmer ga-
rantierten Rechten profitieren.46 Infolgedessen wei-
sen sie in den meisten Regionenkategorien ähnliche 
oder sogar etwas höhere Beschäftigungsquoten auf 
(Abbildung  2.10  a), insbesondere in den östlichen 
Mitgliedstaaten. Sie unterscheiden sich auch kaum 
von der im betreffenden Land geborenen Bevölke-
rung, was das Armutsrisiko und die Gefahr sozialer 
Ausgrenzung anbelangt. 

46	 Europäische Union (2011). 

47	 Europäische Kommission (2022b). 

Im Gegensatz dazu fallen die Beschäftigungsquo-
ten bei Migranten von außerhalb der EU in der Re-
gel deutlich niedriger aus. In den nordwestlichen und 
südlichen Mitgliedstaaten beträgt der Abstand zu im 
Inland Geborenen um die 10  Prozentpunkte (Abbil-
dung 2.10 b). Diese Diskrepanz ist zum Teil darauf 
zurückzuführen, dass Beschäftigungslücke bei Frauen 
(15 Prozentpunkte) größer ist als bei Männern (4 Pro-
zentpunkte). Wohin Migranten aus Nicht-EU-Ländern 
gehen und wo sie auf dem Arbeitsmarkt erfolgreich 
sind, wird von einer komplexen Kombination von Fak-
toren beeinflusst. Am größten ist ihre Zahl auf den 
robusteren Arbeitsmärkten in den nordwestlichen 
Ländern. Am niedrigsten fallen ihre Beschäftigungs-
quoten in den weniger entwickelten Regionen aus, 
wenngleich sie dort offenbar einen wichtigen Beitrag 
zur Bewältigung von Personalengpässen leisten und 
bei der durchschnittlichen Quote die Kluft gegenüber 
Einheimischen kleiner ist als in den Übergangsregi-
onen und den stärker entwickelten Regionen (8 Pro-
zentpunkte gegenüber 13-14 Prozentpunkten). 

Trotz zunehmender Arbeitsmarktteilhabe stehen 
Migranten vor sozialen Herausforderungen.47 Ihre 
AROPE-Quote war 2022 mehr als doppelt so hoch 
wie die Einheimischer (40 % gegenüber 19 %), eben-
so sind sie mehr als doppelt so häufig von materieller 
und sozialer Deprivation betroffen (24 % gegenüber 
11 % – in der Roma-Bevölkerung 50 %). 

Abbildung 2.10	Beschäftigungsquoten und Veränderungen für Migranten im Vergleich 
zu Einheimischen und nach geografischer Lage (2017–2022) 
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Die Prozentsätze basieren auf allen 
Befragten, ausgenommen „Weiß nicht“ 
und „Keine Antwort“. 
Frage: Ist die Stadt oder das Gebiet, 
in dem Sie leben, für Schwule und 
Lesben ein „guter Ort“ oder „kein 
guter Ort“ zum Leben? 
Quelle: Gallup World Poll (WP105).

Die Prozentsätze basieren auf allen 
Befragten, ausgenommen „Weiß nicht“ 
und „Keine Antwort“. 
Frage: Ist die Stadt oder das Gebiet, 
in dem Sie leben, für rassische und 
ethnische Minderheiten ein „guter Ort“ 
oder „kein guter Ort“ zum Leben? 
Quelle: Gallup World Poll (WP103).

Die Prozentsätze basieren auf allen 
Befragten, ausgenommen „Weiß nicht“ 
und „Keine Antwort“. 
Frage: Ist die Stadt oder das Gebiet, 
in dem Sie leben, für Zuwanderer 
aus anderen Ländern ein „guter Ort“ 
oder „kein guter Ort“ zum Leben? 
Quelle: Gallup World Poll (WP106).

Karte 2.21 Lebensbedingungen für Minderheiten (2022)

Zuwanderer von außerhalb der EU Rassische und ethnische Minderheiten Schwule und Lesben

„ein guter Ort zum Leben“ laut % Bevölkerung ab 15 J.„ein guter Ort zum Leben“ laut % Bevölkerung ab 15 J.„ein guter Ort zum Leben“ laut % Bevölkerung ab 15 J.

Karte 2.21	
Lebensbedingungen für M

inderheiten (2022)
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In einem aktuellen Bericht der OECD48 werden die un-
gleichen Effekte von Zuwanderung auf Regionen und 
Städte bewertet. Es bestätigen sich positive Auswir-
kungen auf die regionale Entwicklung durch Innovati-
on, internationalen Handel, Verringerung des Arbeits-
kräfte- und Fachkräftemangels und Förderung des 
Wirtschaftswachstums. Im „Migration Outlook 2023“ 
(Migrationsausblick) des Internationalen Zentrums 
für Migrationspolitikentwicklung (ICMPD)49 und im 
jüngsten Frontex-Bericht50 wurde auf den Druck ei-
nes erheblichen Anstiegs der irregulären Migration in 
den Jahren 2022 und 2023, dem höchsten seit 2016, 
verwiesen. Was ukrainische Geflüchtete anbelangt, 
so zeigen die statistischen Daten über ihren Effekt 
bislang kein eindeutiges bzw. einheitliches Bild für 
alle EU-Regionen. Bis Dezember 2023 hatten mehr 
als 4,2 Millionen Vertriebene aus der Ukraine Schutz 
im Rahmen der Richtlinie zur Gewährung vorüberge-
henden Schutzes erhalten, in der das Recht auf Zu-
gang zum EU-Arbeitsmarkt vorgesehen ist. Aus den 
Kohäsionsfonds werden die Mitgliedstaaten dabei 
unterstützt, ukrainischen Flüchtlingen den Zugang 
zu ihren Rechten im Rahmen des vorübergehenden 
Schutzes zu ermöglichen (u. a. Sprachunterricht, Kin-
derbetreuung, Zertifizierung von Kompetenzen und 
Ausbildung am Arbeitsplatz).

7.2 EU-Regionen größtenteils 
minderheitenfreundlich, aber teilweise 
Verbesserungsbedarf im Osten 
und Süden

Welche Aussichten verschiedene Gruppen auf dem 
Arbeitsmarkt haben und inwieweit ein möglichst in-
klusives Umfeld entsteht, damit sie zur Wirtschaft 
und Gesellschaft beitragen können, ist von mehreren 
Faktoren abhängig. Dazu gehören das Ausmaß von 
Diskriminierung, die Zugänglichkeit von Aus- und Wei-
terbildung sowie die Einstellung in der Gesellschaft. 

Die zwar schon etwas ältere LGBT-Erhebung in der 
EU51 offenbarte, dass lesbische, schwule, bi-, trans- 
und intersexuelle Personen (LGBTQ+) auf Hindernisse 
stoßen, wenn es darum geht, Grundrechte wahrzu-
nehmen. Besonders gilt das in den Bereichen Be-
schäftigung und Bildung. 

48	 OECD (2022). 

49	 ICMPD (2023). 

50	 Europäische Agentur für die Grenz- und Küstenwache (Frontex; 2023).

51	 Agentur der Europäischen Union für Grundrechte (2014).

52	 Agentur der Europäischen Union für Grundrechte (2022).

Die Roma-Erhebung 2021 der Europäischen Agentur 
für Grundrechte52 ergab, dass ein Viertel der Roma in 
den 12 vorangegangenen Monaten Diskriminierung 
ausgesetzt war.

Die neuere Gallup-Umfrage aus dem Jahr 2022 lie-
ferte Aufschlüsse zur Einstellung gegenüber Migran-
ten, ethnischen und rassischen Minderheiten und der 
LGBTQ+-Gemeinschaft in 140  EU-Regionen (Kar-
te 2.21). Wie sich dabei zeigt, werden die Regionen 
im Nordwesten der EU im Allgemeinen von allen Be-
fragten – also nicht nur Migranten oder Minderhei-
ten  – eher als minderheitenfreundlich eingeschätzt 
als jene in den östlichen und südlichen Ländern. 

•	 Eine beträchtliche Mehrheit aller Befragten vertrat 
die Ansicht, ihre Stadt oder ihr Gebiet sei für ras-
sische und ethnische Minderheiten ein „guter Ort 
zum Leben“. Die Werte weisen regionale Schwan-
kungen auf (50–95 %; in 80 Regionen über 80 %). 
In zehn Regionen in den südlichen und östlichen 
Ländern lag der Anteil allerdings unter 60 %.

•	 Etwa zwei Drittel aller Befragten erachteten ihre 
Stadt oder ihr Gebiet als „guten Ort zum Leben“ 
für Migranten. Die Werte schwankten dabei je 
nach Region zwischen 30  % und 97  %. In fast 
50  Regionen erreichte der Anteil über 80  %, in 
15 Regionen – allen voran in Ungarn und Bulgari-
en – indes nicht einmal 50 %.

•	 Die wenigsten der Befragten waren der Meinung, 
ihre Stadt oder ihr Gebiet sei für Schwule und Les-
ben ein „guter Ort zum Leben“. Auch hier gehen 
die Werte je nach EU-Region weit auseinander 
(10–95 %). In rund 60 Regionen lag der Anteil bei 
über 80 %, in 20 Regionen – allen voran in Bulga-
rien und Rumänien – allerdings unter 40 %.

Im Allgemeinen waren regionale Unterschiede in den 
Ländern mit einer insgesamt positiven Wahrnehmung 
von Minderheitengruppen schwächer ausgeprägt 
(weniger als 10  Prozentpunkte). In den Ländern, in 
denen das Gegenteil der Fall ist, zeigten sich größere 
Unterschiede – am allermeisten jeweils zwischen der 
Hauptstadtregion und dem Rest des Landes.
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Die Ergebnisse der Gallup-Umfrage stehen im Ein-
klang mit der Verteilung der migrantischen Bevöl-
kerung auf die einzelnen Regionen. Zuwanderung 
konzentriert sich hauptsächlich auf den Nordwesten 
der EU, wo die wirtschaftlichen Bedingungen und die 
soziale Unterstützung, aber auch die Einstellung ge-
genüber Migranten günstiger sind. Die Einstellung 
gegenüber Migranten ist also tendenziell dort am po-
sitivsten, wo sie am zahlreichsten sind.

8. Entwicklung in den einzelnen 
Regionenkategorien – 
Zusammenfassung
Stärker entwickelte Regionen
Wie vorstehend erwähnt, ist die Beschäftigungsquote 
in den stärker entwickelten Regionen in den letzten 
zehn Jahren kontinuierlich gestiegen, wenngleich in 
geringerem Maße als in anderen Teilen der EU. Die 
durchschnittliche Beschäftigungsquote lag im Jahr 
2022 bei über 78 %, die Arbeitslosenquote bei nur 
5 %. Obwohl die Jugendarbeitslosigkeit immer noch 
bei 12 % stand und 9 % der 15- bis 29-Jährigen als 
NEET einzustufen waren, ist die Bilanz besser als in 
anderen Regionen. Mehrere Faktoren haben zu dieser 
relativ günstigen Situation beigetragen. Viele der 25- 
bis 64-Jährigen verfügen über Tertiärbildung (38 %) 
oder eine Berufsausbildung der Sekundarstufe II oder 
der Postsekundarstufe (32 %). In Bezug auf Umschu-
lung und Weiterbildung, zwei für den grünen und den 
digitalen Wandel entscheidende Aspekte, wurden of-
fenbar Fortschritte erzielt, da mehr Erwachsene an 
Weiterbildungsmaßnahmen teilnehmen. Die Lage der 
Frauen hat sich stetig verbessert. Doch während sie 
im Geschlechtervergleich häufiger über einen terti-
ären Bildungsabschluss verfügen (40  % gegenüber 
37 %), gibt es ein anhaltendes Gefälle bei den Be-
schäftigungsquoten (74 % gegenüber 83 %). Konti-
nuierliche Verbesserungen beim Zugang zu Kinder-
betreuung (93  % der Kinder ab 3  Jahren bis zum 
Einschulungsalter nehmen an FBBE teil) haben zur 
Abnahme des Gefälles beigetragen. 

Übergangsregionen
Die Beschäftigungsquote in den Übergangsregionen 
stieg im Zeitraum 2013–2022 deutlich an – von 67 % 
auf 75 %. Gleichzeitig sank die Arbeitslosenquote um 
knapp die Hälfte auf 7  %. Allerdings bewegte sich 
die Jugendarbeitslosigkeit im Jahr 2022 immer noch 
bei 16 %, und 11 % der 15- bis 29-Jährigen waren 
als NEET einzustufen. Die allgemeine Verbesserung 
in den letzten zehn Jahren resultiert u. a. aus dem 
relativ hohen Anteil der 25- bis 64-Jährigen, die ent-
weder über Tertiärbildung (36 %) oder eine Berufs-
ausbildung der Sekundarstufe II (35 %) verfügen. Die 

Teilnahme Erwachsener an Aus- und Weiterbildung 
ist nach dem abrupten Einbruch im Jahr 2020 et-
was gestiegen. Die Lage der Frauen hat sich stetig 
verbessert; doch obwohl im Vergleich zu den stärker 
entwickelten Regionen Frauen mit Tertiärbildung hier 
noch deutlicher in der Überzahl sind (40 % gegenüber 
32 % der Männer), ist das Gefälle bei der Beschäf-
tigungsquote nahezu gleich groß (71  % gegenüber 
79 %). Dabei nehmen 95 % der Kinder ab 3 Jahren 
bis zum Einschulungsalter an FBBE teil.

Weniger entwickelte Regionen
Die Beschäftigungsquoten in den weniger entwickel-
ten Regionen (NUTS 2) stiegen zwischen 2013 und 
2022 stärker als in anderen Regionen, nämlich von 
58  % auf 69  %. Der durchschnittliche Abstand zu 
den stärker entwickelten Regionen verringerte sich 
von 15  Prozentpunkten auf 10  Prozentpunkte. Die 
Arbeitslosenquote sank im selben Zeitraum um die 
Hälfte auf 8 %, war damit aber immer noch höher 
als in anderen Regionen. Die Jugendarbeitslosen-
quote verbesserte sich zwar um 16 Prozentpunkte, 
betrug aber noch 22 %. Der NEET-Anteil unter 15- 
bis 29-Jährigen ging zwar ebenfalls zurück, lag im 
Jahr 2022 jedoch nach wie vor bei 16 %. Der ver-
gleichsweise schlechtere Zustand des Arbeitsmarkts 
ist auf mehrere Faktoren zurückzuführen. Der Anteil 
der 25- bis 64-Jährigen mit Tertiärbildung ist nach 
wie vor relativ niedrig (26 % im Jahr 2022), während 
der Anteil jener mit einer Berufsausbildung der Se-
kundarstufe II etwas höher ausfällt (40 %). Obwohl 
Erwachsene zuletzt vermehrt an Aus- und Weiter-
bildung teilnahmen, erreichte die Quote 2022 nicht 
mehr als 8 %. Die Lage der Frauen hat sich durch-
weg verbessert. Doch obwohl sie im Geschlechter-
vergleich deutlich häufiger eine Tertiärbildung vor-
weisen können (30  % gegenüber 21  %), bleibt die 
weibliche Beschäftigungsquote nach wie vor deutlich 
zurück (61 % gegenüber 76 %). Rund 87 % der Kin-
der ab 3 Jahren bis zum Einschulungsalter nehmen 
an FBBE teil, doch ist dieser Wert niedriger als in 
anderen Regionen. Der AROPE-Anteil in der Bevölke-
rung fiel im Jahr 2022 ebenfalls schlechter aus als 
in anderen Regionen (28 % gegenüber 19 % in den 
stärker entwickelten Regionen und 22 % in den Über-
gangsregionen). Immerhin hat sich damit der Wert 
gegenüber 2016 (34 %) verbessert und der Abstand 
zu den stärker entwickelten Regionen in diesen sechs 
Jahren merklich verkleinert (von 14 Prozentpunkten 
auf 9 Prozentpunkte).
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Zusammenhalt und territoriale Vielfalt

•	 Die EU zeichnet sich durch eine große territoriale Vielfalt aus. Unterschiede in der 
Bevölkerungskonzentration und -dichte sowie geografisch bedingte Besonder-
heiten können die wirtschaftliche und sozioökonomische Entwicklung verschie-
dener Gebiete beeinflussen.

•	 Metropolregionen verzeichnen ein höheres Pro-Kopf-BIP als andere Regionen. 
In den letzten zwei Jahrzehnten ist das Pro-Kopf-BIP dort schneller gewachsen, 
was vor allem mit überdurchschnittlichen Zuwächsen in den Hauptstadtregionen 
zusammenhängt. Andere Metropolregionen schnitten nur in den östlichen und 
südlichen Mitgliedstaaten besser ab als Nichtgroßstadtregionen. In den Haupt-
stadt-Ballungsgebieten der östlichen und südlichen Mitgliedstaaten war der Bei-
trag des Beschäftigungswachstums zum BIP-Wachstum doppelt so hoch wie im 
Durchschnitt. Darin wird die anhaltende Konzentration der Erwerbstätigkeit in 
diesen Gebieten deutlich.

•	 Es zeigten sich differenzierte Wirtschaftstendenzen, die sich teilweise mit Unter-
schieden auf dem Arbeitsmarkt und im Bildungswesen decken. In den östlichen 
Ländern verzeichnen Städte die höchsten Beschäftigungsquoten. Der Abstand 
zu ländlichen und weniger dicht besiedelten Gebieten hat sich dort im Zeitraum 
2013–2022 vergrößert. Im Gegensatz dazu war in den nordwestlichen Ländern 
die Beschäftigungsquote in dünn besiedelten Gebieten höher als in Städten. In 
den südlichen Ländern nahm die Kluft im Betrachtungszeitraum zwar ab, doch 
bewegte sich die Quote in dünn besiedelten Gebieten weiterhin auf einem sehr 
niedrigen Niveau. Der Anteil der Menschen mit Tertiärbildung oder einem Ab-
schluss der Sekundarstufe II ist im Zeitraum 2013–2022 in allen Arten von Re-
gionen gestiegen, doch hat sich das beträchtliche Gefälle zwischen Städten und 
dünn besiedelten Gebieten weiter vergrößert.

•	 Um die Verkehrsanbindung ist es in dünn besiedelten Regionen vergleichsweise 
schlecht bestellt, und Bildungs- sowie Gesundheitsdienste sind dort wesentlich 
schwieriger zu erreichen als in städtischen Regionen. In ländlichen und weniger 
dicht besiedelten Gebieten erfordert die Gewährleistung einer angemessenen 
Anbindung aufgrund des weitflächig verstreuten Siedlungsraums mehr Verkehrs‑ 
infrastruktur und Ressourcen pro Einwohner.

•	 Inseln, Gebiete in äußerster Randlage, Grenzregionen, die nördlichen Regionen 
mit geringer Bevölkerungsdichte, Bergregionen und Küstenregionen weisen geo-
grafisch bedingte Besonderheiten auf, die ihre wirtschaftliche Entwicklung poten-
ziell behindern. Im Durchschnitt bleibt das Pro-Kopf-BIP der Gebiete in äußerster 
Randlage und der Bergregionen hinter dem EU-weiten Mittelwert zurück. Der Ab-
stand hat sich zudem in den letzten 20 Jahren vergrößert. In Grenzregionen hin-
gegen hat sich das Pro-Kopf-BIP seit 2001 dem EU-Durchschnitt angenähert.

•	 Die meisten Regionen mit geografisch bedingten Besonderheiten liegen bei den 
sozioökonomischen Indikatoren unter dem EU-Durchschnitt. Vor allem Gebiete 
in äußerster Randlage verzeichnen niedrige Beschäftigungs- und hohe Arbeits-
losenquoten, wenngleich bei letzteren seit 2001 eine deutliche Verbesserung zu 
beobachten war.

ZUSAMMENHALT UND 
TERRITORIALE VIELFALT 3
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Kapitel 3

Zusammenhalt und territoriale Vielfalt

1	 COM(2008) 616 final.

2	 Eurostat (2019).

3	 Ebd.

1. Hin zu einer ausgewogeneren 
und harmonischeren Entwicklung

Ziel des territorialen Zusammenhalts ist es, die har-
monische Entwicklung der europäischen Gebiete in 
ihrer ganzen Vielfalt sicherzustellen und dafür zu 
sorgen, dass die Menschen die jeweiligen Gegeben-
heiten optimal nutzen können. Es geht also darum, 
die Vielfalt als Vorteil zu begreifen, der zu einer nach-
haltigen Entwicklung dieser Gebiete selbst und der 
gesamten EU beitragen kann. Eine ausgewogenere 
und nachhaltigere Entwicklung, die mit dem Kon-
zept des territorialen Zusammenhalts verbunden ist, 
würde eine gleichmäßigere und nachhaltigere Nut-
zung der jeweiligen Vorteile ermöglichen und wirt-
schaftliche Gewinne mit sich bringen. Der territori-
ale Zusammenhalt ist seit jeher ein Kernstück der 
EU-Strukturpolitik. Vier Konzepte1 spielen in diesem 
Zusammenhang eine wichtige Rolle: Konzentration, 
Anbindung der Gebiete, Zusammenarbeit und geo-
grafisch bedingte Besonderheiten von Regionen. 

Konzentration erfordert die Überwindung von Un-
terschieden in der Bevölkerungsdichte. Die Wirt-
schaftsaktivität konzentriert sich in der EU stärker als 
die Bevölkerung auf bestimmte Gebiete. Dies bringt 
Vorteile mit sich: einen Zugewinn an Nutzen infolge 
von Agglomeration und Clustering von Aktivitäten an 
bestimmten Standorten. Dies spiegelt sich in einem 
höheren Niveau des Pro-Kopf-BIP, der Produktivität 
und der Beschäftigung in den Hauptstädten und in 
den meisten dicht besiedelten Ballungsräumen wi-
der. Gleichzeitig gibt es allerdings auch negative Ef-
fekte wie Verkehrsüberlastung, Luftverschmutzung 
und mancherorts Armut und soziale Ausgrenzung. 
So spielen kleine und mittlere Städte in ländlichen 
und anderen dünn besiedelten Gebieten, die weit 
von Städten jeglicher Größe entfernt sind, oft eine 
wichtigere Rolle, als ihre Größe vermuten lässt. Diese 
Städte bieten Zugang zu Dienstleistungen, wie z. B. 
zu Einrichtungen, die die Anpassungsfähigkeit von 
Menschen und Unternehmen ermöglichen, und in-
sofern kommt ihnen eine Schlüsselfunktion bei der 
Verhinderung der Abwanderung aus ländlichen Ge-
bieten und der Erhaltung dieser Gebiete als attrakti-
ve Wohn- und Arbeitsorte zu. In Abschnitt 2 werden 

die wirtschaftlichen und sozialen Trends in städti-
schen und nichtstädtischen Regionen und Gebieten 
untersucht.

Bei der Anbindung der Gebiete geht es um die Über-
windung von Entfernung. Die Anbindung von Gebie-
ten, insbesondere von städtischen und ländlichen Ge-
bieten, erfordert gute Verkehrsverbindungen, wichtig 
ist aber auch ein guter Zugang zu Gesundheits-
versorgung, Bildung und anderen grundlegenden 
Dienstleistungen. Diese Fragen werden in Abschnitt 3 
behandelt.

Bei der Zusammenarbeit geht es um die Überwin-
dung der Teilung. Das Problem der Anbindung und der 
Konzentration kann nur durch enge Zusammenarbeit 
auf verschiedenen Ebenen wirksam gelöst werden. 
Dafür erforderlich ist die Zusammenarbeit zwischen 
benachbarten lokalen Behörden, zwischen Regionen, 
zwischen Mitgliedstaaten oder zwischen der EU und 
ihren Nachbarländern – wobei sich mehrere oder alle 
dieser Erfordernisse gleichzeitig stellen können. In Ab-
schnitt 4 werden Aspekte der grenzüberschreitenden 
Zusammenarbeit zwischen EU-Regionen untersucht.

Zu Regionen mit geografisch bedingten Besonderhei-
ten gehören Inselregionen, Bergregionen, Küstenre-
gionen und nördliche Regionen mit geringer Bevölke-
rungsdichte. In Abschnitt 5 werden die Stärken und 
Schwächen dieser Regionen beleuchtet.

Die Analyse der betreffenden territorialen Konzep-
te erfordert die Verwendung von Typologien. Für die 
Analyse der territorialen Wirtschaftstendenzen in 
Abschnitt 1 wird die NUTS‑3-Metropoltypologie2 he-
rangezogen (siehe Kasten 3.2). Dies ermöglicht die 
Untersuchung von Agglomerationseffekten in Städ-
ten sowie des weiterreichenden regionalen Nutzens 
durch Spillover-Effekte. Darüber hinaus wird zur Un-
tersuchung sozialer Aspekte der Besiedlungsgrad3 
herangezogen, da er eine schärfere Abgrenzung 
zwischen städtischen Ballungsgebieten und anderen 
Gebieten ermöglicht. Die Analyse von Regionen mit 
geografisch bedingten Besonderheiten basiert auf 
ihrer typologischen Definition, die in Abschnitt 5 er-
läutert wird.
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2. Konzentration: wirtschaftliche 
und soziale Trends in städtischen 
und nichtstädtischen Gebieten

Konzentration liegt vor, wenn es zwischen städtischen 
und nichtstädtischen Regionen große Unterschiede in 
der wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung, in den 
Möglichkeiten und im Lebensstandard gibt. Diese er-

geben sich aus einem komplexen Zusammenspiel von 
Faktoren wie geografische Lage, Infrastrukturen und 
Dienstleistungen, Zugang zu Ressourcen und Politik.

In städtischen Gebieten herrscht in der Regel ein viel-
fältiges und dynamisches Wirtschaftsgeschehen, mit 
einer Konzentration von Branchen, Unternehmen und 
Dienstleistungen. Urbane Zentren fungieren häufig 

Kasten 3.1	Funktionale städtische und ländliche Gebiete

1	 Dijkstra et al. (2019).

2	 https://unstats.un.org/UNSDWebsite/statcom/session_51/documents/2020-37-FinalReport-E.pdf.

3	 Europäische Kommission (2021).

4	 Dijkstra und Jacobs-Crisioni (2023).

Die allgemeine Systematik der Gebietseinheiten 
für die Statistik (NUTS) resultiert in geografischen 
Einheiten, basierend auf Verwaltungsgrenzen. Die-
se Einheiten unterscheiden sich in Bezug auf Fläche 
und Bevölkerungszahl und eignen sich daher nicht in 
jedem Fall für die Untersuchung von Konzepten, die 
über solche Grenzen hinausgehen. Die Europäische 
Kommission und die OECD haben Ansätze entwi-
ckelt, um geografische Einheiten zu definieren, die 
nicht auf Verwaltungsgrenzen, sondern auf funktio-
nalen räumlichen Verknüpfungen beruhen. 

Funktionale städtische Gebiete
Im Jahr 2011 erarbeiteten die Europäische Kom-
mission und die OECD eine Definition für funktio-
nale städtische Gebiete.1 Dabei wird die funktionale 
und wirtschaftliche Ausdehnung von Städten jen-
seits der bloßen Betrachtung von Dichte und Be-
völkerungszahl berücksichtigt. Der Begriff umfasst 
auch weitere, an die Stadt angrenzende Gebiete mit 
geringerer Dichte, zu denen in wirtschaftlicher und 
funktionaler Hinsicht eine enge Verflechtung be-
steht. Im Wesentlichen handelt es sich um die Ge-
samtheit aus einem dicht besiedelten Stadtgebiet 
und seinem Pendlereinzugsgebiet. Solch ein funkti-
onaler Ansatz bietet den Vorteil, dass der jeweilige 
Arbeits- und Wohnungsmarkt zusammenhängend 
erfasst wird. Eine auf mehrere Gemeinden (lokale 
Verwaltungseinheiten) zersplitterte Betrachtung des 
„Daily Urban System“ wird vermieden. Gleichzeitig 
wird vermieden, dass mehrere „Daily Urban Sys-
tems“ zu einer einzigen räumlichen Einheit zusam-
mengefasst werden, wie dies in einigen NUTS‑3-Re-
gionen geschieht. Das Modell trägt darüber hinaus 
zum Ausgleich der großen Schwankungsbreite von 
Gemeinden und NUTS‑3-Regionen in Bezug auf Flä-
che und Bevölkerungszahl bei. Diese Definition funk-
tionaler städtischer Gebiete wurde inzwischen in 
eine Eurostat-Verordnung aufgenommen und wird 

von der Statistischen Kommission der Vereinten Na-
tionen2 für den „Besiedlungsgrad“ berücksichtigt. 

Funktionale ländliche Gebiete
Die Ausarbeitung einer Definition für funktionale 
ländliche Gebiete ist Teil der in der Mitteilung über 
eine langfristige Vision für die ländlichen Gebiete 
der EU3 genannten Maßnahmen und finden derzeit 
bei der Europäischen Kommission statt.4 Der Pen-
delverkehr zwischen Gemeinden ländlicher Gebiete 
verläuft tendenziell weniger einseitig und ist in ge-
ringerem Maße auf ein einzelnes Arbeitsmarktzen-
trum ausgerichtet, als dies in städtischen Gebieten 
der Fall ist. Infolgedessen ist die Bestimmung ländli-
cher „Daily Systems“ anhand der Bewegungsmuster 
möglicherweise weniger sinnvoll. In ländlichen Ge-
bieten sind Dienstleistungen wie Bildungs- und Aus-
bildungseinrichtungen, Gesundheitseinrichtungen, 
Geschäfte, Banken sowie Kultur- und Freizeitange-
bote häufig in einer Kleinstadt oder einem Dorf ge-
bündelt, das als „örtliches Zentrum“ fungiert. Funk-
tionale ländliche Gebiete sollen das „Daily System“ 
abbilden, also das Gebiet, in dem der überwiegende 
Teil der täglichen Fahrten stattfindet. Diese Fahr-
ten beschränkten sich nicht auf den Arbeitsweg, 
sondern umfassen auch jene zu Dienstleistungen 
sowie zu Freunden und Verwandten. Es ist davon 
auszugehen, dass die meisten berufsunabhängigen 
Fahrten ebenfalls innerhalb desselben funktionalen 
ländlichen Gebiets stattfinden. Ähnlich wie bei den 
funktionalen städtischen Gebieten fokussiert das 
Modell auch hier auf dichtere Besiedelungen. Funk-
tionale ländliche Gebiete sind dabei um Kleinstädte 
und Dörfer angeordnet, entsprechend ihrer Definiti-
on nach dem Besiedlungsgrad. Anstelle von Pendler-
strömen werden zur Abgrenzung eines funktionalen 
Gebiets bei dieser Methode die Fahrzeit zur nächst-
gelegenen Kleinstadt bzw. Ortschaft sowie deren 
Bevölkerungsgröße herangezogen.

https://unstats.un.org/UNSDWebsite/statcom/session_51/documents/2020-37-FinalReport-E.pdf
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als Knotenpunkte für Handel, Finanzen, Bildung und 
Ausbildung sowie Technologie. Sie ziehen damit In-
vestitionen an und tragen zur Innovationsförderung 
bei. Folglich genießen Stadtbewohner in der Regel 
einen besseren Zugang zu Beschäftigungsmöglich-
keiten, höhere Löhne und Gehälter und ein breiteres 
Angebot an Verbrauchsgütern und Dienstleistungen. 
Das Vorhandensein einer gut ausgebauten Infra-
struktur, z. B. Verkehrsnetze4, Gesundheitsversorgung 
und Langzeitpflege sowie Bildungs- und Ausbil-
dungseinrichtungen, trägt zusätzlich zur Erhöhung 
der Lebensqualität bei.

Nichtstädtische Gebiete bieten Vieles, was mit besse-
rem Wohlbefinden in Verbindung gebracht wird, etwa 
größerer und erschwinglicherer Wohnraum und nied-
rigere Kriminalitätsraten.5 Sie werden zudem für die 
Nahrungsmittelerzeugung, die Bewirtschaftung der 
natürlichen Ressourcen, den Schutz von Naturland-
schaften sowie als Orte der Erholung bzw. touristi-
sche Ziele geschätzt.6 Dennoch stehen nichtstädtische 

4	 Siehe auch Abschnitt 3 dieses Kapitels.

5	 Eurostat [ilc_mddw06].

6	 COM(2021) 345 final.

Gebiete tendenziell vor zahlreichen Herausforderun-
gen, die sie potenziell in ihrer Entwicklung behindern. 
Ihre geographische Entfernung kann den Zugang zu 
Märkten erschweren, was dem wirtschaftlichen Er-
folg von landwirtschaftlichen Betrieben und Betrie-
ben in ländlichen Gebieten entgegensteht. Fehlende 
Infrastruktur  – darunter zuverlässige Straßen- und 
Schienenverbindungen, Elektrizität und Internetzu-
gang – behindert die Expansion von Unternehmen und 
hemmt die Erbringung essenzieller Dienstleistungen 
und die Entwicklung. Darüber hinaus sind begrenzte 
Aus- und Weiterbildungsmöglichkeiten ein potenziel-
ler Hemmschuh für die Qualifikation der Arbeitskräfte. 
In Kombination mit den begrenzten Beschäftigungs-
möglichkeiten in ländlichen und anderen weniger 
dicht besiedelten Gebieten kann sich dies in höheren 
Arbeitslosenquoten und einem niedrigeren Lohnni-
veau niederschlagen. Auch der fehlende Zugang zu 
Pflegeeinrichtungen drückt teilweise auf das Angebot 
an verfügbaren Arbeitskräften. Viele dieser Dienst-
leistungen und Infrastrukturen sind öffentlicher Natur.

Kasten 3.2	Territoriale Typologien

Die beiden in diesem Abschnitt verwendeten Typo-
logien beruhen auf einer Kombination aus territori-
aler Kontinuität (aneinander angrenzende Gebiete) 
und Bevölkerungsgröße oder -dichte. Unter urbanen 
Zentren sind zusammenhängende 1  km²-Raster-
zellen (ohne Diagonalen) mit einer Bevölkerungs-
dichte von mindestens 1 500 Einwohnern pro km² 
und insgesamt mindestens 50 000 Einwohnern zu 
verstehen. Unter urbanen Clustern sind zusammen-
hängende 1 km²-Rasterzellen (einschließlich Diago-
nalen) mit einer Bevölkerungsdichte von mindestens 
300 Einwohnern pro km² und insgesamt mindestens 
5 000 Einwohnern zu verstehen.

Der Grad der Besiedelung

Lokale Verwaltungseinheiten werden nach dem Be-
siedlungsgrad in eine der folgenden drei Klassen 
eingeordnet.

•	 Städte: dicht besiedelte Gebiete, in denen min-
destens 50 % der Bevölkerung in einem urbanen 
Zentrum leben (Karte 3.1).

•	 kleinere Städte und Vororte: Gebiete mit mitt-
lerer Bevölkerungsdichte, in denen mindestens 
50 % der Bevölkerung in einem urbanen Cluster 
leben, aber weniger als 50 % in einem urbanen 
Zentrum.

•	 ländliche Gebiete: dünn besiedelte Gebiete, in 
denen weniger als 50 % der Bevölkerung in ei-
nem urbanen Zentrum/Cluster leben.

Diese und andere Typologien können über eine in-
teraktive Karte unter folgendem Link eingesehen 
werden: https://ec.europa.eu/regional_policy/assets/
scripts/map/regio-gis-maps/9cr/9cr.html.

Metropolregionen und Nichtgroßstadtregionen

Für die Unterscheidung von Hauptstadtregionen, 
anderen Metropolregionen und Nichtgroßstadtregi-
onen gelten folgende Definitionen. Metropol- oder 
Großstadtregionen sind NUTS‑3-Regionen bzw. 
Verbände von NUTS‑3-Regionen; es handelt sich um 
funktionale städtische Gebiete (d. h. Stadt + Pendle-
reinzugsgebiet) mit mehr als 250 000 Einwohnern. 
Hauptstadt-Ballungsgebiete sind jene Metropol-
regionen, die jeweils die nationale Hauptstadt ein-
schließen. Nichtgroßstadtregionen sind alle übrigen 
NUTS‑3-Regionen.

Ausführlichere Informationen finden sich unter  
https://ec.europa.eu/eurostat/statistics-explained/
index.php?title=Territorial_typologies_for_Europe-
an_cities_and_metropolitan_regions.

https://ec.europa.eu/regional_policy/assets/scripts/map/regio-gis-maps/9cr/9cr.html
https://ec.europa.eu/regional_policy/assets/scripts/map/regio-gis-maps/9cr/9cr.html
https://ec.europa.eu/eurostat/statistics-explained/index.php?title=Territorial_typologies_for_European_cities_and_metropolitan_regions
https://ec.europa.eu/eurostat/statistics-explained/index.php?title=Territorial_typologies_for_European_cities_and_metropolitan_regions
https://ec.europa.eu/eurostat/statistics-explained/index.php?title=Territorial_typologies_for_European_cities_and_metropolitan_regions
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Die Ergebnisse der Analyse in diesem Abschnitt zei-
gen, dass in der EU ein Gefälle zugunsten der Städte 
vor allem in den südlichen und östlichen EU-Ländern 
zu beobachten ist, wo die Städte deutlich besser ab-
schneiden als dünn besiedelte Gebiete. Im Gegensatz 
dazu erwirtschaften Städte in den nordwestlichen 
Mitgliedstaaten, in denen die wirtschaftliche und so-
ziale Gesamtsituation besser ist als in anderen Län-
dern, zwar ebenfalls ein höheres BIP, doch strahlt der 
wirtschaftliche und soziale Nutzen weitflächiger auf 
kleinere Städte und Vororte sowie auf dünn besie-
delte Gebiete aus, was sich zum Teil der besser aus-
gebauten Anbindung verdankt. Betrachtet man die 
Bevölkerung dünn besiedelter Gebiete, so weist sie 
tatsächlich in den nordwestlichen Ländern die höchs-
ten Beschäftigungsquoten auf, was teilweise höhere 
Pendlerquoten widerspiegelt. In den südlichen und 
östlichen Mitgliedstaaten fällt die Beschäftigung ab-
seits der Städte und insbesondere in dünn besiedelten 
Gebieten im EU-Vergleich niedriger aus – unter ande-
rem deshalb ist ein größerer Bevölkerungsanteil von 
Armut oder sozialer Ausgrenzung bedroht (AROPE). 
Dies stellt eine Herausforderung für den sozialen 

Zusammenhalt dar. Große Unterschiede bestehen in 
Bezug auf die Tertiärbildung und die Erwachsenenbil-
dung. Städte haben mehr Studienmöglichkeiten und 
mehr Arbeitsplätze für Hochschulabsolventen zu bie-
ten, während dünn besiedelte Gebiete hinterher hin-
ken, was sich in der Produktivität und in der Qualität 
der Arbeitsplätze niederschlägt. 

2.1 Metropolregionen schneiden besser 
ab als andere Regionen

Auf Metropolregionen entfielen 2021 60  % der 
EU-Bevölkerung, 63 % aller Arbeitsplätze und 69 % 
des BIP. Sie bilden dementsprechend bedeutende Be-
schäftigungspole und Wirtschaftszentren, mit höhe-
ren Produktivitätsraten als in anderen Regionen.

Zwischen 2001 und 2021 wuchs das reale Pro-Kopf-
BIP in den Metropolregionen schneller als in anderen 
Regionen, ein Befund, der auf alle Teile der EU zutrifft 
(Tabelle 3.1). Maßgeblich dazu bei trugen die über-
durchschnittlichen Wachstumsraten in Hauptstadtre-
gionen. In den östlichen und südlichen Mitgliedstaa-

Tabelle 3.1	 Veränderungen bei Pro-Kopf-BIP, Produktivität und Pro-Kopf-Beschäftigung nach Art 
der Region (2001–2021)

Pro-Kopf-BIP Produktivität
Beschäftigung im Verhältnis 

zur Bevölkerung*

Durchschnittliche prozentuale Veränderung gegenüber Vorjahr

EU‑27 1,1 0,7 0,3

Hauptstadt-Ballungsgebiete 1,3 0,8 0,5

Andere Metropolregionen 0,9 0,5 0,3

Nichtgroßstadtregionen 1,0 0,8 0,2

Östliche Mitgliedstaaten 3,5 2,9 0,5

Hauptstadt-Ballungsgebiete 3,9 2,8 1,0

Andere Metropolregionen 3,4 2,8 0,5

Nichtgroßstadtregionen 3,0 2,8 0,2

Nordwestliche Mitgliedstaaten 1,0 0,7 0,3

Hauptstadt-Ballungsgebiete 1,1 0,9 0,2

Andere Metropolregionen 0,9 0,5 0,3

Nichtgroßstadtregionen 1,0 0,7 0,3

Südliche Mitgliedstaaten 0,1 -0,1 0,2

Hauptstadt-Ballungsgebiete 0,2 -0,2 0,4

Andere Metropolregionen 0,1 -0,1 0,1

Nichtgroßstadtregionen 0,0 -0,1 0,1

* Beschäftigungsquote und Erwerbsbevölkerung als Anteil an der Gesamtbevölkerung.
Quelle: GD REGIO auf der Grundlage von Daten der jährlichen Regionaldatenbank (ARDECO) der Gemeinsamen Forschungsstelle (JRC).
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ten schnitten auch andere Metropolregionen besser 
ab als Nichtgroßstadtregionen, nicht jedoch in den 
nordwestlichen Mitgliedstaaten.

In Regionen der östlichen und nordwestlichen Mit-
gliedstaaten resultierte das Wachstum des Pro-
Kopf-BIP primär aus dem Produktivitätswachstum. 
Anders in den südlichen Mitgliedstaaten, wo das 
Produktivitätswachstum im betrachteten Zeitraum 

sehr schwach ausfiel und die (bescheidenen) Zu-
wächse beim Pro-Kopf-BIP größtenteils mit dem 
Beschäftigungswachstum zusammenhingen. In den 
Hauptstadt-Ballungsgebieten der östlichen und süd-
lichen Mitgliedstaaten war der Beitrag des Beschäf-
tigungswachstums zum BIP-Wachstum doppelt so 
hoch wie im Durchschnitt. Darin wird die anhaltende 
Konzentration der Erwerbstätigkeit in diesen Gebie-
ten deutlich.

Abbildung 3.1	Beschäftigungs-, Bildungs- und Sozialindikatoren in Regionen nach Besiedelungsgrad, 
2013 (2015 für AROPE) und 2022
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Anmerkung: Beschäftigungsquote und Quote der Tertiärbildung: Die helleren Balkenabschnitte beziehen sich auf das Jahr 2013 und die dunk-
leren zeigen den Anstieg 2013–2022. Die Balkenhöhe gibt den Prozentsatz für 2022 an. Arbeitslosenquote und AROPE-
Quote: Die Balkenhöhe gibt den Prozentsatz für 2013 (AROPE: 2015) an. Die helleren Balkenabschnitte zeigen den Rückgang 2013–2022. 
Die dunkleren Balkenabschnitte und die Prozentangaben beziehen sich auf das Jahr 2022. Zeitreihenbruch für 2021 bei den AKE-Daten; 
Zeitreihenbruch für 2020 bei den EU-SILC-Daten.
Quelle: Eurostat [lfst_r_pgauwsc, edat_lfs_9915, ilc_peps13n] und Berechnungen der GD REGIO.
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2.2 Im Süden und Osten der EU höhere 
Beschäftigungsquoten in Städten, 
im Nordwesten hingegen in dünn 
besiedelten Gebieten

Wie erwähnt, sind die Beschäftigungsquoten in der 
EU insgesamt in Städten, in kleineren Städten und 
Vororten und in dünn besiedelten Gebieten ähnlich 
hoch (2022: rund 75  %). Allerdings gibt es auffäl-
lige Unterschiede zwischen verschiedenen geografi-
schen Gebieten (Abbildung  3.1a). In den nordwest-
lichen Mitgliedstaaten lag die Beschäftigungsquote 
der 20- bis 64-Jährigen im Jahr 2022 in dünn be-
siedelten Gebieten sowie in kleineren Städten und 
Vororten bei 80 %, in Städten dagegen bei nur 76 %. 
Dieser Unterschied ergibt sich weitgehend aus einem 
entsprechenden Gefälle in Deutschland, Österreich, 
Frankreich und vor allem Belgien (10 Prozentpunk-
te; Abbildung 3.2). In den südlichen Ländern stieg die 
Beschäftigungsquote in den dünn besiedelten Gebie-
ten zwischen 2013 und 2022 deutlich an (+14 Pro-
zentpunkte) und erreichte fast dieselben Werte wie in 
den Städten (67 % gegenüber 69 %). In den östlichen 
Ländern verzeichnete die Beschäftigungsquote in den 
ländlichen Gebieten im selben Zeitraum ebenfalls 
Zuwächse (+10 Prozentpunkte auf 72 %), allerdings 
in geringerem Maße als in den Städten (+14 Prozent-
punkte auf 80 %). Infolgedessen vergrößerte sich der 
Abstand (von 4 Prozentpunkten auf 8 Prozentpunkte). 
In Bulgarien und Rumänien lag die Beschäftigungs-
quote in den Städten über dem EU-Durchschnitt und 
deutlich höher als in den dünn besiedelten Gebieten 

(Gefälle von 13  Prozentpunkten in Bulgarien bzw. 
17 Prozentpunkten in Rumänien). 

Die Arbeitslosenquoten spiegeln diese Unterschiede 
weitgehend wider. In den nordwestlichen und süd-
lichen Mitgliedstaaten sind die Quoten in den dünn 
besiedelten Gebieten niedriger als in den Städten, 
während in den östlichen Mitgliedstaaten das Gegen-
teil zutrifft (Abbildung 3.1b).

2.3 Menschen mit Tertiärbildung 
vorwiegend in Städten, besonders 
im Osten der EU

Rund 34  % der EU-Bevölkerung im Alter von 25–
64  Jahren verfügten im Jahr 2022 über Tertiärbil-
dung. Allerdings zeigen sich erhebliche Ungleich-
gewichte zwischen den verschiedenen Arten von 
Regionen. Städte verzeichneten einen ungleich hö-
heren Anteil (44 %) als kleinere Städte und Vororte 
(30 %) und als dünn besiedelte Gebiete (25 %). Darin 
spiegelt sich die große urbane Nachfrage nach Ar-
beitskräften mit Tertiärbildung wider. Zudem hat das 
durchschnittliche Gefälle zwischen 2013 und 2022 
zugenommen: im Falle von kleineren Städten und Vo-
rorten von 11 Prozentpunkten auf 14 Prozentpunk-
te und im Falle von dünn besiedelten Gebieten von 
17 Prozentpunkten auf 19 Prozentpunkte. In den öst-
lichen Mitgliedstaaten war der Abstand wesentlich 
größer (46 % in Städten gegenüber 18 % in ländli-
chen Gebieten), woraus ein markantes Ungleichge-
wicht bei der Beschäftigungssituation und bei den 
sozialen Ergebnissen resultierte (Abbildung 3.1c).
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Abbildung 3.2 Beschäftigungsquote nach Besiedlungsgrad in den EU-Mitgliedstaaten (2022)
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Ein solches Gefälle zieht sich durch alle Mitgliedstaa-
ten. In zehn EU-Mitgliedstaaten hatten über 50 % der 
Stadtbevölkerung im Alter von 25–64 Jahren Tertiär-
bildung – in Luxemburg, Litauen, Irland und Schwe-
den lag der Anteil sogar bei über 60 %. Demgegen-
über blieb der Anteil der Menschen mit Tertiärbildung 
in dünn besiedelten Gebieten in zehn Mitgliedstaaten 
unter 20 % – mit Werten von nur etwa 10 % oder 
darunter in Bulgarien und Rumänien. In diesen beiden 
Ländern sowie in Ungarn, Luxemburg und der Slo-
wakei fielen die Unterschiede zwischen Städten und 
dünn besiedelten Gebieten besonders groß aus (Ab-
bildung 3.3). Bis zu einem gewissen Grad manifestie-
ren sich in diesen Disparitäten die unterschiedliche 
Wirtschaftsstruktur und die sich daraus ergeben-
den unterschiedlichen Qualifikationsanforderungen. 
Sie wirken in ländlichen Gebieten jedoch auch als 
Hemmnis für die Verlagerung der Wirtschaftstätig-
keit in Sektoren mit höherer Wertschöpfung.

Die Berufsbildung ergänzt die tertiäre Bildung und 
stattet die Wirtschaft mit hohen Qualifikationen aus, 
die zur Behebung des Arbeitskräftemangels und zur 
Bewältigung des grünen und des digitalen Wandels 
unerlässlich sind (siehe Kapitel 2). Auf sie entfällt in 
den dünn besiedelten Gebieten ein deutlicher Beitrag: 
46  % der Bevölkerung im Alter von 25–64  Jahren 
verfügen über einen Berufsbildungsabschluss, ver-
glichen mit 27 % in den Städten und 38 % in den 
kleineren Städten und Vororten. 

Ein geringer Anteil der Menschen mit Tertiärbildung, 
die nur begrenzte Zunahme dieses Anteils zwischen 
2015 und 2020 und ein sich beschleunigender 

Schwund der Bevölkerung im erwerbsfähigen Al-
ter – das Zusammenspiel dieser Faktoren kann dazu 
führen, dass Regionen in eine „Talententwicklungs-
blockade“ geraten, wie in Kapitel 5 erläutert. EU-weit 
sind 16 % der Bevölkerung betroffen, allen voran in 
den östlichen Mitgliedstaaten (insbesondere Bulgari-
en, Rumänien, Ungarn und Kroatien) sowie im Süden 
Italiens, im Osten Deutschlands und im Nordosten 
Frankreichs.

2.4 Stärker verbreitete Armut und 
soziale Ausgrenzung in den dünn 
besiedelten Gebieten im Osten 
und Süden sowie in den Städten 
im Nordwesten der EU

Die AROPE-Quote sank in der EU im Zeitraum 2015–
2019 und stagnierte dann bis 2022 in den Städten, 
den kleineren Städten und Vororten und den dünn be-
siedelten Gebieten gleichermaßen. In den sieben Jah-
ren bis 2022 verbesserte sich die Quote durchschnitt-
lich um 2,4 Prozentpunkte auf 22 %, wobei der Trend 
in ländlichen Gebieten (-4,3 Prozentpunkte) und ins-
besondere in den östlichen Mitgliedstaaten (-7,4 Pro-
zentpunkte) besonders stark ausgeprägt war. 

Auf EU-Ebene sind die Ungleichgewichte zwischen 
Städten, kleineren Städten und Vororten sowie dünn 
besiedelten Gebieten deutlich kleiner als zwischen 
stärker und weniger entwickelten Regionen (11 Pro-
zentpunkte) oder zwischen nordwestlichen und süd-
lichen Mitgliedstaaten (5  Prozentpunkte; siehe Ka-
pitel 2). Tatsächlich wiesen die Quoten von Städten, 
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Abbildung 3.3 Quote der tertiären Bildungsabschlüsse nach Besiedlungsgrad 
in den EU-Mitgliedstaaten (2022)
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von kleineren Städten und Vororten sowie von dünn 
besiedelten Gebieten im Betrachtungszeitraum EU-
weit immer kleinere Abstände zueinander auf, was 
hauptsächlich am Rückgang in ländlichen Gebieten 
(um 4  Prozentpunkte auf 22  %) festzumachen ist 
(Abbildung 3.1d).

In der geografischen Aufgliederung werden die  – 
trotz eines starken Rückgangs im Zeitraum 2015–
2022 (um 7 Prozentpunkte auf 28 %) – relativ ho-
hen AROPE-Quoten in dünn besiedelten Gebieten der 
östlichen Mitgliedstaaten ersichtlich. Insbesondere in 
Rumänien und Bulgarien war das Gefälle in der ARO-
PE-Quote zwischen dünn besiedelten Gebieten und 
Städten mit 29 bzw. 19  Prozentpunkten besonders 
groß. Demgegenüber verlief in Österreich und Bel-
gien ein deutliches Gefälle in umgekehrter Richtung 
(15 bzw. 11 Prozentpunkte; Abbildung 3.4).

3. Anbindung der Gebiete
Mobilität ist sowohl für die Wirtschaft als auch das 
gesellschaftliche Leben von Bedeutung. Die Kohäs-
ionspolitik ist darauf ausgerichtet, die Verbindungen 
zwischen den Mitgliedstaaten und Regionen in der 
EU zu verbessern, u. a. durch die Förderung des Aus-
baus des transeuropäischen Verkehrsnetzes (TEN-V), 
insbesondere in Regionen, in denen die Verkehrsin-
frastruktur noch unterentwickelt ist.7 Eines der elf 
thematischen Ziele der Kohäsionspolitik für den 
Zeitraum 2014–2020 lautete „Förderung von Nach-

7	 Europäische Kommission (2021).

8	 Dieser Unterabschnitt basiert weitgehend auf Brons et al. (2022).

haltigkeit im Verkehr und Beseitigung von Verkehr-
sengpässen“. Dieses Ziel zählt auch für den Zeitraum 
2021–2027 zu den fünf kohäsionspolitischen Zielen.

Zielgenaue Infrastrukturinvestitionen und die Netz-
gestaltung sind entscheidend für ein Verkehrs- und 
Transportsystem, das für Menschen und Unternehmen 
für Erreichbarkeit sorgt und regionale Ungleichge-
wichte hinsichtlich der Anbindung verringert. Außer-
halb von Städten ist das öffentliche Verkehrsangebot 
(insbesondere Bahn) in der Regel weniger gut ent-
wickelt, was Netzdichte und Fahrplanintervalle anbe-
langt. Die meist zu großen Entfernungen lassen sich 
nicht mit dem Fahrrad oder zu Fuß zurücklegen. Dar-
aus folgt eine tendenziell stärkere Abhängigkeit vom 
Straßenverkehr.

3.1 Weitmaschigeres Straßennetz 
in den östlichen Mitgliedstaaten, 
größerer Infrastrukturbedarf pro 
Kopf in dünn besiedelten Gebieten8

Ein Straßennetz mit ausreichender Dichte und genü-
gend Schnellstraßen, das Orte und Menschen mitein-
ander verbindet, ist entscheidend für die Erreichbar-
keit von Gebieten auf dem Straßenweg. Verschiedene 
andere Faktoren sind für die Erreichbarkeit ebenfalls 
von Belang, darunter die Verteilung der Siedlungs-
gebiete, die Effizienz in der Anordnung des Straßen-
netzes und geophysikalische Merkmale wie Gebirge, 
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Abbildung 3.4 AROPE-Quote nach Besiedlungsgrad in den EU-Mitgliedstaaten (2022) 

Quelle: Eurostat [ilc_peps13n].
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Flüsse und Seen. Unter sonst gleichen Bedingungen 
kann jedoch davon ausgegangen werden, dass so-
wohl die Erreichbarkeit auf dem Straßenweg als auch 
die Leistungsfähigkeit der Straßen zunehmen, je um-
fangreicher das Straßennetz pro Kopf der Bevölke-
rung und je größer der Autobahnanteil ausfallen.

In den letzten zehn Jahren bezifferten sich die öf-
fentlichen Investitionen im Verkehrsbereich auf rund 
112 Milliarden EUR pro Jahr, was etwa einem Vier-
tel der öffentlichen Gesamtinvestitionen entspricht.9 
Nach den Daten des Weltverkehrsforums floss der 
größte Teil davon in den Sektor Straße.

Zwei Drittel der Gesamtlänge des europäischen Stra-
ßennetzes bestehen aus lokalen Straßen, ein knap-
pes Drittel besteht aus Nebenstraßen und auf Auto-
bahnen entfallen lediglich 2 % (Abbildung 3.5). Diese 
Verteilung ist in allen Mitgliedstaaten in etwa gleich.

9	 Bezieht sich auf die gesamten Bruttoanlageinvestitionen (Eurostat GOV_10A_EXP).

Trotz ihres sehr geringen Anteils am Straßennetz 
spielen Autobahnen eine wichtige Rolle für die Ver-
fügbarkeit schneller Straßenverbindungen, insbe-
sondere im Mittel- und Langstreckenverkehr. Das 
Autobahnnetz ist in den meisten nordwestlichen und 
südlichen Mitgliedstaaten gut ausgebaut, anders als 
in Rumänien, Bulgarien, Estland und Lettland – vor 
allem in deren ländlicheren Gebieten (Karte 3.3). Ob-
wohl diese Gebiete durch Nebenstraßen und lokale 
Straßen erschlossen sind, ergeben sich aus dem Feh-
len von Autobahnen tendenziell längere Fahrzeiten 
und damit eine weniger gute Erreichbarkeit.

Die Länge des Straßennetzes pro Kopf der Bevölke-
rung schwankt mit dem Grad der Besiedlung. Für die 
Verbindungen zwischen weiter auseinander liegenden 
Siedlungsräumen braucht es in dünn besiedelten Ge-
bieten deutlich mehr Straßenkilometer (Tabelle 3.2). 
So ist das Netz an lokalen Erschließungsstraßen pro 

  0 1 000 000 2 000 000 3 000 000 4 000 000

Autobahnen

Nebenstraßen

Lokale Straßen

Abbildung 3.5 Gesamtlänge der Straßenverbindungen nach Straßenarten in der EU (km, 2019)

km
Quelle: GD REGIO und JRC.
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Tabelle 3.2	 Straßenlänge pro Einwohner, nach Straßenart und Besiedlungsgrad (2018)

Dünn besiedelte Gebiete Kleinere Städte und Vororte Städte

Alle Straßen (m/Einw.) 31,0 5,5 2,1

Autobahnen (m/Einw.) 0,78 0,10 0,07

Nebenstraßen (m/Einw.) 11,3 1,00 0,3

Lokale Straßen (m/Einw.) 19,1 4,4 1,8

Anmerkung: Die hier dargestellten Daten beruhen auf einer Klassifizierung auf Rasterebene nach dem Grad der Besiedlung.
Quelle: GD REGIO, JRC.
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Karte 3.3 Autobahnen und Hauptverkehrsstraßen

Quelle: JRC auf der Grundlage von TomTom-Daten.
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Karte 3.3	 Autobahnen und Hauptverkehrsstraßen
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Kopf der Bevölkerung in dünn besiedelten Gebieten 
zehnmal so lang wie in Städten (19 km gegenüber 
1,8 km pro Kopf). Kleinere Städte und Vororte neh-
men eine Zwischenstellung ein (knapp dreimal so 
lang pro Kopf wie in Städten, aber nur 25 % der Län-
ge in ländlichen Gebieten). Auch das Autobahn- und 
Nebenstraßennetz pro Kopf der Bevölkerung fällt in 
dünn besiedelten Gebieten umfangreicher aus (wo-
bei diese Straßen häufig von Personen genutzt wer-
den, die außerhalb dieser Gebiete leben).

3.2 Anhaltend niedrige 
Straßenverkehrsleistung 
in einigen östlichen Mitgliedstaaten 
und in dünn besiedelten Gebieten

Die Pkw-Verkehrsleistung  – hier definiert als der 
Anteil der Bevölkerung im Umkreis von 120 km, der 
innerhalb von 90 Minuten10 erreicht werden kann, – 
variierte im Jahr 2021 erheblich zwischen den Mit-
gliedstaaten. Der höchste Wert entfällt auf Zypern, 
dicht gefolgt von Malta – beides verhältnismäßig klei-
ne Inselstaaten, wo sich die meisten Ziele innerhalb 
von 90 Minuten erreichen lassen. Auch in Belgien und 
den Niederlanden ist eine hohe Straßenverkehrsleis-
tung gegeben. Beide Länder sind ebenfalls flächen-
mäßig relativ klein, hochgradig urbanisiert und mit 
einem dichten Straßennetz ausgestattet. In Portugal 
und Spanien, wo über mehrere Jahrzehnte hinweg 
umfangreiche Investitionen in die Verkehrsinfrastruk-
tur11 getätigt wurden, hat sich die Leistungsfähigkeit 
des Straßennetzes deutlich verbessert und liegt nun 
über dem EU-Durchschnitt – sogar vor Deutschland 
und Frankreich. Schlusslichter in Bezug auf die Stra-
ßenverkehrsleistung sind die Slowakei und Rumänien, 

10	 Eine Beschreibung des Indikators für die Verkehrsleistung findet sich in Kasten 3.3.

11	 Europäische Kommission (2016); offene Datenplattform zur Kohäsionspolitik (https://cohesiondata.ec.europa.eu/).

wo das Straßennetz nach wie vor unterentwickelt ist 
und sich der Bau von Straßen aufgrund des gebirgi-
gen Reliefs als schwierig und kostspielig erweist. 

Auch innerhalb der Mitgliedstaaten besteht eine gro-
ße Schwankungsbreite zwischen den Regionen, was 
die Pkw-Verkehrsleistung betrifft. Das gilt gleicher-
maßen für weniger entwickelte Länder (insbesondere 
Griechenland, Bulgarien und Slowakei) wie für mäßig 
entwickelte (Portugal) und stärker entwickelte Länder 
(Österreich) (Karte 3.4).

Durchweg niedrig ist die Leistungsfähigkeit des Stra-
ßennetzes in dünn besiedelten Gebieten, allen voran 
in Osteuropa, tendenziell hoch hingegen in dichter 
besiedelten Regionen, insbesondere der Niederlande 
und Belgiens, aber auch in zahlreichen spanischen 
Regionen. Im letztgenannten Fall konzentrieren sich 
die Einwohner vielfach in dicht besiedelten Städten, 
die über ein gut ausgebautes Straßennetz verfügen, 
durch das ein Großteil der Bevölkerung innerhalb von 
90 Minuten mit dem Auto erreichbar ist. Die meisten 
Hauptstadtregionen verzeichnen eine hohe Straßen-
verkehrsleistung. Dies triff auch auf Bulgarien, Kroa-
tien, Rumänien und die Slowakei zu, wo die Straßen-
verkehrsleistung insgesamt niedrig ist. 

3.3 Schwache Leistung 
des Schienenpersonenverkehrs 
im Vergleich zur Straße, insbesondere 
in dünn besiedelten Gebieten

Für Fahrten zwischen städtischen Gebieten ist die 
Bahn vielfach die Hauptalternative zum Auto – vor-
ausgesetzt, es gibt einen leicht erreichbaren Bahnhof 

Kasten 3.3	Messung der Verkehrsleistung anhand der Indikatoren 
„Erreichbarkeit“ und „Nähe“

Die Messung der Verkehrsleistung erfolgt hier auf der Grundlage einer Methodik, die vom Internationalen 
Verkehrsforum zusammen mit der Europäischen Kommission und der OECD entwickelt wurde. Die verwen-
deten Indikatoren und ihre genaue Handhabung in dieser Analyse sind in der folgenden Tabelle dargelegt.

Indikator Beschreibung

Nähe Gesamte Bevölkerung im Umkreis von 120 km (gesamte „örtliche“ Bevölkerung)

Absolute Erreichbarkeit Anteil der Bevölkerung im Umkreis von 120 km, der innerhalb einer 90-minütigen 
Auto- bzw. Bahnfahrt erreicht werden kann („erreichbare“ Bevölkerung)

Verkehrsleistung Verhältnis zwischen Erreichbarkeit und Nähe bzw. Anteil der Bevölkerung im Umkreis 
von 120 km, der innerhalb von 90 Minuten erreicht werden kann

https://cohesiondata.ec.europa.eu/
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Karte 3.4 Straßenverkehrsleistung (prozentualer Anteil der Bevölkerung im Umkreis 
von 120 km, der innerhalb von 90 Minuten erreicht werden kann) nach NUTS-3 (2021)

EU-27 = 77,2
Anteil der Bevölkerung, der im Umkreis von 120 km innerhalb 
von 90 Minuten mit dem Pkw erreicht werden kann.
Quelle: GD REGIO auf der Grundlage von Eurostat und TomTom-Daten 
(FR (RUP): JRC und IGN-F).

Karte 3.4	 Straßenverkehrsleistung (prozentualer Anteil der Bevölkerung im Umkreis von 120 km, der 
innerhalb von 90 Minuten erreicht werden kann) nach NUTS‑3 (2021)
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Kasten 3.4	Schätzung der Auswirkungen von Verkehrsüberlastungen 
auf Pkw‑Fahrzeiten in der EU

1	 Das Modell basiert auf Jacobs-Crisioni et al. (2015), unter Verwendung von Daten aus Batista e Silva et al. (2021).

2	 Die Fahrgeschwindigkeiten werden aus in TomTom-Daten aufgezeichneten Geschwindigkeitsprofilen ermittelt.

3	 Betrachtet wird 8.30 Uhr morgens, da zu dieser Zeit europaweit die meisten Zeitverluste entstehen (Christodoulou et al., 2020).

4	 Die funktionalen städtischen Gebiete sind definiert anhand der vorläufigen Grenzen des Geostat-Rasters 2021. Die Abgrenzung 
funktionaler ländlicher Gebiete ist noch nicht abgeschlossen. Die hier verwendete Definition ist die derzeit bevorzugte, hat jedoch 
vorläufigen Charakter.

In einer jüngsten Untersuchung der JRC wurde eine 
Einschätzung vorgenommen, in welchem Maße 
sich Überlastungen im europäischen Straßennetz 
in Geschwindigkeitseinbußen und Fahrzeitverlänge-
rungen niederschlagen. In einem ersten Schritt wird 
mit einem „auf die Ausgangspunkte beschränkten 
räumlichen Interaktionsmodell“1 eine Verteilung der 
Pkw-Fahrten erstellt, die zwischen jeder besiedelten 
1km-Ausgangs-Rasterzelle zu allen Siedlungsras-
terzellen erfolgen, und zwar i) innerhalb der Landes-
grenzen und ii) innerhalb einer 60-minütigen Fahrzeit 

unter störungsfreien Verkehrsbe-
dingungen. In einem nächsten 
Schritt werden die Geschwindig-
keit unter störungsfreien Ver-
kehrsbedingungen2 und die Fahr-
zeit auf den schnellsten Strecken 
von einem Ausgangspunkt zu al-
len Zielen betrachtet. Um für den 
morgendlichen Berufsverkehr Ab-
weichungen bei Geschwindigkeit 
und Fahrzeit zu ermitteln, wird 
die berechnete „normale“ Fahrzeit 
für dieselbe Strecke mit der Ver-
kehrsgeschwindigkeit an einem 
Werktag um 8.30 Uhr verglichen.3 

Karte 3.5 und Karte 3.6 zeigen für 
funktionale ländliche und funkti-
onale städtische Gebiete4 jeweils 
die geschätzte Durchschnittsge-
schwindigkeit unter störungsfrei-
en Verkehrsbedingungen sowie 
die Einbußen, die an Werktagen 
um 8.30 Uhr bei der durchschnitt-
lichen Fahrgeschwindigkeit auf-
treten. Die Geschwindigkeiten im 
störungsfreien Fließverkehr hän-
gen unter anderem von der na-
tionalen Straßenverkehrsordnung 
ab, was erklärt, dass ein Teil der 
Abweichungen auf Länderebene 
zu beobachten ist (Karte 3.5).

So ist die Fahrgeschwindigkeit 
beispielsweise in Deutschland, 
Italien, Spanien und Lettland ten-
denziell höher als in den meis-

ten anderen Mitgliedstaaten. Dennoch gibt es in den 
meisten Ländern erhebliche regionale Unterschiede, 
die insbesondere auf niedrigere Fahrgeschwindig-
keiten unter störungsfreien Verkehrsbindungen in 
städtischen Gebieten hinweisen. Die Geschwindig-
keitseinbußen in der morgendlichen Stoßzeit fal-
len in funktionalen ländlichen Gebieten in Spanien, 
Deutschland, Finnland und Lettland am stärksten aus 
(Karte 3.6). Je schneller in einem Gebiet im ungestör-
ten Fließverkehr gefahren wird, desto größer ist in der 
Regel auch die relative Geschwindigkeitsabnahme.
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Karte 3.5 Geschätzte durchschnittliche Fahrgeschwindigkeit unter störungsfreien 
Verkehrsbedingungen, nach funktionalen städtischen und funktionalen ländlichen Gebieten (km/h)

Quelle: JRC auf der Grundlage von TomTom-Daten.
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5	� Es bedarf einer adäquaten Messung 
der Zeitverluste, da diese u. a. von 
Faktoren abhängen, die EU-weit stark 
variieren – etwa der durchschnittlichen 
Fahrgeschwindigkeit und der durch-
schnittlich zurückgelegten Entfernung. 
Um Zeitverluste in ihrem territorialen 
Ausmaß aufzuzeigen, werden einge-
büßte Stunden daher unter Berücksich-
tigung der Straßenkilometer pro Städ-
te-Audit-Zone normalisiert.

Reduzierte Fahrgeschwindigkeiten 
im morgendlichen Berufsverkehr 
verursachen Fahrzeitverluste.5 Ab-
bildung 3.6 veranschaulicht deren 
Umfang, aufgeschlüsselt nach Mit-
gliedstaaten und Städte-Audit-Zo-
nen. Die Berechnung erfolgt anhand 
der geschätzten Zeit, die Einwohner 
insgesamt verlieren würden, wenn 
sie ihre modellierten Wege statt mit 
der Fahrgeschwindigkeit im stö-
rungsfreien Fließverkehr mit jener 
zur Stoßzeit (8.30 Uhr) zurückleg-
ten, bezogen auf die Straßenkilo-
meter in einer bestimmten Zone. In 
allen Mitgliedstaaten sind die Aus-
wirkungen von Verkehrsüberlas-
tungen auf die Fahrzeit in urbanen 
Zentren deutlich umfangreicher als 
in anderen Gebieten. Außerhalb ur-
baner Zentren wirken sich Überlas-
tungen in Pendlerzonen nur gering-
fügig stärker aus als in Zonen ohne 
Berufspendlerverkehr.
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Außerhalb von Pendlerzonen In Pendlerzonen Urbane Zentren

Abbildung 3.6 Fahrzeitverluste in der morgendlichen Stoßzeit pro Straßenkilometer 
(in Stunden)
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Quelle: Batista e Silva und Dijkstra (2024), JRC auf der Grundlage von TomTom.
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Karte 3.6 Geschätzte durchschnittliche Geschwindigkeitsabnahme bei Verkehrsbedingungen 
um 8.30 Uhr nach funktionalen städtischen und funktionalen ländlichen Gebieten (km/h)

Durchschnittswerte in funktionalen städtischen 
und funktionalen ländlichen Gebieten.
Quelle: JRC auf der Grundlage von TomTom-Daten.
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und die Fahrt ist erschwinglich. Als nachhaltiges Ver-
kehrsmittel spielt die Bahn bei Planung und Bau des 
TEN-V eine tragende Rolle, zumal sie fester Bestand-
teil der europäischen Klimaschutzpolitik ist. Neben 
den Kosten hängt die Bereitschaft zur Nutzung der 
Bahn in hohem Maße von der Fahrtdauer im Ver-
gleich zum Auto ab. Ein weiteres Kriterium ist die 
Erreichbarkeit des Abfahrtsbahnhofs sowie die des 
Endziels vom Ankunftsbahnhof.12 

Die Schienenverkehrsleistung ist hier definiert als 
der Anteil der Bevölkerung, der in einem Umkreis von 
120 km lebt und innerhalb von 90 Minuten mit der 
Bahn erreicht werden kann (siehe auch Kasten 3.3). 
Dieser Anteil liegt zwischen 0 und 100  %, ein po-
sitiver Wert wird aber nur für Einwohner von Orten 
vergeben, in denen ein Zugang zu einem Bahnhof be-
steht (siehe Kasten 3.5). 

In allen NUTS‑3-Regionen bleibt die Schiene im Leis-
tungsvergleich hinter der Straße zurück. Für die Be-
völkerung gibt es insofern kaum Anreize, die Bahn zu 
nutzen, insbesondere, wenn ein Bedarf an häufiger 
oder schneller Beförderung besteht.

Auf EU-Ebene liegt die durchschnittliche Schienen-
verkehrsleistung bei 15,7. Das bedeutet, dass im 
Durchschnitt etwas weniger als 16 % der in einem 
Umkreis von 120 km lebenden Bevölkerung innerhalb 
von 90 Minuten mit der Bahn erreicht werden kön-
nen. Es bestehen allerdings erhebliche Unterschie-
de zwischen den EU-Regionen (Karte 3.7). Etwa ein 
Viertel der Menschen in der EU hat Zugang zu einem 
angemessenen Schienenverkehrsdienst (Indikator für 

12	 Im Mittelpunkt der gegenständlichen Untersuchung stehen die Erreichbarkeit und die Fahrtdauer. Andere Faktoren, die Einfluss auf die Be-
förderungsoptionen haben, bleiben unberücksichtigt. Dazu gehören die Kosten (d. h. die Ticketpreise), die Sicherheit und der Komfort.

die Schienenverkehrsleistung über 20). Davon leben 
die meisten in städtischen Gebieten. Nur etwa 6 % 
der Menschen – allesamt in Hauptstadt- und anderen 
Metropolregionen – können mehr als die Hälfte der 
Bevölkerung in einem Umkreis von 120 km innerhalb 
von 90 Minuten erreichen. Zu den Regionen mit den 
höchsten Leistungswerten gehören Paris mitsamt 
Umland, Berlin, Kopenhagen mitsamt Umland und 

Kasten 3.5	Kriterien für den Zugang 
zu einem Bahnhof

Ob für eine bestimmte Bevölkerung ein Zugang 
zu einem Bahnhof angenommen wird, richtet sich 
zunächst danach, ob das betreffende Gebiet in-
nerhalb von 15 Minuten erreicht werden kann, und 
zwar:

•	 in bequemer Gehgeschwindigkeit,

•	 mit dem Fahrrad (realistische Fahrgeschwin- 
digkeit),

•	 mit dem Auto (einschließlich der Zeit zum 
Parken und unter Berücksichtigung möglicher 
Staus) oder

•	 mit öffentlichen Verkehrsmitteln (kurze Fahrt).

Die Einwohner jeder 200  x  200  m großen Ras-
terzelle, deren Mittelpunkt innerhalb des Gebiets 
liegt, das binnen 15 Minuten erreicht werden kann, 
werden für die Zwecke dieser Analyse der Bevöl-
kerung zugerechnet, die Zugang zu einem Bahn-
hof hat.

Tabelle 3.3	 Erreichbarkeit von Grundschulen (2018), Universitäten (2020) und 
Gesundheitseinrichtungen (2021/2022) nach Stadt-Land-Typologie einschließlich Stadtnähe

Grundschule 
< 15 Min. Gehzeit

Universität < 45 Min. 
Fahrzeit

Entfernung zur 
nächstgelegenen 

Gesundheitseinrichtung

Stadt 77,9 98,6 6,4

Intermediär 58,0 89,8 10,3

Intermediär – stadtnah 58,6 91,7 10,1

Intermediär – entlegen 48,6 61,9 13,6

Ländlich 45,3 69,1 14,0

Ländlich – stadtnah 44,7 73,9 13,0

Ländlich – entlegen 47,3 55,6 16,8

Quelle: Berechnungen der GD REGIO auf der Grundlage von Daten von Eurostat, JRC und TomTom.
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EU-27 = 15,7
Berücksichtigt ist die Bevölkerung, die bei einer Fahrgeschwindigkeit 
von 15 km/h binnen 15 Minuten einen Bahnhof erreichen kann.
Quellen: REGIO-GIS, Internationaler Eisenbahnverband, 
Eisenbahnverkehrsunternehmen, JRC, TomTom.

Karte 3.7 Schienenverkehrsleistung (prozentualer Anteil der Bevölkerung im Umkreis 
von 120 km, der innerhalb von 90 Minuten erreicht werden kann) nach NUTS-3 (2019)

Karte 3.7	 Schienenverkehrsleistung (prozentualer Anteil der Bevölkerung im Umkreis von 120 km, der 
innerhalb von 90 Minuten erreicht werden kann) nach NUTS‑3 (2019)
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Barcelona. Dort leben mehr Menschen in der Nähe 
eines Bahnhofs und gibt es mehr und schnellere 
Zugverbindungen. In der Tendenz ist die Schienen-
verkehrsleistung in dünn besiedelten Gebieten nied-
riger, weil die Bevölkerung weiter verstreut lebt und 
weil die Bahnhofdichte geringer ist bzw. Bahnhöfe 
weiter auseinander liegen. Tatsächlich haben viele 
Menschen in ländlichen Regionen überhaupt keinen 
Zugang zu einem Bahnhof. 

Tendenziell schwächer ist die Schienenverkehrsleis-
tung auch in den östlichen EU-Regionen, insbesondere 
in Litauen und Rumänien. Dies hängt zum Teil damit 
zusammen, dass es sich um weniger dicht besiedelte 
Gebiete handelt und ein großer Bevölkerungsanteil 
auf ländliche Regionen entfällt. Doch auch städti-
sche Regionen schneiden hier bei der Schienenver-
kehrsleistung im Vergleich zu anderen Teilen der EU 
schlechter ab – die Spätfolgen der geringen Investiti-
onen in das Schienennetz vor dem EU-Beitritt. 

3.4 In städtischen Regionen sind 
Bildungs- und Gesundheitsdienste 
besser erreichbar13

Eine schlechte Verkehrsanbindung bedeutet in der 
Regel auch, dass es um die Erreichbarkeit essenzi-
eller Dienstleistungen wie Bildung und Gesundheits-
versorgung schlecht bestellt ist (Karte 3.8). 

Beim Weg zur Grundschule bestehen je nach Region 
beträchtliche Unterschiede. In einer Reihe von Regi-
onen im Süden und Osten Spaniens, im Süden und 
Nordwesten Italiens, im Norden Frankreichs und in 
den Niederlanden leben über 80 % der Bevölkerung 
höchstens 15  Gehminuten von einer Grundschule 
entfernt. Ferner ist dieser Anteil in Hauptstadtre-
gionen tendenziell höher als in anderen Regionen. 
Die schlechtesten Werte entfallen auf Regionen im 
Süden und Osten Deutschlands sowie auf Kroatien, 
Lettland und Litauen. Während städtische Gebiete 
bei dieser Messzahl EU-weit einen Mittelwert von 
80 % erreichen, bleiben ländliche Regionen und ent-
legene intermediäre Region unter der 50%-Marke 
(Tabelle 3.3). Dies könnte die Attraktivität dieser Re-
gionen als Wohnorte für Familien mit kleinen Kindern 
durchaus schmälern.

Bei der Erreichbarkeit von Hochschulen zeigt sich 
weithin ein ähnliches Muster. In den meisten Mit-
gliedstaaten liegt der Bevölkerungsanteil, für den 
die Anfahrtszeit zur nächsten Universität höchstens 

13	 Diesem Unterabschnitt liegt die Stadt-Land-Typologie zugrunde, bei der die NUTS‑3-Regionen in drei Arten gegliedert werden: i) städtische 
Regionen (mehr als 80 % der Bevölkerung leben in urbanen Clustern), ii) intermediäre Regionen (50–80 % leben in urbanen Clustern) und 
iii) ländliche Regionen (weniger als 50 % leben in urbanen Clustern). Eine Definition urbaner Cluster findet sich in Kasten 3.2. 

45  Minuten beträgt, in vielen Regionen bei nahezu 
100 %. In den östlichen Mitgliedstaaten ist die Er-
reichbarkeit im Durchschnitt weniger gut, der Unter-
schied ist insgesamt aber nicht auffallend groß. Die 
Regionen, in denen es um die Erreichbarkeit tatsäch-
lich schlecht bestellt ist, liegen primär in Finnland, 
Rumänien und Polen. In dichter besiedelten Gebieten 
sind Hochschulen generell besser erreichbar. In städ-
tischen Regionen beträgt die Anfahrt für fast 100 % 
der Bevölkerung weniger als 45  Minuten. In ländli-
chen Regionen trifft dies lediglich auf 69  % zu, in 
entlegenen ländlichen Regionen gar nur auf etwas 
mehr als 50 %. Die Entfernung zur nächsten Univer-
sität hat potenziell Einfluss darauf, wie viele Studie-
rende für ihr Studium ihre Heimatregion verlassen 
müssen. In entlegenen ländlichen Regionen kann sich 
dies in einer vergleichsweise stärkeren Abwanderung 
junger Menschen widerspiegeln. 

Hinsichtlich der Erreichbarkeit von Gesundheitsein-
richtungen bestehen große regionale Unterschiede, 
die sich jedoch zum Teil aus den Ungleichgewichten 
auf Ebene der Mitgliedstaaten ergeben dürften. Die 
Regionen, in denen die Entfernung zu den nächstgele-
genen Gesundheitseinrichtungen mit durchschnittlich 
mehr als 35 km am größten ist, liegen in Griechen-
land, Schweden und Rumänien. Die meisten Einrich-
tungen befinden sich in oder in der Nähe von Städten. 
In städtischen Regionen beträgt die durchschnittliche 
Entfernung 6,4 km, in ländlichen Regionen mehr als 
das Doppelte und in entlegenen Regionen ganze 
16,8  km. Gleichzeitig leben in diesen Regionen an-
teilsmäßig die meisten Menschen über 65 Jahren – 
also jene, die am häufigsten auf medizinische Be-
handlung angewiesen sind (siehe Kapitel 5).

4. Grenzregionen und 
grenzübergreifende 
Zusammenarbeit
Auf Grenzregionen entfallen mehr als 40  % der 
Landfläche, 30 % des BIP sowie 30 % der Bevölke-
rung der EU, d. h. in etwa 150 Millionen Menschen. 
Fast 2  Millionen Menschen arbeiten innerhalb des 
Schengen-Raums in einem anderen Land als ihrem 
Wohnsitzland, und etwa 3,5  Millionen Menschen 
überqueren jeden Tag eine der 38  Binnengrenzen 
der EU. Viele Grenzregionen befinden sich in einer 
Randlage, weitab von Ballungszentren, und verfügen 
über einen vergleichsweise schlechteren Zugang zu 
Gesundheitsversorgung und anderen essenziellen 
Dienstleistungen. Auch in Krisenzeiten sind Grenz-
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Karte 3.8 Erreichbarkeit von Bildungs- und Gesundheitsdiensten in EU-Regionen, nach NUTS-3-Region

Anteil der Bevölkerung in Region (in %) Anteil der Bevölkerung in Region (in %) Anfahrt mit dem Pkw (in Minuten)

UniversitätenGrundschulen

EU-27 = 64,0
Anteil der Bevölkerung in max. 
15-minütiger Gehentfernung 
zu einer Grundschule (2018).
Quelle: GD REGIO auf der 
Grundlage von Eurostat-Daten, 
JRC und TomTom.
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regionen bisweilen mit besonderen Herausforde-
rungen konfrontiert, sei es im Zusammenhang mit 
Einschränkungen des grenzüberschreitenden Ver-
kehrs während Pandemien oder einem plötzlichen 
Zustrom von Flüchtlingen aus einem Konfliktgebiet 
jenseits der Grenze. Katastrophenvorbeugung und 
Vorsorgemaßnahmen gestalten sich aufgrund von 
Unterschieden in den Steuerungsstrukturen sowie in 
den Verwaltungs- und Rechtssystemen tendenziell 
schwieriger. Die grenzüberschreitende Zusammenar-

14	 Strasbourg–Kehl, Gorizia–Nova Gorica, Cieszyn–Český Těšín, Tui–Valenca, Frankfurt an der Oder–Slubice usw.

beit ist ein möglicher Weg, einer Entwicklungsfalle zu 
entgehen oder Bevölkerungsschwund auszugleichen. 
Darüber hinaus sind Grenzgebiete Orte mit hohem 
Wachstumspotenzial, wo die kulturelle und sprachli-
che Vielfalt eine intensive soziale und wirtschaftliche 
Interaktion begünstigt, wo viele Menschen auf beiden 
Seiten der Grenze ihren täglichen Aktivitäten nachge-
hen und wo die grenzüberschreitende Zusammenar-
beit zwischen Klein- und Großstädten Möglichkeiten 
für multipolares Wachstum bietet.14 

Kasten 3.6	Interkommunale Zusammenarbeit – eine Notwendigkeit

1	 Teles (2016).

2	 Koprić (2012).

Hinsichtlich der durchschnittlichen Einwohnerzahl 
und Fläche der Gemeinden und Kommunen in der 
EU bestehen große Unterschiede zwischen den Mit-
gliedstaaten (Abbildung 3.7). Die mittlere Bevölke-
rungsgröße bewegt sich zwischen 1 710 Einwohnern 
in tschechischen Gemeinden und fast 60 000 Ein-
wohnern in dänischen Gemeinden. Bei der durch-
schnittlichen Fläche ist die Schwankungsbreite noch 
auffälliger – von 4,6 km² in Malta bis 1 551 km² in 
Schweden.

Effizienz- und Größenaspekte stehen im Mittel-
punkt von Gebietsreformen in Europa, auch auf lo-
kaler Ebene. Die Steuerung einer weit verzweigten 
Dienstleistungsorganisation, die organisatorische 
Zersplitterung und gebietsübergreifende öffentliche 

und private Einrichtungen mit sich überschneiden-
den und teilweise nicht übereinstimmenden Gebie-
ten und Zuständigkeitsbereichen sind unter dem 
Gesichtspunkt der Verwaltungseffizienz einige der 
Herausforderungen, die territoriale und funktionale 
Reformen anstoßen.1 Zur Bewältigung der Problem-
stellungen, die der Umfang der lokalen Verwaltung 
mit sich bringt, gibt es verschiedene Strategien: in-
terkommunale Zusammenarbeit, Gemeindezusam-
menlegungen und Wettbewerb. Interkommunale 
Kooperationsvereinbarungen gelten allgemein als 
eine Möglichkeit, die Herausforderungen einer sub-
optimalen Gemeindegröße anzugehen. Sie können 
als funktionaler Ersatz für territoriale Konsolidie-
rung dienen.2
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Abbildung 3.7 Durchschnittliche Bevölkerungsgröße und Landfläche von Gemeinden, 
nach Mitgliedstaat (2021)

Quelle: Eurostat.
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Diese Möglichkeiten liegen der Logik der im Rahmen 
von Interreg15  – sowohl auf grenzüberschreitender 
als auch auf transnationaler Ebene  – ergriffenen 
Maßnahmen zugrunde. Die Interreg-Maßnahmen un-
terstützen die Zusammenarbeit, indem sie Ressour-
cen und Menschen miteinander verbinden und dazu 
beitragen, Hemmnisse für die Interaktion zu beseiti-
gen sowie Vertrauen und eine gemeinsame Identität 
aufzubauen. 

Fokus auf bürgerbestimmte 
und „People‑to‑People“-Projekte
Interreg hat bei der stärkeren Einbeziehung der Bür-
gerinnen und Bürger in die Kohäsionspolitik Pionier-
arbeit geleistet. In immer mehr Programme werden 
von Bürgerinnen und Bürgern ausgehende Initiativen 
und Partizipation gefördert, und zwar über gren-
züberschreitende „People-to-People“-Projekte und 
Bürgerbeteiligung.16 Gleichzeitig tragen diese Pro-
jekte dazu bei, Solidarität zu schaffen und die Ein-
stellung gegenüber Nachbarn jenseits der Grenze zu 
ändern. Dies gilt insbesondere für Projekte im Rah-
men des ersten spezifischen Interreg-Ziels („bessere 
Governance in Bezug auf die Zusammenarbeit“), das 
für den Zeitraum 2021–2027 aufgelegt wurde, um 
die Governance für eine bessere territoriale Zusam-
menarbeit zu stärken.

Beseitigung von Hindernissen 
für die Zusammenarbeit 
Während die Interreg-Unterstützung für die gren-
züberschreitende Interaktion zunimmt, stößt die 
Zusammenarbeit mitunter aufgrund rechtlicher und 
administrativer Unterschiede auf beiden Seiten der 
Grenze auf Hindernisse, die u.  a. das Funktionieren 
des Binnenmarktes beeinträchtigen. Die Beseitigung 
dieser Hindernisse erfordert Entscheidungen, die weit 
über die Programmverwaltung hinausgehen, hat 
aber einen potenziellen Nutzen. Schätzungen zufol-
ge würde die Beseitigung von 20 % der Hindernisse 
einen Anstieg des BIP um 2 % und die Entstehung 
von über 1  Million Arbeitsplätzen in Grenzregionen 
bewirken.17 Andererseits waren diese Regionen von 
den wirtschaftlichen Auswirkungen der aufgrund von 
COVID-19 beschlossenen Einschränkungen gegen-
über dem sonstigen Regionendurchschnitt mehr als 

15	 Interreg ist ein wichtiges EU-Instrument, das die Zusammenarbeit zwischen Regionen und Ländern innerhalb der EU stärkt. Als Teil der 
EU-Kohäsionspolitik spielt Interreg eine wichtige Rolle bei der Förderung der regionalen Entwicklung und des Zusammenhalts sowie bei der 
Verringerung wirtschaftlicher Ungleichgewichte. Im Zeitraum 2021–2027 beträgt die Mittelausstattung von Interreg 10 Mrd. EUR und der 
Programmschwerpunkt liegt auf der Bewältigung aktueller Herausforderungen wie Klimawandel, digitaler Wandel und soziale Inklusion.

16	 Ninka et al. (2024).

17	 Camagni et al. (2017).

18	 Europäische Kommission (2020).

19	 Europäische Kommission (2023).

20	 Europäische Kommission (2022).

doppelt so stark betroffen. Im Jahr 2020 nannten 
44 % der Befragten in Grenzregionen rechtliche und 
administrative Unterschiede als primäres Hindernis 
für die grenzüberschreitende Zusammenarbeit.18 
Die  Kommission hat kürzlich eine Verordnung über 
die Erleichterung grenzübergreifender Lösungen19 
angenommen, um die Auswirkungen dieser Unter-
schiede zu verringern. 

Noch Mankos bei Verkehrsverbindungen 
Interreg ist nicht für die Finanzierung großer Infra-
strukturprojekte ausgelegt. Wie eine Bestandsauf-
nahme von 57 rechtlichen und administrativen Hin-
dernissen für den öffentlichen Verkehr zeigt, gibt es 
bei kleinmaßstäbigen grenzüberschreitenden Ver-
kehrsverbindungen jedoch eine deutliche Lücke.20 
Dabei handelt es sich nicht unbedingt um fehlen-
de Infrastrukturen, sondern in vielen Fällen auch 
um mangelnde Koordinierung bei Fahrplänen oder 
Fahrkartenverkauf. 

Den Weg für Erweiterung ebnen 
Die EU hat Landgrenzen zu 23 Ländern, einschließ-
lich der Bewerberländer. Die Teilnahme an den In-
terreg-Programmen, bei denen sie gleichberechtig-
te Partner sind, und an makroregionalen Strategien 
bietet den betreffenden Ländern die Möglichkeit, 
in Vorbereitung auf den Beitritt ihre Fähigkeit zur 
Teilnahme an den kohäsionspolitischen Programmen 
nicht nur auf zentraler, sondern auch auf lokaler und 
regionaler Ebene auszubauen. 

5. Regionen mit geografisch 
bedingten Besonderheiten

In diesem Abschnitt wird die sozioökonomische Leis-
tung von Gebieten mit geografisch bedingten Beson-
derheiten untersucht, darunter Inselregionen, Gebie-
te in äußerster Randlage, Grenzregionen, Berg- bzw. 
Küstenregionen sowie die nördlichen Regionen mit 
geringer Bevölkerungsdichte.

Die Besonderheiten dieser Regionen können sich 
erheblich auf ihre wirtschaftliche Entwicklung aus-
wirken und erfordern einen spezifischeren Ansatz 
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als bei anderen Regionen auf vergleichbarem Ent-
wicklungsstand. Inseln etwa müssen unter Umstän-
den höhere Beförderungskosten in Kauf nehmen, 
was sich auf die Wettbewerbsfähigkeit der dortigen 
Wirtschaftsbranchen auswirkt. Bergregionen verfü-
gen in der Regel nur über begrenzte Anbauflächen 
und Verkehrsinfrastrukturen. Küstenregionen haben 
mit durch den Klimawandel bedingten Problemen 
zu kämpfen, wie dem Meeresspiegelanstieg und der 
erhöhten Anfälligkeit gegenüber Naturkatastrophen. 
Für die vom europäischen Festland weit entfernten 
Gebiete in äußerster Randlage stellen Isolation und 
ein erschwerter Zugang zu den Märkten Herausforde-
rungen dar. In den nördlichen Regionen mit geringer 
Bevölkerungsdichte lassen die Anbindung und die Er-
reichbarkeit zu wünschen übrig.

Die Untersuchung der wirtschaftlichen Dynamik die-
ser Regionen ermöglicht eine vollständigere Bewer-
tung regionaler Disparitäten in der EU. Regionale Un-
terschiede in der Wirtschaftsleistung sind mitunter 
beträchtlich. Bei derartigen Disparitäten besteht die 
Gefahr von Abwanderung, sozialer Ungleichheit und 
politischen Spannungen. Der Vergleich dieser Regio-
nen mit anderen ermöglicht ein tieferes Verständnis 
der Einflussfaktoren für die Regionalentwicklung.

Gleichzeitig bergen die Besonderheiten dieser Regio-
nen wirtschaftliches Potenzial, das für eine nachhal-
tige Entwicklung nicht nur der Regionen selbst, son-
dern auch der EU insgesamt genutzt werden kann. So 
können Küstengebiete sowie Inseln und Bergregionen 
ihre natürlichen Ressourcen und ihr touristisches Po-
tenzial zur Geltung bringen. 

Kasten 3.7	Regionaltypologien unter dem Gesichtspunkt geografisch 
bedingter Besonderheiten

1	 Die Definition topografischer Berggebiete basiert weitgehend auf Nordregio (2004).

Die verschiedenen Arten von Regionen, die in diesem 
Abschnitt untersucht werden, sind wie folgt definiert:

•	 Grenzregionen sind nach der Systematik der Ge-
bietseinheiten für die Statistik NUTS‑3-Regionen 
mit einer internationalen Landgrenze oder sol-
che, in denen mehr als die Hälfte der Bevölke-
rung in einer Entfernung von bis 25 km zu einer 
solchen Grenze lebt. Es können zwei Kategorien 
unterschieden werden: Regionen mit Außengren-
zen – d. h. solche mit einer gemeinsamen Gren-
ze mit Drittländern, meist entlang der Ostgrenze 
und der Grenze zum Westbalkanraum; und Regi-
onen an Binnengrenzen – d. h. solche mit einer 
gemeinsamen Grenze mit anderen EU-Mitglied-
staaten oder den vier EFTA-Mitgliedern Island, 
Liechtenstein, Norwegen und Schweiz. Diese Ka-
tegorien schließen sich gegenseitig nicht aus, da 
eine Region sowohl eine Binnen- als auch eine 
Außengrenze haben kann.

•	 Inselregionen sind nach der Systematik der Ge-
bietseinheiten für die Statistik NUTS‑3-Regionen, 
die vollständig aus einer oder mehreren Inseln 
bestehen. Für „Insel“ gilt dabei folgende Defini-
tion: i) Mindestgröße von 1 km², ii) Mindestent-
fernung von 1 km zwischen Insel und Festland, 
iii) Wohnbevölkerung von mehr als 50 Personen 
und iv) keine feste Verbindung (z. B. Brücke, Tun-
nel oder Damm) zum Festland.

•	 Bergregionen sind nach der Systematik der Ge-
bietseinheiten für die Statistik NUTS‑3-Regio-

nen, in denen mehr als die Hälfte der Landfläche 
aus Berggebieten besteht oder in denen mehr 
als die Hälfte der Bevölkerung in solchen lebt.1

•	 Küstenregionen sind nach der Systematik der 
Gebietseinheiten für die Statistik NUTS‑3-Regi-
onen, die eine Küstenlinie haben oder in denen 
mehr als die Hälfte der Bevölkerung in einer Ent-
fernung von bis zu 50 km vom Meer lebt.

•	 Die Gebiete in äußerster Randlage sind in Arti-
kel 349 und 355 des Vertrags über die Arbeits-
weise der Europäischen Union definiert und 
umfassen Guadeloupe, Guyane, Réunion, Mar-
tinique, Mayotte und Saint-Martin (Frankreich), 
Açores und Madeira (Portugal) sowie Canarias 
(Spanien). In den Gebieten in äußerster Randlage 
sind die Ebenen NUTS‑2 und NUTS‑3 deckungs-
gleich, mit Ausnahme von Canarias (bestehend 
aus sechs NUTS‑3-Regionen).

•	 Bei den nördlichen Regionen mit geringer Bevöl-
kerungsdichte handelt es sich um 11 NUTS‑3-Re-
gionen gemäß der Systematik der Gebietseinhei-
ten für die Statistik, nämlich die vier nördlichsten 
Verwaltungsbezirke Schwedens (Norrbotten, 
Västerbotten, Jämtland und Västernorrland) und 
die sieben nördlichsten und östlichsten Regionen 
Finnlands (Lappi, Pohjois-Pohjanmaa, Keski-Poh-
janmaa, Kainuu, Pohjois-Karjala, Pohjois-Savo 
und Etelä-Savo). Zusammen mit den nördlichsten 
Regionen Norwegens bildeten sie im Jahr 2004 
das „Netz nördlicher dünn besiedelter Regionen“.
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Tabelle 3.4 gibt einen Überblick über die Anzahl der 
NUTS‑3-Regionen, die zu den jeweiligen Arten von 
Regionen gehören, sowie über ihren Anteil an der 
EU-Bevölkerung, ihr BIP zu laufenden Preisen im Jahr 
2021 und ihr Pro-Kopf-BIP in Kaufkraftstandards 
(KKS) im Jahr 2021.

Es ist zu beachten, dass einige Regionen unter meh-
rere Kategorien fallen. So entspricht die Summe der 

Regionen mit Binnen- bzw. Außengrenzen nicht der 
Gesamtzahl der Grenzregionen. Bergregionen und 
dünn besiedelte Regionen sind häufig auch Grenzre-
gionen. In mehreren Fällen sind Inselregionen auch 
Bergregionen, und mehr als die Hälfte ihrer Bevöl-
kerung lebt in einer Grenzregion. Vereinzelt sind In-
selregionen auch Gebiete in äußerster Randlage, von 
denen wiederum alle – mit Ausnahme von Guyane – 
Inseln sind. 
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Abbildung 3.8 Anstieg des Pro-Kopf-BIP (zu konstanten Preisen) in Regionen mit geografisch 
bedingten Besonderheiten in verschiedenen Zeiträumen zwischen 2001 und 2021

Quelle: Berechnungen der GD REGIO auf der Grundlage von Ardeco.
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Tabelle 3.4	 Hauptmerkmale von Regionen mit geografisch bedingten Besonderheiten (2021)

Anz. NUTS‑3-
Regionen (% EU‑27)

Bevölkerung in 
Mio. (% EU‑27)

BIP in Mio. EUR 
(% EU‑27)

Pro-Kopf-BIP (KKS) 
in EUR (% EU‑27)

EU‑27
1 166 
(100)

446,5 
(100)

14 524 809 
(100)

32 524 
(100)

Grenzregionen
384 

(33,0)
124,6 
(27,9)

3 412 107 
(23,5)

27 923 
(85,9)

Binnengrenze
332 

(28,5)
108,7 
(24,3)

3 147 885 
(21,7)

28 998 
(89,2)

Außengrenze
81 

(7,0)
25 

(5,6)
392 579 

(2,7)
20 059 

(61,7)

Inselregionen
58 

(5,0)
20,6 
(4,6)

748 688 
(5,2)

33 578 
(103,2)

Küstenregionen
339 

(29,1)
163,7 
(36,7)

5 337 003 
(36,7)

31 014 
(95,4)

Bergregionen
309 

(26,5)
115,7 
(25,9)

2 915 947 
(20,1)

26 741 
(82,2)

Gebiete in äußerster Randlage
14 

(1,2)
5 

(1,1)
98 368 

(0,7)
19 947 

(61,3)

Nördliche Regionen mit geringer 
Bevölkerungsdichte

11 
(0,9)

2,2 
(0,5)

93 898 
(0,6)

33 995 
(104,5)

Quelle: Berechnungen der GD REGIO auf der Grundlage von Ardeco.
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Bezogen auf die Bevölkerung ist die Gruppe der 
Küstenregionen mit fast 37  % der EU-Bevölkerung 
im Jahr 2021 bei weitem die größte. Es folgen die 
Grenzregionen (28 %) und die Bergregionen (26 %). 
Auf die restlichen Gruppen entfallen wesentlich klei-
nere Anteile: Inselregionen stellen nur 5 %, Gebiete 
in äußerster Randlage 1  % und die nördlichen Re-
gionen mit geringer Bevölkerungsdichte 0,5  % der 
EU-Bevölkerung. Zwischen 2008 und 2021 zeigt der 
Bevölkerungsanteil dieser Regionen eine recht hohe 
Stabilität. Lediglich die Küsten- und die Bergregio-
nen verzeichneten Zuwächse (+3 Prozentpunkte bzw. 
+1 Prozentpunkt).

Im Jahr 2021 entsprach der Beitrag der Küsten-
regionen zum BIP der EU ihrem Bevölkerungsan-
teil. Grenzregionen, Bergregionen und Gebiete in 
äußerster Randlage fielen im Verhältnis zu ihrer 
Bevölkerungsgröße weniger, die nördlichen Regionen 
mit geringer Bevölkerungsdichte hingegen mehr ins 
Gewicht. 

Die Inselregionen und die nördlichen Regionen mit 
geringer Bevölkerungsdichte erreichten 2021 gegen-
über dem EU-Durchschnitt ein um 3,2 % bzw. 4,5 % 
höheres Pro-Kopf-BIP in KKS. In den anderen Regi-
onen blieben die Werte unter dem Durchschnitt, im 
Falle der Regionen mit Außengrenzen und der Gebie-
te in äußerster Randlage sogar um jeweils 38–39 %.

Was das reale Pro-Kopf-BIP anbelangt, so verbuchten 
die Grenzregionen, die Inseln und die nördlichen Re-
gionen mit geringer Bevölkerungsdichte im Zeitraum 
2001–2021 durchschnittliche Zuwächse, die über 

dem EU-Mittelwert lagen (Abbildung 3.8). In den Re-
gionen mit Außengrenzen erreichte die Wachstums-
rate durchschnittlich 2,3 % pro Jahr  – das Zweifa-
che des EU-Mittelwerts (1,1 %). Dies hängt teilweise 
damit zusammen, dass es sich bei den betreffenden 
Regionen zumeist um weniger entwickelte Regionen 
mit vergleichsweise hohem Wachstumspotenzial 
handelt.

Die Zahlen für die Inselregionen sind mit Vorsicht zu 
genießen. Sie sind dadurch verzerrt, dass Irland eine 
im EU-Vergleich deutlich höhere Wachstumsrate auf-
wies, insbesondere nach 2014, was auf die Präsenz 
großer multinationaler Unternehmen zurückzuführen 
ist, deren Gewinne einen erheblichen Anteil am BIP 
ausmachen. In allen Inselregionen mit Ausnahme Ir-
lands ist das reale Pro-Kopf-BIP im 20-Jahres-Zeit-
raum leicht geschrumpft, insbesondere nach 2008. 
Die Ursache dafür liegt eindeutig in strukturellen 
Schwächen. Auch in den Gebieten in äußerster Rand-
lage lag das Pro-Kopf-BIP nach 2008 unter dem 
EU-Durchschnitt.

Bei gesonderter Betrachtung des Zeitraums vor und 
nach der COVID-19-Pandemie (also 2009–2019 und 
2020–2021) offenbart sich für die Regionen mit Au-
ßengrenzen und die Inselregionen in beiden Teilperio-
den ein im europäischen Gesamtvergleich überdurch-
schnittliches Wachstum des Pro-Kopf-BIP. Im Falle 
der Inselregionen ist dies jedoch an der Entwicklung 
in Irland festzumachen. In den übrigen Inselregionen 
war der Trend beim Pro-Kopf-BIP sowohl in den Jah-
ren vor der Pandemie als auch in den Jahren danach 
rückläufig (-2,7 % zwischen 2019 und 2021). 
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Die Gebiete in äußerster Randlage waren am stärks-
ten von der Pandemie betroffen  – ihr Pro-Kopf-
BIP sank zwischen 2019 und 2021 um 3,8  %. Die 
Bergregionen mussten ebenfalls einen Rückgang 
(um 1,5 %) hinnehmen. Die nördlichen Regionen mit 
geringer Bevölkerungsdichte verzeichneten sowohl 
2001–2008 als auch 2020–2021 stärkere Zuwächse 
als die EU insgesamt.

Das Pro-Kopf-BIP in KKS lag in den nördlichen Regi-
onen mit geringer Bevölkerungsdichte im Jahr 2021 
und im größten Teil des Zeitraums 2001–2021 über 
dem EU-Durchschnitt (Abbildung 3.9). Die Inselregi-
onen schlossen nach 2014 schrittweise zum Durch-
schnittswert auf und übertrafen diesen 2021 – was 
abermals ausschließlich mit dem Trend in Irland zu-
sammenhängt. In den übrigen Inselregionen folgte 
das Pro-Kopf-BIP im Untersuchungszeitraum einem 
stetigen, progressiven Abwärtstrend im Verhältnis 
zum EU-Durchschnitt (von 84 % im Jahr 2001 auf 
66 % im Jahr 2021). In den Küstenregionen entwi-
ckelte sich das Pro-Kopf-BIP ab 2010 infolge der 
großen Rezession von 2008/2009 schlechter als der 
EU-Durchschnitt. Derselbe Trend war für die Berg
regionen festzustellen, wenn auch in geringerem 
Maße. In den Gebieten in äußerster Randlage blieb 
das Pro-Kopf-BIP ab 2006 immer weiter hinter dem 
EU-Durchschnitt zurück – in den folgenden 15 Jahren 

21	 Für die Kategorien „nördliche Regionen mit geringer Bevölkerungsdichte“ und „Grenzregionen“ (sowohl solche mit Binnen- als auch solche 
mit Außengrenzen) lagen keine Daten zu diesen Indikatoren vor. 

verlor es 17 % auf die europäische Gesamtleistung. 
Demgegenüber konnten die Regionen mit Binnen-
grenzen und in noch stärkerem Maße jene mit Au-
ßengrenzen kontinuierlich aufholen. Vor allem in 
zweiteren kletterte das Pro-Kopf-BIP im Zeitverlauf 
von 44 % auf 62 % des europäischen Durchschnitts.

Die verschiedenen Indikatoren für die sozioökonomi-
sche Lage in Regionen mit territorialen Besonderhei-
ten tragen zu einem besseren Verständnis ihrer Leis-
tung und Situation im Vergleich zu anderen Teilen der 
EU bei.21 Abbildung  3.10a lässt erkennen, dass die 
Grenzregionen (sowohl solche mit Binnen- als auch 
solche mit Außengrenzen) bei der Beschäftigungs-
quote etwas besser abschnitten als der EU-Durch-
schnitt, und zwar sowohl hinsichtlich des Niveaus von 
2021 (76 % gegenüber 75 %) als auch hinsichtlich 
des Wachstums im Zeitraum 2011–2021 (+9  Pro-
zentpunkte gegenüber +8 Prozentpunkten). Die Küs-
ten- und die Bergregionen wiesen eine unterdurch-
schnittliche Beschäftigungsquote (etwa 70  %) auf, 
aber während erstere im Laufe des Jahrzehnts deut-
lich zulegen konnten, blieben die Zuwächse in zweite-
ren bescheiden. Die Inselregionen und die Gebiete in 
äußerster Randlage liegen mit Beschäftigungsquoten 
von 65 % bzw. 62 % weiter abgeschlagen, obwohl in 
beiden Fällen im Laufe des Jahrzehnts eine deutliche 
Verbesserung zu verzeichnen war.

Abbildung 3.10	 Veränderung sozialer Indikatoren in Regionen mit geografisch bedingten 
Besonderheiten (2011–2021)
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In allen Regionenkategorien verbesserte sich die Ar-
beitslosenquote im Zeitraum 2011–2021 (Abnahme 
um ein Drittel bis um die Hälfte; Abbildung 3.10b). Im 
Jahr 2021 war die Arbeitslosenquote in den Grenz-
regionen um 5 % niedriger als im EU-Durchschnitt. 
In den Küsten- und den Bergregionen war der Wert 
hingegen überdurchschnittlich hoch (8  % darüber), 
in Inselregionen erreichte die Differenz sogar 10 %. 
Die  Gebiete in äußerster Randlage verzeichneten 
2011 die schlechtesten Werte, und trotz eines Rück-
gangs um 10 Prozentpunkte in den folgenden zehn 
Jahren stand die Arbeitslosenquote 2021 immer 
noch bei 16 %.

Hinsichtlich des Anteils der 25- bis 64-Jährigen mit 
Tertiärbildung besteht ebenfalls eine Differenz zwi-
schen diesen Regionenkategorien und anderen (Ab-
bildung 3.10c). Im Jahr 2021 lebten in den Küstenre-
gionen geringfügig mehr Personen mit Tertiärbildung 
als im EU-Durchschnitt, in allen anderen Kategorien 
hingegen weniger – wobei die Differenz bei den Insel-
regionen geringfügig war. In den Bergregionen waren 
die Werte am niedrigsten (29 %). Zwischen 2011 und 
2021 stieg der Anteil der Bevölkerung mit Tertiärbil-
dung in allen Regionenkategorien an und entsprach 
in etwa dem EU-Durchschnitt. In den Berg- und den 
Grenzregionen lag er etwas darunter und in den Küs-
ten- und den Inselregionen sowie den Gebieten in äu-
ßerster Randlage geringfügig darüber.
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•	 Die Auswirkungen des Klimawandels in der EU verschärfen regionale Ungleich-
gewichte, insbesondere in den Küstenregionen, den Mittelmeerregionen und den 
südöstlichen Regionen. Diese Regionen laufen Gefahr, dadurch jährlich über 1 % 
ihres BIP einzubüßen, und ihre alternde Bevölkerung ist den schädlichen Auswir-
kungen des Klimawandels stärker ausgesetzt. 

•	 Die EU hat ihre gesamten Treibhausgasemissionen (THG) seit 1990 um 27 % 
reduziert, gleichzeitig ist das BIP um 65 % gewachsen. Allerdings gibt es erheb-
liche regionale Unterschiede. Die Hauptstadtregionen mit ihrer hohen Bevölke-
rungsdichte verzeichnen die niedrigsten Emissionsmengen pro Kopf, Regionen 
mit Schwerindustrie indes die höchsten. Die Verwirklichung des 2030-Ziels setzt 
in allen Sektoren umfassende Anstrengungen zur Dekarbonisierung voraus.

•	 Die grüne Energiewende eröffnet Chancen für ländliche, weniger entwickelte 
Regionen, in denen ein großes ungenutztes Potenzial für Wind- und Solarkraft 
besteht. Diese Regionen sind jedoch gefordert, ihre Wettbewerbsfähigkeit und 
Innovationskraft zu erhöhen und genügend Fachkräfte anzuziehen, um die erfor-
derlichen sauberen Technologien entwickeln und herzustellen zu können.

•	 Die meisten geschützten Habitate und vom Aussterben bedrohten Arten befin-
den sich weiterhin in einem ungünstigen Erhaltungszustand. Wie eine regionale 
Zustandsbewertung zeigt, sind die Wälder produktiv und gut miteinander verbun-
den, weisen aber einen zu niedrigen Gehalt an organischem Kohlenstoff in ihren 
Böden und zu wenige bedrohte Vogelarten auf.

•	 Die Luft-, Wasser- und Bodenqualität gibt weiterhin Anlass zur Sorge. Die Luft-
verschmutzung, insbesondere in Osteuropa und in städtischen Gebieten, hat ge-
sundheitsbezogene Ungleichheiten zur Folge. In Süd- und Südosteuropa ist die 
Abwasserreinigung lückenhaft. In ländlichen Regionen nimmt die bebaute Fläche 
pro Einwohner schneller zu als in städtischen, was die Funktion des Bodens als 
Wasserspeicher schwächt. 

•	 Sofern eine Betriebsgeschwindigkeit von 175 km/h erreicht wird, ist die Bahn 
auf Strecken von bis zu 500 km gegenüber dem Fliegen potenziell im Vorteil. 
Die Zahl der Ladestationen für Elektrofahrzeuge hat sich in der EU zwischen 
2020 und 2022 verdoppelt. Ein gut verfügbares Angebot bleibt jedoch auf be-
stimmte Regionen konzentriert, was zu Ungleichheiten führt.

•	 EU-weit sind 6 Mio. Menschen in CO2-intensiven Industriezweigen beschäftigt. 
Die Verlagerung auf eine grüne Beschäftigung kommt stärker entwickelten Regi-
onen mehr zugute und vergrößert dadurch regionale Ungleichgewichte.

•	 Die Ausweitung des EU-Emissionshandelssystems (EHS) auf Heiz- und Kraftstof-
fe wird zur Reduktion der THG-Emissionen beitragen, aber auch Probleme für 
einkommensschwache, ländliche Haushalte und für Kleinstunternehmen schaf-
fen, für die entsprechende Ausgaben im Verhältnis stärker zu Buche schlagen.

DER ÖKOLOGISCHE WANDEL 4
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Kapitel 4

Der ökologische Wandel

1	 Mindestens 30 % des Europäischen Fonds für regionale Entwicklung (EFRE), 37 % des Kohäsionsfonds (KF) und 35 % der Mittel aus „Ho-
rizont Europa“ unterliegen einer Zweckbestimmung zur Förderung von Klimapolitik (Schutz und Anpassung). In der interinstitutionellen 
Vereinbarung für den Zeitraum 2021–2027 ist das Ziel festgelegt, in den Jahren 2024 und 2025 mindestens 7,5 % und in den Jahren 2026 
und 2027 je 10 % der jährlichen Ausgaben für Biodiversitätsziele bereitzustellen.

1. Einleitung
Europa hat in den letzten Jahren noch nie da gewe-
sene Dürren, Überschwemmungen, Waldbrände und 
Hitzewellen erlebt. Es bestätigt sich die Annahme, 
dass derartige extreme Wetterereignisse als Folge 
des Klimawandels immer häufiger werden. Zusam-
men mit dem Biodiversitätsverlust und der Umwelt-
verschmutzung verdeutlichen diese Phänomene die 
Dringlichkeit nachhaltiger Praktiken, um die empfind-
lichen Ökosysteme unseres Planeten zu schützen und 
eine gesunde Umwelt für künftige Generationen zu 
gewährleisten. Mit dem europäischen Grünen Deal 
werden diese Herausforderungen auf koordinierte 
Weise angegangen. Er bietet einen umfassenden 
Rahmen dafür, dass bei der Bekämpfung der Umwelt-
zerstörung und bei der Förderung einer nachhaltigen, 
resilienten EU den ökologischen, wirtschaftlichen und 
sozialen Aspekten gleichermaßen Rechnung getra-
gen wird. Er dient als Richtschnur für die politischen 
Bemühungen der EU um den Übergang zu einer um-
weltfreundlicheren und nachhaltigeren Zukunft. Im 
Mittelpunkt steht das Ziel, Europa bis 2050 zum ers-
ten klimaneutralen Kontinent zu machen.

Die Kohäsionspolitik, die seit jeher einen Beitrag zu 
Umweltzielen leistet, wird auch weiterhin eine Schlüs-
selrolle bei der Umsetzung des Grünen Deals spielen, 
insbesondere durch die Bereitstellung finanzieller Un-
terstützung und die nachhaltige Ausrichtung der Re-
gionalentwicklung. Ihr Schwerpunkt liegt seit langem 
auf der Verringerung von sozioökonomischen Unter-
schieden zwischen den EU-Regionen. Insofern steht 
sie im Einklang mit den Zielen des Grünen Deals, ei-
nen nachhaltigen, fairen und integrativen Übergang 
herzustellen. Im Zeitraum 2021–2027 sollen über 
100 Mrd. EUR in die Unterstützung des ökologischen 
Wandels fließen, und zwar durch Projekte in den Be-
reichen Infrastruktur für erneuerbare Energien, Ener-
gieeffizienz, nachhaltiger Verkehr und Anpassung 
an den Klimawandel sowie Initiativen zum Katast-
rophenrisikomanagement, zur Kreislaufwirtschaft, 
zur Wasserwirtschaft und zum Naturschutz. Darüber 
hinaus dient die Kohäsionspolitik der Förderung von 
Forschung und Innovation und der Unterstützung der 

Regionen bei der Entwicklung und Umsetzung um-
weltfreundlicher Technologien und Verfahren.1

Dieses Kapitel befasst sich mit den wichtigsten regi-
onalen Trends im Hinblick auf den Klimawandel und 
den Umweltschutz. In erster Linie soll bewertet wer-
den, inwieweit die Auswirkungen von Klimawandel, 
Biodiversitätsverlust und Umweltverschmutzung in 
der EU ungleich verteilt sind und damit möglicher-
weise zu einer Verschärfung von Ungleichgewichten 
zwischen Regionen und ihren Einwohnern beitragen. 
Darüber hinaus wird in diesem Kapitel der regionale 
Beitrag zur Erreichung der Klimaziele untersucht, und 
es werden die Herausforderungen und Chancen des 
ökologischen Wandels beschrieben.

2. Die Klima- und Energiewende
Die Vertragsparteien des Übereinkommens von Paris 
2015 vereinbarten einen globalen Rahmen, um die 
Erderwärmung auf unter 2 °C zu begrenzen und die 
Anstrengungen zur Begrenzung des Temperaturan-
stiegs auf 1,5  °C über dem vorindustriellen Niveau 
fortzusetzen. Sie einigten sich ferner darauf, die 
Fähigkeit zur Anpassung an die Auswirkungen der 
Klimaänderungen und die Widerstandsfähigkeit ge-
genüber Klimaänderungen zu erhöhen. Mit dem Eu-
ropäischen Klimagesetz wird der rechtliche Rahmen 
für die Verwirklichung dieser Vision geschaffen  – 
einerseits das verbindliche Ziel, in der EU bis 2050 
Klimaneutralität zu erreichen, und andererseits die 
verbindliche EU-Vorgabe für die Senkung der Net-
totreibhausgasemissionen bis 2030 um mindestens 
55 % (gegenüber dem Stand von 1990).

Das Paket „Fit für 55“ soll dieses Vorgehen unter-
stützen, und zwar über die Überarbeitung und Ak-
tualisierung der Klimagesetzgebung und -politik der 
EU. Die wichtigsten Bausteine sind ein überarbeite-
tes EHS, das auch CO2-Emissionen aus dem Kraft- 
und Brennstoffverbrauch im Straßenverkehr und 
im Gebäudesektor abdeckt, ein Klima-Sozialfonds, 
verbindliche Vorgaben zur Emissionsreduktion für 
jeden Mitgliedstaat, neue Emissionsvorschriften für 
Pkw und Kleinlastwagen, ein neues CO2-Grenzaus-
gleichssystem und ein Ziel für die CO2-Speicherung 
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in natürlichen Ökosystemen und landwirtschaftlichen 
Böden. Ferner hat die EU als Reaktion auf die allge-
meine geopolitische Lage den Beschluss gefasst, ihre 
Abhängigkeit von fossilen Brennstoffen aus Russland 
zu verringern, Maßnahmen für Energieeinsparungen 
zu ergreifen, die Nutzung erneuerbarer Energien zu 
beschleunigen und gleichzeitig die Produktion sau-
berer Technologien wie Batterien, Windkraft, Wärme-
pumpen, Fotovoltaik, Elektrolyseure und die CO2-Ab-
scheidung und -Speicherung auszubauen.

In diesem Abschnitt werden bisherige und künftige 
klimatische Auswirkungen aus territorialer Warte 
bewertet und es wird geschätzt, welche Kosten ein 
Untätigbleiben für die Regionen verursacht. Es wer-
den die aktuellen Emissionspfade nach Sektoren und 
Regionen untersucht und die Herausforderungen für 
die Erreichung des 2030-Emissionsreduktionsziels 
aufgezeigt. Darüber hinaus werden Trends in Bezug 
auf die Energieeffizienz erörtert und die Möglichkei-
ten für Regionen analysiert, zum Übergang von fossi-
len Brennstoffen zur Energieerzeugung aus erneuer-
baren Quellen beizutragen. Überdies werden Fragen 
der nachhaltigen Mobilität und eines fairen Über-
gangs unter dem Gesichtspunkt der Beschäftigung in 
CO2-intensiven Sektoren und der Energiekosten für 
private Haushalte behandelt. 

2.1 Regionen sind Hauptbetroffene 
des Klimawandels

Die Hochwasserserie im Jahr 2021 in den Regionen 
entlang der belgisch-deutschen Grenze verursach-
te direkte Schäden in Höhe von 34,5 Mrd. EUR. Die 
Schäden nach den Überschwemmungen in Emi-
lia-Romagna (Italien) im Jahr 2023 beliefen sich auf 
8,5 Mrd. EUR. Diese Zahlen verdeutlichen die Anfäl-
ligkeit sowohl der nationalen als auch der regiona-
len Volkswirtschaften gegenüber extremen Wette-
rereignissen.2 Was durch Wald- und Flächenbrände 
zerstörte Flächen angeht, war in der EU 2022 das 
zweitschlimmste Jahr.3 Nahezu 900 000 ha natürli-
che Flächen waren von den Bränden betroffen. Etwa 
43 % der verbrannten Gesamtfläche befanden sich 
in Natura-2000-Gebieten. Es wird erwartet, dass 
diese Ereignisse mit dem Klimawandel häufiger wer-
den. Diese Beispiele lassen erkennen, wie wichtig es 
ist, die Regionen auf die Folgen des Klimawandels 
vorzubereiten. 

2	 Quelle: GD REGIO, Daten aus dem Solidaritätsfonds der Europäischen Union, über den Mitgliedstaaten nach einer Katastrophe Hilfe erhalten – 
https://cohesiondata.ec.europa.eu/stories/s/An-overview-of-the-EU-Solidarity-Fund-2002-2020/qpif-qzyn/.

3	 San-Miguel-Ayanz et al. (2023).

4	 Basierend auf den vorläufigen Ergebnissen einer laufenden Studie der Gemeinsamen Forschungsstelle (JRC), die auf dem Projekt „PESETA IV“  
aufbaut: https://joint-research-centre.ec.europa.eu/peseta-projects/jrc-peseta-iv_en.

5	 Zwischenstaatlicher Ausschuss für Klimaänderungen (2021).

In diesem Abschnitt werden die Auswirkungen des 
Klimawandels auf Menschen, Ökosysteme und Volks-
wirtschaften auf NUTS‑3-Ebene anhand eines daten-
basierten Rahmens dargestellt.4 Historische Klima-
daten, sozioökonomische Faktoren und gemeldete 
Auswirkungen wurden zusammengefasst, um Wir-
kungsbeziehungen herzustellen. Mithilfe hochauflö-
sender Klimaprojektionen wurden die Klimagefahren 
in der EU für verschiedene Szenarien der Erderwär-
mung geschätzt. Die jeweiligen Auswirkungen wurden 
auf regionaler Ebene für das Jahr 2050 ermittelt. 
Den Berechnungen lagen drei verschiedene Szenarien 
der Erderwärmung bis 2050 zugrunde (1,5  °C, 2  °C 
und 3  °C), mit der Annahme, dass keine Klimaan-
passung stattfindet. Der aktuelle Ausgangswert ent-
spricht dem zwischen 1991 und 2020 beobachteten 
durchschnittlichen Erdklima. Dieses war gegenüber 
dem vorindustriellen Stand bereits um 0,9  °C wär-
mer. Die wirtschaftlichen Kosten des Klimawandels 
beruhen auf den geschätzten Hochwasserschäden 
(Überschwemmungen an Flüssen und Küsten), Dürre-
schäden und Sturmschäden an Gebäuden und Infra-
strukturen, in der Landwirtschaft und für die Was-
ser- und Energieversorgung. Ebenfalls berücksichtigt 
werden die Kosten, die sich aus dem Energiebedarf 
für die Klimaregulierung von Gebäuden, dem Verlust 
an Arbeitsproduktivität aufgrund hoher Sommertem-
peraturen und Hitzewellen sowie dem steigenden 
Instandhaltungsaufwand für Straßen und Bahnglei-
se ergeben. Die Exposition von Menschen gegenüber 
Klimaextremen wird als die Anzahl bzw. der Anteil der 
Menschen gemessen, die Überflutungen an Küsten 
und Flüssen, Stürmen, Wasserknappheit sowie Wald- 
und Flächenbränden ausgesetzt sind. Schließlich wird 
die menschliche Sterblichkeit als die Anzahl der zu-
sätzlichen Todesfälle berechnet, die durch sub-opti-
male Temperaturen – Hitze oder Kälte – verursacht 
werden. Es sind nicht alle möglichen Auswirkungen 
berücksichtigt, sodass der Gesamtschaden wahr-
scheinlich zu niedrig bewertet ist. Tabelle 4.1 bietet 
einen Überblick über die Klimaauswirkungen in den 
verschiedenen Wirkungskategorien, die für die regio-
nale Bewertung herangezogenen wurden.

Die verschiedenen Klimawandelfolgen verursachen 
Mehrkosten für die EU-Wirtschaft. Eine Erderwär-
mung um 2  °C bis 2050  – das wahrscheinlichste 
Szenario angesichts des derzeitigen globalen En-
gagements zur Verringerung der THG-Emissionen5 – 

https://cohesiondata.ec.europa.eu/stories/s/An-overview-of-the-EU-Solidarity-Fund-2002-2020/qpif-qzyn/
https://joint-research-centre.ec.europa.eu/peseta-projects/jrc-peseta-iv_en
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würde bis dahin gegenüber dem aktuellen Ausgangs-
wert zusätzliche Kosten in geschätzter Höhe von 
203 Mrd. EUR (0,44 % des Gesamt-BIP) hervorrufen. 
Der größte wirtschaftliche Effekt ergibt sich aus dem 
Energiebedarf für die Klimatisierung von Gebäuden 
und den Verlusten an Arbeitsproduktivität aufgrund 
extrem hoher Temperaturen (Abbildung  4.1). Diese 
Zusatzkosten kommen zu den bereits heute be-
trächtlichen Auswirkungen von Klimaextremen auf 

6	 Europäische Umweltagentur (EUA).

die Wirtschaft hinzu. So beziffern sich die Schäden 
durch Stürme, Küsten- und Binnenüberflutungen so-
wie Dürren beim Basisszenario auf 28 Mrd. EUR pro 
Jahr. Bei einer Erwärmung um 2  °C bis 2050 wer-
den diese Kosten voraussichtlich auf 73  Mrd.  EUR 
klettern  – eine Zahl, die weit über der geschätzten 
Höhe dieser Schäden in den Jahren 2021 und 2022 
(50–60 Mrd. EUR) liegt.6

Tabelle 4.1	 Die wichtigsten Auswirkungen des Klimawandels in der EU bei einer Erderwärmung  
um 2 °C bis 2050

Kategorie Beschreibung der Klimaauswirkung

Überflutung von 
Küstengebieten

Europa ist an seinen Meeresküsten mit dem Meeresspiegelanstieg und immer stärkeren Stürmen 
konfrontiert, wodurch wirtschaftliche Einbußen und die Exposition der Bevölkerung zunehmen. 
Unzureichender Hochwasserschutz kann die Schäden verschlimmern, je nach Beschaffenheit der 
Küste und Verteilung des Wohlstands. Die Verstädterung verschärft diese Bedrohungen weiter.

Flusshochwasser In den meisten Flusseinzugsgebieten nehmen Überflutungen mit fortschreitender Erderwärmung an 
Häufigkeit und Intensität zu – und damit auch die wirtschaftlichen Einbußen und die Exposition der 
Bevölkerung. Die Verstädterung von Überschwemmungsgebieten verschärft diese Effekte weiter.

Dürren Die Schwere von Dürrefolgen nimmt im Süden und Westen der EU am stärksten zu, während sie 
in den mittel- und osteuropäischen Regionen bei einer Erderwärmung um 2 °C relativ unverändert 
bleibt. Im Norden Europas werden infolge des Klimawandels Niederschläge zunehmen, weshalb in 
den meisten nördlichen und nordöstlichen Regionen Dürrefolgen weniger werden.

Brände Die Regionen im Süden der EU sind bereits jetzt über längere Zeiträume hinweg einem hohen 
Brandrisiko ausgesetzt. Bei einer Erderwärmung um 2  °C nimmt das Brandrisiko in den meisten 
Regionen an Dauer und Stärke zu. In den westlichen und südöstlichen Teilen der EU ist die Zunahme 
der Bevölkerung, die einer Gefahr von Wald- und Flächenbränden ausgesetzt ist, am größten, da sich 
dort im städtischen Umland Busch- und Waldland befindet. 

Starkwind und Stürme Die Prognosen zur Häufigkeit starker Stürme im Zusammenhang mit der Erderwärmung sind 
hochgradig unsicher. Die Auswirkungen dürften in den verschiedenen Regionen der EU tendenziell 
begrenzt und unterschiedlich ausfallen. Je höher die Infrastrukturdichte und die Vermögenswerte, 
desto größer die Sturmschäden.

Wasserverfügbarkeit Die Erderwärmung führt dazu, dass Niederschläge im Norden Europas zu- und im Süden abnehmen – 
mit entsprechenden Effekten auf die Verfügbarkeit von Wasser. Die Dauer und die Schwere von 
Wasserknappheit nehmen in den bereits jetzt wasserarmen Gebieten Südeuropas zu, ebenso wie die 
Zahl der betroffenen Menschen.

Arbeitsproduktivität Im Zuge der Erderwärmung erleidet die Arbeitsproduktivität überall in Europa Einbußen. Diese fallen 
jedoch in den südlichen Regionen, die bereits jetzt stärker von Hitzebelastung betroffen sind, größer aus.

Verkehr In allen Regionen der EU wächst durch steigende Temperaturen das Risiko von Spurrinnenbildung 
in Asphaltdecken und von Gleisverwerfungen. Daraus resultieren höhere Betriebs- und Instand-
haltungskosten. Die stärksten Auswirkungen werden für die östlichen Regionen prognostiziert, wo 
seltener eine routinemäßige Instandhaltung stattfindet und die Kosten für die Erneuerung höher sind 
als in anderen Regionen.

Energie Mit der Klimaerwärmung sinkt der Heizwärmebedarf pro Flächeneinheit. Dem stehen jedoch die mit 
dem Einkommensniveau zunehmenden Wohnflächen und ein Anstieg des Kühlbedarfs gegenüber. 
Daraus resultieren in den meisten Teilen der EU höhere Energiekosten, vor allem im Süden und Osten.

Temperaturbedingte 
Sterblichkeit

Durch mildere Temperaturen infolge der Erderwärmung nehmen kältebedingte Sterbefälle ab. Dem 
steht eine im Zuge der Bevölkerungsalterung steigende Sterblichkeitsrate gegenüber. Hitzebedingte 
Sterbefälle nehmen in allen Regionen zu, verstärkt durch die Alterung der Bevölkerung. Dies führt 
zu einer höheren Gesamtsterblichkeit aufgrund sub-optimaler Temperaturen, wobei die stärkste 
Zunahme in der östlichen und südlichen EU zu verzeichnen ist.
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Ein entscheidender Aspekt ist, dass die Auswirkun-
gen in den einzelnen Regionen sehr unterschiedlich 
ausfallen (Karte 4.1). In der überwiegenden Mehrheit 
der NUTS‑3-Regionen (76  %) werden die zusätzli-
chen wirtschaftlichen Kosten im Jahr 2050 auf unter 
1 % des regionalen BIP geschätzt. In den Regionen 
Nordostdeutschlands, Litauens und Finnlands wären 
die Kosten geringfügig niedriger als heute, vor allem 
wegen des abnehmenden Dürrerisikos und des sin-
kenden Energiebedarfs für Gebäude. Im Gegensatz 
dazu werden für 42 der 1 152 Regionen Zusatzkos-
ten von über 2 %, für 28 Regionen von über 3 %, für 
17 Regionen von über 4 %, für elf Regionen von über 
5 % und für sechs Regionen von über 6 % des regio-
nalen BIP erwartet. In mehreren Fällen sind die hohen 
Kosten hauptsächlich auf eine starke Zunahme von 
Küstenschäden zurückzuführen.

Abgesehen von den wirtschaftlichen Folgen steigt 
durch den Klimawandel auch die Gefährdung der 
Menschen durch Küsten- und Binnenüberflutungen, 
Stürme, Wasserknappheit und Wald- und Flächen-
brände. Bereits heute sind 97 Mio. Menschen diesen 
Gefahren ausgesetzt– das sind 21 % der EU-Bevöl-
kerung. Dieser Wert wird sich bis 2050 bei einem 
Erderwärmungsszenario von 2 °C auf 24 % und bei 

einer Erderwärmung von 3 °C auf über 25 % erhö-
hen. Wasserknappheit und Wald- und Flächenbrände 
stellen für Menschen über weite geografische Gebie-
te hinweg eine potenzielle Gefahr dar. Küsten- und 
Binnenüberflutungen sowie Stürme sind in ihren Aus-
wirkungen hingegen deutlich lokaler begrenzt und 
gehen insofern mit einer geringeren Exponierung ein-
her. Hinsichtlich der Exponierung gibt es zudem große 
Unterschiede zwischen dem Norden und dem Süden 
(Karte 4.1). Die südlichen Regionen und ihre Bevölke-
rung sind am stärksten exponiert, insbesondere ge-
genüber Waldbränden und Wasserknappheit.

Hitze und Kälte sind erwiesenermaßen Umweltfakto-
ren, die Risiken für die menschliche Gesundheit dar-
stellen. Die derzeitige Übersterblichkeit durch Kälte 
und Hitze in der EU beläuft sich auf 334 000 Fälle – 
mehrheitlich Kältetote. Den Prognosen zufolge wird 
dieser Wert auf 438 000 anwachsen, mit einem An-
stieg des Anteils von Hitzetoten im Vergleich zu heute. 
In Osteuropa ist die Sterblichkeit höher als anderswo, 
vor allem weil die Bevölkerungsalterung dort stärker 
voranschreitet als in der übrigen EU (Karte 4.1). (Un-
erwartet ist vielleicht der Umstand, dass selbst in den 
Szenarien der Erderwärmung Kältetote einen größeren 
Anteil an der Übersterblichkeit haben als Hitzetote).

Abbildung 4.1	Geschätzte Gesamtauswirkungen des Klimawandels in der EU im Jahr 2050 unter  
Zugrundelegung des aktuellen Ausgangswerts und verschiedener Szenarien der Erderwärmung
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Karte 4.1 Auswirkungen des Klimawandels auf NUTS-3-Regionen im Rahmen eines Szenarios einer Erderwärmung von 2° C bis 2050
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Im Tourismus, auf den 5 % des Gesamt-BIP entfällt, 
ist wahrscheinlich ebenfalls mit erheblichen Klima-
wandelfolgen zu rechnen. Die Erderwärmung wird zu 
einer Umlenkung des Tourismus führen. Prognosen 
zufolge wird sich bei einem Temperaturanstieg von 
3 °C die Zahl der Sommertouristen in den Küstenre-
gionen im Süden um fast 10 % verringern, in jenen 
im Norden indes um 5 % erhöhen.7

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass die Regi-
onen, die am stärksten vom Klimawandel betroffen 
sein werden, vor allem im Mittelmeerraum sowie im 
Osten der EU – insbesondere in Bulgarien und Rumä-
nien – liegen. Vielfach handelt es sich um Regionen, 
die bereits ärmer als der EU-Durchschnitt sind. Es 
ist zu erwarten, dass ihre Volkswirtschaften unver-
hältnismäßig stark betroffen sein werden, dass ihre 
Bevölkerung viel stärker Klimarisiken ausgesetzt sein 
wird und dass im Falle Osteuropas die alternde Be-
völkerung eine höhere Sterblichkeit aufweisen wird.

Klimarisikomanagement und Klimaanpassung sind in 
der EU von entscheidender Bedeutung, wenn es darum 
geht, sich auf die Klimafolgen vorzubereiten und die 
steigenden Kosten der Schäden durch extreme Wet-
terereignisse, Überschwemmungen, Waldbrände und 
Wasserknappheit zu mindern. Durch eine proaktive 
Vorbereitung auf diese Herausforderungen können die 
EU-Regionen die Auswirkungen auf das menschliche 
Leben sowie die wirtschaftlichen Kosten im Zusam-
menhang mit der Katastrophenbewältigung, der In-
standsetzung der Infrastruktur und dem Gesundheits-
versorgungsbedarf verringern und so ihre finanzielle 
Stabilität bewahren. Darüber hinaus erhöhen wirksa-
me Anpassungsstrategien die Widerstandsfähigkeit 
und sichern das Wohlergehen von Ökosystemen und 
Gemeinschaften angesichts des Klimawandels. Für je-
den Euro, der in die Risikovorbeugung investiert wird, 
entstehen potenzielle positive Auswirkungen in Form 
der Rettung von Menschenleben und der Vermeidung 
von Schäden im Umfang von 2–10 EUR, teilweise so-
gar mehr.8 Nicht zuletzt können diese Investitionen 
auch einen zusätzlichen wirtschaftlichen und sozialen 
Nutzen haben. Beispielsweise tragen naturbasierte 
Lösungen nicht nur zur Eindämmung klimabedingter 
Katastrophenrisiken wie Hochwasser oder Wald- und 
Flächenbränden bei, sondern kommen auch dem Tou-
rismus, dem Wert von Immobilien sowie der Luftqua-
lität und der öffentlichen Gesundheit zugute. 

7	 Matei et al. (2023).

8	 Internationale Bank für Wiederaufbau und Entwicklung/Weltbank (2021).

9	 Crippa et al. (2023); THG-Emissionen auf der Grundlage der Emissionsdatenbank für globale Atmosphärenforschung (EDGAR), ohne Emis-
sionen aus dem See- und Luftverkehr, aus Offshore-Anlagen sowie aus Landnutzung, Landnutzungsänderungen und Forstwirtschaft.

10	 Bevölkerung und BIP aus der jährlichen Regionaldatenbank der GD REGIO; BIP zu konstanten Preisen (Bezugsjahr = 2015).

11	 Europäische Kommission (2023b).

2.2 2030-Ziel nur erreichbar, wenn 
die Verringerung der THG-Emissionen 
Tempo aufnimmt
Für das Jahr 1990 beliefen sich die gesamten 
THG-Emissionen in der EU auf 4,9  Gigatonnen an 
CO2-Äquivalenten (Gt CO2-Äq).9 Bis 2022 war dieser 
Wert um 27 % auf 3,6 Gt CO2-Äq gesunken. Die ge-
samten THG-Emissionen entsprechen 11,7  t CO2-Äq 
pro Person im Jahr 1990 bzw. 8,0 t CO2-Äq pro Per-
son im Jahr 2022.10 Dabei zeigt sich eine ungleichmä-
ßige Verteilung auf die Regionen (Karte 4.2). In den 
Hauptstadtregionen sind die Emissionen pro Person 
am niedrigsten, vielfach unter 5 t CO2-Äq. Demgegen-
über beträgt die Emissionsmenge pro Person in Regi-
onen mit Schwerindustrie oder Gas- und Kohlekraft-
werken mehr als das Doppelte. Dabei ist anzumerken, 
dass diese Berechnung produktionsbasiert erfolgt 
(THG-Emissionsmenge in einer Region geteilt durch 
deren Bevölkerungsgröße). Dadurch werden Emissio-
nen aus Stromverbrauch – abhängig vom Ort des Ver-
brauchs  – ebenfalls der Region zugerechnet, indem 
der Strom erzeugt wurde. Außerdem sind THG-Emis-
sionen aus Einfuhren in die EU nicht berücksichtigt. 

Die THG-Emissionen folgten einem Abwärtstrend, 
obwohl die EU-Wirtschaft zwischen 1990 und 2022 
um 65 % gewachsen ist, was auf eine Entkopplung 
des Wachstums von den Emissionen hinweist. Ver-
anschaulicht wird dies durch die CO2-Intensität des 
BIP (Tonnen THG-Emissionen pro 1  000  EUR BIP): 
Diese belief sich im Jahr 2022 im Durchschnitt auf 
259 kg CO2-Äq – weniger als die Hälfte im Vergleich 
zu 1990 (600  kg  CO2-Äq). In mehreren östlichen 
Ländern verzeichneten viele Regionen 1990 sowohl 
ein niedriges BIP als auch hohe Emissionen, haben 
es seitdem aber geschafft, ein hohes Wachstum zu 
erzielen und gleichzeitig die Emissionen senken. In-
folgedessen haben die Unterschiede zwischen eu-
ropäischen Regionen hinsichtlich der CO2-Intensität 
abgenommen.11

In der EU insgesamt sind die THG-Emissionen seit 
1990 mit einer Rate von 0,1  t  CO2-Äq pro Person 
und Jahr stetig zurückgegangen. Es gibt ausgeprägte 
nationale und regionale Unterschiede im Reduktions-
verlauf. Drei wesentliche „Pfade“ lassen sich dabei 
unterscheiden (Abbildung  4.2). In Belgien, Tsche-
chien, Deutschland, Frankreich, den Niederlanden, 
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Dänemark und Schweden erreichten die durch-
schnittlichen Emissionen lange vor 2000 ihren Hö-
hepunkt und nahmen dann allmählich ab. In den 
meisten Ländern, die der EU 2004 und in den Fol-
gejahren beigetreten sind (Estland, Lettland, Litauen, 
Polen, Ungarn, Slowakei, Bulgarien und Rumänien), 
nahmen die durchschnittlichen Emissionen Anfang 
der 1990er-Jahre im Zuge des Zusammenbruchs 
der Sowjetunion und des damit verbundenen dras-
tischen Abfalls des BIP rapide ab. Danach blieben 
sie weitgehend unverändert, mit Aufwärts- und Ab-
wärtsbewegungen, die sich (bis zu einem gewissem 
Grad) mit der Entwicklung des BIP deckten. In den 
südlichen Mitgliedstaaten (Spanien, Portugal, Italien, 
Slowenien, Griechenland und Malta) sowie in Irland, 
Österreich und Finnland erreichten die Emissionen 
um 2005 ihren Höhepunkt und gingen dann bis 2021 
stark zurück. Bei allen drei Pfaden zeigt sich eine an-
steigende Emissionskurve für die Jahre 2021 und 
2022, als sich das BIP von den Auswirkungen der im 
Jahr 2020 angesichts der COVID-19-Pandemie be-
schlossenen Beschränkungen der Wirtschaftstätig-
keit erholte.

Gemäß dem 2030-Ziel (Reduzierung der THG-Emissi-
onen um 55 % gegenüber 1990) müssen die durch-
schnittlichen THG-Emissionen in der EU bis 2030 auf 
4,7  t  CO2-Äq pro Kopf der Bevölkerung gedrosselt 
werden.12 Um dies zu erreichen, müssen die Emissi-
onen zwischen 2023 und 2030 schneller sinken als 
zwischen 1990 und 2022. Auf die Stromerzeugung 
und die Industrie entfiel im Jahr 2022 zusammen 

12	 Europäische Kommission (2023a).

fast die Hälfte der THG-Emissionen. In beiden Be-
reichen reduzierten sich die Emissionen im Zeitraum 
1990–2022 um 37 % und im Zeitraum 2005–2022 
um 29 %. Die beiden Bereiche fallen seit 2005 unter 
das EU-EHS (ein Mechanismus zur Begrenzung der 
jährlichen Anzahl von Emissionszertifikaten). Eine 
Emissionsreduktion ist im Betrachtungszeitraum 
auch in den Bereichen Gebäude (-30 %) und Land-
wirtschaft (-24 %) eingetreten, während die Emissio-
nen des Verkehrs um 20 % zunahmen.

Die Herausforderungen, die die Regionen im Hinblick 
auf die Emissionsreduktion anzugehen haben, sind 
unterschiedlich. Karte 4.3 liefert dafür einige Anhalts-
punkte (sie zeigt die Sektoren, die 2022 je nach Regi-
on den größten Anteil an den gesamten THG-Emissio-
nen hatten). In den Regionen Irlands und Dänemarks 
entfielen die größten Anteile an den THG-Emissi-
onen auf die Landwirtschaft. In den ländlichen Re-
gionen Spaniens, Frankreichs, Italiens, Österreichs 
und Deutschlands war es der Sektor Verkehr (siehe 
auch Kasten  3.5 in Kapitel  3). Bislang erweist sich 
die vollständige Dekarbonisierung des Verkehrs als 
schwierig, da Roh- und Erdöl nach wie vor die wich-
tigste Energiequelle darstellen und fast 30 % des En-
denergiebedarfs in der EU ausmachen. Um hier eine 
Trendumkehr herbeizuführen, hat die Kommission 
ein eigenes Emissionshandelssystem für Heiz- und 
Kraftstoffe vorgeschlagen, und der Klima-Sozialfonds 
bietet Unterstützung für finanziell schwächere Haus-
halte, Verkehrsnutzer und Kleinstunternehmen beim 
Übergang zu einer nachhaltigen Energienutzung.
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Abbildung 4.2 Trends bei den regionalen THG-Emissionen (1990–2022)

Quelle: JRC-EDGAR.
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Karte 4.3 Sektor mit dem höchsten Beitrag zu den gesamten Treibhausgasemissionen (2022)

Farblich differenzierte Darstellung des Sektors, der in der jeweiligen 
Region im Jahr 2022 den größten Anteil an den THG-Emissionen hatte.
Quelle: JRC-EDGAR.
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Abbildung 4.3	Energiestatistik nach Land
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2.3 Ländliche, weniger entwickelte 
Regionen können die Energiewende 
vorantreiben
Um die Klima- und Energieziele der EU zu erreichen, 
ist es erforderlich, Energie einzusparen, den Anteil 
erneuerbarer Energien zu erhöhen, Energie effizien-
ter zu nutzen und Kohlenstoffsenken zu verstärken. 
Neben der Reduzierung der THG-Emissionen tragen 
diese Maßnahmen auch dazu bei, Energierechnungen 
zu senken, die Umwelt zu schützen und den Kauf fos-

13	 Internationale Energie-Agentur (2023).

14	 SolarPower Europe (2022).

15	 WindEurope (2022).

siler Brennstoffe (und damit die Abhängigkeit der EU 
von Öl- und Gaseinfuhren) zu verringern.

Im Jahr 2021 lag der Primärenergieverbrauch der 
EU bei 1 309 Mio. metrischen Tonnen Rohöleinhei-
ten (t RÖE), was einem Rückgang von 12,6 % gegen-
über 2005 entspricht. Das aktuelle 2030-Ziel liegt 
bei 992,5 Mio.  t  RÖE. Auf Länderebene wurden die 
stärksten Energieeinsparungen bis 2021 in Grie-
chenland (-33 %) – wo das BIP nach 2002 erheblich 
sank, was die Energienachfrage drückte –, in Portugal 
(-21 %) und in Italien (-20 %) erzielt (Abbildung 4.3). 
Polen ist das einzige Land, in dem der Primärenergie-
verbrauch gegenüber 2005 anstieg (+18 %).

Im Jahr 2021 betrug der Anteil der erneuerbaren 
Energien am Bruttoenergieverbrauch EU-weit 21,8 %, 
womit das 2030-Ziel nur etwa zur Hälfte erfüllt war 
(42,5 %). Auch hier gibt es große Unterschiede zwi-
schen den Ländern. Schweden (62,6 %) verzeichne-
te den bei Weitem größten Anteil an erneuerbaren 
Energien in der EU, gefolgt von Finnland (43,1 %) und 
Lettland (42,1 %). Am anderen Ende des Spektrums 
stand Luxemburg (11,7 %). Forstliche Biomasse ist 
eine wichtige erneuerbare Energiequelle, insbeson-
dere in Nordeuropa. Es ist zu betonen, dass Biomasse 
nur bei nachhaltiger Erzeugung wirksam zur Verrin-
gerung der THG-Emission beitragen kann.

Infolge des russischen Angriffskriegs gegen die Ukrai-
ne und des anschließenden Anstiegs der Energiepreise 
fiel die Erdgasnachfrage in der EU im Jahr 2022 um 
13 % – in einem noch nie da gewesenen Ausmaß.13 
Die milderen Wintertemperaturen spielten eine Rolle, 
aber auch die Politik, insbesondere der Rekordausbau 
der Solar- und Windkraftkapazitäten. Nach Schätzun-
gen zweier Branchenverbände, SolarPower Europe14 
und WindEurope15, erreichten die 2022 EU-weit neu 
installierten Kapazitäten in den Bereichen Fotovol-
taik und Windkraft (vor allem Onshore) 41 GW bzw. 
16 GW. Das bedeutet gegenüber 2021 einen Anstieg 
von 47 % bzw. 40 %. Auf Deutschland und Spanien 
entfielen nahezu 35 % des Gesamtanstiegs der Ka-
pazitäten an erneuerbaren Energien. 

Diese Zahlen deuten darauf hin, dass die Maßnahmen 
der EU zur Verringerung der Abhängigkeit von fossilen 
Brennstoffen aus Russland und zur Beschleunigung 
der Energiewende Erfolg zeigen. Die Verwirklichung 
eines CO2-neutralen Energiesektors setzt jedoch einen 
weiteren Ausbau der erneuerbaren Energien voraus.  

Kasten 4.1	Wie gut sind die 
Regionen für den Übergang 
zur Klimaneutralität gerüstet?

1	 Maucorps et al. (2022); Rodriguez-Pose und Bartalucci 
(2023); CINTRAN (2023); Sasse und Trutnevyte (2023).

EU-Regionen mit einem hohen Maß an Wettbe-
werbsfähigkeit und Innovation und mit der Fä-
higkeit, die notwendigen grünen Technologien zu 
entwickeln und herzustellen, sind für den Über-
gang zu einer klimaneutralen Wirtschaft besser 
gerüstet. In den meisten Fällen handelt es sich 
dabei um die wirtschaftlich stärksten, urbanisier-
ten Regionen mit einem hohen Anteil an wissen-
sintensiven Dienstleistungen.

Zu diesem Schluss kommen mehrere Studien1, in 
denen das Risiko territorialer Ungleichgewichte 
untersucht wurde, die sich aus dem ökologischen 
Wandel ergeben können. Karte  4.4, die auf Er-
gebnissen des CINTRAN-Projekts basiert, zeigt 
die gefährdeten Regionen. Aus der Analyse geht 
hervor, dass wirtschaftlich stärker diversifizierte 
Regionen wie Köln ein geringeres sozioökonomi-
sches Risiko aufweisen als solche, die stark von 
der Gewinnung fossiler Brennstoffe abhängig 
sind (z.  B. Severozápad). Die meisten Regionen 
mit einem hohen Risiko liegen bereits hinter 
dem jeweiligen nationalen Durchschnitt zurück 
und sind auf Unterstützung angewiesen, um die 
Herausforderungen im Zusammenhang mit der 
Dekarbonisierung der Energie bewältigen zu kön-
nen. Bedachtsam umgesetzte territoriale Maß-
nahmen können dazu beitragen, die nachteiligen 
Auswirkungen abzumildern und sicherzustellen, 
dass der Übergang zur Klimaneutralität allen Re-
gionen zugutekommt.



N
eunter Bericht über den w

irtschaftlichen, sozialen und territorialen Zusam
m

enhalt

129
128

0 500 km

REGIOgis

Canarias

Guyane

Açores

Mayotte Réunion

Madeira

Guadeloupe
Martinique 

<= 500

500–1 000

1 000–5 000

5 000–10 000

> 10 000

Keine Daten verfügbar

MWh/km²/Jahr

© EuroGeographics Verband für Verwaltungsgrenzen

Karte 4.5 Ungenutztes Potenzial für Solar-, Wind- und Wasserkraft, nach NUTS-3-Region
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Karte 4.4 Sozioökonomische Risiken im Zusammenhang mit dem ökologischen Wandel, 
nach NUTS-2-Region
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In dieser Hinsicht gibt es ein erhebliches ungenutztes 
Potenzial.16 

Im Jahr 2023 entfiel auf die in der EU installierten 
Solar-, Wind- und Wasserkraftanlagen eine Strom-
produktion von 972 Terawattstunden (TWh). Dies ist 
jedoch nur ein Bruchteil des technisch verfügbaren 
Potenzials, das auf 12 485 TWh pro Jahr geschätzt 
wird, verteilt auf Fotovoltaik (88 %), Onshore-Wind-
kraft (11 %) und Wasserkraft (1 %). Das Potenzial 
entspricht mehr als dem Fünffachen des Stromver-
brauchs im Jahr 2021 und ist vor allem in den länd-
lichen Gebieten der EU konzentriert (9 784 TWh). Es 
würde vor allem aus potenziellen Onshore-Solaran-
lagen in Spanien, Rumänien, Frankreich, Portugal und 
Italien stammen (Karte 4.5).17 

Die grüne Energiewende und die damit verbundene 
Aufwertung der erneuerbaren Energieträger bieten 
einzigartige Chancen für ländliche, weniger entwi-
ckelte Regionen, die sich ihre natürlichen Ressourcen 
und ihre geografische Lage zunutze machen können. 
Während der Großteil der derzeitigen Energieerzeu-
gung aus erneuerbaren Quellen in den stärker ent-
wickelten Regionen, insbesondere in deren ländlichen 

16	 Perpiña Castillo et al. (2024).

17	 Aufgrund der russischen Invasion in der Ukraine wird die geplante Entwicklung von Anlagen für erneuerbare Energien in den an Russland 
und Belarus angrenzenden Regionen möglicherweise aufgeschoben oder eingestellt. Dies gilt insbesondere für Onshore-Windkraftanlagen, 
da 21 % des technischen Potenzials der EU in Grenzregionen liegen, und in geringerem Maße für Solar- (9 %) und Wasserkraftanlagen 
(1 %). Insgesamt bestehen die größten technischen Potenziale in Grenzregionen in Lettland und Litauen (über 50 %, Solar- und Windkraft), 
in Finnland (über 60 %, Wasser- und Windkraft) sowie in Estland (über 40 %, alle drei Energieträger).

18	 Többen et al. (2023).

Gebieten, stattfindet, steckt das noch ungenutzte 
Erzeugungspotenzial überwiegend in den ländlichen 
Gebieten der weniger entwickelten Regionen (Abbil-
dung 4.4). Die Nutzung dieses Potenzials könnte dem 
wirtschaftlichen Zusammenhalt in der EU zugute-
kommen. In einer neueren Studie18 wurden anhand 
der Daten zum ungenutzten Potenzial die Auswirkun-
gen simuliert, die dessen Nutzung auf die Schaffung 
von Arbeitsplätzen und das Wirtschaftswachstum 
hätte. Der schrittweise Ausstieg aus fossilen Brenn-
stoffen für die Energieerzeugung und der stufen-
weise Einstieg in Wind- und Solarkraft würden den 
Projektionen zufolge in ländlichen Regionen mit Ent-
wicklungsrückstand Zuwächse bei der Wertschöpfung 
(bis zu 1  570  EUR pro Kopf) und bei der Beschäf-
tigung (bis zu 4,9 %) bewirken. Um dieses Potenzi-
al zu nutzen, müssen jedoch der Wissensaustausch, 
die technische Unterstützung und die Investitionen in 
die Erzeugung von erneuerbarer Energie, aber auch 
in die Verteilungsinfrastruktur, die Digitalisierung und 
das Anschlusspotenzial erleichtert werden. Außerdem 
müssen die Auswirkungen auf die Landschaft oder 
die biologische Vielfalt, aber auch auf die ländlichen 
Gemeinden berücksichtigt werden. Auf EU-Ebene wur-
de eine Reihe von Initiativen ergriffen, um ländlichen 

Abbildung 4.4	Stand der Erzeugung und ungenutztes Potenzial für erneuerbare Energien nach 
Regionenkategorie und Besiedlungsgrad
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Gebieten, die bereit sind, u.  a. ländliche Energiege-
meinschaften zu gründen, die notwendige Unterstüt-
zung und technische Hilfe zukommen zu lassen, damit 
der ökologischer Wandel auch ihnen zugutekommt.19 

Bei der Erzeugung von grünem Wasserstoff werden 
erneuerbare Energieträger zur Herstellung von Was-
serstoffgas durch Elektrolyse eingesetzt. Im Jahr 
2022 gab es in Europa 143 Projekte für erneuerba-
ren Wasserstoff, von denen 97 in Betrieb und 46 im 
Bau waren. Die noch im Bau befindlichen Projekte 
sollen die in Betrieb befindlichen Anlagen deutlich 
übertreffen, mit einer erwarteten durchschnittlichen 
Kapazität von 26  MW  – rund das Zehnfache der 
durchschnittlichen Kapazität der derzeit in Betrieb 
stehenden Anlagen. Das Ziel von RePowerEU ist es, 
10 Mio.  t RÖE an erneuerbarem Wasserstoff in der 
EU zu produzieren und weitere 10  Mio.  t  RÖE aus 
Drittländern einzuführen.

Auch die Erzeugung von Biomethan in der EU‑27 ist 
deutlich gestiegen. Nach Angaben der European Bio-
gas Association wurde im Zeitraum 2018–2022 eine 

19	� Beratungsplattform für ländliche Energiegemeinschaften (https://rural-energy-community-hub.ec.europa.eu/index_en).

Verdoppelung erreicht (Produktionsmenge 2022 in 
der EU‑27: 3,4 Mrd. m³). Das geschätzte Potenzial ist 
indes noch viel höher. Die EU hat sich zum Ziel ge-
setzt, bis 2030 35 Mrd. m³ Biomethan zu erzeugen, 
um ihre Abhängigkeit von fossilen Brennstoffen aus 
Russland zu beenden.

2.4 Gesunde Ökosysteme 
als naturbasierte Lösungen 
im Kampf gegen Klimawandel 
und Biodiversitätsverlust

Natürliche Ökosysteme haben im Kampf gegen den 
Klimawandel eine wesentliche Funktion. Das Errei-
chen von Klimaneutralität erfordert in erster Linie eine 
Verringerung der THG-Emissionen. Daneben gilt es 
aber auch, insbesondere in schwer dekarbonisierba-
ren Sektoren die Entziehung von Kohlenstoff zu ver-
stärken. Gesunde Ökosysteme, allen voran Naturwäl-
der und Feuchtgebiete, sind CO2-Senken. Sie binden 
und speichern mehr Kohlendioxid aus der Atmosphä-
re als sie abgeben. Durch Ökosystemleistungen wie 

Kasten 4.2	Zustand der europäischen Wälder

1	 Maes et al. (2023).

Die Wälder in der EU absorbieren 10 % der gesamten 
jährlichen Kohlendioxidemissionen, woran sich ihre 
zentrale Bedeutung für die Verwirklichung einer Net-
to-Null-Wirtschaft erkennen lässt. Gesunde Wälder 
festigen auch die Resilienz der Regionen gegenüber 
dem Klimawandel. Sie sorgen für die Regulierung 
des Oberflächen- und Grundwassers und mildern 
dadurch Überschwemmungen und Dürren ab. Bei 
Hitzewellen tragen sie wiederum zur Abkühlung von 
Städten und Gemeinden bei. Doch Wälder können 
noch viel mehr für sich verbuchen als nur Klima-
dienstleistungen. Sie sind wichtige Lebensräume für 
geschützte Pflanzen- und Tierarten, eine Grundlage 
für Wirtschaftstätigkeit sowie ein Erholungsraum für 
die Bevölkerung. Die Erhaltung der Waldgesundheit, 
die Wiederherstellung geschädigter Wälder oder die 
Aufforstung neuer, artenreicher Wälder auf gerode-
ten Flächen kommen daher einem zweifachen Ziel 
zugute: einerseits der Abschwächung des Klima-
wandels bzw. der Klimaanpassung und andererseits 
der Wiederherstellung der biologischen Vielfalt.

Wie eine Zustandsbewertung1 zeigt, sind die Wälder 
in der EU produktiv und sowohl miteinander als auch 
mit anderen Naturräumen gut verbunden. Allerdings 
ist der Gehalt an organischem Kohlenstoff in den 

Waldböden zu niedrig, ebenso wie die Zahl bedroh-
ter Vogelarten, die in den Waldbäumen Zuflucht fin-
den. Die Wälder des Mittelmeerraums und der at-
lantischen Ebene von Frankreich bis Dänemark sind 
im EU-weiten Vergleich in schlechter Verfassung 
und müssen wieder in einen guten Zustand gebracht 
werden. Die Wälder in den Bergregionen hingegen 
befinden sich oft in bestem Zustand (Karte 4.6). 

Die Ausarbeitung einer regionalen „Gesamtrech-
nung“ zum Zustand der Wälder ist eine nützliche 
Initiative im Sinne der kohäsionspolitischen Zie-
le – insbesondere jenes eines grüneren, CO2-armen 
Europas. Der Schutz und die Wiederherstellung der 
Wälder werden noch immer nicht als Mittel zur Ab-
schwächung des Klimawandels bzw. zur Anpassung 
an den Klimawandel wahrgenommen. Im Rahmen 
der kohäsionspolitischen Programme für den Zeit-
raum 2021–2027 sind Investitionen in Höhe von 
über 22  Mrd.  EUR für Maßnahmen zur Förderung 
der biologischen Vielfalt vorgesehen, davon rund 
16,8 Mrd. EUR an EU-Mitteln. Die Waldrechnung bie-
tet Mitgliedstaaten im Hinblick auf Investitionen in 
die Wiederherstellung geschädigter Waldökosyste-
me eine Entscheidungshilfe.

https://rural-energy-community-hub.ec.europa.eu/index_en
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Wasserrückhaltung oder die Kühleffekte von Bäu-
men und Wäldern leisten Ökosysteme außerdem 
einen Beitrag zur Abschwächung der Auswirkungen 
des Klimawandels und extremer Wetterereignisse. 
Die Bedeutung dieser Ökosystemleistungen reicht 
so weit, dass mehr als die Hälfte des weltweiten 
BIP mäßig oder in hohem Maße von Natur abhängig 
ist.20 Gleichermaßen sind 75  % der Bankkredite im 
Euro-Währungsgebiet für Risiken im Zusammenhang 
mit dem Verlust an Naturraum anfällig.21 Schlüs-
selsektoren der Wirtschaft sind besonders betrof-
fen, allen voran das Bauwesen, die Landwirtschaft 
sowie die Lebensmittel- und Getränkeindustrie. Im 
Jahr 2019 belief sich der wirtschaftliche Wert, der 
durch Ökosystemleistungen im weitesten Sinn er-
bracht wurde, EU-weit auf 234 Mrd. EUR. Diese Zahl 

20	 Weltwirtschaftsforum (2020).

21	 Europäische Zentralbank (2023).

22	 Vysna et al. (2021).

23	 Erhaltungszustand der Lebensräume: https://www.eea.europa.eu/ims/conservation-status-of-habitats-under. 

ist vergleichbar mit der Bruttowertschöpfung der 
Land- und Forstwirtschaft zusammen.22 Und doch 
sind die biologische Vielfalt, die den Ökosystemen 
zugrunde liegt, und die von ihnen erbrachten Leis-
tungen nach wie vor bedroht. Alle sechs Jahre be-
richten die EU-Mitgliedstaaten über den Erhaltungs-
zustand der im Rahmen der Vogelschutzrichtlinie und 
der Habitat-Richtlinie geschützten Lebensräume und 
Arten. Die jüngste Beurteilung bezieht sich auf den 
Zeitraum 2013–2018.23 Auf  EU-Ebene weisen nur 
15 % der beurteilten Lebensräume einen guten Er-
haltungszustand auf. Bei 81 % ist ein unzureichender 
und bei 37 % ein schlechter Erhaltungszustand fest-
zustellen. Grünland, Dünen und Feuchtlebensräume 
weisen einen starken Trend zur Verschlechterung auf, 
während sich der Zustand der Wälder am deutlichsten 

Abbildung 4.5	Erhaltungszustand der im Rahmen der Habitat-Richtlinie der EU geschützten Arten 
und Lebensräume im Zeitraum 2013–2018
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https://www.eea.europa.eu/ims/conservation-status-of-habitats-under
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Karte 4.6	 Durchschnittlicher Zustand der Wälder in NUTS‑3-Regionen (2018)
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Der Waldzustand wird auf einer Skala von 0 bis 1 gemessen. Dabei 
steht 0 für einen degradierten Wald und 1 für den Referenzzustand 
auf der Grundlage von Primär- oder geschützten Wäldern.
Quelle: GD REGIO, JRC und Universidad Rey Juan Carlos (Madrid).

Karte 4.6 Durchschnittlicher Zustand der Wälder in NUTS-3-Regionen (2018)
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verbessert. Aus den Berichten der Mitgliedstaaten 
kristallisieren sich erhebliche Unterschiede hinsicht-
lich des Erhaltungszustands der Habitate innerhalb 
ihrer Grenzen ab (Abbildung 4.5). Die Länderberich-
te zeigen: Ausgenommen in Estland, Griechenland, 
Rumänien und Zypern sind die unter die Richtlinien 
fallenden Lebensräume in weniger als 40 % der Fälle 
in gutem Erhaltungszustand. Am niedrigsten ist die 
Zahl in Belgien und Dänemark – dort befinden sich 
über 70  % der Lebensräume in einem schlechten 
Erhaltungszustand.

Nur 27  % der unter die Richtlinien fallenden Arten 
weisen einen guten Erhaltungszustand auf, 63 % hin-
gegen einen schlechten oder sehr schlechten.24 Nur 
bei 6  % aller Arten ist gegenüber dem vorherigen 
Bericht eine Verbesserung eingetreten. Bei Reptilien 
und Gefäßpflanzen finden sich die größten Anteile an 
Arten in einem guten Erhaltungszustand. 

Die Berichte lassen hinsichtlich des Erhaltungszu-
stands der Arten große Unterschiede erkennen. Zy-
pern, Irland, Estland und Malta melden den größ-
ten Anteil (über 50 %) von Arten in gutem Zustand. 
Verbesserungen beim Erhaltungszustand von Arten 
entfallen zu fast 80 % auf Tiere und zu 20 % auf 
Pflanzen. Belgien, Dänemark, Estland und Luxemburg 
melden den größten Anteil (über 20 %) von Arten, de-
ren Zustand sich im Vergleich zur letzten Beurteilung 
verbessert hat. Zypern hat als einziges Land keine Art 
zu melden, bei der sich der Zustand verschlechtert 
hat – weist allerdings für über 75 % der Arten als 
Ergebnis „unbekannt“ aus.

3. Ökologische Herausforderungen 
für die Gesundheit und die 
Regionalentwicklung
Die Bürgerinnen und Bürger in der EU sind mit großer 
Mehrheit besorgt über den Zustand der Umwelt.25 Die 
Verschmutzung von Luft, Wasser und Boden hat di-
rekte Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit. 
Die Schadstoffaussetzung erhöht die Wahrschein-
lichkeit von Atemwegs- und Herz-Kreislauf-Erkran-
kungen, aber auch anderer Gesundheitsprobleme. 
Die ungleiche Verteilung der Umweltverschmutzung 
ist einer der Gründe für die Unterschiede bei den Ge-
sundheitsergebnissen in der EU, wobei schutzbedürf-
tige und benachteiligte Gruppen eher und für eine 
größere Zahl von Gesundheitsrisiken anfällig sind.26 

24	 Erhaltungszustand der Arten: https://www.eea.europa.eu/ims/conservation-status-of-species-under. 

25	 Eurostat (2020).

26	 Europäische Umweltagentur (2018).

Der Null-Schadstoff-Aktionsplan als Teil des europäi-
schen Grünen Deals hat zum Ziel, die Verschmutzung 
von Luft, Wasser und Boden auf ein Niveau zu senken, 
das als nicht mehr schädlich für die Gesundheit und 
die natürlichen Ökosysteme gilt, und so eine schad-
stofffreie Umwelt zu schaffen. Rechtsvorschriften, 
darunter verbindliche Zielvorgaben für Schadstof-
femissionen, sind nach wie vor unerlässlich, um die 
Schadstoffkonzentrationen unter diesen Werten zu 
halten. 

Im Rahmen der Kohäsionspolitik werden für den Zeit-
raum 2021–2027 100 Mrd. EUR für Umweltmaßnah-
men, die Verbesserung der Luftqualität, die Lärm-
minderung, die Wasserwirtschaft, das Abfallrecycling 
und die Sanierung von Industriegeländen und kon-
taminierten Standorten bereitgestellt. Gefördert wer-
den auch Investitionen in saubere Technologien und 
in die breite Palette von Produkten, Dienstleistungen 
und Verfahren, bei denen erneuerbare Materialien 
und Energiequellen zum Einsatz kommen, die für das 
Erreichen einer schadstofffreien Gesellschaft von 
zentraler Bedeutung sind. Darüber hinaus ist ein er-
heblicher Teil der Kohäsionsmittel für Investitionen 
in umweltfreundliche Produktionsverfahren und die 
Kreislaufwirtschaft vorgesehen. 

3.1 Luftverschmutzung in 
der EU bewirkt anhaltende 
gesundheitsbezogene Ungleichheiten 
zwischen Regionen

In den letzten zehn Jahren sind bei der Nachbesse-
rung der Luftqualitätsnormen Fortschritte erzielt wor-
den. Doch nach wie vor ist Luftverschmutzung eine 
der Hauptursachen für vorzeitige Todesfälle und für 
Erkrankungen – und überhaupt das größte umwelt-
bedingte Gesundheitsrisiko in Europa. Feinstaubpar-
tikel mit einem Durchmesser von weniger als 2,5 µm 
(PM2,5) sind besonders schädlich für die menschliche 
Gesundheit. Im Jahr 2020 gingen EU-weit geschätzte 
253 000 vorzeitige Todesfälle und 2 582 563 ver-
lorene Lebensjahre auf ihr Konto. Die geschätzten 
Auswirkungen sind in Regionen am größten, in denen 
durch Feststoffverbrennung hohe PM2,5-Werte auf-
treten – betroffen sind vor allem Bulgarien und Kro-
atien sowie Regionen in Polen, der Slowakei, Ungarn 
und Rumänien (Karte 4.7). Die polnischen Regionen 
Miasto Kraków, Katowicki und Sosnowiecki sowie die 
bulgarische Region Vidin weisen mit 2 000 oder mehr 
verlorenen Lebensjahren pro 100 000 Einwohnern die 

https://www.eea.europa.eu/ims/conservation-status-of-species-under
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schlimmsten Werte auf. Die wenigsten Fälle werden 
in den skandinavischen Regionen registriert, in denen 
die PM2,5-Werte niedrig sind. Strategische integrierte 
Projekte im Rahmen von LIFE27 für eine bessere Go-
vernance und zur Unterstützung der Entwicklung und 
Durchführung von Luftqualitätsplänen in Verbindung 

27	 L‘Instrument Financier pour L’Environnement (Finanzierungsinstrument für die Umwelt).

mit der Kohäsionsförderung lieferten in verschiede-
nen europäischen Schwerpunktgebieten vielverspre-
chende Ergebnisse, darunter in der Poebene (Italien), 
in Südpolen (Malopolska, Schlesien), in der Slowakei, 
in Bulgarien und in Ungarn.

Abbildung 4.6	 Belastung mit Feinstaub (PM2,5-Konzentration, oberes Diagramm) und Stickstoffdioxid 
(NO2-Konzentration, unteres Diagramm) nach Land und unter Berücksichtigung des Besiedlungsgrads 
(2021)
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Karte 4.7	 Verlorene Lebensjahre durch PM2,5 Belastung in NUTS-3-Regionen (2021)
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Karte 4.7 Verlorene Lebensjahre durch PM2,5 Belastung in NUTS-3-Regionen (2021)
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Die Luftqualität variiert auch in Abhängigkeit vom 
Grad der Verstädterung. Die Feinstaub- und Stick-
stoffdioxidkonzentration ist in Städten durchweg 
größer als in ländlichen Gebieten (Abbildung 4.6). Die 
primäre Feinstaubquelle ist die Beheizung von Ge-
bäuden, die im Jahr 2020 für 58 % der EU-weiten 
Emissionen verantwortlich war. Hauptverursacher bei 
Stickstoffdioxid ist der Straßenverkehr, auf den 37 % 
der Emissionen entfielen.28 Etwa 96 % der Stadtbe-
völkerung waren Feinstaubbelastungen ausgesetzt, 

28	 https://www.eea.europa.eu/publications/air-quality-in-europe-2022/sources-and-emissions-of-air. 

29	 https://www.nature.com/articles/s41598-021-04277-6; https://www.lifeprepair.eu/index.php/actions/air-quality-and-emission-evalua- 
tion/?lang=en#toggle-id-14.

die über dem jüngsten Richtwert der Weltgesund-
heitsorganisation (WHO) lagen (fünf Milligramm pro 
Kubikmeter). Auch bei der Stickstoffdioxidbelastung 
überstiegen die Werte die WHO-Empfehlung (10 Mil-
ligramm pro Kubikmeter).

Während der COVID-19-Pandemie trat deutlich zuta-
ge, in welchem Maße die Luftqualität in den Städten 
vom Verkehr beeinflusst wird.29 Im Jahr 2020 gingen 
die Stickstoffdioxidkonzentrationen abrupt  zurück, 

Kasten 4.3	Regionale Unterschiede im Zusammenhang 
mit der Luftverschmutzung in Europa

In Abbildung 4.7 werden die ärmsten und die reichs-
ten EU-Regionen im Hinblick auf die durchschnittli-
che Feinstaubbelastung verglichen. 

Obwohl sich die Luftqualität im Zeitraum 2007–
2020 in beiden verbessert hat, bestanden nach 
wie vor Ungleichheiten, da die PM2,5-Konzentration 
in den ärmsten Regionen durchweg um ein Drittel 
höher war. Damit sind bei der Verringerung der Un-
gleichgewichte hinsichtlich der Luftschadstoffbe-
lastung kaum Fortschritte gelungen – eine wichtige 
Form von ökologischer Ungleichheit scheint unge-
mindert anzuhalten.

Zwischen 2007 und 2020 hat sich die Luftqualität, 
gemessen als bevölkerungsgewichtete PM2,5-Kon-

zentration, sowohl in den am wenigsten benachtei-
ligten (d. h. den reichsten) als auch in den am meis-
ten benachteiligten (d. h. den ärmsten) Quintilen der 
NUTS‑3-Regionen der EU‑27 verbessert. Allerdings 
wiesen die Regionen im reichsten Quintil schon im 
ersten Jahr niedrigere PM2,5-Werte auf als jene im 
ärmsten (etwa 15 µg/m³ gegenüber 19,5 µg/m³).

Energiearmut in den ärmsten Regionen führt bis-
weilen dazu, dass zum Beheizen des Wohnraums 
zu minderwertiger Kohle, Holz und sogar Abfällen 
gegriffen wird. Dies geht mit hohen Schadstoff
emissionen einher, die häufig nicht nur die Außen-, 
sondern auch die Innenluftqualität beeinträchtigen 
und damit gesundheitsschädlich sind.
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was unmittelbar mit der Abnahme des Straßenver-
kehrs infolge der verhängten Beschränkungen zu-
sammenhing. Im Jahresdurchschnitt sanken die Kon-
zentrationen in Großstädten in Frankreich, Italien und 
Spanien um bis zu 25  %, und während des ersten 
Lockdowns im April 2020 wurden an den Messsta-
tionen um bis zu 70  % niedrigere Konzentrationen 
registriert. 

Die Luftschadstoffemissionen müssen weiter ver-
ringert werden, damit ihr Gehalt in der Atmosphäre 
abnimmt. Die Klimaagenda der EU, insbesondere der 
Übergang zu emissionsfreien erneuerbaren Energie-
trägern, höherer Energieeffizienz und schadstoffär-
meren Brennstoffen, untermauert dieses Ziel.

3.2 Zugang zu sauberem, 
einwandfreiem Trinkwasser

Sauberes, einwandfreies Trinkwasser ist eine un-
verzichtbare Ressource. Die Kohäsionspolitik trägt 
dazu bei, die Verfügbarkeit und Sauberkeit von Was-
ser durch Kläranlagen und Verteilungsnetze zu ge-
währleisten, insbesondere in Gebieten, in denen die 
Bevölkerung keinen Zugang zu einer angemessenen 
Wasserversorgung hat. Die Kohäsionspolitik hilft 
Regionen, die bei der Wasserbewirtschaftung, der 
Wasseraufbereitung und der Hochwasservermeidung 
mit Problemen konfrontiert sind. Sie fördert einen 

30	 Wasserknappheit liegt vor, wenn der Wassernutzungsindex plus (WEI+), ein Maß für den Wasserverbrauch im Verhältnis zu den verfügbaren 
erneuerbaren Süßwasserressourcen, 20 % übersteigt.

31	 Europäische Umweltagentur (2023b).

32	 Maes et al. (2020).

kreislauforientierten Ansatz im Umgang mit Wasser, 
insbesondere in Gebieten mit Wasserknappheit. Im 
Jahr 2019 waren 29 % der EU in mindestens einer 
Jahreszeit von Wasserknappheit30 betroffen. Im All-
gemeinen ist der Süden Europas häufiger von Was-
serknappheit betroffen – etwa 30 % der Bevölkerung 
leben in Gebieten mit ständigen Wasserproblemen 
und bis zu 70 % der Bevölkerung in Gebieten, in de-
nen im Sommer Wassermangel herrscht. Die Länder 
mit der saisonal stärksten Wasserknappheit waren 
Zypern (wo der Wasserverbrauch die erneuerbare 
Wassermenge überstieg), Malta, Griechenland, Por-
tugal, Italien und Spanien (Abbildung 4.8). Die Was-
serentnahme für die Landwirtschaft, die öffentliche 
Wasserversorgung und den Tourismus übt den meis-
ten Druck auf den Trinkwasservorrat aus.31 Wasser-
knappheit ist jedoch nicht auf Südeuropa beschränkt. 
Betroffen sind Flusseinzugsgebiete in der gesamten 
EU, insbesondere in Westeuropa, wo Wassermangel 
in erster Linie durch die hohe Bevölkerungsdichte in 
städtischen Gebieten in Verbindung mit einer hohen 
Wasserentnahme für die öffentliche Wasserversor-
gung, Energie und Industrie verursacht wird. 

Die Nährstoffbelastung des Süßwassers ging in der EU 
im Zeitraum 2000–2010 zurück, blieb dann aber bis 
2019 (dem letzten Jahr, für das Daten vorliegen) un-
verändert.32 Dies ist größtenteils auf die nach wie vor 
beträchtliche Nährstoffeinleitung aus landwirtschaft-
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lichen Nutzflächen zurückzuführen. Die  mangelnden 
Fortschritte bei der Verbesserung der Wasserqualität 
in der EU gehen auch aus den im Rahmen der Was-
serrahmenrichtlinie erstellten Länderberichten her-
vor  – so weisen lediglich 40 % der Oberflächenge-
wässer einen guten ökologischen Zustand auf. 

Um hier Abhilfe zu schaffen, müssen die kohäsionspoli-
tischen Investitionen und die in den EU-Wasserrechts-
vorschriften festgelegten Bewirtschaftungs- und Min-

derungsmaßnahmen vollständig umgesetzt werden.  
Das bedeutet, die Menge der in die Wasserkörper 
gelangenden Schadstoffemissionen weiter zu verrin-
gern, das Wasserrückhalte- und Wasserreinigungs-
vermögen von Ökosystemen wie Feuchtgebieten zu 
erhöhen und Unterschiede bei der Umsetzung der 
Richtlinie zur Behandlung von kommunalem Ab-
wasser zu beseitigen. In der EU werden 93,5 % der 
kommunalen Abwässer einer Zweitbehandlung und 
85 % einer weitergehenden Behandlung unterzogen. 

Kasten 4.4	Dezentralisierung der öffentlichen Ausgaben für den ökologischen 
Wandel

1	  Dougherty und Montes Nebreda (2023).

Klima- und Umweltziele werden in der Regel auf EU- 
oder nationaler Ebene festgelegt, die Verantwortung 
für die Bewältigung des ökologischen Wandels liegt 
hingegen bei den nachgeordneten Regierungsebe-
nen. Die OECD hat unlängst den haushaltspoliti-
schen Föderalismus mit Blick auf den ökologischen 
Wandel analysiert und dafür Daten zu den öffentli-
chen Ausgaben für Umwelt- und Klimaschutz nach 
Regierungsebene erhoben.1 Lokale Gebietskör-
perschaften sind weitgehend für die öffentlichen 
Umweltschutzausgaben zuständig, allen voran im 
Bereich der Abfall- und Abwasserbewirtschaftung. 
Sie sind auch für einen großen Teil der öffentlichen 
Klimaschutzausgaben verantwortlich, wenn auch in 
geringerem Umfang. Im Jahr 2019 erfolgten 66 % 

der klimabezogenen öffentlichen Ausgaben (1,7 % 
des BIP) auf nachgereihten Regierungsebenen. Vor 
allem kleinere Gebietskörperschaften stehen dabei 
jedoch vor Herausforderungen, wenn es darum geht, 
sich an internationalen Umweltschutzagenden zu 
orientieren, weil ihnen die nötigen Kapazitäten und 
Politikmittel fehlen. Ökologische Fiskaltransfers bie-
ten zwar eine potenzielle Lösung, indem Zuschüsse 
an den Umweltschutz gekoppelt werden, solche In-
strumente werden aber nur in begrenztem Umfang 
genutzt. Lokale Gebietskörperschaften, insbesonde-
re Gemeinden, spielen auch im Hinblick darauf eine 
Schlüsselrolle, durch partizipatorische Prozesse die 
öffentliche Unterstützung für Maßnahmen zuguns-
ten des ökologischen Wandels zu gewinnen.

Abbildung 4.9	Anteil der öffentlichen Ausgaben für Umweltschutz (links) und Klimaschutz 
(rechts) nach Regierungsebene für eine Auswahl von Mitgliedstaaten (2022)
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In vielen Regionen der EU sind weiterhin mehr Inves-
titionen in die Abwasserbehandlung mitsamt Refor-
men, eine gute Governance und ausreichende Ver-
waltungskapazitäten erforderlich, um insbesondere 
bei schweren Regenfällen ein Überlaufen der Abwas-
sersysteme zu vermeiden (Karte 4.8).

Die kontinuierlichen Anstrengungen zur Verbesse-
rung der Wasserqualität gelten auch für Badegewäs-
ser. Die Wassernutzung für Erholungszwecke hat für 
viele Bürgerinnen und Bürger Europas eine wichtige 
Funktion. Durch den Anstieg der Sommertemperatu-
ren infolge der Erderwärmung dürfte die Nachfrage 
nach einwandfreien Badegewässern zunehmen, ins-
besondere in Städten. Die Erhaltung und der Ausbau 
der Bademöglichkeiten könnte daher ein wesentli-
cher Bestandteil einer Strategie zur Anpassung an 
den Klimawandel werden. 

Von den 21 551 Badegewässern in der EU im Jahr 
2022 wurden 85  % eine ausgezeichnete Qualität 
bescheinigt. In 20 Regionen, hauptsächlich in Öster-
reich, Griechenland und Zypern, erreichte der Anteil 
100 % (Karte 4.9). In mehreren Regionen Ungarns, 
der Slowakei und Polens war die Qualität der Bade-
gewässer nur in 60 % der Fälle ausgezeichnet, doch 
waren die Mindestanforderungen an die Wasserquali-

33	 Europäische Umweltagentur (2023c).

34	 Der Copernicus-Landüberwachungsdienst ist einer von sechs Diensten, die von Copernicus als Teil des Weltraumprogramms der Europäi-
schen Union angeboten werden.

tät fast durchgehend erfüllt. Allerdings befinden sich 
zwei Drittel der Messstellen in Küstengebieten, die 
in der Regel eine bessere Wasserqualität aufweisen 
als Standorte im Landesinneren, da sich das Wasser 
an den Küsten häufiger erneuert und ein stärkeres 
Selbstreinigungsvermögen besitzt.33

3.3 Zunehmende Bodenversiegelung 
und Bodendegradation

Durch das Bevölkerungs- und Wirtschaftswachstum 
erhöht sich die Nachfrage nach Wohnraum, Infra-
struktur und Dienstleistungen. Die Zunahme bebau-
ter Flächen geht mit vermehrter Bodenversiegelung 
einher. Diese ist ein wichtiger Grund für die Boden-
degradation in der EU. Bodenversiegelung betrifft 
oft fruchtbares Agrarland, gefährdet die biologische 
Vielfalt und erhöht das Risiko von Überschwemmun-
gen und Wasserknappheit. Dort, wo sich die versie-
gelte Fläche schneller ausdehnt als die Bevölkerung, 
kommt es zur Zersiedelung ländlicher Gebiete durch 
das Ausufern der Städte. Durch eine nachhaltige Flä-
chennutzungsplanung lassen sich diese Auswirkun-
gen eindämmen.

Das Ausmaß der Bodenversiegelung wird anhand 
entsprechender Kartierflächen gemessen, die vom 
Copernicus-Landüberwachungsdienst34 seit 2006 
überwacht werden. Im Jahr 2018 (dem letzten Jahr, 
für das Daten vorliegen) erstreckte sich versiegel-
te Fläche EU-weit über 111  895  Quadratkilometer 
(km²) oder 252 km² pro Kopf der Bevölkerung. Dies 
entspricht einem Anstieg von 3,4 % gegenüber 2006. 
Karte 4.10 veranschaulicht, in welchen Regionen die 
Bodenversiegelung in den letzten zwölf Jahren im 
Vergleich zum EU-Durchschnitt stärker zugenommen 
hat und in welchen die Bodendegradation am weites-
ten vorangeschritten ist und entsprechend der meis-
te Sanierungsbedarf besteht.

Im Vergleich zu städtischen Regionen geht Entwick-
lung in den ländlichen Gebieten der NUTS‑3-Regi-
onen mit einer weniger effizienten Landnutzung 
einher. Dementsprechend größer ist dort die ver-
siegelte Fläche pro Einwohner (Abbildung  4.10). In 
vorwiegend ländlichen Regionen erreichte die Bo-
denversiegelung durchschnittlich 362 km² pro Kopf 
der Bevölkerung – ein Anstieg von 4,8 % gegenüber 
2006. Auch in den intermediären Regionen erhöhte 
sich die versiegelte Fläche pro Person, während sie 
in den überwiegend städtischen Regionen abnahm – 
der Wert ist dort nicht einmal halb so hoch wie in den 

100

150

200

250

300

350

400

2006 2009 2012 2015 2018

Vorwiegend städtische Regionen
Intermediäre Regionen
Vorwiegend ländliche Regionen

Abbildung 4.10 Trends bei den bebauten 
Flächen in städtischen, intermediären 
und ländlichen Regionen (2006–2018)

m
² 

pr
o 

Ko
pf

 d
er

 B
ev

öl
ke

ru
ng

Quelle: EUA.

Ab
bi

ld
un

g 
4.

10
	Tr

en
ds

 b
ei

 d
en

 b
eb

au
te

n 
Fl

äc
he

n 
in

 s
tä

dt
is

ch
en

, i
nt

er
m

ed
iä

re
n 

un
d 

lä
nd

lic
he

n 
Re

gi
on

en
 (2

00
6–

20
18

)



Kapitel 4: D
er ökologische W

andel 

141
140

Guadeloupe 
Martinique

Canarias

Guyane

Açores

Mayotte Réunion

Madeira

0 500 km

REGIOgis

<= 1

2-1

3-2

> 3

Keine Daten verfügbar

Anzahl

© EuroGeographics Verband für Verwaltungsgrenzen

Durchschnittliche Zahl der Prozesse in Bezug auf Bodendegradation

Quelle: JRC.

0 500 km

REGIOgis

Canarias

Guyane

Açores

Mayotte Réunion

Madeira

Guadeloupe
Martinique 

<= 1,5

1,5–2,0

2,0–2,5

2,5–3,0

3,0–4,0

4,0–5,0

> 5,0

Keine Daten verfügbar

© EuroGeographics Verband für Verwaltungsgrenzen

Veränderung bei der Bodenversiegelung (2006–2018)

EU-27 = 3,4
Quelle: GD REGIO auf Grundlage harmonisierter EUA-Zeitreihen zur Versiegelung.

Gesamtveränderung (in %)

Karte 4.10	Veränderung bei Bodenversiegelung und Bodendegradation in NUTS‑3-Regionen



Neunter Bericht über den wirtschaftlichen, sozialen und territorialen Zusammenhalt

143142

ländlichen Regionen. In städtischen Gebieten sind Be-
bauungshöhe und -dichte in der Regel größer, und pro 
Einwohner wird weniger Fläche für Straßen genutzt. 
Daraus resultiert eine im Vergleich zu anderen Regi-
onenkategorien effizientere Landnutzung.

Den größten Anteil an der Zunahme versiegelter 
Flächen hatten im Zeitraum 2006–2018 die inter-
mediären Regionen (+1  655  km²), gefolgt von den 
ländlichen Regionen (+1  002  km²). Wie vorstehend 
erwähnt, beeinträchtigt die zunehmende Bodenver-
siegelung, insbesondere in ländlichen Gebieten, die 
natürliche Fähigkeit des Bodens, Regenwasser aufzu-
nehmen und zu speichern. Infolgedessen gehen Nie-
derschläge schneller in Oberflächenabfluss über. Die 
dabei entstehenden hohen Fließgeschwindigkeiten 
können zur Überlastung des Abwassersystems und 
in weiterer Folge zu Überschwemmungen führen. Je 
weniger Regenwasser im Boden versickert, desto ge-
ringer ist außerdem die Grundwasserneubildung, was 
wiederum das Risiko von Wasserknappheit erhöht. 
Um hier Abhilfe zu schaffen, braucht es eine effizi-
entere Landnutzung durch eine bessere Regulierung, 
naturnahe Lösungen (wie durchlässige Bürgersteige, 
begrünte Dächer und grüne städtische Infrastruktur) 
sowie die Erhaltung und Wiederherstellung natürli-
cher Entwässerungssysteme (Bäche, Flüsse, Feucht-
gebiete usw.) in stromaufwärts gelegenen Gebieten. 
Feuchtgebiete haben im Hinblick auf den Oberflä-
chenabfluss eine entscheidende Funktion für des-
sen Versickerung und Verteilung, und sie tragen zur 
Hochwasservermeidung und zur Grundwasseranrei-
cherung bei.

Neben der Bodenversiegelung setzen dem Boden 
auch Erosion, der übermäßige Einsatz von Nährstof-
fen, die Kontamination mit Schwermetallen und die 
Abnahme seiner biologischen Vielfalt und seines 
Bestands an organischem Kohlenstoff zu. Es han-
delt sich in allen Fällen um noch weiter verbreitete 
Probleme.

4. Übergang zum klimaneutralen 
Verkehr

Verkehrsbedingte THG-Emission haben in der EU wei-
ter zugenommen (siehe oben, Abschnitt 2). In jeder 
dritten NUTS‑2-Region ist der Verkehr derzeit der 
größte THG-Verursacher. Die wichtigsten Lösungs-
ansätze zur Dekarbonisierung des Verkehrs liegen in 
der Verlagerung auf alternative Verkehrsträger wie 
die Schiene bzw. auf aktive Verkehrsträger wie Rad-
fahren und Zufußgehen, in technischen und betriebli-
chen Maßnahmen zur Verbesserung der Energieeffi-
zienz sowie in der Umstellung auf emissionsfreie und 
emissionsarme Energieträger (d. h. Strom, fortschritt-
liche flüssige Biokraftstoffe und Biogas, E-Fuels und 
Wasserstoff). Häufig tragen diese Ansätze auch zur 
Verbesserung der Luftqualität bei.
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4.1 Reisegeschwindigkeit auf 
Bahnverbindungen zwischen EU-Städten35

Im Jahr 2021 schlug die Kommission einen Aktions-
plan zur Förderung des Schienenpersonenverkehrs 
auf Fern- und grenzüberschreitenden Strecken vor. 
Dieser baute auf den Bemühungen der Mitglied-

35	 Dieser Abschnitt konzentriert sich die Wegezeit. Es werden keine anderen Aspekte berücksichtigt, die für die Wahl des Verkehrsträgers 
relevant sind, z. B. Preis, Komfort und Sicherheit. Die Unterabschnitte 4.1 bis 4.3 basieren weitgehend auf Brons et al. (2023).

36	 Europäische Kommission (2020).

staaten auf, durch bessere Kapazitätssteuerung, 
koordinierte Fahrpläne, geteilte Fahrzeugpools und 
gezielte Infrastrukturverbesserungen zur Förderung 
neuer Zugverbindungen, einschließlich Nachtzügen, 
für schnellere Verbindungen zwischen Städten zu 
sorgen.36 Auf Hochgeschwindigkeitszüge entfiel 2019 
EU-weit ein Anteil von 31  % aller auf der Schiene 

Karte 4.11	Geschwindigkeit von Bahnverbindungen zwischen großen urbanen Zentren in der EU 
(2019)
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Die Geschwindigkeitsangaben basieren auf der optimalen Reisezeit an einem 
Wochentag im Verhältnis zur Entfernung in Luftlinie. Berücksichtigt wurden nur 
maximal 500 km voneinander entfernte urbane Zentren,
wobei mindestens eines mehr als 500 000 Einwohner zählen muss (oder die nationale 
Hauptstadt darstellt) und das zweite mindestens 200 000 Einwohner zählen muss.
*Seeweg: Verbindungen zwischen urbanen Zentren, die zum Teil auf dem Seeweg 
verlaufen, wenn weder eine feste Eisenbahnverbindung noch eine Eisenbahnfähre 
verfügbar ist.
Quellen: GD REGIO auf der Grundlage von Daten des Internationalen Eisenbahnverbands 
(UIC), von nationalen und regionalen Bahnbetreibern und von der JRC.

Karte 4.11 Geschwindigkeit von Bahnverbindungen zwischen großen urbanen Zentren 
in der EU (2019)
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zurückgelegten Personenkilometer. In Frankreich und 
Spanien lag der Anteil sogar bei knapp 60  %37. In 
mehr als der Hälfte der Mitgliedstaaten gibt es in-
des überhaupt keine Hochgeschwindigkeitsstrecken. 
In diesem Abschnitt wird untersucht, inwieweit Hoch-
geschwindigkeitszüge in Bezug auf die Wegezeit mit 
Kurzstreckenflügen mithalten können. Betrachtet 
wird die Geschwindigkeit auf schnellen Bahnstre-
cken zwischen großen EU-Städten im Vergleich zur 
Reisedauer mit dem Flugzeug. Der Fokus gilt den 
1 356 Verbindungen zwischen europäischen Städten 
ab 200 000 Einwohnern (bzw. den nationalen Haupt-
städten) in einer Entfernung von maximal 500 km. 

In den meisten Fällen ist die auf die kürzeste Dis-
tanz bezogene erreichte Fahrgeschwindigkeit38 auch 
bei den schnellsten Bahnverbindungen39 niedrig 
(Karte  4.11). Auf gerade einmal 3  % der Strecken 
werden Geschwindigkeiten von mehr als 150 Stun-
denkilometer (km/h) erreicht (Abbildung  4.11). Am 
höchsten ist der entsprechende Anteil im Süden der 
EU (7,6 %), wo sowohl Italien als auch Spanien über 
ein gut ausgebautes Hochgeschwindigkeitsnetz ver-
fügen. Im Nordwesten der EU gibt es ähnlich viele 
Hochgeschwindigkeitsverbindungen  – hauptsächlich 
verteilt auf Frankreich und Deutschland –, allerdings 
machen sie einen kleineren Anteil aus. Aufgrund der 
höheren Bevölkerungsdichte ist das Schienennetz 
dichter und weist mehr Kurzstreckenverbindungen 
mit niedrigeren Geschwindigkeiten auf. Dennoch hat 
der Nordwesten der EU den größten Anteil an Bahn-
verbindungen mit Geschwindigkeiten über 90 km/h. 
Es gibt dort nur wenige Städtepaare, zwischen denen 
überhaupt keine Zugverbindung besteht. Im Osten 
der EU ist das Schienennetz weniger gut ausgebaut. 
Auf keiner einzigen Strecke werden Reisegeschwin-
digkeiten von mehr als 150 km/h erreicht, und auf 
60 % der Strecken bleibt die Geschwindigkeit unter 
60 km/h. Außerdem besteht zwischen jedem fünften 
Städtepaar mit mindestens 200 000 Einwohnern kei-
ne Zugverbindung.

37	 Diese Zahl bezieht sich auf alle Hochgeschwindigkeitszüge, einschließlich der Neigetechnikzüge, die eine Geschwindigkeit von 200 km/h 
erreichen können, aber nicht unbedingt eine Hochgeschwindigkeitstrasse benötigen.

38	 „Geschwindigkeit auf kürzeste Distanz“ bezieht sich hier auf die Wegezeit zwischen den Bahnhöfen, geteilt durch die Entfernung in Luftlinie. 
Ins Gewicht fallen dabei nicht nur die Betriebsgeschwindigkeit der Bahn, sondern auch die Transferzeit und notwendige Umwegfahrten. 
Daher ist die Geschwindigkeit auf kürzeste Distanz immer kleiner als die Betriebsgeschwindigkeit. Es sei darauf hingewiesen, dass für die 
kleinere Gruppe der in Abschnitt 3 betrachteten Strecken Informationen über die tatsächlichen Streckenentfernungen und die Transferzeiten 
eingeholt werden konnten, sodass die tatsächlichen Betriebsgeschwindigkeiten der Züge und die beiden anderen Komponenten der Ge-
schwindigkeit auf kürzeste Distanz voneinander getrennt werden konnten.

39	 Schnellste Verbindung mit einer Abfahrt zwischen 6.00 und 20.00 Uhr an Wochentagen (2019). 

40	 Sippel et al. (2018).

41	 Ein möglicher Grund für das Fehlen einer Bahnverbindung liegt darin, dass diese Strecken, ob grenzüberschreitend oder im Inland, teilweise 
durch Fernbuslinien bedient werden.

42	 Nach SABRE-Flugliniendaten werden auf diesen Strecken jährlich 57 Mio. Passagierflüge durchgeführt. Die Abweichung von den 102 Mio. Flü-
gen laut Eurostat-Daten ergibt sich u. a. daraus, dass bei den SABRE-Daten eine Mindestgröße der Stadt und eine Mindestanzahl von Flügen 
und Passagieren pro Tag zugrunde gelegt werden. Es ist zu beachten, dass ein Teil der Reisenden einen Anschlussflug nimmt.

43	 Zur Gesamtwegezeit kommen die Zeitkomponenten außerhalb der reinen Beförderung im Verkehrsmittel hinzu (siehe Kasten 4.5).

Im grenzüberschreitenden europäischen Eisenbahn-
verkehr gibt es trotz Fortschritten bei der technischen 
Interoperabilität immer noch zahlreiche Hindernisse. 
Es finden sich etliche Verbindungslücken zwischen 
nationalen Eisenbahnen.40 Mehr als 5 % der grenz
überschreitenden Städtepaare sind mit der Bahn 
nicht miteinander verbunden. Auf Städtepaare inner-
halb eines Landes trifft dies nur in 0,3 % der Fälle 
zu.41 Zudem ist die Reisegeschwindigkeit auf gren-
züberschreitenden Strecken in der Regel niedriger 
als auf reinen Binnenstrecken: Auf rund 40  % der 
grenzüberschreitenden Strecken  – im Vergleich zu 
nur 16 % der Binnenstrecken – beträgt sie weniger 
als 60 km/h. Hinzu kommt, dass auf nur 0,4 % der 
grenzüberschreitenden Strecken eine Geschwindig-
keit von mehr als 150 km/h erreicht wird.

Der Anteil der Strecken, bei denen Geschwindigkei-
ten von mehr als 150 km/h erreicht werden, ist bei 
Verbindungen zwischen Großstädten mit mehr als 
500 000 Einwohnern (7 %) größer als bei Strecken 
zwischen Städten mit 200  000 bis 500  000  Ein-
wohnern (1 %) bzw. zwischen Groß- und Kleinstäd-
ten (3 %). Ein ähnlicher Unterschied ergibt sich beim 
Anteil der Verbindungen mit Geschwindigkeiten über 
90 km/h: 36 % bei Großstadtpaaren und 19 % bei 
Kleinstadtpaaren.

4.2 Wegezeit zwischen EU-Städten: 
Bahnfahren und Fliegen im Vergleich

Von den 1 365 Verbindungen zwischen Städtepaa-
ren werden 297 mit einem Direktflug bedient.42 Auf 
68 dieser Strecken ist die Gesamtwegezeit43 auf der 
Schiene kürzer als auf dem Luftweg. Die betreffen-
den Strecken verlaufen hauptsächlich in und zwi-
schen den Niederlanden, Belgien, Deutschland und 
Frankreich (sowohl Inlands- als auch Auslandsverbin-
dungen; Karte 4.12). In den meisten Fällen handelt es 
sich um Verbindungen zwischen den Hauptstädten, 
aber auch Verbindungen zwischen anderen Städten 
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fallen darunter. Auch auf einzelnen Binnenstrecken 
in Spanien, Italien und Polen ist die Bahn schneller, 
doch handelt es sich dabei ausschließlich um Verbin-
dungen zwischen der Hauptstadt und anderen Groß-
städten des jeweiligen Landes. Auf 17 der Strecken, 
auf denen die Bahn einen Geschwindigkeitsvorteil 
hat, beträgt der Unterschied in der Wegezeit eine 
Stunde oder mehr. Diese Strecken verlaufen haupt-
sächlich in und zwischen den Niederlanden, Belgien, 
Deutschland und Frankreich, umfassen aber auch 
drei Inlandsverbindungen in Italien.

4.3 Warum ist Bahnfahren teilweise 
schneller als Fliegen? 

Einen zeitlichen Vorteil gegenüber dem Fliegen bietet 
das Bahnfahren tendenziell auf kürzeren Strecken 
(Abbildung 4.13a). Das Flugzeug schneidet bei Ent-
fernungen von mehr als 300 km in der Regel besser 
ab als die Bahn. Es gibt aber auch eine ganze Reihe 
solcher Strecken, bei denen das Gegenteil der Fall 
ist. Dies veranschaulicht, dass die Bahn auf relativ 
langen Strecken dem Flugzeug ebenbürtig sein kann, 
sofern sie eine ausreichende Betriebsgeschwindigkeit 
erreicht (Abbildung 4.13b).
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© EuroGeographics Verband für Verwaltungsgrenzen

Anmerkung: Negative Werte bedeuten, dass die Wegezeit 
mit der Bahn kürzer ist als mit dem Flugzeug.
Quellen: GD REGIO (auf der Grundlage von UIC-Daten), 
nationale und regionale Bahnbetreiber, JRC und Eurostat.

Differenz in Stunden

Karte 4.12 Wegezeit mit Bahn und Flugzeug im Vergleich (2019)

Karte 4.12	Wegezeit mit Bahn und Flugzeug im Vergleich (2019)
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Kasten 4.5	Wann hat die Bahn gegenüber dem Flugzeug einen 
Geschwindigkeitsvorteil?

1	 Die einzige Ausnahme im Datensatz ist die Flugreise von Rotterdam nach Antwerpen: Die Beförderung im Verkehrsmittel entfällt 
hier auf einen Flug zwischen Amsterdam und Brüssel. 

2	 Der Untersuchung liegen folgende Annahmen zugrunde. Zeit vor dem Einsteigen in den ersten Zug: 15 Minuten; Abfertigung und 
Einsteigen am Abflugflughafen: 60 Minuten; Rollzeit in die Flugzeit eingerechnet; Transfer am Zielflughafen: 30 Minuten (einschl. 
Aussteigen aus dem Flugzeug, Wartezeit bis zum Eintreffen des Gepäcks, Weg zum Abfahrtsort der Verkehrsverbindung zum Stadt-
zentrum). Es wird von einer Fluggeschwindigkeit von 500 km/h ausgegangen. Kommen für Flugreisen zwischen zwei bestimmten 
urbanen Zentren mehrere Flughäfen infrage, wurde die Wegezeit für die Verbindung mit dem höchsten Passagieraufkommen 
zugrunde gelegt.

Für einen Vergleich zwischen Bahn- und Flugreisen 
sind neben der Beförderung im Verkehrsmittel selbst 
auch die Unterschiede bei der Zugangszeit zum 
Flughafen bzw. Bahnhof, bei der Wartezeit sowie bei 
der tatsächlichen Abfahrts-/Abflugs- und Ankunfts-
zeit zu berücksichtigen. Die reine Beförderungszeit 
im Verkehrsmittel selbst ist beim Fliegen kürzer als 
beim Bahnfahren1, dafür ist der Zeitaufwand für 
An- und Abfahrt vom/zum Flughafen und die Abfer-
tigung im Flughafen selbst weitaus größer. Bei der 
Bahn geht das Einsteigen in aller Regel schneller 
vonstatten, und Bahnhöfe sind zumeist besser an 
die Stadtzentren angebunden als Flughäfen. Die Ge-
samtheit der Zu- und Abgangsetappen gliedert sich 
in solche von fester Dauer (Warten/Einsteigen) und 
solche, deren Dauer von der Reisentfernung unab-
hängig sind (Zu-/Abgang zum/vom Bahnhof/Flugha-
fen). Daraus resultiert, dass Bahnfahren auf kürze-
ren Strecken tendenziell schneller ist. 

Dies wird in Abbildung 4.12 veranschaulicht: Darin 
wird die Gesamtdauer von Bahn- und Flugreisen 
einschließlich aller Zu- und Abgangsetappen2 auf 
drei für unterschiedliche Reiseentfernungen reprä-
sentativen Strecken verglichen. Bei Bahnreisen ent-
fällt der größte Teil der Wegezeit auf die Beförde-
rung im Zug, sodass die Gesamtreisezeit in hohem 
Maße von der zurückgelegten Entfernung abhängt. 
Beim Fliegen ist die Zeit im Verkehrsmittel selbst 
tatsächlich kürzer als die anderen Zeitkomponenten, 
und die gesamte Wegezeit ist in geringerem Maße 
entfernungsabhängig. Zwischen Florenz und Rom – 
die kürzeste der drei Strecken – ist die Wegezeit mit 
der Bahn kürzer, was vor allem auf den größeren 
Zeitaufwand für die Zu- und Abgangsetappen beim 
Fliegen zurückzuführen ist. Auf der mittleren Stre-
cke zwischen Madrid und Granada dauert die Bahn-
fahrt zwar länger als die Flugreise, der Unterschied 
ist aber gering. Auf der längsten Strecke – zwischen 
Rotterdam und Straßburg  – ist Fliegen eindeutig 
schneller, da die reine Beförderung im Verkehrsmit-
tel selbst wesentlich kürzer ist als beim Bahnfahren.
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Abbildung 4.12 Zeitkomponenten ausgewählter Städteverbindungen in Stunden, 
Vergleich Bahn und Flug (2019)

Anmerkung: Die Strecken sind so gewählt, dass Fahrten über verschiedene Entfernungen veranschaulicht werden. Konkret wurden 
Strecken ausgewählt, die hinsichtlich der Verteilung der Entfernungen zwischen urbanen Zentren jeweils dem untersten Quintil,
dem Medianwert und dem obersten Quintil am nächsten liegen. In der „reinen Fahrzeit“ ist die Rollzeit inbegriffen.
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Quelle: GD REGIO und JRC auf der Grundlage von SABRE-Flugliniendaten.Ab
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Abbildung 4.13	 Wegezeit (in Stunden) zwischen Städtepaaren je nach Entfernung und nach  
Betriebsgeschwindigkeit der Bahn – Vergleich Bahn und Flug (2019)

-2

0

2

4

6

8

10
0 100 200 300 400 500

St
un

de
n

km

a) Streckenentfernung zwischen Städtepaaren

-2

0

2

4

6

8

10
0 100 200 300

St
un

de
n

km/h

b) Durchschnittliche Betriebsgeschwindigkeit der Bahn 

Anmerkung: Negative Werte auf der vertikalen Achse bedeuten, dass die gesamte Wegezeit mit der Bahn kürzer ist als mit dem Flugzeug.
Quelle: GD REGIO und JRC auf der Grundlage von SABRE-Flugliniendaten.

Abbildung 4.14	 Wegezeit (in Stunden) je nach Transferzeit der Bahn und nach Umwegfaktor –  
Vergleich Bahn und Flug (2019)
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Anmerkung: Negative Werte auf der vertikalen Achse bedeuten, dass die gesamte Wegezeit mit der Bahn kürzer ist als mit dem Flugzeug. 
Quelle: GD REGIO und JRC auf der Grundlage von SABRE-Flugliniendaten.

Tabelle 4.2	 Betriebsgeschwindigkeit der Bahn, Transferzeit und Umwegfaktor von Bahnfahrten 
(2019)

Betriebsgeschwindigkeit 
der Bahn (km/h) Transferzeit (Std.) Transferzeit  

(% der Bahnfahrt) Umwegfaktor

Grenzüberschreitende Strecken 117 0,36 7,6 1,42

Binnenstrecken 138 0,12 2,5 1,37

Alle Strecken 126 0,25 5,3 1,40

Quelle: GD REGIO.
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Die gesamte Transferzeit bleibt bei fast allen Stre-
cken unter einer Stunde, nur bei einigen wenigen 
Ausnahmen liegt sie zwischen einer und zweieinhalb 
Stunden (Abbildung  4.14a). Naturgemäß sind die 
Fahrten umso langsamer, je länger die Transferzei-
ten. Auf allen Strecken mit einer mehr als 30-mi-
nütigen Transferzeit ist die Bahn langsamer als das 
Flugzeug. Bahnverbindungen zwischen Städtepaaren 
sind bisweilen deutlich länger als die Entfernung in 
Luftlinie. Höhere Werte beim Umwegfaktor schlagen 
sich in einer vergleichsweise längeren Wegezeit für 
die Bahn nieder (Abbildung 4.14b).

Auf grenzüberschreitenden Bahnstrecken ist die er-
reichte Reisegeschwindigkeit durchschnittlich rund 
20  km/h niedriger als auf Binnenstrecken (Tabel-
le 4.2). Dies liegt u. a. an dem im Vergleich zu Bin-
nenstrecken etwas höheren Umwegfaktor, vor allem 
aber an der Transferzeit, die im Durchschnitt dreimal 
so lang ist wie auf Binnenstrecken.

Dementsprechend hätte es besonders deutliche Aus-
wirkungen auf die Fahrtdauer, wenn bei der Verbes-
serung von Bahnverbindungen ein Augenmerk auf 
grenzüberschreitende Strecken gelegt würde. Das 
Gleiche gilt für Strecken in den östlichen Mitglied-
staaten, wo auf der Schiene im Vergleich zu ande-
ren Teilen der EU niedrigere Reisegeschwindigkeiten 
erreicht werden und wo es mehr Verbindungslücken 
gibt. Im Nordwesten und im Süden der EU gibt es 
zwischen fast allen Städten eine Bahnverbindung, 
und die Fahrtdauer ist in der Regel kürzer. Dennoch 
sind die Geschwindigkeiten auf vielen Strecken noch 
zu niedrig, als dass die Bahn eine attraktive Alternati-
ve zum Fliegen darstellt. Mit Verbesserungen bei der 
Fahrgeschwindigkeit könnten mehr Menschen zum 
Umstieg auf die Bahn bewogen werden, wodurch das 
Flugaufkommen abnehmen würde.

44	 Ein Ladestandort ist eine Anlage, an der eine oder mehrere Ladepunkte zur Verfügung stehen (siehe auch: https://alternative-fuels-obser�-
vatory.ec.europa.eu/general-information/recharging-systems).

4.4 Verbesserungen beim Angebot 
an Ladestationen für Elektrofahrzeuge, 
doch ländliche Regionen im Verzug 
Der Übergang zu emissionsfreien und emissionsar-
men Energieträgern (vor allem bei Strom) ist not-
wendig, um die Abhängigkeit des Straßenverkehrs 
vom Erdöl und seine Umweltauswirkungen zu ver-
ringern. Dies erfordert den Aufbau eines geeigneten 
Netzes an Lade- und Tankstelleninfrastrukturen für 
Fahrzeuge mit emissionsfreien und emissionsarmen 
Energieträgern, insbesondere an Ladestationen für 
Elektrofahrzeuge. Diese müssen in ausreichender 
Dichte verfügbar sein, um eine bequeme Versorgung 
sicherzustellen. In diesem Unterabschnitt werden die 
derzeitige Verfügbarkeit solcher Ladestationen in 
der EU und die Anzahl „nahegelegener“ Ladepunkte 
(d. h. im Umkreis von 10 km) untersucht.

Im Jahr 2022 waren in der EU durchschnittlich 
288  Ladepunkte im Umkreis von 10  km erreich-
bar, gegenüber 122 im Jahr 2020 – ein Anstieg von 
135  % in zwei Jahren (Tabelle  4.3). Sie waren an 
durchschnittlich 87 Ladestandorten44 gebündelt, von 
denen es zwei Jahre zuvor erst 46 gab. Die durch-
schnittliche Anzahl der Ladepunkte pro Standort ist 
von 2,7 auf 3,3 angewachsen. Infolgedessen ver-
ringerte sich die durchschnittliche Entfernung zum 
nächsten Ladepunkt zwischen 2020 und 2022 um 
40 % – von 6,9 km auf 4,1 km.

Die Verfügbarkeit von Ladestationen ist jedoch kei-
neswegs gleichmäßig über die EU verteilt. In den 
meisten Regionen in den Niederlanden, Flandern 
und Luxemburg ist ebenso wie in mehreren Regi-
onen Schwedens, Deutschlands, Österreichs und 
Spaniens ein guter Zugang zu Ladestationen ge-
geben (Karte 4.13). In fast allen östlichen Mitglied-
staaten und in Irland ist dies hingegen bei Weitem 
nicht der Fall. Innerhalb einiger Länder gibt es gro-

Tabelle 4.3	 Angebot an nahegelegenen (max. 10 km) Ladepunkten und -standorten  
für Elektrofahrzeuge in der EU (2020 und 2022)

Ladepunkte Ladestandorte Ladepunkte  
je Standort

Kürzeste 
Entfernung (km)

2020 122 46 2,7 6,9

2022 288 87 3,3 4,1

Anstieg 2020–2022 135 % 89 % 24 % -40 %

Quelle: GD REGIO und JRC auf der Grundlage von Daten der Europäischen Beobachtungsstelle für alternative Kraftstoffe (EAFO), von Eurostat 
und TomTom.

https://alternative-fuels-observatory.ec.europa.eu/general-information/recharging-systems
https://alternative-fuels-observatory.ec.europa.eu/general-information/recharging-systems
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Karte 4.14 Entfernung zum nächstgelegenen Ladepunkt für Elektrofahrzeuge (2022)
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ße Unterschiede zwischen den Regionen, so etwa in 
Belgien und Italien, wo ein Nord-Süd-Gefälle fest-
zustellen ist, und in Spanien, wo das Angebot in 
Küstenregionen weiter ausgebaut ist als im Landes-
inneren. In der EU insgesamt sind die Hauptstadtre-
gionen und sonstige Regionen mit großen Ballungs-
gebieten im Allgemeinen besser mit Ladestationen 
ausgestattet als andere. 

Die Anzahl der Ladestationen beeinflusst natürlich die 
durchschnittliche Entfernung zum nächstgelegenen 
Ladepunkt (Karte 4.14). Die Entfernung beträgt weni-
ger als 1 km in Luxemburg, den meisten Regionen der 
Niederlande, einigen Regionen Belgiens und Deutsch-
lands und in einer Reihe von Hauptstadtregionen. In 
vielen Regionen Polens, Rumäniens, Griechenlands 
und Litauens liegt der nächste Ladepunkt dagegen 
durchschnittlich mehr als 20 km entfernt, was der Ver-
breitung von Elektrofahrzeugen abträglich sein dürfte.

In städtischen Regionen in der EU gab es im Jahr 
2022 durchschnittlich 620 Ladepunkte in einem Um-
kreis von 10 km – mehr als doppelt so viele wie im 
EU-Durchschnitt. Die intermediären und vor allem die 
ländlichen Regionen blieben hingegen deutlich hinter 
diesem Mittelwert zurück (Tabelle  4.4). Die durch-
schnittliche Anzahl der Ladepunkte pro Ladestandort 
(3,4) war ebenfalls größer als in den intermediären 
(3,0) und den ländlichen Regionen (2,7). Gleichzeitig 
mussten in den ländlichen Regionen zur nächsten La-
destation im Durchschnitt 8,4 km zurückgelegt wer-
den – fünfmal mehr als in den städtischen Regionen.

Die bessere Verfügbarkeit von Ladepunkten in städti-
schen Regionen spiegelt die aufgrund einer größeren 
Bevölkerungszahl und -dichte höhere Nachfrage wider. 
Das Gefälle bei der Verfügbarkeit ist jedoch größer als 
die demografischen Unterschiede vermuten lassen – 
ein Indiz dafür, dass diesbezüglich in städtischen Regi-
onen im Vergleich zu anderen weniger Hindernisse für 
den Besitz eines Elektrofahrzeugs bestehen.

45	 https://transport.ec.europa.eu/transport-themes/clean-transport/clean-and-energy-efficient-vehicles/green-propulsion-transport/hydrogen-
and-fuels-cells-transport_en

4.5 Wasserstoff-Zapfstellen derzeit 
primär in einem kleinen Teil der EU 
verfügbar
Wasserstoff aus erneuerbaren Quellen ist ebenfalls 
ein Energieträger mit dem Potenzial zum sauberen, 
effizienten Fahrzeugantrieb. Er ist als wesentlicher 
Bestandteil des künftigen Kraftstoffmixes für den 
Verkehr vorgesehen und soll gleichzeitig die Energie-
versorgungssicherheit erhöhen und die Abhängigkeit 
vom Öl, die THG-Emissionen und die Luftverschmut-
zung verringern.45 Wasserstoff-Zapfstellen finden 
sich derzeit nur in einem kleinen Teil der EU, und 
zwar vor allem in den nordwestlichen Mitgliedstaa-
ten: 63 % in Deutschland, weitere 25 % in Frankreich 
und den Niederlanden, dafür aber keine einzige in 
den östlichen Mitgliedstaaten (Karte  4.15). Die Be-
deutung von Wasserstoff für den Güterverkehr lässt 
sich daran erkennen, dass viele der Zapfstellen ent-
lang den Binnenwasserstraßen liegen, die die großen 
Häfen von Rotterdam, Le Havre und Antwerpen mit 
Großstädten (Paris, Brüssel) und Ballungsgebieten 
(Ruhrgebiet) verbinden.

5. Die Herausforderungen 
eines gerechten Übergangs

Dass die Klimawende gerecht und ausgewogen ver-
läuft, ist eine zentrale Herausforderung. Der Übergang 
zur Nachhaltigkeit bietet zwar das Potenzial für neue 
Arbeitsplätze und Wirtschaftswachstum, ist aber auch 
mit erheblichen Kosten verbunden, insbesondere für 
Beschäftigte in der Industrie für fossile Brennstoffe 
und für einkommensschwache Haushalte.

Die Abkehr von fossilen Brennstoffen wird in eini-
gen Sektoren Umstrukturierungen erforderlich ma-
chen. Von Arbeitsplatzverlusten, die zwangsläufig 
damit verbunden sind, werden tendenziell Beschäf-
tigte mit geringer Qualifikation und mit begrenzten 

Tabelle 4.4	 Angebot an nahegelegenen (max. 10 km) Ladepunkten und -standorten  
für Elektrofahrzeuge nach Stadt-Land-Typologie (2022)

Ladepunkte Ladestandorte Ladepunkte  
je Standort

Kürzeste 
Entfernung (km)

EU‑27 288 86,6 3,3 4,1

Stadt 620 182,8 3,4 1,6

Intermediär 82 27,5 3,0 4,4

Land 23 8,4 2,7 8,4

Quelle: GD REGIO und JRC auf der Grundlage von Daten der EAFO, von Eurostat und von TomTom.

https://transport.ec.europa.eu/transport-themes/clean-transport/clean-and-energy-efficient-vehicles/green-propulsion-transport/hydrogen-and-fuels-cells-transport_en
https://transport.ec.europa.eu/transport-themes/clean-transport/clean-and-energy-efficient-vehicles/green-propulsion-transport/hydrogen-and-fuels-cells-transport_en
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Karte 4.15	Wasserstoff-Zapfstellen (2023)
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Zapfstellen

Karte 4.15 Wasserstoff-Zapfstellen (2023)
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Kasten 4.6	Ein gerechter Übergang zur Klimaneutralität

Mit dem Fonds für einen gerechten Übergang (JTF) 
werden Regionen, die von fossilen Brennstoffen und 
Industriezweigen mit hohen Emissionen abhängig 
sind, beim grünen Übergang unterstützt. Ziel des 
Fonds ist es, die durch die Klimawende entstehen-
den sozioökonomischen Kosten abzufedern und 
die in Karte 4.16 hervorgehobenen Gebiete bei der 
Diversifizierung und Umstellung der Wirtschaft zu 

unterstützen. Diese Gebiete wurden von den Mit-
gliedstaaten in deren territorialen Plänen für einen 
gerechten Übergang ermittelt. 

Der JTF ist eine der drei Säulen des Mechanismus 
für einen gerechten Übergang. Die beiden anderen 
Säulen sind ein einschlägiges Programm im Rahmen 
von „InvestEU“ und eine Darlehensfazilität für den 
öffentlichen Sektor.

Karte 4.16	JTF-Gebiete in genehmigten territorialen Plänen für einen gerechten Übergang 
(Dez. 2023)
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Quellen: GD REGIO.

Karte 4.16 JTF-Gebiete in genehmigten territorialen Plänen für einen gerechten Übergang 
(Dez. 2023)
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Möglichkeiten zum Wohnortwechsel (und ihre Fa-
milien) betroffen sein. Darüber hinaus könnten die 
mit der Einführung klimaschonender Technologien 
und Maßnahmen verbundenen Kosten einkommens-
schwache Haushalte unverhältnismäßig stark treffen 
und bestehende soziale Ungleichheiten verschärfen, 
wenn Betroffenen keine Unterstützung für die Um-
setzung energieeffizienter Lösungen angeboten wird.

Gleichzeitig bietet der ökologische Wandel auch viel-
versprechende Möglichkeiten zur Schaffung von Ar-
beitsplätzen. Bis zum Jahr 2030 könnten in der EU 
schätzungsweise 2,5 Mio. neue Arbeitsplätze entste-
hen, für die eine hohe Qualifikation erforderlich ist, 
insbesondere im Bereich der erneuerbaren Energien 
und in anderen nachhaltigen Sektoren.46 Arbeitneh-
mer hätten die Möglichkeit, neue Qualifikationen zu 
erwerben und eine Beschäftigung in den betreffen-
den Sektoren aufzunehmen. Durch Umschulung und 
Weiterbildung könnten sich außerdem neue Beschäf-
tigungsmöglichkeiten für unterrepräsentierte Grup-
pen wie Frauen und junge Menschen ergeben.

Um einen gerechten Übergang zu gewährleisten, ist 
es von entscheidender Bedeutung, dass die Politik 
diesen Veränderungen Rechnung trägt und Maßnah-
men so angelegt werden, dass die sich bietenden 
Chancen genutzt werden können. Besonders wichtig 
ist dies in weniger entwickelten Regionen, die auf 
den Übergang zu einer klimaneutralen Wirtschaft 
tendenziell weniger gut vorbereitet sind und größere 
Schwierigkeiten haben dürften, die möglichen Vor-
teile zu nutzen. Daher unterstützt die Kommission 
mit dem Fonds für einen gerechten Übergang (JTF; 
Kasten 4.6) die vom Übergang zur Klimaneutralität 
am stärksten betroffenen EU-Regionen. Im Rahmen 
des JTF werden die Diversifizierung und Umstellung 
der Wirtschaft der betroffenen Gebiete unterstützt, 
aber auch die Weiterqualifizierung und Umschulung 
von Beschäftigten sowie Investitionen in kleine und 
mittlere Unternehmen, in die Gründung neuer Unter-
nehmen und in Forschung und Innovation. Ökologi-
sche Sanierung, saubere Energie, Unterstützung bei 
der Arbeitssuche und die Umwandlung bestehender 
kohlenstoffintensiver Anlagen fallen ebenfalls in den 
Anwendungsbereich der Unterstützung.

Ebenso wichtig ist es, der sozialen Gerechtigkeit Prio-
rität einzuräumen und die betroffenen Beschäftigten 
und ihre Haushalte zu unterstützen. Durch Investiti-
onen in Umschulungsprogramme mit Unterstützung 
aus dem JTF kann den Menschen beim Erwerb der 
notwendigen Fähigkeiten für Arbeitsplätze in der grü-

46	 Cedefop (2021).

47	 Alves Dias et al. (2021).

nen Wirtschaft geholfen werden, während finanzielle 
Unterstützung die Möglichkeit bietet, die Belastung 
für einkommensschwache Haushalte zu verringern 
und für einen gerechteren Übergang zu sorgen.

5.1 Fortschritte auf dem Weg zu einem 
gerechten Übergang in fossilen und 
energieintensiven Industriezweigen

In diesem Abschnitt werden regionale Statistiken 
über die derzeitige Beschäftigung in von Kohlenstoff 
abhängigen oder CO2-intensiven Sektoren in der EU 
vorgestellt und die Bereiche und Tätigkeiten ermittelt, 
in denen im Zuge des ökologischen Wandels neue Ar-
beitsplätze entstehen. Außerdem wird bewertet, wel-
che territorialen Auswirkungen die Ausweitung des 
EHS auf Heiz- und Kraftstoffe mit sich bringt. Koh-
leregionen und kohlenstoffintensive Regionen in der 
EU, die als die vom Übergangsprozess am stärksten 
betroffenen Gebiete gelten, erhalten zur Förderung 
der Diversifizierung ihrer Wirtschaft in den betroffe-
nen Sektoren Unterstützung aus dem JTF.

Im Jahr 2018 waren EU-weit fast 340  000  Men-
schen direkt und indirekt in der Kohleindustrie be-
schäftigt. Diese Arbeitsplätze verteilen sich auf 
wenige Gebiete – sie befinden sich zu 60 % in nur 
sieben Regionen (Śląskie und Łódzkie in Polen, Sud-
Vest Oltenia in Rumänien, Yugoiztochen in Bulgarien, 
Severozápad in Tschechien, Köln und Brandenburg in 
Deutschland sowie Dytiki Makedonia in Griechenland; 
Karte 4.17). Schätzungen zufolge könnten bis 2030 
zwischen 54 000 und 112 000 direkte Arbeitsplätze 
verloren gehen.47

Die Torf- und die Ölschieferindustrie sind kleiner. Die 
Torfindustrie zählt schätzungsweise knapp 12  000 
direkte und indirekte Beschäftigte, die Ölschieferin-
dustrie knapp 7 000 – und zwar allesamt in Estland, 
dem einzigen EU-Land mit einem solchen Industrie-
zweig. Die Schließung der beiden Industriezweige 
könnte erhebliche Auswirkungen auf die lokale und 
regionale Beschäftigungssituation haben und wird 
eine wirtschaftliche Umstrukturierung erfordern.

In CO2-intensiven Industriezweigen arbeiten mehr 
Menschen. Im Jahr 2020 waren knapp 6 Mio. Men-
schen in den Sektoren Automobil, Stahl, Mineralien, 
Papier, Chemikalien, Koks und Erdöl beschäftigt, was 
3 % der Gesamtbeschäftigung in der EU entspricht. 
Die größten Beschäftigungscluster in diesen Sekto-
ren befinden sich in Mitteleuropa (Karte 4.18).
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Karte 4.17 Beschäftigung in der Kohleindustrie in NUTS-2-Regionen (2018)
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Die Kohleindustrie und die verarbeitende Industrie 
mit hoher CO2-Intensität stehen angesichts der Ver-
pflichtung der EU, bis 2050 klimaneutral zu werden, 
vor Umstellungsherausforderungen. Dies bezieht 
sich auf den Kohleausstieg und die Umstellung auf 
CO2-arme Technologien, etwa auf der Grundlage von 
Wasserstoff, aber auch auf den Rückgriff auf Kohlen-
stoffabscheidung und -speicherung in Bereichen, wo 
noch keine Dekarbonisierung möglich ist. Damit ver-
bunden ist das Erfordernis, die sozioökonomischen 
und ökologischen Auswirkungen des Übergangs auf 
die Regionen und die dort lebenden Menschen ab-
zufedern. Anhand von Fallstudien zum Ausstieg aus 
fossilen Brennstoffen (Kohlebergbau im Vereinigten 
Königreich, Erdölraffination in Kroatien und Torfab-
bau in Finnland) hat sich gezeigt, dass CO2-abhängi-
ge Industriezweige oft tief in der lokalen Kultur und 
Identität verwurzelt sind.48 Sie liegen auf einige weni-
ge Orte verteilt, und wie sich herausgestellt hat, ver-
ursacht der Wegfall von Arbeitsplätzen langfristige 
negative physische, psychische und soziale Effekte 
auf die betroffenen Menschen und Gemeinden. Be-
mühungen zur Umschulung der von einem Arbeits-
platzverlust betroffenen Beschäftigten reichen nicht 
aus. Um einen gerechten Übergang zu gewährleisten, 
bedarf es einer langfristigen, kohärenten Unterstüt-
zung in Form von Bildungsangeboten, finanzieller 
Hilfe und sozialer Betreuung. Diese Unterstützung 
muss frühzeitig einsetzen und zielgerichtet sein, wo-
bei es gilt, mit bestehenden lokalen Unterstützungs-
netzen zusammenzuarbeiten und die Interessen der 

48	 Kaizuka (2022).

49	 Marques Santos et al. (2023) und Aktualisierung für 2019 und 2020 in Marques Santos et al. (2024).

wichtigsten Beteiligten aufeinander abzustimmen. 
Die  Fallstudien machen die Bedeutung ortsbezoge-
ner, partnerschaftlicher Maßnahmen deutlich.

5.2 Wettbewerbsfähigkeit und 
Nachhaltigkeit von Sektoren in 
der Klima- und Energiewende

Der Übergang zu einer wettbewerbsfähigen grünen 
Wirtschaft ist im Gange, wenngleich je nach Region 
in unterschiedlichem Tempo. Der Indikator für regi-
onale wettbewerbsfähige Nachhaltigkeit49 wurde 
entwickelt, um den Anteil der Beschäftigung in jenen 
56 NACE-Sektoren aufzuzeigen, die im Hinblick auf 
Wettbewerbsfähigkeit und Nachhaltigkeit durchweg 
über dem EU-weiten Medianwert liegen (Karte 4.19). 
Die sektorale Wettbewerbsfähigkeit wird auf der 
Grundlage der Arbeitsproduktivität und der Nachhal-
tigkeit anhand der THG-Emission pro beschäftigter 
Person gemessen. Der Indikator wurde für die Jahre 
2008–2020 ermittelt und zeigt die Verlagerung der 
Beschäftigung auf ökologischere und produktivere 
Sektoren im Zeitverlauf.

Im Jahr 2019 waren im regionalen Durchschnitt 
17 % der Arbeitsplätze in Sektoren angesiedelt, die 
in puncto Wettbewerbsfähigkeit und Nachhaltigkeit 
den EU-Medianwert übertrafen. Die höchsten An-
teile wurden dabei in Süddeutschland, Nordöster-
reich, Südirland und Südskandinavien sowie in den 
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Abbildung 4.15 Entwicklung des Indikators für regionale wettbewerbsfähige Nachhaltigkeit 
nach Regionenkategorie für die Kohäsionspolitik (2008–2020)

Anmerkung: Beschäftigungsanteil (%) in den 56 NACE-Sektoren, die im Hinblick auf Wettbewerbsfähigkeit und Nachhaltigkeit durchweg 
über dem EU-weiten Medianwert liegen.
Quelle: JRC.
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Karte 4.19	 Indikator für regionale wettbewerbsfähige Nachhaltigkeit (2019)
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Beschästigungsanteil in den 56 NACE-Sektoren, die im Hinblick 
auf Wettbewerbsfähigkeit und Nachhaltigkeit durchweg über 
dem EU-weiten Medianwert liegen.
Quelle: JRC.

Karte 4.19 Indikator für regionale wettbewerbsfähige Nachhaltigkeit (2019)
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Hauptstadtregionen erreicht. Zwischen 2008 und 
2020 legten die stärker entwickelten Regionen deut-
lich stärker zu als die weniger entwickelten Regionen 
oder die Übergangsregionen (Abbildung  4.15), wo-
durch sich der Abstand zwischen ihnen vergrößerte.

Ökonometrische Analysen lassen darauf schließen, 
dass Investitionen, die aus dem EFRE, dem KF und 
dem Europäischen Sozialfonds kofinanziert werden, 
den Übergang zu einer wettbewerbsfähigeren und 
nachhaltigeren regionalen Wirtschaft begünstigen.50 
Dies gilt insbesondere für die Wettbewerbsfähigkeit 
und die Neuorientierung hin zu wertschöpfungsinten-
siveren Sektoren, was vor allem in den weniger ent-
wickelten Regionen, die die meisten Mittel erhalten, 
deutlich wird. Verbesserungen bei der Nachhaltigkeit 
sind jedoch weit weniger gut erkennbar, was darauf 
hindeutet, dass sie schwieriger zu erreichen sind und 
der Übergang zu einer CO2-armen Wirtschaft mehr 
Zeit und Anstrengung erfordert. Faktoren wie For-
schung und Entwicklung, die Regierungsqualität und 
die Qualifikation der Arbeitskräfte spielen in dieser 
Hinsicht offenbar eine wichtige Rolle. Angemessene 
Politikgestaltung, Reformen und Investitionen sind 
unerlässlich, damit beim Übergang zu einer CO2-ar-
men Wirtschaft und bei der Anpassung an die neuen 
Gegebenheiten die Beschäftigung, die Wettbewerbs-
fähigkeit und das Wirtschaftswachstum angeregt 
werden. Im Mittelpunk stehen dabei die Nutzung der 
Grundsätze der Kreislaufwirtschaft und der Einsatz 
sauberer Technologielösungen zugunsten von Inno-
vation und Effizienz in allen Branchen.

50	 Für weitere Einzelheiten siehe Marques Santos et al. (2023).

5.3 Längerfristige Auswirkungen 
der Ausweitung des EHS und 
des Umbaus von Industrie- 
und Dienstleistungssektoren

Das EHS hat den Zweck, THG-Emissionen aus der 
Stromerzeugung und aus großen Industrieanlagen 
durch ein Handelssystem mit festen Emissionsober-
grenzen zu begrenzen. Im Jahr 2021 deckte das EHS 
40 % der THG-Emissionen in der EU ab. Im Jahr 2023 
genehmigte die EU ein neues EHS für die Verbrennung 
von Brennstoffen in Gebäuden, im Straßenverkehr 
und in einigen weiteren Sektoren. Die betreffenden 
Emissionen machen weitere 40 % der europaweiten 
Emissionen aus und sind somit im Hinblick auf die 
Erreichung der Klimaschutzziele gleichermaßen von 
Bedeutung. Der Anteil der erfassten Emissionen ist 
je nach Land und Region unterschiedlich. Am größten 
ist der Anteil in Luxemburg (Abbildung 4.16), vor al-
lem wegen des internationalen Durchgangsverkehrs.

Während die THG-Emissionen aus dem Energie-
verbrauch der Haushalte zwischen 1990 und 2021 
um 30  % abnahmen, erhöhten sich jene aus dem 
Straßenverkehr, der nach wie vor in hohem Maße von 
Öl und Benzin abhängig ist, um 18 %.

Höhere Preise für kohlenstoffhaltige Kraftstoffe 
schaffen Innovationsanreize und tragen zur Reduk-
tion der Emissionen bei, doch treffen sie ärmere 
Haushalte in der Regel besonders hart. Die Auswei-
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tung des EHS bedeutet, dass Klimaschutzmaßnah-
men für die Menschen spürbarer werden, da sie beim 
Beheizen ihres Wohnraums und bei der Pkw-Nutzung 
direkt betroffen sein werden, wenn im Rahmen des 
Mechanismus ab 2027 Steuern erhoben bzw. erhöht 
werden. In der gesamten EU wenden die Haushalte im 
Durchschnitt zwischen 3 % und 10 % ihres Einkom-
mens für Heiz- und Kraftstoffe auf (Abbildung 4.17). 
Private Haushalte in der EU geben umso mehr für 
Heizstoffe aus, je höher ihr verfügbares Einkommen 

51	 Koukoufikis und Uihlein (2022); Ozdemir und Koukoufikis (2024).

ist51  – etwa doppelt so viel im Falle der 20  % der 
Haushalte mit den höchsten Einkommen (oberstes 
Quintil der Einkommensverteilung) im Vergleich zu 
den 20 % mit den niedrigsten Einkommen. Die antei-
lige Differenz wächst jedoch unterproportional. Das 
bedeutet, dass die entsprechenden Ausgaben für die 
Haushalte im untersten Quintil insgesamt stärker 
ins Gewicht fallen als für jene im obersten Quintil. 
Der Anstieg der Brennstoffkosten trifft also ärmere 
Haushalte stärker, weil sie einen größeren Teil ihres 

Abbildung 4.17	Durchschnittliche Ausgaben für Heiz- und Kraftstoffe und Anteil  
am Haushaltseinkommen, nach Einkommensquintil (EU, 2020)

 0

 200

 400

 600

 800

1 000

1 200

1 2 3 4 5

Dicht besiedelt Mitteldicht besiedelt
Dünn besiedelt

Ausgaben für Heizstoffe 

Einkommensquintil

Au
sg

ab
en

 in
 K

KS

 0

 200

 400

 600

 800

1 000

1 200

1 400

1 600

1 800

2 000

1 2 3 4 5

Dicht besiedelt Mitteldicht besiedelt
Dünn besiedelt

Au
sg

ab
en

 in
 K

KS

Ausgaben für Verkehrskraftstoffe 

Einkommensquintil

0

1

2

3

4

5

6

1 2 3 4 5

Dicht besiedelt Mitteldicht besiedelt
Dünn besiedelt

Ausgaben für Heizstoffe 

Einkommensquintil

An
te

il 
de

r A
us

ga
be

n 
in

 %

0

1

2

3

4

5

1 2 3 4 5

Dicht besiedelt Mitteldicht besiedelt
Dünn besiedelt

Ausgaben für Verkehrskraftstoffe 

Einkommensquintil

An
te

il 
de

r A
us

ga
be

n 
in

 %

Anmerkung: Für CZ, IE, IT, PL, PT, RO, FI und SE sind für 2020 noch keine Daten verfügbar. Beim 2015-Wert für CZ wurde die Gewichtung der 
Bevölkerungszahl mit der nach der EU-SILC gewichteten Gesamtzahl der Haushalte korrigiert.
Quelle: JRC auf der Grundlage von Eurostat.
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Budgets für Heizung aufwenden müssen, was das 
Risiko von Energiearmut erhöht. Unabhängig vom 
Einkommensniveau verzeichnen Haushalte in dicht 
besiedelten Gebieten durchweg einen niedrigeren 
Heizkostenaufwand als solche in intermediären oder 
dünn besiedelten Gebieten.

Die Gesamtausgaben für Kraftstoffe für den Verkehr 
fallen für alle Einkommensgruppen in ländlichen 
Gebieten am höchsten und in städtischen Gebieten 
am niedrigsten aus. Der Ausgabenanteil sinkt mit 
steigendem Einkommen. Erwartungsgemäß machen 
Ausgaben für verkehrsbezogene Kraftstoffe in länd-
lichen Gebieten einen größeren Anteil aus als in an-
deren Gebieten, da dort private Pkw und Motorräder 
stärker genutzt werden und weniger öffentliche Ver-
kehrsmittel zur Verfügung stehen.

Die Ausweitung des EHS auf Heiz- und Kraftstoffe 
wird daher besonders starke Auswirkungen auf ein-
kommensschwache Haushalte in ländlichen Gebie-
ten haben. Der abrupte Anstieg der Energiepreise 
im Jahr 2022 hat die privaten Haushalte offenbar 
dazu veranlasst, Alternativen für die Beheizung des 
Wohnraums zu erwägen – insbesondere in Form von 
Brennholz und Wärmepumpen. So waren Brennholz 
und Pellets52 in der EU im November 2022, als ein 
Preishöchststand erreicht wurde, um 54 % – in Ös-
terreich, Dänemark, den drei baltischen Staaten und 
Slowenien sogar um 100 % – teurer als im Jahr zu-
vor. Gleichzeitig stieg der Absatz von Wärmepumpen 
in der EU im Jahr 2022 um 39 %.53

6. Fazit

Der ökologische Wandel birgt das Potenzial, regiona-
le Ungleichheiten zu verringern, er könnte aber eben-
so gut zu deren Verschärfung beitragen. Einerseits 
darf mit der Schaffung neuer Arbeitsplätze gerech-
net werden, die Unterstützung durch geeignete Poli-
tikmaßnahmen vorausgesetzt. In besonderem Maße 
gilt dies für ländliche, weniger entwickelte Regionen, 
in denen ein hohes Ausbaupotenzial bei Wind- und 
Solarkraft sowie im Hinblick auf die Kohlenstoffab-
scheidung und -speicherung in natürlichen Ökosys-
temen besteht. Andererseits gibt es Anzeichen dafür, 
dass der ökologische Wandel stärker entwickelten 
Regionen besonders zugutekommt und dort eine 
Sogwirkung auf Investitionen und Fachkräfte entfal-
tet. In ländlichen einkommensschwachen Gebieten 
könnte er hingegen die Beschäftigung und die pri-

52	 Gemäß dem harmonisierten Verbraucherpreisindex von Eurostat (andere Festbrennstoffe umfassen Koks, Briketts, Pellets, Brennholz, Holzkohle 
und Torf).

53	 European Heat Pump Association (2023). 

vaten Haushalte vor Herausforderungen stellen und 
soziale Ungleichheiten verstärken.

Die Bewältigung dieser Herausforderungen erfordert 
eine Vertiefung des territorialen Ansatzes zur aus-
gewogenen Umsetzung des ökologischen Wandels. 
Dies kann über die Unterstützung anfälliger Regi-
onen durch die Kofinanzierung von Investitionen 
in erneuerbare Energien, Energieeffizienz, saubere 
und kreislauforientierte Technologien und kohlen-
stofffreie Fahrzeuge bzw. die entsprechende Infra-
struktur sowie durch Umschulungs- und Bildungsin-
itiativen geschehen. Zu berücksichtigen ist dabei der 
Grundsatz der „Vermeidung erheblicher Beeinträchti-
gungen“, um Zielkonflikte auszugleichen. Besonders 
wichtig ist dies in weniger entwickelten Regionen, die 
auf den Übergang zu einer klimaneutralen Wirtschaft 
tendenziell weniger gut vorbereitet sind und größere 
Schwierigkeiten haben dürften, die möglichen Vorteile 
zu nutzen. Ebenso wichtig ist es, der sozialen Gerech-
tigkeit Priorität einzuräumen. Es gilt, die betroffenen 
Beschäftigten bei der Umschulung zu unterstützen, 
damit sie über die für grüne Arbeitsplätze benötigten 
Kompetenzen verfügen, und einkommensschwache 
Haushalte zu entlasten. Im Zuge des ökologischen 
Wandels ist es von entscheidender Bedeutung, die 
Auswirkungen auf die Energiekosten zu minimieren, 
um zu verhindern, dass das Risiko der Energiearmut 
zunimmt. Die Methode der Prüfung der Auswirkungen 
auf den ländlichen Raum kann dazu beitragen, dass 
politische Maßnahmen in den Bereichen Klimaan-
passung, Energie, Verkehr oder Beschäftigung ihrem 
Zweck gerecht werden.

Klimarisikomanagement und Klimaanpassung sind 
zunehmend von Bedeutung, um die steigenden 
Kosten im Zusammenhang mit extremen Wetterer-
eignissen, Überschwemmungen, Waldbränden und 
Wasserknappheit zu mindern. Eine bessere Vorsor-
ge und eine erhöhte Klimaresilienz, etwa durch den 
Schutz und die Wiederherstellung von Ökosystemen, 
sind von proaktiven territorialen Maßnahmen ab-
hängig, um anfälligen Regionen dabei zu helfen, die 
wirtschaftlichen Kosten für die Katastrophenbewäl-
tigung, die Instandsetzung der Infrastruktur und die 
Folgen im Gesundheitswesen zu verringern und so 
ihre finanzielle Stabilität zu sichern.
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Regionale Innovation und digitaler Wandel5
•	 Innovation formt Märkte, bringt den Wandel der Volkswirtschaften voran, gibt 

Impulse für Veränderungen der Qualität öffentlicher Dienstleistungen und ist un-
verzichtbar für die Verwirklichung der übergeordneten Ziele des grünen und des 
digitalen Wandels. 

•	 Innovation ist eine wichtige Antriebskraft für nachhaltiges Produktivitätswachs-
tum und ein Schlüsselfaktor für die Wettbewerbsfähigkeit von Unternehmen, 
insbesondere jenen in der EU, die in einem von immer stärkerem Wettbewerb 
geprägten und fragmentierten geopolitischen Umfeld bestehen müssen.

•	 Mit Blick in die Zukunft haben der grüne und der digitale Wandel das Potenzi-
al, eine globale, tiefgreifende Veränderung von Produktionsprozessen und Wert-
schöpfungsketten herbeizuführen. Das wird offensichtliche Auswirkungen auf 
die Wirtschaftsgeografie mit sich bringen und es innovativeren Unternehmen 
leichter machen, sich anzupassen und die sich eröffnenden Chancen zu nutzen.

•	 Alle EU-Regionen haben das Potenzial, vom digitalen Wandel zu profitieren, doch 
offenbar sind stärker entwickelte Regionen aufgrund ihrer Wirtschaftsstruktur 
besser dafür gerüstet. 

•	 Darauf deuten auch die vorhandenen Messzahlen für die Geografie der Inno-
vation (Kompetenzen und Bildung, FuE, Patentanmeldungen) hin. Ferner lassen 
zusammengesetzte Indikatoren wie der Regionale Innovationsanzeiger Innova-
tionscluster rund um stärker entwickelte, oft großstädtische Gebiete und eine 
anhaltende Innovationskluft erkennen.

•	 Hinsichtlich der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit zwischen allen Arten 
von EU-Regionen bei der Entwicklung der für den grünen und den digitalen Wan-
del erforderlichen Wertschöpfungsketten gibt es Hinweise auf erhebliches Poten-
zial, das noch unerschlossen ist. 

•	 Mit ortsbezogenen Ansätzen lässt sich das Innovationspotenzial aller Regionen 
entsprechend ihren Stärken und Merkmalen nutzen.

•	 Bildung – von der frühkindlichen bis hinauf zur tertiären Bildung – spielt eine 
grundlegende Rolle für die Innovationsförderung. Bildungsinvestitionen sind we-
sentlich, um ein Angebot an qualifizierten, krisenfesten und anpassungsfähigen 
Arbeitskräften sicherzustellen, das es für nachhaltige Innovation und langfristige 
wirtschaftliche Entwicklung braucht.

•	 Investitionen in FuE können die Innovation in entwickelten Regionen anregen, 
was auch für benachbarte Regionen von großem Nutzen ist. In weniger entwi-
ckelten Regionen hingegen spielen Maßnahmen zur Verbesserung der Qualität 
der Institutionen eine ebenso wichtige Rolle für die Innovationsförderung. 

•	 Die Entwicklung digitaler Kompetenzen und die Verfügbarkeit eines leistungsfä-
higen Internetzugangs sind entscheidend, wenn sichergestellt werden soll, dass 
alle Regionen das Potenzial des digitalen Wandels ausschöpfen können. In den 
letzten Jahren wurden bei der Qualität der Breitbandanbindung in vielen Regio-
nen erhebliche Fortschritte erzielt. Nach wie vor bestehen jedoch große Unter-
schiede innerhalb der EU und ein anhaltendes Stadt-Land-Gefälle hinsichtlich 
des Zugangs zu Netzen mit sehr hoher Kapazität.

REGIONALE INNOVATION 
UND DIGITALER WANDEL
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Kapitel 5

Regionale Innovation und digitaler Wandel

1	 Europäische Kommission (2022a).

2	 In Regionen überall in der EU trägt die Abstimmung der Unterstützung aus dem EFRE mit Strategien für intelligente Spezialisierung zu 
einer Förderung ortsbezogener Innovationen und von Investitionen bei, die auf die Bedürfnisse und Chancen der regionalen Wirtschaft 
zugeschnitten sind. Dies hat zur Gründung regionaler Innovationszentren und zur Entstehung von Industrieclustern geführt, in denen For-
schungsinfrastrukturen, Hochschulen, Forschungs- und Technologiezentren und Industrie (z. B. Grenoble, Hamburg oder Brünn) gemeinsam 
untergebracht sind. Thematische Plattformen für intelligente Spezialisierung und einschlägige Partnerschaften sind auch zu wichtigen 
Instrumenten für die Vernetzung von Innovatoren mit ähnlichen oder einander ergänzenden Stärken in allen Teilen der EU geworden, auch 
in Technologiebereichen, die für den ökologischen und den digitalen Wandel von entscheidender Bedeutung sind. In den vergangenen sechs 
Jahren haben 37 interregionale Partnerschaften, an denen 180 Regionen in 33 EU- und Nicht-EU-Ländern beteiligt waren, eine solche Un-
terstützung in Bereichen wie fortgeschrittene Batteriewerkstoffe sowie Wasserstoff- und Brennstoffzellentechnologie geleistet.

3	 Weltwirtschaftsforum (2019).

4	 Die EU weist insgesamt eine starke Innovationsleistung auf, liegt aber bei immateriellen Investitionen und Patentaktivitäten im Zusam-
menhang mit der Digitalisierung hinter China zurück (Europäische Kommission, 2022b). Während die EU im Bereich der fortgeschrittenen 
Herstellung und fortgeschrittenen Werkstoffe gut aufgestellt ist – sowohl im Hinblick auf Veröffentlichungen als auch Patentanmeldun-
gen –, besteht in anderen Bereichen wie künstliche Intelligenz, Big Data, Cloud-Computing, Cybersicherheit, Robotik und Mikroelektronik 
Aufholbedarf in Bezug auf Entwicklung, Produktion und Kapazität (Europäische Kommission, 2021b und 2022b). 

5	 Europäische Kommission (2022b).

6	 Porter (1998).

1. Innovation und Wettbewerbs
fähigkeit der EU-Regionen in einem 
neuen, komplexen globalen Umfeld
Innovation spielt eine entscheidende Rolle, wenn es 
darum geht, das langfristige Produktivitätswachstum 
und die Wettbewerbsfähigkeit voranzutreiben.1 Inno-
vation formt Märkte, bringt den Wandel der Volks-
wirtschaften voran, gibt Impulse für Veränderungen 
der Qualität öffentlicher Dienstleistungen und ist 
wesentlich für die Verwirklichung der übergeordne-
ten Ziele des grünen und des digitalen Wandels. Ein 
erheblicher Teil der Mittel des Europäischen Fonds 
für regionale Entwicklung (EFRE) (56  Mrd.  EUR für 
den Zeitraum 2021–2027) dient der Förderung von 
Forschung und Innovation (FuI) in der EU durch orts-
bezogene Programme, die auf lokaler Ebene mitver-
waltet werden (Strategien für intelligente Speziali-
sierung, siehe Kasten 5.2). Diese Programme spielen 
eine zentrale Rolle bei der Stärkung regionaler Inno-
vationssysteme, um besser dafür gerüstet zu sein, 
Wirtschaftswachstum anzuregen und zu erhalten.2 

Besser qualifizierte und kreativere Arbeitskräfte, im-
mer effizientere und leistungsfähigere Maschinen, 
neue Produkte und Verfahren sind Schlüsseldimen-
sionen der Innovation in einem zunehmend wettbe-
werbsgeprägten globalen Umfeld. Ihre Bedeutung ist 
im Laufe der Zeit umso deutlicher geworden, je mehr 
EU-Unternehmen mit Konkurrenz aus den Schwellen-
ländern konfrontiert sind, die in der Wertschöpfungs-
kette rasch aufsteigen. Diese Volkswirtschaften haben 
immer noch den Vorteil niedriger Arbeitskosten, we-

niger strenger Umweltvorschriften und eines raschen 
technologischen Fortschritts3. Darüber hinaus wurde 
in einigen Gebieten, etwa in Südostasien und China, 
die Technologiegrenze in einer Reihe von Sektoren er-
reicht.4 Bei der Innovation auf dem Gebiet der fortge-
schrittenen Herstellung und der Umwelttechnologien 
ist die EU weltweit führend. Allerdings sind größere An-
strengungen erforderlich, um bei den digitalen Techno-
logien eine starke globale Position zu halten und weiter 
auszubauen – ein Bereich, in dem die USA führend sind 
und die Schwellenländer an Bedeutung gewinnen.5 

Mit Blick auf die Zukunft haben der grüne und der 
digitale Wandel das Potenzial, eine globale, tiefgrei-
fende Veränderung von Produktionsprozessen und 
Wertschöpfungsketten herbeizuführen, mit offen-
sichtlichen Auswirkungen auf die Wirtschaftsgeo-
grafie. In dieser Hinsicht sind die Generierung und 
Verbreitung von Innovationen – und deren räumliche 
Dimension – nicht nur für die Wettbewerbsfähigkeit 
der EU in der globalen Wirtschaft, sondern auch für 
ihren wirtschaftlichen, sozialen und territorialen Zu-
sammenhalt von entscheidender Bedeutung. 

Wie empirische Studien belegen, ist Innovation ten-
denziell auf bestimmte geografische Gebiete konzen-
triert. Das macht es umso wichtiger, die räumliche, so-
ziale und wirtschaftliche Dimension von Innovationen 
zu begreifen. Der Zusammenhang zwischen Innova-
tion und räumlichen Agglomerationseffekten wurde 
eingehend untersucht. Dabei hat sich bestätigt, dass 
die räumliche Nähe von Unternehmen, Zulieferern 
und verwandten Einrichtungen in einem Cluster Inno-
vation begünstigt.6 Agglomerationen erleichtern den 
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Austausch von stillem Wissen und die Zusammen-
arbeit. Sie ziehen ein Reservoir an Qualifikationen 
an, die zur Steigerung von Innovation beitragen.7 Die 
Bildung eines solchen Clusters wird auch durch die 
„Qualität“ des Standorts, durch die verfügbaren Inf-
rastrukturen und das Geschäftsumfeld beeinflusst.8 
Die positiven externen Effekte, die von Innovations-
clustern ausgehen, haben in der Regel Multiplikato-
reffekte auf die Beschäftigung und das Einkommen 
vor Ort. Das macht den Standort umso attraktiver für 
hochqualifizierte Arbeitsplätze und die entsprechen-
den Fachkräfte.9 Fazit: Da Innovation in der Regel 
konzentriert in bestimmten geografischen Gebieten 
stattfindet, ist es umso wichtiger, ihre räumliche, 
soziale und wirtschaftliche Dimension zu begreifen. 
Davon ausgehend gilt es, mit einem ausgewogenen 
Policy-Mix sowohl den wirtschaftlichen Zusammen-
halt als auch die Innovation voranzubringen. 

Mit ortsbezogenen Ansätzen lassen sich politische 
Maßnahmen so anlegen, dass das Innovationspo-
tenzial der Regionen entsprechend ihren Stärken 
und Merkmalen gefördert wird. Investitionen in For-
schung und Entwicklung (FuE) können die Innovation 
in stärker entwickelten Regionen anregen, was auch 
für benachbarte Regionen von großem Nutzen ist. In 
weniger entwickelten Regionen hingegen sind Maß-
nahmen in den Bereichen Bildung, Qualifikationen 
und Ausbildung erforderlich, um Innovation zu be-
günstigen.10 Darüber hinaus spielt die Qualität der 
Institutionen für Regionen auf allen Entwicklungs-
stufen eine wichtige Rolle dafür, dass sie erfolgreich 
an Forschungswettbewerben teilnehmen können.11 
Die  Schaffung von Kooperationsnetzen zwischen 
strukturschwachen Regionen und Innovationszent-
ren kann den Wissenstransfer erleichtern und Mög-
lichkeiten gemeinsamen Lernens eröffnen.12 Für Re-
gionen, die mit den Innovationszentren nur schwer 
mithalten können, kommt es darauf an, Wirtschafts-
sektoren auszuloten, in denen sie über einen kompa-
rativen Vorteil verfügen, und mit maßgeschneiderten 
Maßnahmen an der Entwicklung dieser Sektoren zu 
arbeiten.13 Ein solcher Ansatz kann die Unterstützung 
für die Bildung von Clustern beinhalten, um Agglo-
merationskräfte freizusetzen und einen Schwerpunkt 

7	 Rosenthal und Strange (2003).

8	 Chatterjee und Sampson (2015).

9	 Moretti (2010).

10	 Rodríguez-Pose und Crescenzi (2008).

11	 Peiffer-Smadja et al. (2023).

12	 Foray (2009).

13	 McCann und Ortega-Argilés (2015).

14	 Delgado, Porter und Stern (2010); Boschma (2015).

15	 OECD und Eurostat (2018).

auf zusammenhängende Wirtschaftstätigkeiten mit 
einem angemessenen Grad an Komplexität zu be-
gründen.14 All dies bedeutet, dass ein differenzierter, 
ortsbezogener Ansatz zur Innovationsförderung ei-
nen zentralen Baustein bildet, um die wirtschaftliche 
Konvergenz zwischen den Regionen zu unterstützen 
und die Innovationskluft zu verringern.

In diesem Kapitel wird ein Überblick über die Innova-
tionsleistung und die digitale Leistungsfähigkeit auf 
regionaler Ebene in Europa geboten und das künftige 
Potenzial beleuchtet. In Abschnitt 2 werden Innovati-
onsindikatoren wie Bildung, FuE-Ausgaben, Patentan-
meldungen und der Regionale Innovationsanzeiger 
vorgestellt. Abschnitt  3 liefert einen Überblick über 
die digitale Anbindung in den Regionen. In Abschnitt 4 
wird erläutert, wie grenzüberschreitende gemeinsa-
me Patente und die Spezialisierung in Sektoren, in de-
nen die Regionen potenzielle Stärken aufweisen, dazu 
beitragen können, dass diese die Chancen des digita-
len Wandels nutzen können und dass das Risiko einer 
digitalen Kluft und einer Innovationskluft abnimmt. 
In Abschnitt 5 wird bewertet, inwieweit ausländische 
Direktinvestitionen (ADI) und der Zugang zu Finanz-
mitteln der Innovation und der Integration in globale 
Wertschöpfungsketten zugutekommen können.

2. Die Geografie der Innovation 
in Europa: Bildung, FuE, 
Patentanmeldungen und der 
Regionale Innovationsanzeiger

Innovation kann viele Formen annehmen, und ihre 
Bewertung erfordert einen ganzheitlichen Ansatz, der 
die wichtigsten Dimensionen abdeckt. Die Messung 
von Innovation gilt weithin als schwieriges Unter-
fangen.15 In besonderem Maße trifft dies auf den 
regionalen Kontext zu, was den dringenden Bedarf 
an besseren gebietsbezogenen Innovationsdaten 
verdeutlicht. Dieser Abschnitt bietet eine Moment-
aufnahme der regionalen Innovation in der EU, wofür 
die wichtigsten Kennzahlen untersucht werden: Terti-
ärbildung, FuE-Ausgaben, Patentanmeldungen sowie 
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der Regionale Innovationsanzeiger, ein zusammen-
gesetzter Indikator, der mehrere Dimensionen von 
Innovation erfasst.

2.1 Bildungssysteme und 
Bildungsabschlüsse in den Regionen

Bildung spielt eine entscheidende Rolle für die Inno-
vationsförderung. Eine hohes Bildungsniveau in der 
Bevölkerung ist eine Voraussetzung für nachhaltige 
Innovation und langfristige wirtschaftliche Entwick-
lung. Zahlreiche Studien belegen den Zusammen-
hang zwischen Bildung, Kreativität, Unternehmertum 
und Innovationsfähigkeit und liefern Erkenntnisse 
zur Vielschichtigkeit des Innovationsprozesses.16 
Bildungsinvestitionen sind notwendig, um ein Ange-
bot an qualifizierten, krisenfesten und anpassungs-
fähigen Arbeitskräften sicherzustellen, das es für 
nachhaltige Innovation und langfristige wirtschaft-
liche Entwicklung braucht. Die Investitionen müssen 
alle Bildungsebenen abdecken, angefangen beim 
frühkindlichen Bereich. Die Arbeiten des Nobelpreis-
trägers James Heckman belegen, dass Frühförde-
rung einen nachhaltigen Effekt auf die kognitiven 
Fähigkeiten hat und dass der wirtschaftliche und 
soziale Nutzen von Investitionen in frühkindliche Be-
treuung, Bildung und Erziehung die Kosten bei wei-

16	 Siehe Biasi et al. (2021) und die Ausführungen zu Bildung und zur Gefahr regionaler Talententwicklungsblockaden in Kapitel 6 Abschnitt 3.

17	 Garcia et al. (2020). 

18	 In einem Literaturüberblick stellen Biasi et al. (2021) fest, dass in Verbesserungen bei der Zugänglichkeit und Qualität von Bildung ein 
beträchtliches Potenzial zur Förderung von Unternehmertum und Innovation steckt. Dies geschieht hauptsächlich über zwei Kanäle. Erstens 
trägt Bildung dazu bei, dass jene, die (aufgrund angeborener Talente) ohnehin Innovatoren geworden wären, noch mehr Erfolg haben. 
Zweitens – und noch wichtiger: Bildung ermöglicht jenen, die sonst keine Innovatoren geworden wären, ihr Potenzial auszuschöpfen.

19	 Europäische Kommission (2023a).

tem übersteigt.17 Je höher das Qualifikations- und 
Bildungsniveau in der Bevölkerung und je solider ihr 
kritisches Denkvermögen und ihre Problemlösungs-
fertigkeiten, desto eher entsteht ein Umfeld, in dem 
Kreativität und Innovation gedeihen können und das 
dadurch eine nachhaltige und integrative langfristige 
Entwicklung untermauert18.

Beim Anteil der Menschen mit tertiärem Bildungs-
abschluss sind starke Schwankungen zwischen den 
EU-Regionen festzustellen. In der Tendenz schneiden 
stärker entwickelte Regionen und Metropolregionen 
besonders gut ab. Insgesamt verfügten in den stärker 
entwickelten Regionen der EU rund 37 % der Bevöl-
kerung im Alter von 25–64 Jahren über einen terti-
ären Bildungsabschluss, in den weniger entwickelten 
Regionen hingegen nur 25 %. Der Anteil ist im Zeit-
raum 2011–2021 in allen Regionen gestiegen, wenn-
gleich sich die regionalen Unterschiede verstetigt ha-
ben.19 Ein Fokus auf die 30- bis 34-Jährigen, der die 
jüngsten Entwicklungen ins Licht rückt, lässt erkennen, 
dass im Jahr 2021 in einigen Regionen rund 70 % 
dieser Altersgruppe über einen tertiären Bildungsab-
schluss verfügten (z.  B. in den Hauptstadtregionen 
Dänemarks, Litauens oder Polens), während andere 
Regionen unter der 20%-Marke blieben (z. B. Sud-Est 
in Rumänien oder Sicilia in Italien; Abbildung 5.1).
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Karte 5.1	 FuE-Ausgaben in NUTS‑2-Regionen in % des BIP (2021)



Neunter Bericht über den wirtschaftlichen, sozialen und territorialen Zusammenhalt

171170

2.2 FuE-Ausgaben auf regionaler Ebene

Auch bei den Ausgaben für FuE, gemessen am Ver-
hältnis zum BIP, zeigt sich eine Konzentration in den 
stärker entwickelten Regionen. Die Ausgabenhöhe ist 
ein weit verbreiteter Indikator für die Innovationsfä-
higkeit. Er misst allerdings nicht die bewirkte Innova-
tionsleistung, sondern wie viel in den Innovationspro-
zess fließt, d. h. wie umfangreich die unternommenen 
Anstrengungen ausfallen. Außerdem ist davon aus-
zugehen, dass er das Innovationsgeschehen nicht in 
all seinen Facetten abbildet. Unberücksichtigt bleiben 
vor allem Bereiche außerhalb des verarbeitenden Ge-
werbes, in denen nicht-technologische und nicht-for-
schungsbasierte Innovationen üblich sind und wo sich 
FuE-Ausgaben nur schwer definieren und zuordnen 
lassen (etwa im Zusammenhang mit Computer-Soft-
wareprogrammen). Im Jahr 2021 beliefen sich die 
Ausgaben in der EU auf 2,3 % des BIP (Karte 5.1), 
wobei in den beiden vorangegangenen Jahrzehnten 
ein Anstieg um 0,5 Prozentpunkte zu verzeichnen war 
(von 1,8 % des BIP im Jahr 2001). In den meisten 
Mitgliedstaaten blieben die Ausgaben deutlich unter 
denen anderer entwickelter Volkswirtschaften, insbe-
sondere denen Japans oder der USA (wo sie über 3 % 
des BIP lagen, der von der EU anvisierten Zielmarke). 

Zudem finden sich keine Anzeichen für eine Konver-
genz der Ausgabenhöhe innerhalb der EU in den letz-
ten 20 Jahren. Tatsächlich verzeichneten die Länder 
mit den niedrigsten FuE-Aufwendungen für das Jahr 
2001 auch den geringsten Anstieg, wodurch sich die 
Kluft vergrößerte. Mit durchschnittlich 2,5 % des BIP 
im Jahr 2021 verzeichneten die Länder im Nordwes-

ten der EU fast doppelt so hohe Ausgaben wie jene 
im Osten (1,3 %). Die Ausgaben in den südlichen Län-
dern waren dabei mit 1,5 % nur geringfügig höher als 
in den östlichen Ländern.

Auf der NUTS‑2-Ebene erreichten nur die stärker 
entwickelten Regionen Ausgaben von über 3 % des 
BIP, in ganz wenigen Fällen mehr als 4 % (vielfach 
in Süddeutschland, ein Schwerpunktgebiet für fort-
geschrittene Herstellung; Abbildung  5.2). Innerhalb 
der Länder werden die höchsten FuE-Ausgaben in 
vielen Fällen in den Hauptstadtregionen erreicht  – 
nennenswerte Ausnahmen sind Belgien, Deutschland 
und Italien. 

2.3 Regionale Patentanmeldungen

Auch wenn sie nur eine sehr grobe Schätzung des 
tatsächlichen Innovationsgeschehens liefern, sind 
Patentanmeldungen eines der wenigen greifbaren 
Mittel für einen Regionenvergleich in Bezug auf die 
Innovationsleistung. Die Zahl der beim Europäischen 
Patentamt angemeldeten Innovationen ist die am 
häufigsten verwendete Kennzahl. Sie bezieht sich 
überwiegend auf Innovationen im verarbeitenden Ge-
werbe. Viele Innovationen in Dienstleistungssektoren, 
auf die rund 75 % der Bruttowertschöpfung in der 
EU entfallen, gelangen jedoch nicht zur Patenanmel-
dung, da sie immaterieller Art oder nicht kodifizierbar 
sind (z. B. Arbeitsorganisation oder Programmierung). 

Wie bereits erwähnt, sind Patente trotz ihrer Ein-
schränkungen eines der ganz wenigen greifbaren 
Mittel, Regionen in Bezug auf die technologische 

0,0

0,5

1,0

1,5

2,0

2,5

3,0

3,5

4,0

EU-
27

SE BE AT DE FI DK NL FR SI CZ EE PT HU IT EL PL ES HR LT IE LU SK CY BG LV MT RO

2001 2021

Abbildung 5.2 FuE-Ausgaben in Mitgliedstaaten in % des BIP (2001 und 2021)
%

 d
es

 B
IP

Anmerkung: Die 2001-Angabe bezieht sich für LU auf 2000, für MT und HR auf 2002.
Quelle: Eurostat [rd_e_gerdtot] und Berechnungen der GD REGIO.

Ab
bi

ld
un

g 
5.

2	
Fu

E-
Au

sg
ab

en
 in

 M
itg

lie
ds

ta
at

en
 in

 %
 d

es
 B

IP
 (2

00
1 

un
d 

20
21

)



Kapitel 5: Regionale Innovation und digitaler Wandel

171170

Innovation zu vergleichen. Im Zeitraum 2018–2019 
gingen beim Europäischen Patentamt 124  Paten-
tanmeldungen je Million Einwohner ein (Karte  5.2). 
Die meisten Anmeldungen stammten aus Regionen 
im Nordwesten der EU und in Norditalien. Auf der 
NUTS‑3-Ebene sind die Regionen mit dem größten 
Patentaufkommen vielfach diejenigen, in denen 
Großunternehmen angesiedelt sind.20 Die räumliche 

20	 Die drei regionalen Spitzenreiter in der EU sind beispielsweise Erlangen in Deutschland (1 209 Patente pro Einwohner; ein großer Siemens- 
Standort), Zuidoost-Noord-Brabant in den Niederlanden (973; ein Philips-Standort) und Ludwigshafen in Deutschland (961; Hauptsitz von BASF).

Verteilung lässt auf eine Innovationslücke zwischen 
Regionen in den am weitesten fortgeschrittenen Mit-
gliedstaaten und anderen schließen.

Metropolregionen bieten in der Regel eine Umge-
bung, die die Entwicklung neuer Ideen, Produkte und 
Verfahren besonders begünstigt. Dementsprechend 
sind Patentanmeldungen dort weitaus zahlreicher 

Kasten 5.1	Synergien zwischen Horizont 2020 und der Kohäsionspolitik

1 	 Peiffer-Smadja et al. (2023); Europäische Kommission (2017); Balland et al. (2019); Protogerou et al. (2010); Enger (2018). Peif-
fer-Smadja et al. (2023) untersuchten den Erfolg der Regionen bei der Teilnahme an Horizont 2020, gemessen an der Zahl der 
erfolgreichen Vorschläge im Verhältnis zur Gesamtzahl der eingereichten Vorschläge. Die höchsten Erfolgsquoten (über 18 % 
der eingereichten Vorschläge) entfallen auf die Regionen Nord- und Westfrankreichs, die Niederlande, Österreich und Schweden. 
Interessanterweise verzeichnen die deutschen Regionen mit einer hohen FuI-Leistung in Bezug auf FuE-Ausgaben und Patentan-
meldungen niedrigere (mittlere bis hohe) Erfolgsquoten. Die niedrigsten Erfolgsquoten (unter 10 % der eingereichten Vorschläge) 
registrieren die Regionen in den südlichen und östlichen Mitgliedstaaten, in Italien, Polen, Ungarn, der Slowakei und Bulgarien.

2 	 Im Rahmen von Horizont 2020 wurden für den Zeitraum 2014–2020 EU-weit Mittel in Höhe von 80 Mrd. EUR für FuI bereitgestellt, 
wobei der Großteil im Rahmen eines offenen, wettbewerblichen Verfahrens vergeben wurde. Dies führte dazu, dass die Mittel auf 
einen relativ kleinen Begünstigtenkreis beschränkt blieb – siehe Europäische Kommission (2017); Balland et al. (2019); Protogerou 
et al. (2010) und Enger (2018).

3 	 Für die Berücksichtigung bei internationalen FuI-Partnerprojekten erweist es sich für alle Regionen als förderlich, hinsichtlich der 
Forschungsergebnisse wie wissenschaftliche Veröffentlichungen und Patentanmeldungen den Fokus nicht auf die Quantität, sondern 
die Qualität zu legen. Dies gilt umso mehr bei Projekten, die die Bewältigung gesellschaftlicher Herausforderungen zum Gegenstand 
haben. Für weiter fortgeschrittene Regionen sind Investitionen in FuE und in wissenschaftliche und technologische Fachkräfte offen-
bar ebenfalls ein Mittel, die Chancen auf eine Teilnahme an Projekten im Rahmen von Horizont 2020 zu verbessern.

Synergien zwischen den verschiedenen EU-Fonds 
zur Innovationsförderung spielen eine wichtige Rolle 
für die Regionalentwicklung. Wie in Kapitel 9 darge-
legt, fließt ein erheblicher Teil der kohäsionspoliti-
schen Mittel der EU in die Förderung von FuI durch 
ortsbezogene Programme, die auf regionaler Ebene 
mitverwaltet werden. Ein großer Teil davon geht an 
weniger entwickelte Regionen. Im Gegensatz dazu 
sind die Mittel aus Horizont 2020, dem EU-Rahmen-
programm für Forschung und Innovation, vorwie-
gend auf die stärker entwickelten Regionen ausge-
richtet.1 Dies spiegelt die Art des Auswahlprozesses 
wider, der sehr wettbewerbsorientiert ist und darauf 
abzielt, Spitzenleistungen zu belohnen.2

Peiffer-Smadja et  al. (2023) untersuchen mithilfe 
ökonometrischer Methoden die Faktoren, die sich auf 
den Erfolg bei Horizont 2020 auswirken. Wie die Er-
gebnisse zeigen, braucht es eine kritische Masse an 
FuE-Ausgaben, Humanressourcen und Forschungser-
gebnissen, damit es Regionen gelingt, Fördermittel 
zu erhalten. Die Studie hat ergeben, dass Regionen 
mit einem niedrigen Niveau an FuE-Ausgaben durch 
Verbesserungen bei der institutionellen Qualität eine 
höhere Erfolgsquote erreichen könnten. Ein entspre-
chender Nutzen bestünde auch für Regionen mit hö-
heren Ausgabenniveaus.3 In den Ergebnissen zeigt 
sich die Bedeutung eines ganzheitlichen Ansatzes, 

der mehrere Faktoren gleichzeitig berücksichtigt 
(insbesondere die wirtschaftliche Entwicklung, die 
menschlichen Fähigkeiten und die Qualität der Ins-
titutionen). Im Lichte der Erkenntnisse argumentie-
ren die Autoren, dass es für die Verbesserung der 
Erfolgsquoten weniger entwickelter Regionen ziel-
führend sein könnte, die Zusammenarbeit mit weiter 
fortgeschrittenen Regionen zu unterstützen und zu 
erleichtern. Dies sollte im Einklang mit ihren Stärken 
und Spezialisierungsbereichen geschehen, wie sie in 
ihren Strategien für intelligente Spezialisierung zum 
Ausdruck kommen (siehe Kasten 5.2).

In jüngerer Vergangenheit wurden erhebliche An-
strengungen unternommen, um Synergien zwischen 
Horizont Europa und dem EFRE zu stärken. In Aner-
kennung einiger rechtlicher und praktischer Schwie-
rigkeiten bei der Schaffung von Synergien zwischen 
Horizont 2020 und dem EFRE haben die Kommissi-
onsdienststellen im aktuellen Mehrjährigen Finanz-
rahmen einige der rechtlichen Bestimmungen, die die 
Schaffung von Synergien in der Praxis behinderten, 
gelöst und praktische Leitlinien zur Herstellung von 
Synergien veröffentlicht. Darüber hinaus wurde eine 
Expertengruppe eingerichtet, die Analysen und Rat-
schläge zur Überwindung anhaltender Schwierigkei-
ten bei der Umsetzung dieser Synergieeffekte liefert. 



Neunter Bericht über den wirtschaftlichen, sozialen und territorialen Zusammenhalt

173172

0 500 km

REGIOgis

Canarias

Guyane

Açores

Mayotte Réunion

Madeira

Guadeloupe
Martinique 

< 25

25–50

50–100

100–150

150–250

> = 250

© EuroGeographics Verband für Verwaltungsgrenzen

EU-27 = 125,6
Quellen: GD REGIO auf der Grundlage der OECD REGPAT 
Datenbank (August 2023) und Eurostat-Bevölkerungsdaten 
(nama_10r_3popgdp).

Karte 5.2 Patentanmeldungen beim Europäischen Patentamt, Durchschnitt 2018–2019
Anmeldungen je Mio. Einwohner

Karte 5.2	 Patentanmeldungen beim Europäischen Patentamt, Durchschnitt 2018–2019
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als anderswo (Abbildung 5.3). Es gibt umfangreiche 
Literatur, die die Gründe dafür erläutert. Zu nennen 
ist das Vorhandensein kreativer und qualifizierter 
Arbeitskräfte, auf bestimmte Wirtschaftstätigkeiten 
spezialisierter Cluster sowie von Hochschulen und 
Forschungszentren.21 In fast allen Mitgliedstaaten 
weist die Hauptstadtregion die höchste Anmelderate 
auf. Die einzigen Ausnahmen sind Wien und Lissabon. 
Nur in ganz seltenen Fällen verzeichnen Metropolre-
gionen weniger Anmeldungen als andere Regionen 
desselben Landes. Zu beachten ist auch, dass sich 
mit einer größeren Zahl zugewanderter Fachkräfte 
tendenziell auch das Patentaufkommen erhöht und 
dass die Rückwanderung dieser Migranten dem Pa-
tentwesen und der Innovation im Herkunftsland zu-
gutekommen kann.22

2.4 Regionaler Innovationsanzeiger

Der Regionale Innovationsanzeiger (RIS) für 2023 
verdeutlicht die Schlüsselrolle der Innovation für die 
regionale Entwicklung. Gleichzeitig macht er eine an-
haltende Kluft in der Innovationsleistung sichtbar.23 
Der RIS ist eine Erweiterung des Europäischen Inno-
vationsanzeigers (EIS) und dient der Bewertung der 
Innovationsleistung von Regionen auf der Grundlage 
einer Teilmenge der im EIS enthaltenen Indikatoren. 

21	 Europäische Kommission und UN-HABITAT (2016).

22	 Kerr und Lincoln (2010); Fry (2023).

23	 Der RIS 2023 setzt sich aus 21 verschiedenen Indikatoren für regionale Innovation zusammen, die nach der gleichen Methode wie beim 
EIS 2023 ermittelt wurden. Die Regionen werden dementsprechend in vier Innovationsleistungsgruppen eingeteilt: Innovationsführer (36 Re-
gionen), starke Innovatoren (70 Regionen), moderate Innovatoren (69 Regionen) und aufstrebende Innovatoren (64 Regionen). Eine Liste 
der 21 verwendeten Indikatoren findet sich in Tabelle 4 (Seite 17) des Methodenberichts zum RIS (https://research-and-innovation.ec.euro-
pa.eu/system/files/2023-07/ec_rtd_ris-2023-methodology-report.pdf).

Trotz vereinzelter regionaler Abweichungen inner-
halb der Länder deckt sich die Rangfolge der Regi-
onen weitgehend mit der Reihung der Mitgliedstaa-
ten (Karte 5.3). Dies lässt darauf schließen, dass die 
regionalen Indikatorwerte von nationalen Merkmalen 
oder Politikinitiativen beeinflusst werden (so betref-
fen FuE-Förderprogramme in den meisten Fällen die 
nationale Dimension). Die regionalen „Innovations-
führer“ befinden sich mehrheitlich in Ländern, die 
ebenfalls als „Innovationsführer“ oder „starke Inno-
vatoren“ eingestuft sind. Analog dazu beherbergen 
die „moderaten“ und „bescheidenen“ Innovatoren 
unter den Ländern nahezu die Gesamtheit der Re-
gionen mit den entsprechenden Einstufungen. Aller-
dings gibt es in einigen als „moderate Innovatoren“ 
eingestuften Ländern regionale „Exzellenznischen“, 
beispielsweise die Hauptstadtregionen in Tschechien, 
Litauen und Spanien sowie das spanische País Vasco. 
Umgekehrt hinken zahlreiche Regionen in „stark inno-
vativen“ Ländern hinterher.

Es besteht ein enger Zusammenhang zwischen dem 
Entwicklungsstand der Regionen und ihrer Innovati-
onsbewertung (Abbildung 5.4). In der Gruppe der we-
niger entwickelten Regionen lebt ein zunehmender 
Bevölkerungsanteil in einer Region, die zur unters-
ten Kategorie („aufstrebende Innovatoren“) zählt  – 
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Abbildung 5.3 Patentanmeldungen beim Europäischen Patentamt nach Art der Region 
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Karte 5.3 Regionaler Innovationsanzeiger (2023) 

Karte 5.3	 Regionaler Innovationsanzeiger, (2023)
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im Jahr 2021 waren es 60 %, zweimal so viel wie 
2016. Immer weniger Menschen leben hingegen in 
einer „moderat innovativen“ Region. Anders gesagt: 
Die Innovationsleistung der betreffenden Regionen 
hat sich mit der Zeit verschlechtert. Gleichzeitig stieg 
sowohl in den südlichen als auch in den östlichen Re-
gionen der Anteil der Menschen, die in einer Region 
leben, die zu den „starken Innovatoren“ gehört. „Inno-
vationsführer“ sind unterdessen nach wie vor weit-
gehend in den stärker entwickelten, nordwestlichen 
Regionen angesiedelt. 

Allgemein bestätigt der RIS die starken regionalen 
Schwankungen in der EU, was die Innovationsleis-
tung anbelangt. Dies unterstreicht die starke regio-
nale Dimension von Innovation. Angesichts dessen 
muss Innovationsförderung, darunter die Programme 
der Kohäsionspolitik, ausdrücklich den regionalen 
Gegebenheiten Rechnung tragen, wenn es um die 
Entscheidung geht, welche Art der Unterstützung am 
sinnvollsten ist. Intelligente Spezialisierung mit ihrer 
von Natur aus standortspezifischen Dimension ist 
diesbezüglich ein hilfreicher Ansatz.

Abbildung 5.4	Anteil der EU-Bevölkerung nach RIS-Kategorie, Grad der Entwicklung 
und geografischer Gruppe von Mitgliedstaaten (2016 und 2023)
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Anmerkung: Wenn die RIS-Bewertung nur auf NUTS‑1-Ebene verfügbar ist, wird die betreffende Punktzahl auch für die NUTS‑2-Regionen 
angenommen, aus denen sich diese zusammensetzt. Die Berechnungen für beide Jahre beruhen auf den Bevölkerungsdaten für 2021 und der 
Einteilung nach dem Entwicklungsstand.
Quelle: Regionaler Innovationsanzeiger 2023 und Berechnungen der GD REGIO.
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3. Das Potenzial des digitalen 
Wandels nutzen: digitale 
Kompetenzen, Netzwerkzugang 
und Einführung digitaler 
Technologien in Unternehmen

In den letzten zehn Jahren ist die Einführung digitaler 
Technologien auf allen Ebenen – ob in Unternehmen, 
in der breiten Bevölkerung oder in öffentlichen Einrich-
tungen – rapide vorangeschritten. Im Gesundheitssek-
tor beispielsweise wurde die Digitalisierung zu einem 
entscheidenden Element bei der Umstrukturierung der 
Dienstleistungserbringung im Zuge der Pandemie, 
wobei regionale und lokale Gesundheitsbehörden in 
mehreren Ländern Europas eine Vorreiterrolle spielten. 
Allgemein haben Unternehmen in den letzten Jahren 
erheblich mehr in IKT investiert, und diese digitale Um-
stellung hat sich mit der COVID-19-Pandemie immens 

24	 Europäische Investitionsbank (2021).

25	 Rossato und Castellani (2020); Cincera et al. (2020); Eduardsen (2018).

26	 Marques Santos et al. (2023); siehe Kasten 5.3.

27	 Batista e Silva und Dijkstra (2024).

beschleunigt.24 Beträchtliche Investitionen auf nationa-
ler und EU-Ebene sollen dabei für die Verbesserung der 
digitalen Kompetenzen von Lernenden und Lehrkräften 
sorgen. Es gibt Anzeichen dafür, dass die Digitalisierung 
die Produktivität der Unternehmen erhöht, ihre Effizienz 
verbessert und sowohl den Inlandsabsatz als auch Aus-
fuhren angekurbelt hat.25 Den positiven Auswirkungen 
auf die Unternehmen zum Trotz ist es schwieriger, 
die Gesamtauswirkungen auf die lokale Wirtschaft 
und die Menschen zu beurteilen, sei es aus bisheriger 
Perspektive oder mit Blick auf die Zukunft. Jüngste 
Studien deuten darauf hin, dass die Auswirkungen für 
die EU zwar generell positiv, aber je nach Struktur der 
Wirtschaft und Qualifikation der Arbeitskräfte von 
Region zu Region unterschiedlich ausfallen.26

Ein ausreichend schneller Internetzugang ist von 
entscheidender Bedeutung, wenn sichergestellt wer-
den soll, dass alle Regionen das Potenzial des di-
gitalen Wandels ausschöpfen können.27 Dass die 

Kasten 5.2	 Intelligente Spezialisierung: Stärkung von Industrie- 
und Innovationsökosystemen

Strategien für intelligente Spezialisierung sind Teil 
der Kohäsionspolitik und zielen auf die Förderung re-
gionaler Innovationsökosysteme ab. Sie basieren auf 
dem partnerschaftlichen Ansatz der Kohäsionspoli-
tik und ermöglichen es den Regionen, eine regiona-
le Innovationsstrategie zu entwickeln, die auf ihren 
Vorzügen und Stärken aufbaut. Strategien für intel-
ligente Spezialisierung stützen sich auf drei Säulen: 
Standort (ortsbezogener Ansatz), Prioritätensetzung 
(strategische Entscheidungen) und Beteiligung (Ein-
beziehung der Interessenträger). Bei der intelligenten 
Spezialisierung gilt das Augenmerk der „regionalen 
Entwicklung“. Rund 85 % der Gesamtmittelzuweisung 
für den Zeitraum 2014–2020 (rund 40  Mrd.  EUR) 
konzentrierten sich auf weniger entwickelte Regionen 
und Übergangsregionen, wo sie häufig die Haupt-
quelle für die Innovationsförderung darstellen. Peri-
añez-Forte et al. (2021) haben anhand von Fallstudi-
en die bei der Einrichtung von Governance-Strukturen 
gewonnenen Erkenntnisse bewertet und deren Be-
deutung für den Erfolg der Politik herausgearbeitet.

Im Programmplanungszeitraum 2021–2027 blei-
ben Strategien für intelligente Spezialisierung die 
wichtigste Voraussetzung für FuI-Unterstützung aus 
Mitteln der Kohäsionspolitik. Insgesamt sind derzeit 

34,5 Mrd. EUR für die Förderung von FuI-Investitio-
nen vorgesehen, die mit 175 Strategien für intelli-
gente Spezialisierung in den Regionen und Mitglied-
staaten der EU im Einklang stehen. 

Thematische Plattformen für intelligente Speziali-
sierung und einschlägige Partnerschaften sind wich-
tige Instrumente für die Vernetzung von Innovatoren 
mit ähnlichen oder einander ergänzenden Stärken 
und Prioritäten in Bereichen, die für die Stärkung 
regionaler Ökosysteme von Bedeutung sind und da-
rüber hinaus auf vorrangige EU-Agenden abzielen, 
insbesondere im Zusammenhang mit dem digitalen 
und dem ökologischen Wandel. Dazu gehören Was-
serstoff, die Biowirtschaft, das Gesundheitswesen 
und KI. Gegenwärtig gibt es 38 Partnerschaften, an 
denen insgesamt 191 Regionen in allen 27 Mitglied-
staaten und neun Nicht-EU-Ländern beteiligt sind. 

Das Instrument für interregionale Innovationsinves-
titionen (I3) im Rahmen der Kohäsionspolitik trägt 
dazu bei, bestehende Bemühungen zur Stärkung von 
Wertschöpfungsketten und zur Verknüpfung regio-
naler Industrie- und Innovationsökosysteme in we-
niger entwickelten Regionen mit komplementären 
Ökosystemen in stärker entwickelten Regionen zu 
unterstützen.
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Digitalisierung sowohl im privaten als auch im öf-
fentlichen Sektor in der gesamten EU als Folge der 
COVID-19-Pandemie28 zusehends an Fahrt aufge-
nommen hat, zeigt sich am Fortschritt beim Breit-
bandausbau in den meisten Regionen. Die Leistungs-
fähigkeit fester Zugangsnetze hat sich in den letzten 
drei Jahren in allen Mitgliedstaaten verbessert, wenn-
gleich im Ländervergleich weiterhin große Unterschie-
de bestehen. Griechenland, Zypern und Kroatien sind 
bei den Bandbreiten in diesem Segment Schlusslichter 
(Abbildung 5.5 und Abbildung 5.6). Hauptstadtregio-
nen schneiden im Hinblick auf die Netzgeschwindig-
keit allgemein am besten ab, allerdings mit Ausnah-
men (Frankreich, Niederlande und Deutschland). 

Auf nationaler Ebene liegt die durchschnittliche Netz-
werkgeschwindigkeit in Frankreich, Dänemark, Spani-
en und Rumänien bei über 200 Mbit/s, obwohl einige 
Regionen in diesen Ländern – insbesondere in Frank-
reich – hinter diesem Wert zurückbleiben. In den drei 
Jahren von 2020 bis 2023 ist die durchschnittliche 
Netzgeschwindigkeit in allen Mitgliedstaaten gestie-
gen. Dies gilt insbesondere für Zypern und Griechen-
land, wo im Jahr 2023 über 70 % der Bevölkerung 
Zugang zu guten Netzgeschwindigkeiten hatten  – 
im Jahr 2020 lag der Anteil noch bei 0 %. Auch in 
Dänemark, Spanien und Frankreich haben sich die 
Netzgeschwindigkeiten deutlich verbessert, sodass 
etwa 80 % der Bevölkerung eine Leistung von über 
190 Mbit/s nutzen können. 

28	 OECD (2020).

29	 Die Daten über die Geschwindigkeit fester Breitbandnetze sind bei der EU-Beobachtungsstelle für den ländlichen Raum verfügbar.

30	 Sulis und Perpina (2022); Melchiorri et al. (noch unveröffentlicht).

Innerhalb der einzelnen Länder gibt es erhebliche geo-
grafische Schwankungen. Die allgemeine Verbesserung 
der verfügbaren Breitbandgeschwindigkeit betrifft in 
stärkerem Maße Städte, wenngleich mit deutlichen Un-
terschieden – so bleibt dort die Anschlussleistung in Mit-
tel- und Südosteuropa durchweg geringer (Karte 5.4). 
In mehreren Ländern ist der deutlichste Zugewinn bei 
der Netzgeschwindigkeit in ländlichen Gebieten zu ver-
zeichnen (vor allem in Estland, Frankreich, Italien und 
Polen), was die unternommenen Anstrengungen um 
die Überwindung der digitalen Kluft zwischen den Regi-
onen in der EU widerspiegelt. Dennoch bestehen nach 
wie vor Lücken, insbesondere beim Zugang zu Netzen 
mit sehr hoher Kapazität für ländliche Gebiete.29

Bei eingehender Betrachtung zeigen sich auf Ebene 
der Gemeinden auffällige Abweichungen in der Netz-
werkgeschwindigkeit (Karte 5.5 zur durchschnittlichen 
Internetgeschwindigkeit in lokalen Verwaltungsein-
heiten)30. Dies gilt insbesondere für Spanien, Frank-
reich und Rumänien, wo die Leistungswerte teilweise 
mit der Bevölkerungsdichte korrelieren (siehe Kapi-
tel  3). Kleiner sind die Unterschiede zwischen den 
Gemeinden in Griechenland, Bulgarien und Öster-
reich (bei niedrigen Durchschnittsgeschwindigkeiten) 
sowie in den Niederlanden (bei einer Geschwindig-
keit von über 200 Mbit/s). In Irland, Polen und Italien 
decken sich die landesweiten Schwankungen bei der 
Netzwerkleistung mit der Verteilung der städtischen 
Gebiete.
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Neben dem Zugang zu schnellen Breitbandnetzen ist 
die Einführung von digitalen Technologien in europäi-
schen Unternehmen eine Voraussetzung, um das Po-
tenzial des digitalen Wandels nutzen zu können, da-
mit zusammenhängende Effizienzsteigerungen und 
Verbesserungen bei der Zugänglichkeit von Dienst-
leistungen möglich zu machen und die Erhaltung 
der Wettbewerbsfähigkeit zu untermauern. Im Rah-
men des digitalen Wandels hat sich die EU zum Ziel 
gesetzt, dass 75 % der Unternehmen in der EU bis 
2030 drei Arten von digitalen Technologien nutzen: 
Cloud-Computing, Massendatenverarbeitung (Big 
Data) und künstliche Intelligenz (KI). Im Jahr 2021 
hatten über 40 % der Unternehmen Cloud-Computing 
eingeführt, während nur 15 % Big Data und weniger 

als 10 % KI nutzten (Abbildung 5.7). Die Unterschie-
de könnten damit zusammenhängen, dass die beiden 
letztgenannten Technologien noch neu waren und zu 
dem Zeitpunkt möglicherweise nur eine begrenz-
te allgemeine Anwendbarkeit aufwiesen. Bei allen 
drei Technologien verzeichneten die nordwestlichen 
Mitgliedstaaten jedoch im Durchschnitt deutlich 
höhere Einführungsraten als Länder in anderen Tei-
len der EU, insbesondere im Osten.

Mit Fortschreiten des digitalen Wandels in der EU 
werden digitale Kompetenzen für die Teilhabe am 
Arbeitsmarkt und die Inklusion eine immer wichtigere 
Rolle spielen. Die Besetzung freier Stellen für IKT-Fach-
kräfte erwies sich im Jahr 2021 für EU‑Unternehmen 

Abbildung 5.6	 Anteil der Bevölkerung mit Zugang zu festen Breitbandnetzen mit unterschiedlichen 
Geschwindigkeiten (Mbit/s) in den Mitgliedstaaten, 2020 (linkes Diagramm) und 2023 
(rechtes Diagramm)
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in über 60 % der Fälle als schwierig. Die EU hat sich 
das Ziel gesetzt, dass bis 2030 mindestens 80 % der 
erwachsenen Bevölkerung über grundlegende digita-
le Kompetenzen verfügen sollen.31 Im Jahr 2021 traf 
dies nur auf 54 % der 16- bis 74-Jährigen zu, was 
deutlich unter dem Zielwert liegt, wenngleich mit gro-
ßen Unterschieden zwischen den Ländern: Die Quote 
reicht von 79 % in Finnland und den Niederlanden 
bis zu nur 28 % in Rumänien. In der gesamten EU 
verfügt die städtische Bevölkerung eher über grund-
legende digitale Kompetenzen (61 %) als die Men-
schen in kleineren Städten und Vororten (52 %) und 
in ländlichen Gebieten (46 %). Zwar liegen auf regio-
naler Ebene keine Daten über grundlegende digitale 
Kompetenzen vor, doch existieren große Unterschie-
de zwischen den Regionen, was die tägliche Inter-
netnutzung, die Beteiligung an sozialen Netzwerken 
im Internet, die Nutzung von Internetbanking und 
die Teilnahme am elektronischen Handel betrifft.32 
Die Zahl der IKT-Fachkräfte in der EU wird auf etwa 
12 Millionen geschätzt und liegt damit weit unter der 
im Rahmen der digitalen Dekade der EU für 2030 
anvisierten Zielvorgabe von 20 Millionen.33 Auch hier 
gibt es große Unterschiede zwischen den Ländern: 
Griechenland und Rumänien gehören zu den Ländern 

31	 Siehe den Digitalen Kompass im Rahmen der digitalen Dekade für 2030 und den Aktionsplan zur europäischen Säule sozialer Rechte. Digi-
tale Kompetenzen beziehen sich allgemein auf fünf Aspekte: Informations- und Datenkompetenz, Kommunikations- und Kooperationskom-
petenz, Kompetenz zur Erstellung digitaler Inhalte, Sicherheitskompetenz und Problemlösekompetenz), basierend auf dem überarbeiteten 
Referenzrahmen für digitale Kompetenzen der Bürgerinnen und Bürger (DIGCOMP 2.0). Zumindest grundlegende allgemeine IKT-Kompe-
tenzen besitzt, wer in jedem Bereich mindestens eine Aufgabenstellung bewältigen kann. Siehe Eurostat: https://ec.europa.eu/eurostat/web/
products-eurostat-news/-/ddn- 20220330-1.

32	 Im Jahr 2022 lag der Anteil der 16- bis 74-Jährigen in der EU, die noch nie das Internet genutzt hatten, bei lediglich 7 % – allerdings mit 
großen regionalen Unterschieden: In drei Regionen Schwedens (Sydsverige, Stockholm und Småland med öarna) betrug dieser Anteil nur 
1 %, in Norte (Portugal) hingegen 18 %, in Calabria (Italien) 19 % und in Kentriki Elláda (Griechenland) 20 %.

33	 Europäische Kommission (2023b).

mit dem geringsten Anteil an IKT-Spezialisten (2,5 % 
bzw. 2,8 % der Gesamtbeschäftigung), während die 
Spitzenreiter Schweden, Luxemburg und Finnland bei 
8,6 %, 7,7 % bzw. 7,6 % der Gesamtbeschäftigung 
rangieren.

4. Mit Synergien das Potenzial 
des digitalen Wandels in 
den Regionen nutzen: die 
Rolle grenzüberschreitender 
Zusammenarbeit

Das grenzüberschreitende Innovationsgeschehen hat 
in der EU im Laufe der Zeit zugenommen, aber es 
besteht noch reichlich Raum für weiteres Wachstum. 
Ein nützlicher Indikator für regionale Synergien im 
Bereich FuI sind gemeinsame Patentanmeldungen. 
Ihre Zahl hat in den letzten vier Jahrzehnten in Eu-
ropa enorm zugenommen – von 1 000 im Jahr 1980 
auf über 100 000 im Jahr 2020. In ihrer Mehrheit 
gehen gemeinsame Patentanmeldungen jedoch von 
Unternehmen oder Organisationen aus derselben 
Region aus  – rund 75 % im Zeitraum 1980–2020. 
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Knapp 20  % entfielen auf Unternehmen aus un-
terschiedlichen Regionen, aber innerhalb dessel-
ben Landes. Lediglich 7 % wurden von Unternehmen 
in unterschiedlichen europäischen Ländern einge-
bracht (Karte 5.6).

Was letztere anbelangt, betraf die überwiegende 
Mehrheit Organisationen in Grenzregionen, insbeson-
dere entlang des Rheintals, das deutsche, belgische, 
französische und Schweizer Regionen miteinander 
verbindet, aber auch in Hauptstadtregionen mit tra-
ditionell hohem Patentaufkommen. Die Bedeutung 
geografischer Nähe für gemeinsame Innovation ist 
allgemein bekannt, aber der ausgeprägte innerstaat-
liche Fokus in der interregionalen Zusammenarbeit 
bei gemeinsamen Patentanmeldungen schränkt das 
Potenzial für die Zusammenarbeit im europäischen 
Binnenmarkt ein. Eine Möglichkeit, diese Tendenz zu 
überwinden, besteht darin, interregionale Wissens-
ströme zu stärken und Innovationszusammenarbeit 

34	 Balland und Boschma (2021).

35	 OECD (noch unveröffentlicht).

zwischen Innovationsführern und Regionen mit Inno-
vationsrückstand zu fördern, etwa durch die Umset-
zung von Strategien für intelligente Spezialisierung34 
(Abschnitt 3). Auf diese Weise könnte das ungenutzte 
Potenzial für die grenzüberschreitende Zusammen-
arbeit ausgeschöpft werden (siehe Kasten 5.4).

5. ADI und Zugang zu 
Finanzmitteln als wesentliche 
Triebkräfte regionaler Innovation
ADI sind ein wichtiges Mittel zur direkten und indirek-
ten Innovationsförderung. Die direkte Komponente 
ergibt sich in Fällen, in denen ausländische Unter-
nehmen neue Produkte, Technologien oder Verfahren 
in die Wirtschaft des Gastlandes einführen. Auslän-
dische Unternehmen bieten dabei oft höhere Löhne 
und Gehälter, haben ein höheres Produktivitätsniveau 
und sind innovativer als einheimische Unternehmen.35 

Kasten 5.3	Schaffung bzw. Abbau von Arbeitsplätzen im digitalen Zeitalter: 
Bewertung der heterogenen Auswirkungen in den Mitgliedstaaten

1 	 Degryse (2016).

2	 Einen Überblick bieten Marques Santos et al. (2023).

Entgegen den potenziell positiven Auswirkungen auf 
die Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen wurde 
von vielen Autoren ins Treffen geführt, dass sich der 
technologische Wandel nachteilig auf die Arbeits-
marktlage auswirken kann. Laut Ford (2015) sowie 
Acemoglu und Restrepo (2020) beispielsweise kön-
nen Automatisierung und Roboter Arbeitskräfte er-
setzen und zur Vernichtung von Arbeitsplätzen füh-
ren. Anderen zufolge können durch den Einsatz neuer 
Technologien im Zuge der Digitalisierung hingegen 
neue Beschäftigungsmöglichkeiten entstehen.1

Durch digitale Technologien hervorgerufene Struk-
turveränderungen auf dem Arbeitsmarkt wurden 
unter Verwendung mikro- und makroökonomischer 
Daten empirisch untersucht.2 Die Erkenntnisse zur 
Nettoauswirkung der Digitalisierung auf die Be-
schäftigung sind differenziert. Die meisten Studien 
deuten auf mögliche Zuwächse bei Arbeitsplätzen 
mit hohen Qualifikationsanforderungen (Komple-
mentaritätseffekt) und eine Abnahme bei Arbeits-
plätzen mit geringen Qualifikationsanforderungen 
(Substitutionseffekt). Die Nettoauswirkung dürfte 
von den wirtschaftlichen Merkmalen des jeweiligen 
Landes abhängen sowie von der entsprechenden 

Wissenskapazität, sektoralen Struktur und Fähigkeit, 
die Arbeitskräfte durch Weiterbildung und Umschu-
lung durch den Wandel der Wirtschaftsstruktur zu 
führen. Daraus folgt, dass Regionen und Länder in 
der Regel unterschiedlich stark vom digitalen Wan-
del betroffen sein werden.

Marques Santos et al. (2023) haben für den Zeitraum 
1995–2019 untersucht, ob IKT-Investitionen mit ei-
nem Anstieg oder einem Rückgang der Arbeitsnach-
frage in den Mitgliedstaaten verbunden waren. Sie 
stellen für den Betrachtungszeitraum eine insgesamt 
positive Wirkung auf die Gesamtbeschäftigung fest, 
allerdings nicht für alle Mitgliedstaaten. Dies deutet 
darauf hin, dass die Ergebnisse länderübergreifen-
der Studien aufgrund der strukturellen Merkmale der 
Volkswirtschaften unterschiedlich ausfallen können 
und dass auf Fallstudien beruhende Schlussfolge-
rungen möglicherweise nicht allgemein gültig sind. 
Gleichzeitig veranschaulichen die Ergebnisse, dass es 
geboten ist, die räumlichen und sektoralen Auswir-
kungen der Digitalisierung weiter zu untersuchen und 
bei der Formulierung politischer Empfehlungen die 
besonderen lokalen wirtschaftlichen und beschäfti-
gungspolitischen Merkmale zu berücksichtigen.

https://www.sciencedirect.com/science/article/pii/S0264999323002171#bib18
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Kasten 5.4	Verwandte Vielfalt, Komplexität und das regionale Potenzial 
für den digitalen Wandel und grenzüberschreitende Zusammenarbeit

Grüne und digitale Technologien bergen ein erheb-
liches ungenutztes Potenzial. In einer Reihe von 
Studien wurde eine Methode entwickelt, mit der Re-
gionen Diversifizierungsmöglichkeiten ausloten kön-
nen, aufbauend auf ihren in der Vergangenheit er-
worbenen Fähigkeiten – siehe Balland et al. (2019) 
und Hartmann et al. (2021). Diese geben den Aus-
schlag dafür, welchen Entwicklungspfad eine Region 
am ehesten einschlägt. Mithilfe eines Rahmens, der 

auf den Konzepten „Verwandtheit“ und „Komplexität“ 
basiert, untersuchen Bachtrögler-Unger et al. (2023), 
ob für Regionen Chancen bestehen, sich komple-
xeren Wirtschaftstätigkeiten zuzuwenden, die mit 
dem digitalen Wandel sowie mit den für den grünen 
Wandel erforderlichen Technologien verbunden sind. 
Die Ergebnisse zeigen, dass sich stärker entwickelte 
Regionen eher auf digitale Technologien spezialisie-
ren und vom digitalen Wandel profitieren, während 
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Außerdem eröffnen sie neue direkte Verbindungen zu 
globalen Wertschöpfungsketten.36 Die indirekte Kom-
ponente stellt sich ein, wenn Wissen und Technologie 
auf einheimische Firmen übergreifen oder Arbeitneh-
mer von Firmen in ausländischem Besitz zu einhei-
mischen Firmen wechseln und dabei Know-how und 
neue Ideen mitbringen.

Ein zweckmäßiger ortssensibler Ansatz ist wichtig, 
damit ADI positive Spillover-Effekte erzeugen. Ei-
ner Studie über Unternehmen des verarbeitenden 
Gewerbes in sechs Mitgliedstaaten zufolge können 

36	 Comotti, Crescenzi und Iammarino (2020).

37	 Positive Spillover-Effekte überwiegen, wenn inländische Unternehmen ähnlich fortgeschrittene Technologien einsetzen wie das ausländische 
Unternehmen und im selben Sektor (Fons-Rosen et al., 2018[9]) oder in ganz anderen Sektoren (Lembcke und Wildnerova, 2020[8]) tätig 
sind. Negative Wettbewerbsfolgen überwiegen, wenn das ausländische Unternehmen auf ähnliche Erzeugnisse spezialisiert ist wie einhei-
mische Unternehmen (Lembcke und Wildnerova, 2020[8]).

38	 Diese Aspekte hängen weitgehend mit dem Ökosystem des Unternehmens zusammen, einschließlich der Verbindungen zu anderen Un-
ternehmen und Clustern mit Zulieferern und Kunden, komplementären Unternehmen und sogar Wettbewerbern, die Arbeitnehmer mit den 
richtigen Qualifikationen in eine Region locken können.

39	 Bailey und Tomlinson (2018).

Spillover-Effekte in Bezug auf die Produktivität posi-
tiv, nicht vorhanden oder sogar negativ ausfallen, je 
nachdem, wie eng die Unternehmen eines bestimm-
ten Sektors in technologischer Hinsicht miteinander 
„verwandt“ sind.37 Die Einbettung von ADI kann loka-
len Gemeinschaften zugutekommen, erfordert jedoch 
zusätzliche Elemente, damit die Unternehmen einem 
Standort „treu bleiben“.38 Der öffentliche Sektor und 
der dritte Sektor können dabei eine wichtige Rol-
le spielen, indem die richtigen Rahmenbedingungen 
geschaffen und Anreize zur gemeinsamen Wertschöp-
fung mit lokalen Unternehmen geboten werden.39 

weniger entwickelte Regionen gut aufgestellt sind, 
was die Entwicklung von Technologien und Tätig-
keiten im Zusammenhang mit dem grünen Wandel 
anbelangt. 

Für beide Arten von Regionen existiert offenbar 
ein großes ungenutztes Potenzial für grenzüber-
schreitende Zusammenarbeit. Die Abbildungen  5.8 
und  5.9 zeigen die technologischen Möglichkeiten, 
die sich aus dem grünen und dem digitalen Wandel 
für stärker bzw. für weniger entwickelte Regionen er-
geben, wobei der Grad der Verwandtheit der Patente 
mit bestehenden Technologien auf der waagrech-
ten Achse und der Grad der Komplexität auf der 
senkrechten Achse aufgetragen sind.1 Die blauen 
Punkte stehen für digitale Technologien, die grünen 
für grüne Technologien. Ihre Größe entspricht dem 
regionalen komparativen Vorteil bei der jeweiligen 
Technologie im Vergleich zu anderen Regionen. Im 
Durchschnitt verfügen stärker entwickelte Regionen 
bei den verschiedenen Technologien über ein hohes 
Potenzial. Das höchste digitale Potenzial besitzen 
sie bei komplexen Technologien (wie 5G), das nied-
rigste bei wenig komplexen. Ein ähnliches Bild ergibt 
sich bei den grünen Technologien, mit starken Fähig-
keiten in den Bereichen Elektrofahrzeuge, Batterie-
technologie und Solarenergie. Weniger entwickelte 
Regionen weisen in beiden Bereichen ein niedriges 
Patentaufkommen auf. Ihr Potenzial für komplexe 
digitale Technologien ist begrenzt, dafür verfügen 
sie offenbar über ein hohes Potenzial bei einer brei-
ten Palette grüner Technologien, darunter Biozide, 

1	 Bachtrögler-Unger et al. (2023).

organische Düngemittel, geothermische Energie, 
Biokraftstoffe, Abfallwirtschaft und Recycling.

Hinsichtlich der grenzüberschreitenden Zusammen-
arbeit zwischen EU-Regionen bei der Entwicklung der 
für den grünen und den digitalen Wandel erforderli-
chen Wertschöpfungsketten besteht ein erhebliches 
Potenzial, das noch unerschlossen ist. Bachtrög-
ler-Unger et al. (2023) untersuchten, inwieweit Regi-
onen im Hinblick auf die Entwicklung der Technologi-
en der nächsten Generation mit passenden anderen 
Regionen verbunden sind – gemeint sind solche, die 
ihnen Zugang zu den komplementären Fähigkeiten 
verschaffen können, die für diese Entwicklung be-
nötigt werden. In der Studie wurde das ideale Ko-
operationsnetz, in dem die Komplementaritäten 
zwischen den Regionen voll ausgeschöpft werden, 
dem derzeitigen Stand der Zusammenarbeit in den 
betreffenden Technologiebereichen (anhand der 
Verbindungen zwischen Miterfindern) gegenüber-
gestellt. Karte 5.6 zeigt die drei intensivsten beste-
henden Kooperationen einer Region im Bereich der 
digitalen Technologien und jene drei interregionalen 
Verbindungen, die das größte ungenutzte Potenzial 
aufweisen (bezogen auf Komplementaritäten). Län-
derinterne Verbindungen sind rot, grenzüberschrei-
tende gelb gekennzeichnet. Bei den tatsächlichen 
interregionalen Kooperationen liegt ein eindeutiger 
nationaler Fokus vor, während das größte ungenutz-
te Potenzial bei grenzüberschreitenden Kooperatio-
nen liegt. Dies gilt gleichermaßen für stärker und für 
weniger entwickelte Regionen.
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Eine standortübergreifende Koordinierung ist erfor-
derlich, um jene Faktoren zu fördern, die Impulsge-
ber für ADI sind – darunter effiziente Institutionen, 
qualifizierte Arbeitskräfte, ein leistungsfähiges For-
schungsumfeld und eine gute Anbindung. Diese 
Faktoren sind maßgeblich dafür, dass Regionen für 
ausländische Investoren attraktiv werden.40 Teilweise 
geben aber auch weniger wünschenswerte instituti-
onelle Rahmenbedingungen den Ausschlag dafür, wo 
ADI stattfinden. Beispiele sind niedrigere Arbeitsnor-
men41, niedrigere Steuersätze bzw. umfangreichere 
Steueranreize oder Subventionen42 sowie weniger 
strenge Umweltstandards, insbesondere für stark 
umweltbelastende Industrien43. Dies zeigt die Bedeu-
tung von grenzüberschreitender Koordinierung, um 
gleiche Wettbewerbsbedingungen für Investitionen 
zu schaffen, die nicht auf Kosten anderer gehen (ob 
im In- oder Ausland), und gleichzeitig die positiven 
Investitionsanreize zu verstärken. 

40	 OECD (2023).

41	 Davies und Vadlamannati (2013); Olney (2013).

42	 Desai et al. (2005); de Mooij et al. (2003).

43	 List und Co (2000).

44	 Gianelle et al. (noch unveröffentlicht).

45	 Fusionen und Übernahmen beinhalten den Erwerb von mindestens 10 % des Eigenkapitals eines in einer NUTS‑2-Region ansässigen Un-
ternehmens durch ein im Ausland (einschließlich Drittländern) ansässiges Unternehmen (ausgenommen Auslandsportfolioinvestition). 
Neuansiedlungsinvestitionen – auch Investitionen „auf der grünen Wiese“ genannt – umfassen die Errichtung neuer Anlagen (Verkaufsstel-
len, Fertigungsanlagen usw.) oder die Verlagerung oder Erweiterung bestehender Anlagen durch ein ausländisches Unternehmen.

46	 Die Regionen mit den im Untersuchungszeitraum höchsten Anteilen an ADI zugunsten von Neuansiedlungen sind Észak-Alföld, Közép-
Dunántúl, Dél-Alföld und Pest (alle in Ungarn), Sachsen-Anhalt (Deutschland), Alentejo (Portugal), Eastern and Midland (Irland) und Východ-
né Slovenskom (Slowakei).

Weniger entwickelte Regionen und Übergangsregio-
nen haben in den letzten Jahren zunehmend Neu-
ansiedlungsinvestitionen angezogen.44 Anhand der 
regionalen Daten zu ADI lassen sich zwei Formen un-
terscheiden: Fusionen und Übernahmen sowie Neu-
ansiedlungsinvestitionen.45 Im Durchschnitt erfolgten 
ADI zugunsten von Neuansiedlungen zwischen 2019 
und 2022 EU-weit zu 53 % (218 Mrd. EUR) in we-
niger entwickelten Regionen und in Übergangsregio-
nen, wobei dieser Anteil im genannten Zeitraum von 
38 % auf 58 % anstieg. Auf die Übergangsregionen 
allein entfielen 36  % des gesamten Anteils (Abbil-
dung  5.10, rechtes Diagramm). Dementsprechend 
sind in den östlichen EU-Mitgliedstaaten und in fast 
allen Regionen Spaniens und Portugals, aber auch 
in Schweden, Finnland, Irland und den Benelux-Län-
dern relativ umfangreiche ADI in Neuansiedlungen 
festzustellen.46 

Abbildung 5.10	Höhe der eingehenden ADI in Regionen nach Grad der Entwicklung, NUTS‑2 
(2019–2022)
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Anmerkung: Das linke Diagramm umschließt alle Formen von ADI (sowohl Fusionen und Übernahmen als auch ADI in Neuansiedlungen). 
Das rechte Diagramm zeigt ausschließlich ADI in Neuansiedlungen. 
Quelle: Martinez Cillero et al. (2024) auf der Grundlage von Daten aus Orbis M&A BvD und Orbis Crossborder BvD.
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Im Gegensatz dazu finden ADI in Form von Fusio-
nen und Übernahmen hauptsächlich in stärker ent-
wickelten Regionen statt (Abbildung  5.10, linkes 
Diagramm). Hauptstadtregionen sind die primären 
Zielgebiete, wie in Frankreich, Österreich, Finnland, 
Spanien, Portugal, Polen und Griechenland, daneben 
aber auch Regionen in Norditalien, Nordostspanien, 
Südfrankreich, Süd- und Ostdeutschland, im Nord-
rhein-Benelux-Raum sowie auf beiden Seiten des 
Finnischen Meerbusens. Die Regionen mit den meis-
ten Fusionen und Übernahmen im Betrachtungszeit-
raum sind Wien (Österreich), Eastern and Midland 
(Irland), Limburg und Noord-Holland (Niederlande), 
Madrid (Spanien), Helsinki-Uusimaa (Finnland) und 
Luxemburg.

5.1 Innovation und Zugang 
zu Finanzmitteln

Der Zugang zu Finanzmitteln ist für die Innovations-
förderung von entscheidender Bedeutung. In etlichen 
Regionen stoßen Unternehmen jedoch auf Schwierig-
keiten beim Erhalt von Bankenfinanzierung. Im Ver-
gleich zu den USA, wo die Finanzmärkte weiter ent-
wickelt sind und der Risikokapitalmarkt eine größere 
Rolle spielt, stellt die Zersplitterung der Finanzmärk-
te in der EU eine Herausforderung dar. Dies gilt vor 
allem für weniger entwickelte Regionen, denen es 
vielfach an liquiden Kapitalmärkten und einer soliden 
Finanzinfrastruktur mangelt und in denen dement-
sprechend viele Unternehmen von Kreditknappheit 
betroffen sind.47 In diesen Fällen kann eine gezielte 

47	 Der Begriff „Finanzinfrastruktur“ bezieht sich in diesem Zusammenhang auf die Verfügbarkeit und Effizienz von Finanzdienstleistungen, 
Finanzinstitutionen und des Finanzmarktes im Allgemeinen.

Unterstützung zur Erleichterung des Zugangs zu Fi-
nanzmitteln für innovationsbezogene Investitionen in 
Form von Zuschüssen, zinsgünstigen Darlehen, Bürg-
schaften oder Eigenkapital erfolgen.

Die 2019 durchgeführte „World Bank Enterprise Sur-
vey“ der Weltbank offenbart große regionale Unter-
schiede beim Zugang zu Finanzmitteln. Nach dieser 
Erhebung ist ein Unternehmen von Engpässen beim 
Zugang zu externer Finanzierung betroffen, wenn 
eine der beiden folgenden Bedingungen zutrifft: 1) 
Das Unternehmen hat trotz entsprechenden Bedarfs 
aus einem sonstigen Grund keinen Kredit beantragt 
oder 2) der Kreditantrag des Unternehmens wurde 
abgelehnt. Wie sich zeigt, unterliegen Unternehmen in 
vielen Regionen der östlichen und südlichen Mitglied-
staaten einem derartigen Engpass (Abbildung 5.11). 
Ein weiteres Ergebnis der Erhebung ist, dass Unter-
nehmen eher von Kreditknappheit betroffen sind, 
wenn Investitionen in Innovationen durch Bankkredite 
finanziert werden sollen, als wenn eine Finanzierung 
durch Eigenkapital erfolgen soll. Dieses Ergebnis steht 
im Einklang mit der Tatsache, dass Eigenkapitalfinan-
zierungen im Allgemeinen umso besser geeignet sind, 
je höher das mit der Investition verbundene Risiko ist, 
wodurch ein kooperativer Ansatz hinsichtlich der Ri-
sikobereitschaft gefördert wird. Darlehen und Bürg-
schaften sind dagegen eher geeignet, wenn es sich 
um risikoärmere Innovationen handelt, da sie den 
Unternehmen die erforderliche finanzielle Unterstüt-
zung bieten, während gleichzeitig eine strukturierte 
Rückzahlungsmöglichkeit gegeben ist.
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Quelle: World Bank Enterprise Survey.
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•	 Das Bevölkerungswachstum in der EU verliert seit Jahrzehnten an Tempo, und 
nach den Projektionen ist für die kommenden Jahre und Jahrzehnte von einem 
Bevölkerungsschwund auszugehen. In den Jahren 2021 und 2022 registrierte 
die EU zum ersten Mal eine sinkende Bevölkerungszahl, wenngleich dafür die 
COVID-19-Pandemie mitverantwortlich war und sich der Effekt (vorübergehend) 
ausgleichen dürfte. 

•	 Das Nachlassen des Wachstums hängt mit dem natürlichen Bevölkerungsrück-
gang zusammen, der 2012 einsetzte und den Zuwanderung nicht hinreichend 
wettmachen kann. Bereits 40 % der Menschen in der EU leben in einer Region, 
die in den letzten zehn Jahren an Bevölkerung verloren hat – ein Trend, der sich 
voraussichtlich fortsetzen wird. In ländlichen Regionen ist dieser Anteil höher als 
in städtischen Regionen. 

•	 Seit mindestens 1960 vollzieht sich in der EU ein Trend zur Verstädterung und 
Suburbanisierung, mit dem Ergebnis, dass ein immer größerer Teil der Bevöl-
kerung in immer weniger (Groß-)Städten lebt, während der Bevölkerungsanteil 
ländlicher Gebiete schrumpft. Eine Trendwende ist nicht absehbar, auch wenn 
sich die Verstädterung wahrscheinlich verlangsamen wird, insbesondere in Län-
dern mit einem bereits sehr hohen Verstädterungsgrad.

•	 Aufgrund der gestiegenen Lebenserwartung und der voranschreitenden Alterung 
der „Babyboom“-Generation ist die Bevölkerung ab 65 Jahren in praktisch allen 
Regionen angewachsen. Der Anteil der Menschen im erwerbsfähigen Alter und 
der jungen Menschen ist indes kleiner geworden. Diese Trends werden sich vor-
aussichtlich fortsetzen und die Politik vor vielfältige Herausforderungen stellen, 
etwa in Bezug auf Engpässe auf dem Arbeitsmarkt, die langfristige Tragfähigkeit 
der öffentlichen Finanzen, die Bereitstellung von Infrastruktur und den Zugang zu 
essenziellen und sozialen Dienstleistungen.

•	 Am drängendsten sind diese Probleme in entlegenen, überwiegend ländlichen 
Regionen – also solchen, die in großer Entfernung zur nächsten Stadt liegen. Ent-
völkerung, Bevölkerungsalterung und das Schrumpfen der Erwerbsbevölkerung 
sind dort am stärksten ausgeprägt. 

•	 Neben dem Schwund der Erwerbsbevölkerung stehen einige Regionen auch vor 
dem Problem, dass der Anteil der Bevölkerung mit Tertiärbildung auf einem nied-
rigen Niveau stagniert, was es umso schwieriger macht, den Wegfall von Arbeits-
kräften durch eine höhere Arbeitsproduktivität auszugleichen. Diese Regionen, die 
in einer „Talententwicklungsblockade“ stecken, sind in verschiedenen Teilen der EU 
zu finden, wenngleich in etwas größerem Ausmaß in den östlichen Mitgliedstaaten. 

•	 Betroffene Regionen weisen in der Regel ein relativ niedriges Pro-Kopf-BIP und 
eine relativ niedrige Beschäftigungsquote auf, sind ländlich geprägt und haben 
einen bedeutenden Agrarsektor sowie Defizite beim Zugang zu Dienstleistungen 
und zum Internet. Um sie resilienter und attraktiver zu machen, braucht es ge-
zielte politische Maßnahmen wie die Initiative zur Talenterschließung und den 
Talentförderungsmechanismus.

DER DEMOGRAFISCHE WANDEL 6
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Kapitel 6

Der demografische Wandel

1	 Die hier verwendeten Eurostat-Bevölkerungsvorausschätzungen (Eurostat[proj_23_n]) ergeben sich aus der Anwendung einer Reihe von 
Annahmen zur zukünftigen Entwicklung von Fruchtbarkeit, Sterblichkeit und Migration auf die amtlichen Statistiken der nationalen statis-
tischen Ämter. Die Vorausschätzungen sollten nicht als Vorhersagen, sondern als „Was-wäre-wenn“-Szenarien betrachtet werden, die eine 
Vorstellung davon geben, wie sich die Bevölkerung unter diesen Annahmen in Zukunft verändern wird.

1. Der demografische Wandel 
in EU-Regionen

1.1 Nach jahrzehntelangem 
Wachstum überwiegt nun der 
natürliche Bevölkerungsrückgang

Die Gesamtbevölkerung der gegenwärtigen 
27  EU-Mitgliedstaaten ist spätestens ab 1960 ge-
wachsen. Bis  Anfang der 1990er-Jahre herrschte 
in der EU natürliches Bevölkerungswachstum vor: 
Die Geburtenrate war höher als die Sterberate. Im 
Durchschnitt gewann die Bevölkerung zwischen 
1960 und 1992 durch natürliches Wachstum jährlich 
1,8 Mio. Menschen hinzu. Im Zeitverlauf schwächte 
sich das natürliche Wachstum allerdings zusehends 
ab (Abbildung 6.1). Die Nettozuwanderung (Zuwan-
derung abzüglich Abwanderung) war gering und je-
des Jahr für eine zusätzliche Bevölkerung von nicht 
mehr als 200 000 Menschen verantwortlich. Es gab 
sogar Jahre, in denen die Abwanderung aus Europa 
überwog. 

Ab 1992 hatte die Nettozuwanderung einen größe-
ren Anteil am Bevölkerungswachstum als die natür-
lichen Zuwächse. In den 1990er- und 2000er-Jahren 
leistete das natürliche Wachstum einen vergleichs-
weise geringen Beitrag: 250 000 Menschen pro Jahr 
gegenüber 800 000 Menschen durch Zuwanderung. 
Ab 2012 wies die natürliche Bevölkerungsentwick-
lung einen Negativsaldo von fast 500 000 pro Jahr 
auf, der jedoch durch den positiven Wanderungssaldo 
mehr als ausgeglichen wurde. Im Jahr 2020 führte 
ein plötzlicher Anstieg der Sterblichkeitsrate auf-
grund der COVID-19-Pandemie erstmals dazu, dass 
die Bevölkerungszahl trotz des positiven Beitrags der 
Migration sank.

Bevölkerungsprojektionen1 zufolge wird die Gesamt-
bevölkerung nach einem Wiederanstieg im Jahr 2023 
ab 2026 zu ihrem Abwärtstrend zurückkehren.
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Abbildung 6.1 Bevölkerungsveränderung insgesamt, natürliche Veränderung und Nettomigration 
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1.2 Unterschiedliche Triebkräfte 
der Bevölkerungsveränderung in 
städtischen und ländlichen Regionen
Ab 2010 wuchs die EU-Bevölkerung im Jahresdurch-
schnitt um 1,5 ‰ (Tabelle 6.1) – deutlich weniger als 
noch in den 2000er-Jahren, als sich die Zuwachsrate 
bei 2,9 ‰ bewegte. Der Negativsaldo der natürlichen 
Bevölkerungsentwicklung (-0,7  ‰ jährlich) wurde 
durch die Nettozuwanderung (+2,2 ‰ jährlich) wett-
gemacht. Die stärksten Zuwächse verzeichnete in 
diesem Zeitraum der Nordwesten der EU2 (+4,2 ‰ 
jährlich), wo sowohl eine positive natürliche Verände-
rung als auch ein positiver Wanderungssaldo3 zu ver-
zeichnen waren (Karte 6.1). Im Süden der EU zeigte 
die natürliche Bevölkerungsentwicklung einen nega-
tiven Saldo. Dank einer ähnlich hohen Nettomigration 
wie in den nordwestlichen Mitgliedstaaten stand un-
ter dem Strich dennoch ein Bevölkerungszuwachs. Im 
Osten der EU schrumpfte die Bevölkerung um 2,6 ‰ 
jährlich, wofür sowohl ein erheblicher natürlicher 
Rückgang als auch ein negativer Wanderungssaldo 
ins Treffen zu führen sind. 

Sowohl auf EU-Ebene insgesamt als auch in allen drei 
großen geografischen Gebieten folgten die natürliche 
Veränderung und die Nettomigration im Zeitraum 
2010–2021 einem übereinstimmenden Muster, was 
die relativen Trends in städtischen und ländlichen Re-
gionen betrifft.4 Beide Werte waren im Durchschnitt 
in den städtischen Regionen am höchsten und in den 
ländlichen Regionen am niedrigsten (bzw. häufig ne-

2	 Die Definitionen für Nordwesten/Osten/Süden der EU finden sich im Glossar.

3	 Bei der Betrachtung der verschiedenen geografischen Gebiete der EU sind in den Migrationszahlen auch die Bewegungen zwischen Mitglied-
staaten und – im Falle der regionalen Bevölkerungsveränderung – die Bewegungen zwischen Regionen enthalten. Die verwendeten Daten 
ermöglichen keine Unterscheidung der verschiedenen Ströme. Unter den Begriffen „Zuwanderung“ bzw. „Nettomigration“/„Wanderungssal-
do“ sind folglich beide Ströme subsumiert. Dies entspricht der von Eurostat verwendeten operativen Definition: der Teil der Bevölkerungs-
veränderungen, der sich nicht der Geburten- und Sterberate zurechnen lässt.

4	 Siehe Kasten 3.1 für eine ausführliche Erläuterung der Stadt-Land-Typologie auf der Grundlage der Bevölkerungsdichte. Wo detailliertere 
Daten verfügbar sind, bezieht sich die Analyse auf ländliche oder städtische Gebiete; andernfalls ist die Analyse allgemeiner auf der Ebene 
überwiegend ländlicher bzw. städtischer Regionen angesiedelt. Die Stadt-Land-Typologie ist besonders nützlich für die Untersuchung der 
Bevölkerungsdynamik im Zeitverlauf, da sie auf Clustern und der Bevölkerungsdichte beruht.

gativ; (Tabelle 6.2). Dies spiegelt den vergleichsweise 
niedrigeren Anteil an Frauen im gebärfähigen Alter 
in ländlichen Regionen wider, d. h. die Geburtenraten 
sind dort trotz höherer Fruchtbarkeitsraten niedriger 
als in städtischen Regionen. Dies schlägt sich in Ver-
bindung mit höheren Sterblichkeitsraten aufgrund 
einer älteren Bevölkerung in einem schwächeren und 
in vielen Fällen negativen natürlichen Bevölkerungs-
wachstum nieder.

Aus der unterschiedlichen Bevölkerungsstruktur re-
sultieren erhebliche Unterschiede in der demogra-
fischen Entwicklung. Während die städtischen Re-
gionen im Nordwesten der EU ein verhältnismäßig 
starkes Bevölkerungswachstum verbuchen (+6  ‰ 
jährlich), sind die ländlichen Regionen im Osten und 
Süden der EU mit einem signifikanten Schwund kon-
frontiert (-4 bis -5 ‰ jährlich). Im Durchschnitt ist 
in allen Arten von Regionen in der EU ein negativer 
natürlicher Saldo festzustellen  – in städtischen, in-
termediären und ländlichen Gebieten gleichermaßen. 
Eine Ausnahme sind die städtischen Regionen im 
Nordwesten der EU. 

Die Wanderungsbilanz fällt für alle drei Arten von 
Regionen auf EU-Ebene positiv aus. Für städtische 
Regionen gilt dies jedoch in wesentlich stärkerem 
Maße als für ländliche Regionen (+3,1 ‰ gegenüber 
+0,9  ‰). Die Nettozuwanderung überwog die ne-
gative natürliche Entwicklung in den ländlichen und 
intermediären Regionen im Nordwesten, in den städ-
tischen Regionen im Süden und in den städtischen 

Tabelle 6.1	Natürliche Bevölkerungsveränderung, Nettomigration und 
Gesamtbevölkerungsveränderung (2010–2021)

Gesamtbevölkerungs-
veränderung

Natürliche 
Bevölkerungsveränderung Nettomigration

Durchschnittliche jährliche Veränderung je 1 000 Einwohner

EU‑27 1,5 -0,7 2,2

Nordwesten 4,2 0,6 3,6

Süden 0,4 -1,6 2,0

Osten -2,6 -2,2 -0,4

Quelle: Eurostat [demo_r_gind], Berechnungen der GD REGIO.
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Regionen im Osten. Lediglich die ländlichen Regionen 
im Osten hatten im Durchschnitt einen negativen 
Wanderungssaldo zu verzeichnen, der den natürli-
chen Schwund noch verstärkte und u. a. in Lettland, 
Litauen und Kroatien zur Bildung markanter Abwan-
derungsregionen beitrug. Hinter den Durchschnitts-
werten verbirgt sich jedoch die Tatsache, dass der 

Wanderungssaldo auch in einigen Regionen im Süden 
der EU (vor allem in Spanien, Portugal und Süditalien) 
und im Nordwesten der EU (vor allem in Nordfrank-
reich und Finnland) negativ ausfiel.

Im Falle der ländlichen und intermediären Regio-
nen hat die Nähe zu einer Stadt ggf. Einfluss auf die 

Tabelle 6.2	Natürliche Bevölkerungsveränderung, Nettomigration und 
Gesamtbevölkerungsveränderung nach Stadt-Land-Typologie (2010–2021)

Gesamtbevölkerungs-
veränderung

Natürliche 
Bevölkerungsveränderung Nettomigration

Durchschnittliche jährliche Veränderung je 1 000 Einwohner

EU‑27
Städtisch 3,9 0,8 3,1
Intermediär 0,9 -1,3 2,3
Ländlich -1,6 -2,5 0,9

Nordwesten
Stadt 6,0 2,3 3,7
Intermediär 3,8 -0,2 3,9
Ländlich 1,3 -1,6 2,9

Süden
Stadt 2,1 -0,5 2,6
Intermediär -0,5 -2,2 1,7
Ländlich -4,7 -5,2 0,4

Osten
Stadt 1,5 -0,9 2,4
Intermediär -2,5 -2,5 -0,1
Ländlich -4,1 -2,5 -1,6

Quelle: Eurostat [demo_r_gind], Berechnungen der GD REGIO.

Tabelle 6.3	Natürliche Bevölkerungsveränderung, Nettomigration und 
Gesamtbevölkerungsveränderung nach Stadt-Land-Typologie einschließlich Stadtnähe (2010–2021)

Gesamtbevölkerungs-
veränderung

Natürliche 
Bevölkerungsveränderung Nettomigration

Durchschnittliche jährliche Veränderung je 1 000 Einwohner

Stadt 3,9 0,8 3,1

Intermediär 0,9 -1,3 2,3

Stadtnah 1,2 -1,3 2,4

Entlegen -2,6 -2,1 -1,5

Ländlich -1,6 -2,5 0,9

Stadtnah -0,8 -2,1 1,3

Entlegen -3,6 -3,5 -0,1

Quelle: Eurostat [demo_r_gind], Berechnungen der GD REGIO.
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Karte 6.1 Bevölkerungsveränderung insgesamt, natürliches Wachstum und Nettomigration nach NUTS-3 (2010–2021)
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Kasten 6.1	Langfristige Verstädterungstendenzen in Europa

1	 Der Verstädterungsgrad von 1961 bis 2021 wird mit dem von der JRC entwickelten Rasterinstrument für den Grad der Besiedlung 
berechnet (Global Human Settlement Layer Tools: https://ghsl.jrc.ec.europa.eu/tools.php). Damit wird eine Klassifizierung der Sied-
lungen auf Rasterebene auf der Grundlage von Bevölkerungsrastern mit einer Auflösung von 1 km² und gemäß den definierten 
Abstufungen beim Grad der Besiedlung (siehe Kasten 3.2) erstellt. Als Eingangsgröße wurde eine konsistente Zeitreihe von Bevöl-
kerungsrastern auf dieser Auflösungsebene verwendet, die für diesen Zeitraum von der JRC erstellt wurde, wobei die Zehnjahresin-
tervalle mit den Volkszählungsjahren übereinstimmten.

Verstädterung ist mit Innovationen und Größenvor-
teilen verbunden, die zu höherer Produktivität und 
sozioökonomischer Entwicklung führen. Aufgrund 
ihrer Dichte können städtische Gebiete auch ökologi-
sche Vorteile bieten, etwa eine geringeren Verbrauch 
von Land, Energie und Rohstoffen. Andererseits brin-
gen die zunehmende Bevölkerungsdichte und die 
Vielfalt städtischer Gebiete Probleme in diversen 
Bereichen mit sich, darunter Umweltverschmutzung, 
Wohnkosten, Verkehrsüberlastung, Kriminalität und 
Defizite beim sozialen Zusammenhalt. Diese können 
das Wohlbefinden der Bewohner beeinträchtigen. 

Bevölkerungskonzentration im urbanen Raum ist 
kein neues Phänomen. Der Verstädterungsprozess 
wurde in Europa, wie auch anderswo, durch die In-
dustrialisierung ab dem späten 18.  Jahrhundert 
vorangetrieben, mit einer Verlagerung von der Ag-
rar- zur Industrie- und in jüngerer Zeit zur Dienst-
leistungswirtschaft. Daraus resultierten eine Ab-
wanderung aus ländlichen Gebieten in die Städte 
und der Aufbau von Infrastrukturen in zweiteren. 

Zwischen 1961 und 2021 wuchs die Bevölkerung 
der EU von 359 Millionen auf 456 Millionen. Damit 
einher ging ein stetiger Verstädterungsprozess, wo-
bei der Anteil der in städtischen Gebieten lebenden 

Bevölkerung von 59 % auf 71 % der Gesamtbevöl-
kerung anstieg und der in ländlichen Gebieten leben-
de Teil bis 2021 dementsprechend auf 29 % sank 
(Figure  6.2).1 Die Zunahme der städtischen Bevöl-
kerung verteilte sich auf Städte (+7 Prozentpunkte) 
und kleinere Städte und Vororte (+5 Prozentpunkte). 

Beim derzeitigen Niveau der Verstädterung und 
bei den Trends für den Zeitraum 1961–2021 zei-
gen sich jedoch Unterschiede zwischen den großen 
geografischen Gebieten der EU. Im Gegensatz zum 
Bevölkerungswachstum in den nordwestlichen und 
südlichen Gebieten hat die Bevölkerung in der öst-
lichen EU seit 1991 kontinuierlich abgenommen, 
wobei sogar der Bevölkerungsanteil in Städten von 
31 % auf 28 % gesunken ist. Im Jahr 2021 waren 
die östlichen Mitgliedstaaten weiterhin jene mit dem 
niedrigsten Verstädterungsgrad. 61 % der Bevölke-
rung lebten dort in städtischen Gebieten (Städte 
plus kleinere Städte und Vororte) gegenüber 71 % 
im Nordwesten und 78 % im Süden der EU. 

Der Rückgang der Landbevölkerung war in der süd-
lichen EU besonders ausgeprägt (von 36 % im Jahr 
1961 auf 22 %). Der städtische Bevölkerungsanteil 
nahm im Süden der EU am stärksten zu (+12 Pro-
zentpunkte), gefolgt vom Osten (+9  Prozentpunkte). 
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Abbildung 6.2	Bevölkerungsanteil nach Verstädterungsgrad (Städte, kleinere Städte und 
Vororte sowie ländliche Gebiete), in der EU‑27 und nach geografischem Gebiet (1961–2021)

Quelle: Batista e Silva und Dijkstra (2024) und Berechnungen der GD REGIO.
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Bevölkerungsentwicklung (Tabelle  6.3).5 In entlege-
nen ländlichen Regionen schrumpfte die Bevölkerung 
zwischen 2010 und 2021 um 3,6 ‰ jährlich – etwa 
viermal so stark wie in stadtnahen ländlichen Regio-
nen. Dort wurde der natürliche Bevölkerungsrückgang 
nämlich durch Nettozuwanderung teilweise abgefan-
gen, während die entlegenen ländlichen Regionen 
nicht nur einen stärkeren natürlichen Schwund, son-
dern auch einen nur geringfügig positiven Wande-
rungssaldo aufzuweisen hatten. 

5	 Die vorliegende Analyse basiert auf einer detaillierteren Version der Stadt-Land-Typologie, bei der intermediäre und ländliche Regionen 
weiter in „stadtnah“ und „entlegen“ unterteilt werden. „Stadtnah“ bedeutet, dass mindestens 50 % der Bevölkerung in Gebieten leben, die 
maximal 45°Fahrminuten vom Zentrum einer Stadt mit mindestens 50 000 Einwohnern entfernt sind. „Entlegen“ bedeutet, dasss 50 % der 
Bevölkerung außerhalb solcher Gebiete leben.

Bei den intermediären Regionen macht sich die Nähe 
zu einer Stadt noch stärker bemerkbar. In jenen in 
Stadtnähe wuchs die Bevölkerung im Betrachtungs-
zeitraum um 1,2 ‰ jährlich, während sie in entle-
genen intermediären Regionen um 2,6  ‰ jährlich 
schrumpfte. Zu einem großen Teil hängt dies mit Un-
terschieden beim Wanderungssaldo zusammen, der 
in den stadtnahen Regionen positiv und in den entle-
genen Regionen negativ ausfiel, sodass in letzteren 
ein stärkerer natürlicher Schwund eintrat.

Im Nordwesten der EU legte er hingegen kaum zu 
(+1  Prozentpunkt). Der Bevölkerungsanteil in klei-
neren Städte und Vororten vergrößerte sich im Os-
ten (+6  Prozentpunkte) und im Nordwesten der EU 

(+5 Prozentpunkte) am meisten, 
im Süden der EU dafür deutlich 
weniger (+2 Prozentpunkte).

Die Bevölkerungsentwicklung 
zwischen 1961 und 2021 ist von 
Land zu Land unterschiedlich 
und wird durch die geografische 
Lage beeinflusst (Karte  6.2). 
Sowohl Bevölkerungswachstum 
als auch Bevölkerungsrückgang 
konzentrieren sich tendenziell in 
bestimmten Gebieten. Darüber 
hinaus gibt es EU-weit ein aus-
geprägtes Stadt-Land-Gefälle. 
Die Bevölkerung verzeichnete 
in diesem Zeitraum in oder um 
die großen Städte sowie in den 
Küstengebieten, insbesondere 
im Süden der EU, erhebliche Zu-
wächse. Ländliche Gebiete ha-
ben insgesamt an Bevölkerung 
verloren, in besonderem Maße 
aber in der südlichen und östli-
chen EU, und dort in den großen 
überwiegend ländlichen Gebie-
ten Portugals, Spaniens, Kroati-
ens, Bulgariens, Rumäniens und 
der baltischen Staaten.

Dies veranschaulicht, dass sich 
die EU-Bevölkerung immer stär-
ker in (großen) Städten kon-
zentriert und die Bevölkerungs-
zahlen in ländlichen Gebieten 
immer weiter schrumpfen. Eine 

Trendwende ist nicht absehbar, auch wenn sich die 
Verstädterung im Durchschnitt wahrscheinlich ver-
langsamen wird, insbesondere in Ländern mit einem 
bereits sehr hohen Verstädterungsgrad. 
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Karte 6.2 Durchschnittliche Bevölkerungsveränderung pro Jahrzehnt nach 
5km²-Flächeneinheiten (1961–2021)
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Die Nettoabwanderung aus entlegenen Regionen 
(z.  B. aus einigen Gebieten in äußerster Randlage 
wie Guadeloupe oder Açores) ist zum Teil darauf 
zurückzuführen, dass es dort an Wirtschafts- und 
Beschäftigungsmöglichkeiten mangelt, was zusam-
men mit den Defiziten beim Zugang zu essenziellen 
Dienstleistungen wie Bildung und Ausbildung, Kinder-
betreuung und Gesundheitseinrichtungen dazu führt, 
dass diese Regionen sowohl für Migranten als auch 
für die ansässige Bevölkerung als Wohnort weniger 
attraktiv sind (siehe auch Kapitel 3). In einigen Ge-
bieten in äußerster Randlage ist das Problem aller-
dings eher umgekehrt, d. h. es besteht ein erheblicher 
Zuwanderungsdruck von außerhalb der EU. Mayotte, 
Guyane und Canarias gehören zu den zehn EU-Re-
gionen mit dem höchsten Anteil von nicht in der EU 
geborenen Migranten; in Mayotte stellen außerhalb 
der EU Geborene mehr als 50 % der Bevölkerung.

Im Jahr 2022 lebten 42 % der Menschen in der EU in 
einer Region, die zwischen 2010 und 2021 an Einwoh-
nern verloren hat. Dieser Anteil erreichte in städtischen 
Regionen nur 26 %, aber 47 % in intermediären Regio-
nen und 62 % in ländlichen Regionen (Abbildung 6.3). 
Der Anteil der Menschen, die in einer schrumpfenden 
Region leben, war in entlegenen intermediären und 
ländlichen Regionen besonders hoch (rund 75 %). Ein 
rapider Bevölkerungsrückgang (-7,5 ‰ jährlich oder 
mehr) war in diesem Zeitraum in ländlichen Regionen 
eher zu beobachten als in anderen. In entlegenen in-
termediären Regionen machte der Schwund in den 
zwölf Jahren insgesamt ganze 37 % aus. 

6	 Eurostat [proj_19rp3].

Der Umstand, dass sich unter den rapide schrump-
fenden Gebieten relativ viele ländliche und entlegene 
Regionen finden, steht im Einklang mit dem durch-
schnittlichen Bevölkerungsrückgang in diesen Regio-
nen. Dennoch gibt es in allen Gruppen auch Regionen 
mit rapidem Bevölkerungszuwachs. Besonders zwei 
französische Gebiete in äußerster Randlage – Guya-
ne und Mayotte – stechen hier hervor: Ihre Bevölke-
rung dürfte sich bis zum Jahr 2100 verdoppeln.

Die Bevölkerungsvorausschätzungen von Eurostat 
für 20406 deuten darauf hin, dass der Anteil der in 
schrumpfenden Regionen lebenden Menschen in al-
len Gruppen gegenüber 2020 um etwa 18 Prozent-
punkte steigen wird.

1.3 Anteil der 0- bis 29-Jährigen im 
Verhältnis zu den 30- bis 59-Jährigen 
EU-weit sehr unterschiedlich

Im Jahr 2022 umfasste die EU-Bevölkerung 139 Mio. 
0- bis 29-Jährige und 183  Mio. 30- bis 59-Jähri-
ge. Die Differenz von 44 Mio. Menschen stellt eine 
Generationslücke dar, die 10  % der Gesamtbevöl-
kerung der EU entspricht. Zuwanderung wird der 
Gruppe der 0- bis 29-Jährigen Zuwächse besche-
ren, wodurch sich die Differenz in Zukunft wohl 
verringern, jedoch aller Wahrscheinlichkeit nach 
nicht vollständig ausgleichen wird. In Anbetracht 
der fortschreitenden Bevölkerungsalterung und der 
projizierten Geburtenraten bedeutet dies, dass die 
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Karte 6.3 Bevölkerung 0–29 Jahre im Verhältnis zur Bevölkerung 30–59 Jahre nach 
NUTS-3 (2022)

EU-27 = 76,0
Quelle: Eurostat (demo_r_pjangrp3).

Karte 6.3	 Bevölkerung 0–29 Jahre im Verhältnis zur Bevölkerung 30–59 Jahre nach NUTS‑3 
(2022)
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Gesamtbevölkerung in den kommenden Jahren und 
Jahrzehnten schrumpfen wird (siehe die jüngsten 
Eurostat-Basisvorausschätzungen). 

Auch die Altersstruktur der Bevölkerung wirkt sich auf 
die Geburtenziffer aus.7 Mit Älterwerden der jüngeren 
Kohorte nimmt die Zahl der Frauen im gebärfähigen 
Alter ab, was selbst bei gleich bleibenden Fruchtbar-
keitsraten zu weniger Geburten führt. 

Die Differenz zwischen den beiden Altersgruppen 
besteht in praktisch allen EU-Regionen (Karte  6.3), 
wenn auch in unterschiedlichem Ausmaß. So ist bei-
spielsweise in vielen Regionen im Nordwesten Spani-
ens und in Ostdeutschland sowie in einigen Regionen 
Italiens und Bulgariens die Bevölkerung im Alter von 
0–29 Jahren um mindestens 40 % kleiner als jene im 
Alter von 30–59 Jahren. Das bedeutet im Vergleich 
zu anderen Regionen eine zunehmend negative na-
türliche Bevölkerungsentwicklung und ein rapides An-
wachsen des Anteils der Bevölkerung ab 65 Jahren. 

In einigen Regionen Frankreichs (einschließlich einiger 
Gebiete in äußerster Randlage), Irlands, Schwedens, 
der Niederlande, Finnlands und Dänemarks überwiegt 
hingegen der Anteil der 0- bis 29-Jährigen. Dement-
sprechend ist dort ein langsamerer natürlicher Bevöl-
kerungsrückgang bzw. sogar ein Anstieg zu erwarten. 

Trotz regionaler Unterschiede gibt es eindeutige na-
tionale Muster. Die nordwestlichen Mitgliedstaaten 

7	 Die Geburtenziffer (auch „Geburtenrate“) bezieht sich auf die Gesamtzahl der Geburten in einem Jahr pro 1 000 Einwohner. Die Fertilitäts-
rate (auch „Fruchtbarkeitsziffer“) bezieht sich auf die Zahl der Lebendgeburten in einem Jahr pro 1 000 Frauen im gebärfähigen Alter.

weisen mit Ausnahme von Deutschland und Öster-
reich mehrheitlich einen relativ hohen Anteil, die süd-
lichen Mitgliedstaaten hingegen einen relativ nied-
rigen Anteil an 0- bis 29-Jährigen auf. Abgesehen 
von der stärkeren Abwanderung junger – und da vor 
allem weiblicher  – Arbeitskräfte könnte die Diskre-
panz mit den niedrigeren Geburtenraten zusammen-
hängen, die auf Unterschiede in der Familienpolitik, 
die in Frankreich und den nördlichen Mitgliedstaaten 
gut entwickelt ist, sowie auf die Verfügbarkeit und 
Erschwinglichkeit von frühkindlicher Betreuung, Bil-
dung und Erziehung zurückzuführen sein. Die schwie-
rige Arbeitsmarktsituation für junge Menschen, die 
eine stabile Beschäftigung suchen, und die allgemein 
schwierige Wirtschaftslage könnten ebenfalls eine 
Rolle spielen, was beispielsweise dazu führt, dass 
Frauen in Spanien und Italien ihr erstes Kind relativ 
spät bekommen (siehe auch Kapitel 1 und 2).

1.4 Die ältere Bevölkerung wächst, 
andere Kohorten schrumpfen

Hinter der allmählichen Verlangsamung des Bevöl-
kerungswachstums in der EU verbergen sich erheb-
liche Unterschiede bei den Trends für die verschie-
denen Altersgruppen. Bei einigen Kohorten hat ein 
rückläufiger Trend eingesetzt, während andere wei-
ter gewachsen sind (Karte  6.4). Insbesondere wies 
die Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter (20- bis 
64-Jährige) im Zeitraum 2014–2021 ein Minus von 
2,5 % auf. Allerdings war der Trend in den östlichen 

-30

-20

-10

0

10

20

30

40

50

60

70
LU IE ES AT CY IT N

L

M
T BE SK FR

EU
-2

7 SI D
K PT EL LT D
E SE EE PL CZ RO FI H
R

H
U LV BG

0–19 20–64 65+

Abbildung 6.4 Projizierte Bevölkerungsveränderung nach Altersgruppen 
in den EU-Mitgliedstaaten (2023–2040)

Quelle: Eurostat [proj_23n].

Be
vö

lk
er

un
gs

ve
rä

nd
er

un
g 

(%
)

Ab
bi

ld
un

g 
6.

4	
Pr

oj
iz

ie
rt

e 
Be

vö
lk

er
un

gs
ve

rä
nd

er
un

g 
na

ch
 A

lte
rs

gr
up

pe
n 

in
 d

en
 E

U
-

M
itg

lie
ds

ta
at

en
 (2

02
3–

20
40

)



Kapitel 6: D
er dem

ografische W
andel

201
200

0 1 000 km

<= -12,5

-12,5–-10,0

-10,0–-7,5

-7,5–-5,0

-5,0–-2,5

-2,5–0

0–5,0

5,0–10,0

10,0–15,0

15,0–20,0

20,0–25,0

> 25,0

Keine Daten verfügbar

Gesamtveränderung (in %)

© EuroGeographics Verband für Verwaltungsgrenzen

EU-27 = -2,5EU-27 = -1,2 EU-27 = 14,0
Quelle: Eurostat (demo_r_pjangrp3), 
Berechnungen der GD REGIO.

0–19 Jahre 20–64 Jahre Ab 65 Jahre

Karte 6.4 Prozentuale Bevölkerungsveränderung nach Altersgruppen nach NUTS-3 (2014–2021)

Karte 6.4	Prozentuale Bevölkerungsveränderung nach Altersgruppen nach N
U

TS‑3 
(2014–2021)



Neunter Bericht über den wirtschaftlichen, sozialen und territorialen Zusammenhalt

203202

und südlichen Mitgliedstaaten stärker ausgeprägt, wo 
einige Regionen einen Schwund von mehr als 10 % 
erlitten.8 Dieser Abwärtstrend wird sich voraussicht-
lich fortsetzen. Auf EU-Ebene wird die Bevölkerung 
im erwerbsfähigen Alter bis 2040 voraussichtlich um 
6,5 % abnehmen (Abbildung 6.4). Einige Mitgliedstaa-
ten sind stärker betroffen als andere. Einbußen von 
etwa 20 % werden den Projektionen zufolge in Lett-
land, Litauen und Griechenland erwartet. Unter der 
Annahme, dass die Erwerbsquoten der Menschen in 
den verschiedenen Bildungsschichten (Primar-, Se-
kundar- und Tertiärniveau) innerhalb der einzelnen 
Teilgruppen der Bevölkerung (junge Menschen, Men-
schen im Haupterwerbsalter, ältere Menschen, Frauen, 
Männer, Mütter) konstant bleiben, dürfte die Zahl der 
Erwerbstätigen einem sehr ähnlichen Muster folgen. 
Nach einem Rekordhoch bei 205  Millionen im Jahr 
2022 wird die Zahl der Erwerbstätigen voraussicht-
lich auf 201 Millionen im Jahr 2030, 192 Millionen im 
Jahr 2040 und 184 Millionen im Jahr 2050 sinken.9

Die Abnahme der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter 
hat erhebliche negative Auswirkungen auf die Zahl der 
Arbeitskräfte in der EU und gefährdet das Wirtschafts-
wachstum und die Tragfähigkeit der öffentlichen Fi-
nanzen, umso mehr angesichts des prognostizierten 
Anwachsens der Bevölkerung ab 65  Jahren (siehe 
unten). Mit arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen kann 
dieser Schwund der europäischen Erwerbsbevölkerung 
abgemildert werden. In einem Szenario, in dem sich die 
Erwerbstätigkeit von Frauen in der EU dem Zielwert in 
den drei leistungsstärksten Mitgliedstaaten für diese 
Gruppe annähert, würden zusätzlich 17,3 Mio. Frauen 
auf den EU-Arbeitsmarkt kommen. Unter der gleichen 
Annahme für Männer würde es zusätzlich 8,8 Mio. er-
werbstätige Männer in der EU geben.

In der Altersgruppe der 0- bis 19-Jährigen war im 
Zeitraum 2014–2021 auf EU-Ebene ein etwas ge-
ringerer Rückgang zu verzeichnen (um  1,2 %), wo-
bei der Schwund in vielen südlichen und östlichen 
Regionen über 10 % betrug. In mehreren Regionen 
Schwedens, Tschechiens und Ostdeutschlands sowie 
in den Hauptstadtregionen vieler anderer Mitglied-
staaten war dagegen ein Anstieg zu verzeichnen. Der 
Projektion zufolge wird die Bevölkerung im Alter von 
0-19  Jahren bis 2040 um über 9 % abnehmen, in 
einigen östlichen Mitgliedstaaten (Litauen, Lettland, 
Polen, Rumänien, Kroatien und Bulgarien) sowie in 
Italien und Spanien sogar noch stärker. Ein ausge-
prägter und anhaltender Schwund in dieser Alters-

8	 Zu den künftigen Auswirkungen auf den Umfang des Arbeitskräftepotentials in einer Reihe von Mitgliedstaaten siehe Europäische Kommis-
sion (2023b), Kapitel 2. 

9	 Quelle: Berechnungen der GD EMPL auf der Grundlage von Daten der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
(OECD) und der Bevölkerungsstatistik EUROPOP2023.

10	 OECD (2021).

gruppe bedeutet in der Regel, das weniger Schulen 
benötigt werden, was dazu führen kann, dass Kinder 
infolge von Schulschließungen einen längeren Schul-
weg zurücklegen müssen. Das könnte vor allem länd-
liche Gebiete betreffen, in denen die Entfernungen 
ohnehin schon relativ groß sind.10 Im Hinblick auf den 
fairen Bildungszugang ergibt sich daraus eine große 
Herausforderung (siehe Abschnitt 2).

Im Gegensatz dazu verzeichnete die große Mehrheit 
der Regionen in der EU zwischen 2014 und 2021 ei-
nen erheblichen Anstieg der Bevölkerung im Alter ab 
65 Jahren. In besonderem Maße traf dies auf Polen, 
die Slowakei, Irland und Zypern zu, wo der Zuwachs in 
den meisten Regionen mehr als 25 % erreichte. Auch 
in Finnland, den Niederlanden, Frankreich, Rumänien 
und Portugal verzeichneten einige Regionen ähnlich 
hohe Werte. Andererseits registrierte eine Reihe von 
Regionen in Bulgarien, Griechenland, Spanien, Litau-
en und Lettland eine Abnahme der Bevölkerung im 
Alter ab 65  Jahren. Den Projektionen zufolge wird 
diese Altersgruppe bis 2040 EU-weit um 27 % an-
wachsen, in Luxemburg, Irland und Spanien sogar um 
50 % oder mehr. Es ist davon auszugehen, dass dies 
zu einer erhöhten Nachfrage nach Gesundheitsver-
sorgung und Langzeitpflege führen wird und folglich 
eine Ausweitung der Kapazitäten und dementspre-
chend höhere Ausgaben erforderlich macht. Wenn die 
einheimische Erwerbsbevölkerung schrumpft, könnte 
ein Bedarf an Wanderarbeitnehmern entstehen, um 
Personallücken im Pflegesektor zu schließen. 

1.5 In ländlichen Regionen 
vergleichsweise mehr ältere 
Menschen und weniger Menschen 
im erwerbsfähigen Alter

Während die Altersstruktur der Bevölkerung in der EU 
insgesamt kurzfristig nur durch Migration aus und 
in die übrige Welt verändert werden kann, wird sie 
in einzelnen Regionen auch durch Wanderbewegun-
gen in und aus anderen Teilen der EU beeinflusst. Mit 
welcher Wahrscheinlichkeit solche Wanderbewegun-
gen stattfinden und in welche Richtung sie verlaufen, 
ist nebst anderen Faktoren generationenabhängig. 
Bei den 20- bis 39-Jährigen ist es wahrscheinlicher, 
dass sie von ländlichen in städtische Regionen zie-
hen, während bei den 40- bis 64-Jährigen und den 
Über-65-Jährigen auch eine Abwanderung von städ-
tischen in ländliche oder intermediäre Regionen zu 
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erwarten ist. Diese Wanderungsmuster würden die 
Bevölkerungsalterung in städtischen Regionen ab-
mildern, da jüngere Menschen zuziehen und ältere 
Menschen (möglicherweise) abwandern; in ländlichen 
Regionen würde die Alterung verschärft, da das Mus-
ter in umgekehrter Richtung verläuft.

Im Jahr 2022 zählten in der EU insgesamt 21 % der 
Bevölkerung zur Altersgruppe ab 65  Jahren (Abbil-
dung  6.5a). Das sind 2,4  Prozentpunkte mehr als 
2014, und die Projektion geht bis 2040 von einem 
weiteren Anstieg auf 27 % aus.11 In Verbindung mit 
dem Schwund der Bevölkerung im erwerbsfähigen 
Alter ergeben sich daraus alterungsbedingte Her-
ausforderungen, darunter ein erhöhter Bedarf an Ge-
sundheitsversorgung und Langzeitpflege und damit 
ein wachsender Druck auf die öffentlichen Haushalte, 
den sozialen (auch generationenübergreifenden) und 
territorialen Zusammenhalt, Investitionen, die un-
ternehmerische Tätigkeit und die Produktivität. Das 
Ausmaß des Bevölkerungsrückgangs und der Bevöl-
kerungsalterung und die damit verbundenen Heraus-
forderungen dürften sich zwischen städtischen und 
ländlichen Regionen erheblich unterscheiden. 

11	 Eurostat[proj_23n].

12	 Eurostat[proj_19r]. Siehe auch den Bericht über die Bevölkerungsalterung 2024 (Europäische Kommission und Ausschuss für Wirtschafts-
politik, noch unveröffentlicht).

13	 Obwohl die Altersgruppe der 20- bis 64-Jährigen hier als Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter bezeichnet wird, ist zu beachten, dass das 
tatsächliche Alter der Erwerbstätigen je nach Region stark variiert. Die Beschäftigungsquoten sind je nach Region sehr unterschiedlich, eben-
so wie das gesetzliche Renteneintrittsalter, das in einigen Mitgliedstaaten unter 65 Jahren liegt. Das Renteneintrittsalter wird überall in der 
EU angehoben, sodass immer mehr Über-64-Jährige erwerbstätig sind. Darüber hinaus ist auch ein Teil der Unter-20-Jährigen erwerbstätig, 
wenngleich die Tendenz rückläufig ist. 

In den ländlichen Regionen ist der Anteil der Bevölke-
rung ab 65 Jahren in der Regel relativ hoch, vor allem 
in den entlegenen Regionen, in denen der Wert im 
Jahr 2022 3,3  Prozentpunkte über dem EU-Durch-
schnitt lag. Der Anteil wuchs hier im Zeitraum 2014–
2021 schneller als in anderen Regionen, und es wird 
erwartet, dass dieser Trend in Zukunft andauert.12 Im 
Gegensatz dazu bleibt der Anteil der Bevölkerung im 
erwerbsfähigen Alter13 in den ländlichen Regionen 
unter dem Durchschnitt – abermals vor allem in den 
entlegenen Regionen (Abbildung 6.5b). Außerdem fiel 
die Abnahme im Zeitraum 2014–2021 hier stärker 
aus. Dementsprechend ist damit zu rechnen, dass 
ländliche Regionen aufgrund eines schrumpfenden Ar-
beitskräftepotenzials und einer wachsenden Zahl von 
Menschen ab 65  Jahren mit größeren alterungsbe-
dingten Herausforderungen konfrontiert sein werden.

Umgekehrt ist in städtischen Regionen der Anteil 
der Menschen im erwerbsfähigen Alter tendenziell 
größer als im EU-Durchschnitt und der Anteil der 
Über-65-Jährigen kleiner (um 1,2  Prozentpunkte). 
Ferner sind bei beiden Aspekten die Veränderungen 
tendenziell kleiner als in ländlichen Regionen und 

Abbildung 6.5	Anteil verschiedener Altersgruppen an der Gesamtbevölkerung nach Stadt-Land-
Typologie (2014 und 2022)
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intermediären Regionen, sodass davon auszugehen 
ist, dass städtische Regionen in der Lage sein wer-
den, mit den oben genannten Herausforderungen 
besser umzugehen oder sie überhaupt zu vermeiden. 

Es ist zu beachten, dass das Ausmaß dieser Heraus-
forderungen vom Anteil der tatsächlich Beschäftigten 
an der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter abhängt. 
Dieser Wert schwankte im Jahr 2022 zwischen 83 % 
in den Niederlanden und 65 % in Italien. Darüber hi-
naus besteht in der gesamten EU die starke Tendenz, 
dass die Beschäftigungsquoten in den älteren Alters-
gruppen steigen.14 Dies ist zum Teil auf Anhebungen 
des Renteneintrittsalters zurückzuführen, aber auch 
darauf, dass sich mehr ältere Menschen für eine Er-
werbstätigkeit entscheiden, weil sie zusehends ge-
sünder und besser gebildet sind, weil die Arbeitsbe-
dingungen sich verbessert haben und weil weniger 
beschwerliche Tätigkeiten als in der Vergangenheit 
anfallen (siehe auch Abschnitt 2).

In der EU stieg die Beschäftigungsquote für die 
60- bis 64-Jährigen in den acht Jahren von 2014 
bis 2021 von 35 % auf 49 %, jene für die 65- bis 
74-Jährigen von 8 % auf 11 %. Dabei gibt es EU-weit 
beträchtliche Schwankungen, so reichen die Werte 
für die zweitgenannte Altersgruppe im Jahr 2022 
von 28 % in Estland über 19 % in Schweden bis zu 
3 % in Rumänien. Es besteht also noch beträchtlicher 

14	 Siehe Europäische Kommission (2023a), Kapitel 2.

15	 Der hier auf Wohnorte angewandte Begriff „stadtnah“ ist anders definiert als in der oben verwendeten Stadt-Land-Typologie. Dort bezieht 
sich „stadtnah“ auf den Anteil der Bevölkerung in einer NUTS‑3-Region, der in der Nähe einer Stadt lebt. 

16	 Schrumpfende Orte müssen unter Umständen kreative Lösungen für die Dienstleistungserbringung finden, indem sie entweder auf virtuelle 
Formate ausweichen oder die Versorgung gemeinsam mit nahegelegenen Städten organisieren.

Raum für eine verstärkte Erwerbsteilnahme der Men-
schen ab 65 Jahren. 

2. Zugang zu hochwertigen 
Dienstleistungen angesichts 
einer schrumpfenden Bevölkerung 
und damit verbundene Kosten

In Anbetracht der erwähnten demografischen Trends 
werden viele Wohnorte und Regionen im nächsten 
Jahrzehnt eine Bevölkerungsabnahme erleben. Bereits 
die Hälfte der Dörfer und über 40 % der größeren Ort-
schaften in der EU haben im Zeitraum 2011–2021 
an Einwohnern verloren. Hauptsächlich handelte sich 
dabei um Orte, die mehr als 30 Fahrminuten von einer 
Stadt entfernt liegen. Stadtnahe größere Ortschaften 
und Dörfer verzeichneten im Unterschied dazu im 
Durchschnitt einen Zuwachs (Abbildung 6.6).15

Orte mit sinkenden Bevölkerungszahlen stehen vor 
der schwierigen Entscheidung, wie sie das öffentliche 
Dienstleistungsangebot an die schrumpfende Bevöl-
kerung und sinkenden Haushalte anpassen sollen.16 
Während die Politik sicherstellen muss, dass alle Bür-
gerinnen und Bürger Zugang zu essenziellen Dienst-
leistungen haben, muss sie außerhalb der Städte 
die Zugänglichkeit – im Sinne von Verfügbarkeit und 
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Abbildung 6.6 Bevölkerungszuwächse in EU-Siedlungen nach Siedlungsart und nach 
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Anmerkung: Die jährlichen Wachstumsraten werden als mittlere Jahreszuwachsrate für den Zeitraum 2011–2021 berechnet. Von den 
Werten ausgeschlossen sind Siedlungen, die 2011 noch nicht existierten. Städte des ersten Ranges sind die jeweils größte Stadt eines 
Landes. Größere Ortschaften oder Dörfer gelten als „stadtnah“, wenn die nächstgelegene Stadtgrenze höchstens 30 Autominuten entfernt 
liegt. Andernfalls gelten sie als „stadtfern“. Liegen größere Ortschaften oder Dörfer nahe sowohl einer großen als auch einer kleineren Stadt, 
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Quelle: Berechnungen der OECD auf der Grundlage von EU-GEOSTAT-Daten. 
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leichter Erreichbarkeit – gegen die Kosten der Dienst-
leistungsversorgung abwägen.17

Jüngste länderbezogene Fallstudien zum Bevölke-
rungsschwund in Estland und Lettland zeigen, dass 
schrumpfende Orte möglicherweise auch strategi-
sche Überlegungen über eine Anpassung ihrer bebau-
ten Umwelt anstellen müssen, um das bestehende 
Überangebot an Wohnraum und sonstiger Infrastruk-
tur sowie deren Verfall einzudämmen18 und den In-
standhaltungsaufwand für alte Gebäudebestände zu 
begrenzen.

2.1 Auswirkungen des demografischen 
Wandels auf den Betrieb und die 
Erreichbarkeit von Schulen

Wie Schätzungen aus einer länderübergreifenden 
Studie19 zeigen, sind Schulen in dünn besiedelten 
ländlichen Gebieten tendenziell kleiner als in Städ-
ten. Bereits heute sind die Durchschnittskosten pro 
Kind20 in dünn besiedelten ländlichen Gebieten etwa 
20 % und in Dörfern 10 % höher (Abbildung 6.7a). 
Angesichts des Bevölkerungsrückgangs, der Be-
völkerungsalterung sowie anderer demografischer 

17	 Die Europäische Kommission misst die Erreichbarkeit von Dienstleistungen und Einrichtungen mit bestimmten Verkehrsmitteln innerhalb 
fester Wegezeiten – siehe Europäische Kommission (2021), Kasten 4.2.

18	 OECD (2022).

19	 OECD/EC-JRC (2021).

20	 Die Kosten pro Kind sind bei kleinen Schulen im Allgemeinen höher als bei großen, da sich die Fixkosten (z. B. für Verwaltungspersonal und 
Instandhaltung) auf weniger Schüler verteilen.

21	 Europäische Kommission (2021), Kasten 6.1.

Trends wie der Verstädterung schätzt die OECD, dass 
die Kosten pro Kind in den Dörfern der EU bis 2035 
um 60 % und in dünn besiedelten ländlichen Gebie-
ten sogar um 100 % steigen werden, wenn an den 
Grundschulnetzen in den nächsten zehn Jahren kei-
ne Anpassungen vorgenommen werden. Noch höhe-
re Kosten kommen auf die Länder zu, in denen die 
nichtstädtischen Gebiete schneller an Bevölkerung 
verlieren.21 Darüber hinaus haben Kinder in dünn be-
siedelten ländlichen Gebieten bereits jetzt viel länge-
re Schulwege als Kinder in Städten.

Die geografische Erreichbarkeit von Grundschulen 
und Einrichtungen der frühkindlichen Betreuung, Bil-
dung und Erziehung hat auch Auswirkungen auf die 
Arbeitsmärkte, da sie für Eltern bei der Entscheidung 
für oder gegen eine Berufstätigkeit eine Rolle spielt. 
Die  einfache und flexible Erreichbarkeit von Kin-
derbetreuungseinrichtungen beeinflusst Eltern von 
Kleinkindern und insbesondere Alleinerziehende maß-
geblich darin, ob sie sich für die Aufnahme einer Be-
schäftigung entscheiden bzw. in welchem Stunden-
umfang. Die Analyse mehrerer Mitgliedstaaten zeigt, 
dass Kinderbetreuungseinrichtungen häufig nicht 
schnell zu Fuß, aber in der Regel binnen einer kurzen 
Fahrzeit erreicht werden können. Um die geografische 

Abbildung 6.7	Erreichbarkeit und geschätzte Kosten für bestimmte Dienstleistungen nach  
Verstädterungsgrad (2021)
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Erreichbarkeit von Kinderbetreuungseinrichtungen ist 
es in der Regel in städtischen Gebieten viel besser 
bestellt, was wahrscheinlich auf die höhere Nachfra-
ge und/oder Bevölkerungsdichte zurückzuführen ist.

2.2 Auswirkungen des demografischen 
Wandels auf die Kosten und die 
Erreichbarkeit von Gesundheits- 
und Pflegediensten 

Der Personalmangel in der Langzeitpflege, die ar-
beitsintensiv, aber schon jetzt im Wettbewerb um Per-
sonal mit attraktiveren Sektoren benachteiligt ist, wird 
sich wahrscheinlich noch verschärfen. Besonders akut 
wird diese Herausforderung in ländlichen Gebieten 
sein, die durch eine alterungsbedingte Zunahme des 
Pflegebedarfs und schrumpfende Humanressourcen 
gekennzeichnet sind. Was die Gesundheitsversorgung 
betrifft, hat die OECD in einer laufenden Studie eine 
Einschätzung der Erreichbarkeit bestimmter fachme-
dizinischer Behandlungen vorgenommen. In Bezug auf 
kardiologische Dienste wird geschätzt, dass ein 1%-
iger Rückgang des Patientenaufkommens in einem 
durchschnittlichen Zentrum die Kosten pro Patient um 
0,5 % in Höhe treibt.22 Menschen in dünn besiedelten 
ländlichen Gebieten und in Dörfern haben in der Regel 
um mehr als 20 km längere Wege zu solchen Diens-
ten als die städtische Bevölkerung (Abbildung 6.7b). 
Die Einwohner größerer Ortschaften müssen im 
Durchschnitt ebenfalls um 10  km größere Entfer-
nungen zurücklegen als die Menschen in den Städ-
ten. Um den Gesundheitsbedürfnissen der alternden 
Bevölkerung gerecht zu werden, sollten ländliche und 
entlegene Orte nach der Empfehlung der OEDC23 ihre 
Infrastruktur für die medizinische Grundversorgung 
und für die integrierte Pflege ausbauen, die in der 
Regel leichter erreichbar ist als fachärztliche Zentren. 

Die Erreichbarkeit ist ein wichtiger Faktor hinsichtlich 
der Verteilung der öffentlichen Dienstleistungen und 
für deren Beitrag zum territorialen Zusammenhalt. 
Die Zuwanderung und die innereuropäischen Wan-
derbewegungen können nicht überall in der EU für 
die Aufrechterhaltung des Bevölkerungswachstums 
sorgen. Der Bevölkerungsrückgang ist eine demogra-
fische Realität, für die sich viele EU-Regionen wapp-
nen müssen, insbesondere indem sie Vorkehrungen 
für die Anpassung der Erbringung essenzieller Dienst-

22	 OECD/EC-JRC (2021).

23	 OECD (2021).

24	 Zusätzlich zu den öffentlichen Dienstleistungen wie Bildung, Ausbildung und Krankenhäuser stehen Orte mit schrumpfender Bevölkerung 
vor der Herausforderung, die bestehende Infrastruktur zu erhalten, die für die verbleibende Bevölkerung zu groß (und zu teuer) ist.

25	 https://www.smarta-net.eu/.

26	 Für Erläuterungen zur Talententwicklungsblockade siehe Kasten 6.2.	

leistungen an den Bevölkerungswandel treffen.24 
Gleichzeitig droht der Wegfall von Dienstleistungen 
die Entvölkerung zu beschleunigen und Unzufrieden-
heit zu verschärfen. Die nationalen und regionalen 
Regierungen sollten daher dazu beitragen, die Bemü-
hungen zur Begrenzung territorialer Ungleichheiten 
beim Dienstleistungszugang zu koordinieren und zu 
finanzieren. Gemeinsam genutzte Mobilitätslösungen 
für ländliche Gebiete, wie sie im Rahmen des von der 
GD Mobilität und Verkehr der Europäischen Kommis-
sion verwalteten Projekts SMARTA-NET25 unterstützt 
werden, können dabei eine Rolle spielen.

3. Talenterschließung zur 
Bewältigung des demografischen 
Wandels
Wie im vorangegangenen Abschnitt erläutert, ist der 
Rückgang der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter 
weitverbreitet – mehr als die Hälfte der Menschen in 
der EU lebt in Gebieten, die von dieser Entwicklung 
betroffen sind. In einigen Regionen kommen weitere 
Strukturprobleme hinzu. 

Einige Regionen stehen infolge einer alternden Be-
völkerung, eines geringen und stagnierenden Anteils 
von Hochschulabsolventinnen und -absolventen und 
der Abwanderung junger, ausgebildeter Menschen 
vor einer mehrfachen Herausforderung. Diesen Re-
gionen droht eine Talententwicklungsblockade, die 
ihre Kapazitäten zum Aufbau nachhaltiger, wettbe-
werbsfähiger und wissensbasierter Volkswirtschaf-
ten beeinträchtigt.

3.1 Zahlreiche EU-Regionen stecken 
in einer Talententwicklungsblockade26 
oder drohen in eine solche zu geraten

Einige Gebiete weisen gegenüber dem EU-Durch-
schnitt einen erheblich niedrigeren Anteil an Men-
schen mit Hochschulabschluss auf, und die Wahr-
scheinlichkeit, dass sich junge Menschen (zwischen 
20 und 24  Jahren) für eine Hochschulausbildung 
entscheiden, ist dort vergleichsweise geringer. Au-
ßerdem nimmt der Anteil der Personen mit Hoch-
schulabschluss in der Altersgruppe zwischen 25 und 
64 Jahren EU-weit zwar generell zu, weil die jüngeren 

https://www.smarta-net.eu/
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Jahrgänge eher einen solchen Abschluss haben als 
die älteren, doch verläuft der entsprechende Anstieg 
in diesen Regionen langsamer.27 Deshalb werden die-
se Gebiete den Rückgang ihrer Erwerbsbevölkerung 
nicht im selben Maße durch hoch qualifizierte Ar-
beitskräfte, die imstande sind, zur Steigerung der Ar-
beitsproduktivität beizutragen, kompensieren können. 
Wenn diese Probleme nicht angegangen werden, ist 
mit einem Schwinden der regionalen Wettbewerbs-
fähigkeit und einem Anwachsen der Fachkräftelücke 
gegenüber anderen Regionen zu rechnen.28

Tertiärbildung kann einen wesentlichen Beitrag zur 
Dynamik und Attraktivität von Regionen leisten. Feh-
lende berufliche Aussichten, die möglicherweise mit 

27	 Eurostat [proj_19r].

28	 Es ist zu beachten, dass neben der Tertiärbildung auch berufliche Aus- und Weiterbildung wichtig ist, wenn es darum geht, dass die Arbeits-
kräfte über ausreichende relevante Qualifikationen verfügen (siehe auch Kapitel 2).

29	 Europäische Kommission (2023a). 

30	 Der Begriff der Talententwicklungsblockade ist zu unterscheiden von dem in Kapitel 1 erörterten Begriff der Entwicklungsfalle. 

31	 In der Praxis bestehen erhebliche Überschneidungen zwischen den beiden Kategorien. Zahlreiche Regionen mit schwindender Bevölkerung 
im erwerbsfähigen Alter und wenigen Menschen mit tertiärem Bildungsabschluss sind zudem von einer Nettoabwanderung der 15- bis 
39-Jährigen betroffen. Für diese wird hier angenommen, dass sie in einer Talententwicklungsblockade stecken (erste Gruppe).

einer mangelnden Nachfrage nach qualifizierten Ar-
beitskräften seitens der Unternehmen und Einrich-
tungen in diesen Regionen zusammenhängen, kön-
nen junge Menschen davon abhalten, in eine Aus- und 
Weiterbildung zu investieren, und sie könnten ihr be-
rufliches Glück andernorts suchen. Dementsprechend 
ist es ebenso wichtig, aufbauend auf den Stärken der 
jeweiligen Region wirtschaftliche Chancen zu schaf-
fen, damit Fachkräfte zuziehen und bleiben, und das 
Kompetenzangebot an die laufenden und künftigen 
Bedürfnisse des Marktes anzupassen. 

Die Europäische Kommission29 hat eine Methode ent-
wickelt, mit der sich bestimmen lässt, welche Regi-
onen in einer Talententwicklungsblockade30 stecken 
oder hineinzugeraten drohen (siehe Kasten 6.2). Etwa 
46 Regionen sind demzufolge in ihrer Talententwick-
lung blockiert (Karte  6.5, in Rot). Diese Regionen, 
die vor allem in Bulgarien, Rumänien, Ungarn, Kro-
atien, Süditalien, Portugal, Ostdeutschland sowie im 
Nordosten und den Gebieten in äußerster Randlage 
Frankreichs liegen, weisen eine zunehmend schrump-
fende Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter und eine 
auf niedrigem Niveau stagnierende Zahl von Men-
schen mit Tertiärbildung auf. Zusammen machen sie 
16 % der EU-Bevölkerung aus. 

Eine zweite Gruppe von 36 Regionen läuft Gefahr, in 
eine Talentenwicklungsblockade zu geraten, weil sie 
stark von der Abwanderung ihrer 15- bis 39-Jährigen 
betroffen sind (Karte 6.5, in Orange). Die betreffenden 
Regionen befinden sich vor allem in Lettland, Litauen, 
Ostpolen, der Slowakei, Griechenland, im spanischen 
Binnenland, in Nordportugal, in der Nordhälfte Frank-
reichs und in Finnland. Sie machen 13 % der EU-Be-
völkerung aus. Insgesamt leben rund 30 % der EU-Be-
völkerung in diesen beiden Gruppen von Regionen.31

3.2 Welche Arten von 
Regionen befinden sich in einer 
Talententwicklungsblockade?

Regionen in einer Talententwicklungsblockade weisen 
ein vergleichsweise niedriges Pro-Kopf-BIP auf (Ab-
bildung 6.8). Dies könnte mit dem geringen Anteil von 
Menschen mit Hochschulbildung zusammenhängen, 

Kasten 6.2	Merkmale 
von Regionen, die in einer 
Talententwicklungsblockade stecken 
oder hineinzugeraten drohen

Die Methode zur Ermittlung von Regionen, die in 
einer Talententwicklungsblockade stecken oder 
Gefahr laufen, in eine zu geraten, wird auf der 
NUTS‑2-Ebene angewandt.

Eine Region steckt in einer Talententwicklungs‑
blockade, wenn

•	 die Bevölkerung im Alter von 25–64 Jahren 
zwischen 2015 und 2020 durchschnittlich 
mehr als 7,5 ‰ pro Jahr eingebüßt hat,

•	 der Bevölkerungsanteil der 25- bis 64-Jähri-
gen mit tertiärem Bildungsabschluss im Jahr 
2020 unter dem EU-Durchschnitt lag und

•	 das Wachstum des Bevölkerungsanteils der 
25- bis 64 Jährigen mit tertiärem Bildungs-
abschluss zwischen 2015 und 2020 hinter 
dem EU-Durchschnitt (4,3  Prozentpunkte) 
zurückblieb.

Eine Region läuft Gefahr, in eine Talentent‑
wicklungsblockade zu geraten, wenn

•	 in der Altersgruppe der 15- bis 39-Jährigen 
zwischen 2015 und 2020 eine Nettoabwan-
derung von mehr als 2 ‰ zu verzeichnen war.
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Karte 6.5 Regionen in einer Talententwicklungsblockade und Regionen, die Gefahr laufen, 
in eine solche zu geraten

Schrumpfende Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter und geringere Hochschulbildung

Eine Region befindet sich in einer Talententwicklungsblockade, wenn sie
a) eine schrumpfende Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter,
b) eine unterdurchschnittliche und stagnierende Hochschulbildung und/oder
c) eine Nettoabwanderung 15- bis 39-Jähriger verzeichnet.

Quelle: GD REGIO auf der Grundlage von Eurostat-Daten 
(demo_r_d2jan, demo_r_magec, lfst_r_lfsd2pop).

Nettoabwanderung von 15- bis 39-Jährigen

Andere Regionen

Kategorie

Karte 6.5	 Regionen in einer Talententwicklungsblockade und Regionen, die Gefahr laufen, in 
eine solche zu geraten



Kapitel 6: Der demografische Wandel

209208

aus dem in Kombination mit dem relativ großen An-
teil der Landwirtschaft am BIP ein niedrigeres BIP je 
beschäftigter Person resultiert. Dies schlägt sich wie-
derum in niedrigeren Löhnen und einem geringeren 
verfügbaren Pro-Kopf-Einkommen nieder. 

In Regionen, denen eine Talententwicklungsblockade 
droht, sind Pro-Kopf-BIP, Löhne und verfügbares Ein-
kommen der privaten Haushalte auf einem ähnlich 
niedrigem Niveau. Im Zusammenspiel mit niedrige-

ren Beschäftigungsquoten sind die im Vergleich zu 
den anderen Regionen niedrigen Löhne und Haus-
haltseinkommen ein wichtiger Faktor für die Abwan-
derung der 15- bis 39-Jährigen.

Die Beschäftigungsquote der Bevölkerung im er-
werbsfähigen Alter war 2020 in Regionen, die in ei-
ner Talententwicklungsblockade stecken oder in eine 
solche zu geraten drohen, um 7 Prozentpunkte nied-
riger als in den anderen Regionen. (Diese Differenz 
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(KKS)
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In einer Talententwicklungsblockade Gefahr, in eine Talententwicklungsblockade zu geraten Andere Regionen

Abbildung 6.8 Produktivitäts- und Beschäftigungsindikatoren: Vergleich zwischen Regionen 
mit einer Talententwicklungsblockade, Regionen, denen eine solche droht, und anderen 
Regionen (2020)

%

Anmerkung: Die Angaben zum Arbeitnehmerentgelt beziehen sich auf 2019. Das Pro-Kopf-BIP und das Arbeitnehmerentgelt sind in KKS 
ausgedrückt (EU-Durchschnitt = 100). 
Quelle: Eurostat [nama_10r_2gdp, nam_10r_2hhinc, nama_10r_2coe, lfst_r_lfsd2pwc, lfst_r_lfe2eedu, lfst_r_lfp2act] und GD REGIO.
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Abbildung 6.10 Beschäftigtenanteil in der 
Landwirtschaft: Vergleich zwischen Regionen 
mit einer Talententwicklungsblockade, 
Regionen, denen eine solche droht, und 
anderen Regionen (2010 und 2018)

Quelle: GD REGIO, JRC und Ardeco.
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ist beträchtlich und sollte vor dem Hintergrund einer 
kleineren und schrumpfenden Bevölkerung im er-
werbsfähigen Alter gesehen werden). Die Beschäfti-
gungsquoten der 25- bis 64-Jährigen mit Hochschul-
bildung waren ebenfalls niedriger, der Abstand zu 
den anderen Regionen fiel mit nur 2 Prozentpunkten 
jedoch kleiner aus. Die Differenz bei den Beschäfti-
gungsquoten betrifft also hauptsächlich Personen, 
deren Bildungsniveau nicht über die Grund- oder Se-
kundarschule hinausgeht. Entsprechend registrierten 
die Regionen mit einer Talententwicklungsblockade 
höhere Arbeitslosenquoten bei den 15- bis 34-Jähri-
gen. Sogar noch höher waren die Quoten in Regionen, 
die Gefahr laufen, in eine Talententwicklungsblocka-
de zu geraten. Auch der Anteil der Arbeitsplätze mit 
hohen Qualifikationsanforderungen war in beiden 
Gruppen kleiner als in den anderen Regionen, was die 
Abwanderung junger Menschen, die in der Regel über 
einen höheren Bildungsstand verfügen als die ältere 
Generation, noch weiter befeuert. 

Sowohl in überwiegend ländlichen als auch in inter-
mediären Region machen Gebiete mit einer Talen-
tentwicklungsblockade oder denen eine solche droht, 
einen Bevölkerungsanteil von über 80 % aus. In den 
anderen Gebieten erreicht der Anteil nur 50 % (Ab-
bildung 6.9). Dementsprechend lebt die Bevölkerung 
der genannten Arten von Regionen eher in einem Ge-
biet, das in einer Talententwicklungsblockade steckt 
oder in eine hineinzugeraten droht. Bei den Gebieten, 
denen eine Talentwicklungsblockade droht, entfällt 
im Vergleich zu bereits in einer solchen festsitzenden 
Gebieten ein größerer Bevölkerungsanteil auf länd-
liche Regionen, was die relativ ausgeprägte Netto-
abwanderung der 15- bis 39-Jährigen widerspiegelt. 

In Regionen, die in einer Talententwicklungsblocka-
de stecken oder Gefahr laufen, in eine solche zu ge-
raten, entfiel im Jahr 2020 ferner ein im Vergleich 
drei- bis viermal so hoher Beschäftigtenanteil auf 
den Sektor Landwirtschaft, der sich tendenziell durch 
eine niedrigere Produktivität und ein schwächeres 
Wachstumspotenzial auszeichnet (Abbildung  6.10). 

Tabelle 6.5	Verkehrsleistung und Erreichbarkeit von Diensten: Vergleich zwischen Regionen 
mit einer Talententwicklungsblockade, Regionen, denen eine solche droht, und anderen Regionen 
(2019 und 2021)

Straßen- 
verkehrs- 
leistung

Schienen- 
verkehrs- 
leistung

Universität 
< 45 Min. 

Fahrzeit (%)

Grundschule 
> 15 Min. 

Gehzeit (%)

Entfernung zum 
nächstgelegenen 

Krankenhaus 
(km)

In einer Talententwicklungs- 
blockade

62,4 7,9 78,4 56,0 11,7

Gefahr, in eine Talentent-
wicklungsblockade zu geraten

67,5 8,1 79,5 58,3 10,7

Andere Regionen 82,2 19,1 95,9 65,7 8,6

Anmerkung: Die Straßenverkehrsleistung bezieht sich auf 2021, die Schienenverkehrsleistung auf 2019.
Quelle: GD REGIO auf der Grundlage von Daten von Eurostat und TomTom.

Tabelle 6.4	Regierungsqualität und Innovationskapazität: Vergleich zwischen Regionen mit  
einer Talententwicklungsblockade, Regionen, denen eine solche droht, und anderen Regionen  
(2020 und 2021)

Europäischer 
Index für 

Regierungsqualität

Regionaler 
Innovationsanzeiger

% der 
Bevölkerung mit 

Breitbandanschluss

% der 
Bevölkerung mit 

Breitbandanschluss 
> 100 Mbit/s %

In einer Talententwicklungs- 
blockade

65 60 82 26

Gefahr, in eine Talentent-
wicklungsblockade zu geraten

85 71 86 40

Andere Regionen 107 115 92 48

Anmerkung: Die Daten zum Breitbandzugang beziehen sich auf das Jahr 2021. Daten zu anderen Indikatoren: 2020.
Quelle: Eurostat [isoc_r_brod_h], RIS 2021, Ookla for good (TM), Europäischer Index für Regierungsqualität, GD REGIO.



Kapitel 6: Der demografische Wandel

211210

Im Zeitraum 2015–2020 entwickelte sich der An-
teil der Landwirtschaft in allen Regionen rückläufig, 
doch war der Trend in jenen, die in einer Talentent-
wicklungsblockade stecken oder denen eine droht, 
wesentlich stärker (2,5-3  Prozentpunkte gegenüber 
0,5 Prozentpunkte). Der geringe Anteil von Menschen 
mit tertiärem Bildungsabschluss führt dazu, dass 
sich die Beschäftigungsaussichten in Regionen, die in 
eine Talententwicklungsblockade geraten sind, weiter 

verschlechtern, was den Trend zur Abwanderung ver-
stärkt und folglich zu einem weiteren Schwund der 
Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter führt.

Die Qualität der Governance und die Innovationska-
pazität sind grundlegende Voraussetzungen für eine 
nachhaltige wirtschaftliche Entwicklung. Weniger 
entwickelte Regionen weisen in diesen Bereichen ten-
denziell relativ schlechte Leistungen auf (Tabelle 6.4). 

Kasten 6.3	Der Talentförderungsmechanismus

Um das Versprechen der EU einzuhalten, im Zuge 
der Entwicklung keinen Menschen und keinen Ort zu-
rückzulassen, ist es wesentlich, dass Regionen, die in 
einer Talententwicklungsblockade stecken oder hin-
einzugeraten drohen, dabei geholfen wird, resilienter 
und attraktiver zu werden. Werden Talententwick-
lungsblockaden nicht angegangen, drohen sich die 
territorialen Ungleichgewichte bei der Bevölkerung 
im erwerbsfähigen Alter und bei den Qualifikationen 
im Laufe der Zeit zu verschärfen, was die Resilienz 
und Wettbewerbsfähigkeit der EU insgesamt in Mit-
leidenschaft zieht.

Aus diesem Grund hat die Kommission den Talent-
förderungsmechanismus ins Leben gerufen, um Re-
gionen, die von einem Rückgang der Bevölkerung 
im erwerbsfähigen Alter betroffen sind, dabei zu 
unterstützen, Menschen auszubilden und Fachkräfte 
mit den erforderlichen Kompetenzen und Fähigkei-
ten zu halten bzw. anzuziehen, die zur Bewältigung 
der Auswirkungen des demografischen Wandels ge-
braucht werden. Der Mechanismus besteht aus acht 
Säulen, die im Folgenden umrissen werden.

•	 Im Rahmen eines 2023 angelaufenen Pilotpro‑
jekts sollen in einer Talententwicklungsblockade 
befindliche Regionen, die über eine Aufforderung 
zur Einreichung von Vorschlägen ausgewählt 
wurden, dabei unterstützt werden, maßgeschnei-
derte und umfassende Strategien auszuarbeiten, 
zu konsolidieren, weiterzuentwickeln und umzu-
setzen, und es sollen relevante Projekte ermittelt 
werden, mit denen Fachkräfte ausgebildet, ange-
worben und gebunden werden können. 

•	 Im Rahmen einer 2023 eingeleiteten Initiative 
„Intelligente Anpassung der Regionen an den 
demografischen Übergang“ sollen Regionen mit 
hohen Abwanderungsraten junger Menschen da-
bei unterstützt werden, mithilfe maßgeschneider-
ter ortsbezogener Maßnahmen die Anpassung an 
den demografischen Wandel und Investitionen in 
die Talententwicklung zu meistern. Auch hier er-
folgte die Auswahl der Regionen über eine Auffor-
derung zur Einreichung von Vorschlägen.

•	Über das Instrument für technische Unter‑
stützung werden die Mitgliedstaaten dabei un-
terstützt, Reformen auf der nationalen und regi-
onalen Ebene durchzuführen, mit dem Ziel, dem 
Rückgang der Bevölkerung im erwerbsfähigen 
Alter und der Kompetenzlücke entgegenzuwir-
ken und den Bedürfnissen des lokalen Marktes 
gerecht zu werden.

•	Die Programme der Kohäsionspolitik und in-
terregionale Innovationsinvestitionen sollen 
Innovationen anregen und hoch qualifizierte 
Arbeitsplätze schaffen und so dazu beitragen, 
dass betroffene Regionen besser imstande sind, 
Fachkräfte zu halten und anzuwerben.

•	Als Teil der Europäischen Stadtinitiative sollen 
im Zuge einer neuen Aufforderung zur Einrei‑
chung von Vorschlägen für innovative Maß‑
nahmen ortsbezogene Lösungen unter Feder-
führung schrumpfender Städte erprobt werden, 
um die Schwierigkeit anzugehen, Fachkräfte zu 
entwickeln, zu binden und anzuwerben.

•	EU-Initiativen zur Förderung der Talententwick-
lung sollen auf einer eigenen Webseite bewor‑
ben werden, um interessierten Regionen auf ein-
fachem Weg Informationen über EU-Maßnahmen 
in Bereichen wie Forschung und Innovation, Aus-
bildung, Bildung und Jugendmobilität zu bieten.

•	Es wird ein Instrument für den Erfahrungsaus‑
tausch und die Verbreitung bewährter Verfah‑
ren geschaffen, und die Regionen erhalten die 
Möglichkeit, thematische und regionale Arbeits-
gruppen einzurichten, um spezifische berufliche 
oder territoriale Herausforderungen angehen zu 
können.

•	Notwendige analytische Kenntnisse, um evi-
denzbasierte Maßnahmen in den Bereichen Re-
gionalentwicklung und Migration zu unterstützen 
und die Politikgestaltung zu erleichtern, werden 
weiterentwickelt.



Neunter Bericht über den wirtschaftlichen, sozialen und territorialen Zusammenhalt

213212

Dieser Befund trifft auch auf Regionen zu, die in ei-
ner Talententwicklungsblockade stecken, und in ge-
ringerem Maße auch auf jene, denen eine droht. So-
wohl der Europäische Index für Regierungsqualität 
als auch der Regionale Innovationsanzeiger weisen 
für diese Regionen im Vergleich zu anderen deutlich 
niedrigere Werte aus. Ferner steht dort verhältnismä-
ßig wenigen Menschen ein Breitbandanschluss zur 
Verfügung, und das Internet ist langsamer.

Auch um die Verkehrsverbindungen ist es in Regio-
nen, die in einer Talententwicklungsblockade ste-
cken oder Gefahr laufen, in eine solche zu geraten, 
tendenziell schlechter bestellt als in den anderen. 
Die Pkw-Verkehrsleistung32 lag 2021 in den Regionen 
mit einer Talentwicklungsblockade bei 62 % – ent-
sprechend dem Anteil der im Umkreis von 120 km le-
benden Bevölkerung, der binnen 90 Minuten erreicht 
werden kann (Tabelle 6.5). In Regionen, denen eine 
Talententwicklungsblockade droht, lag der Wert bei 
68 %. In beiden Fällen handelt sich um ein Ergebnis, 
das weit hinter dem Durchschnitt der anderen Regi-
onen (82 %) zurückbleibt. Bei der Schienenverkehrs-
leistung sind ebenso große Differenzen festzustellen. 
In Regionen mit einer Talentwicklungsblocke oder 
denen eine droht, konnten 2019 mit der Bahn nur 
8 % der Bevölkerung im Umkreis von 120 km binnen 
90 Minuten erreicht werden – in den anderen Regio-
nen waren es 19 %. 

Eine schlechtere Verkehrsanbindung wirkt sich auch 
auf die Erreichbarkeit von Dienstleistungen wie Bil-
dungs- und Gesundheitseinrichtungen einer Region 
aus. In Regionen, die in einer Talententwicklungs-
blockade festsitzen oder hineinzugeraten drohen, 
war für weniger als 80  % der Menschen in einer 
Fahrzeit von max. 45 Minuten eine Universität zu er-
reichen (93 % in anderen Regionen). In Bezug auf den 
Anteil der Menschen, für die die nächste Grundschule 
höchstens 15 Gehminuten entfernt liegt, verhält es 
sich ähnlich: Regionen mit einer Talententwicklungs-
blockade oder denen eine droht liegen bei einem 
Durchschnittswert von 57 %, die anderen Regionen 
bei 66 %. Gleichermaßen betrug die Entfernung zum 
nächstgelegenen Krankenhaus in Regionen mit einer 
Talententwicklungsblockade fast 12 km, in den ande-
ren Regionen hingegen weniger als 9 km. 

Schlechte Verkehrsverbindungen und eine schlechte 
Erreichbarkeit von Diensten können einfach Ausdruck 
der eher ländlichen und dünn besiedelten Prägung 
von Regionen sein, die in einer Talententwicklungs-
blockade stecken oder denen eine droht (siehe auch 

32	 Für eine ausführlichere Beschreibung des Indikators für die Verkehrsleistung siehe Kasten 3.3.

33	 Europäische Kommission (2023c).

Abbildung  6.9). Defizite bei der Anbindung und der 
digitalen Infrastruktur können auch zu einem un-
günstigeren sozioökonomischen Umfeld beitragen, 
das einen negativen Wanderungssaldo in der jungen 
Bevölkerung bewirkt und dazu führt, dass eine Re-
gion für Menschen mit Tertiärbildung von außerhalb 
unattraktiv bleibt. 

Um das Versprechen der EU einzuhalten, im Zuge der 
Entwicklung keinen Menschen und keinen Ort zurück-
zulassen, müssen Regionen, die in einer Talentent-
wicklungsblockade stecken, resilienter und attraktiver 
gemacht werden (siehe Kasten 6.3). Wie in der Mittei-
lung über ein Instrumentarium zur Bewältigung des 
demografischen Wandels33 betont, steht auf EU-Ebe-
ne eine Reihe von Finanzierungsinstrumenten zur 
Verfügung, um die Mitgliedstaaten beim Umgang mit 
dem demografischen Wandel zu unterstützen. In den 
Partnerschaftsvereinbarungen 2021–2027 haben 
26  Mitgliedstaaten die Demografie als eine gro-
ße Herausforderung für ihre Länder bezeichnet, die 
mithilfe der Fonds der Kohäsionspolitik, darunter der 
Europäische Sozialfonds Plus, angegangen werden 
sollte. Diese Maßnahmen ergänzen andere politische 
Instrumente zur Unterstützung der Mitgliedstaaten, 
einschließlich einschlägiger Regulierungsinstrumente 
und politischer Rahmenregelungen. 
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Bessere Governance

•	 Das Vertrauen in die nationalen und lokalen Gebietskörperschaften in der EU hat 
in den letzten Jahren zugenommen, auch während der COVID-19-Pandemie. Lo-
kale und regionale Verwaltungsebenen genießen dabei höhere Vertrauenswerte 
als nationale.

•	 Gleichzeitig sind gut funktionierende rechtsstaatliche und demokratische Institu-
tionen notwendig, um die demokratische Stabilität und die Einhaltung der Grund-
rechte in Europa sowie das Vertrauen in öffentliche Institutionen zu gewähr-
leisten. Die Ausgabe 2024 des Europäischen Index für Regierungsqualität (EQI) 
zeigt deutlich, dass zwischen den EU-Regionen nach wie vor große Unterschiede 
bestehen, wobei die weniger entwickelten Regionen einen Rückstand aufweisen 
und sich ihre Leistung seit 2021 verschlechtert hat.

•	 Öffentliche Vergabeverfahren, bei denen nur ein Bieter teilnimmt oder überhaupt 
keine Ausschreibung stattfindet, sind potenziell anfällig für Korruption und Be-
trug. Der Fall, dass öffentliche Aufträge an den einzigen Bieter vergeben werden, 
kommt in weniger entwickelten Regionen der EU offenbar häufiger vor als in 
anderen.

•	 Die Digitalisierung der Behörden in der EU birgt das Potenzial, die Transparenz 
zu verbessern, die Interaktion zwischen Behörden und Bürgerinnen und Bürgern 
zu fördern und so das Vertrauen der Öffentlichkeit zu stärken. Das Ausmaß der 
Online-Interaktion variiert jedoch stark zwischen den EU-Regionen und ist nach 
den neuesten Daten in den weniger entwickelten Regionen am geringsten.

•	 Durch politische Reformen ist die EU in den letzten Jahren unternehmensfreund-
licher geworden. Wie sich zeigt, ist die regionale Wettbewerbsfähigkeit umso 
stärker, je niedriger die Hürden sind, die sich in einer Region beim Finanzierungs-
zugang stellen, je kleiner der Aufwand für die Steuerverwaltung ausfällt und je 
geringer die wahrgenommene Korruption ist.

•	 Vor dem Hintergrund, dass zwischen den EU-Regionen in vielerlei Hinsicht im-
mer noch erhebliche Unterschiede bestehen, erfordert die Beseitigung struktu-
reller Entwicklungshindernisse gezielte politische Maßnahmen auf subnationaler 
Ebene. Der Prozess des Europäischen Semesters, in dem bereits viele solcher 
Hindernisse aufgezeigt wurden, kann eine wichtige Rolle beim Abbau dieser Un-
terschiede spielen.

•	 Nationale Reformen können auf die Besonderheiten einzelner Regionen abge-
stimmt werden, beispielsweise in Bereichen wie Gesundheit und Bildung, wo die 
regionalen und lokalen Gebietskörperschaften an vorderster Front agieren.

•	 Im Rahmen des Europäischen Semesters wurden in den letzten Jahren die nach 
wie vor bestehenden Ungleichgewichte zwischen den Regionen hervorgehoben, 
wobei häufig die strukturellen Faktoren ermittelt wurden, die der Konvergenz 
im Weg stehen. Für den Abbau derartiger Ungleichgewichte ist es entscheidend, 
dass diese Faktoren angegangen werden und im Europäischen Semester die sub-
nationale Dimension berücksichtigt wird.

BESSERE GOVERNANCE 7



Neunter Bericht über den wirtschaftlichen, sozialen und territorialen Zusammenhalt

217216

Kapitel 7

Bessere Governance

1	 Acemoglu und Robinson (2010); Ketterer und Rodríguez-Pose (2018).

2	 Rodríguez-Pose und Garcilazo (2015).

3	 OECD (2022); Brezzi et al. (2021).

4	 Quelle: Standard-Eurobarometer 99 (2023).

5	 Charron et al. (2014); Gründler und Potrafke (2019).

6	 Eurobarometer-Sonderumfrage 534 zur Korruption (2023) und Eurobarometer-Blitzumfrage 524 zu den Einstellungen von Unternehmen 
zur Korruption in der EU (2023).

7	 Europäische Kommission und Hoher Vertreter der Union für Außen- und Sicherheitspolitik (2023).

1. Gute Institutionen 
sind entscheidend für die 
wirtschaftliche Entwicklung 
Institutionen, die sich durch Transparenz, Rechen-
schaftspflicht und Einhaltung der Rechtsstaatlichkeit 
auszeichnen und über wirksame Governance-Struk-
turen verfügen, haben einen positiven Effekt für das 
Funktionieren der Regierungen und Verwaltungen1 
auf allen Ebenen und letztlich für die wirtschaftli-
che Entwicklung und die Wirksamkeit öffentlicher In-
vestitionen, einschließlich jener, die im Rahmen der 
Kohäsionspolitik finanziert werden.2

Das Vertrauen in die Institutionen ist ein mehrdimen-
sionales Konzept und ein Maß dafür, wie die Quali-
tät der öffentlichen Institutionen in demokratischen 
Ländern von den Bürgerinnen und Bürgern wahrge-
nommen wird.3 Das Vertrauen in die nationalen, re-
gionalen und lokalen Gebietskörperschaften hat in 
den letzten Jahren überall in der EU zugenommen, 
auch während der COVID-19-Pandemie. Lokale Ver-
waltungsebenen genießen dabei höhere Vertrauens-
werte als nationale. Im Jahr 2023 hatten im Durch-
schnitt 53 % der jeweiligen Bevölkerung Vertrauen in 
die regionalen und lokalen Gebietskörperschaften in 
der EU, während der Zuspruch für die zentralstaatli-
che Ebene nur 32 % erreichte.4

Hochwertige Institutionen sorgen für ein stabiles, be-
rechenbares Umfeld für die Wirtschaftstätigkeit. Sie 
gewährleisten die Einhaltung der Rechtsstaatlichkeit, 
den Schutz der Eigentumsrechte und die Durchset-
zung von Verträgen. Wenn Unternehmen und Privat-
personen Vertrauen in den Rechtsrahmen und die 
Institutionen haben, ist es wahrscheinlicher, dass sie 
Investitionen tätigen, Innovationen schaffen und Pro-
duktionstätigkeiten ausüben.

Gute Institutionen fördern eine wirksame Gover-
nance und Rechenschaftspflicht. Transparente und 
rechenschaftspflichtige Institutionen tragen zur Be-
kämpfung von Betrug und Korruption sowie von Vet-
tern- und Günstlingswirtschaft bei – Phänomene, die 
der wirtschaftlichen Entwicklung abträglich sein kön-
nen. Starke Institutionen sorgen für ein System von 
Kontrolle und Gegenkontrolle ein, fördern den fairen 
Wettbewerb und stellen sicher, dass die Ressourcen 
effizient zugewiesen werden, wodurch ein günstige-
res Geschäftsumfeld entsteht. Vor allem Betrug und 
Korruption sind ein immenser Hemmschuh für das 
effiziente Funktionieren örtlicher Behörden. Werden 
sie auf ein Minimum eingedämmt, dann werden die 
Ressourcen in der Regel gerechter und wirksamer 
verteilt, was letztlich der gesamten Gemeinschaft 
zugutekommt. Weniger Betrug und Korruption führen 
auch zu einem günstigeren Umfeld für Investitionen 
und wirtschaftliche Entwicklung, was wiederum die 
Schaffung von Arbeitsplätzen und mehr Wohlstand 
mit sich bringt.5

Die Eurobarometer-Umfrage von 2023 zum Thema 
Korruption zeigt, dass Korruption für die Bürgerinnen 
und Bürger und die Unternehmen in der EU nach wie 
vor Anlass zu großer Besorgnis ist. 70 % der Europä-
erinnen und Europäer sind der Ansicht, dass Korrupti-
on in ihrem Land weitverbreitet ist, und nach Auffas-
sung von 45 % der Befragten hat die Korruption in 
den drei Jahren vor der Umfrage zugenommen. Etwa 
60 % sind der Ansicht, dass die Bemühungen ihrer 
Regierung zur Korruptionsbekämpfung nicht wirksam 
sind. Darüber hinaus ist nach Auffassung von 63 % 
der EU-Unternehmen das Problem der Korruption in 
ihrem Land weitverbreitet, und die Hälfte der Unter-
nehmen hält es für unwahrscheinlich, dass korrupte 
Personen oder Unternehmen in ihrem Land überführt 
oder bei Polizei oder Staatsanwaltschaft angezeigt 
werden.6 Im Mai 2023 legte die Kommission einen 
Vorschlag zur Einführung strengerer Regeln zur Kor-
ruptionsbekämpfung in der EU und weltweit vor.7
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Gute Institutionen bieten einen Rahmen für eine ef-
fektive öffentliche Verwaltung, einschließlich trans-
parenter Haushaltsplanung, Vergabeverfahren und 
Regulierung. Indem sie bürokratische Hürden sowie 
Betrug und Korruption abbauen, ermöglichen sie es, 
dass Ressourcen ihren produktivsten Verwendungs-
zwecken zugewiesen werden, und fördern so die wirt-
schaftliche Leistungs- und Wettbewerbsfähigkeit.

Die Rechtsstaatlichkeit garantiert die Grundrechte 
und die Wahrung der Grundwerte der EU. Sie un-
terstützt die vollständige und ordnungsgemäße An-
wendung des EU-Rechts und fördert ein investitions-
freundliches Geschäftsumfeld. Sie ist wesentlicher 
Bestandteil der demokratischen Identität der EU und 
für deren Funktionieren unerlässlich. 

Auch wenn die EU anerkanntermaßen über sehr hohe 
Standards im Bereich der Rechtsstaatlichkeit verfügt, 
erfordert deren Wahrung eine ständige Überwa-
chung. Seit 2020 bewertet die Kommission in ihrem 
Jahresbericht über die Rechtsstaatlichkeit wichtige 
Entwicklungen in den Mitgliedstaaten in Bezug auf 
vier für die Rechtsstaatlichkeit wichtige Bereiche: 
Justizsystem, Rahmen für die Korruptionsbekämp-
fung, Medienpluralismus und Medienfreiheit sowie 
System von Kontrolle und Gegenkontrolle in Instituti-
onen. Während sich in vielen EU-Mitgliedstaaten spe-
zifische Herausforderungen im Bereich der Rechts-
staatlichkeit stellen, hat sich der Bericht zu einer 
wichtigen Triebfeder für Veränderungen und positive 
Reformen entwickelt. Tatsächlich wurden 65  % der 
im Jahr 2022 ausgesprochenen Empfehlungen ent-
weder vollständig oder teilweise umgesetzt. Gleich-
zeitig gibt es in einigen Mitgliedstaaten nach wie vor 
Sorge in Bezug auf das Rechtssystem.8 

Parallel zu dem Bericht gibt das EU-Justizbaro-
meter einen jährlichen Überblick über Vergleichs-
daten zur Unabhängigkeit, Qualität und Effizienz 
der einzelstaatlichen Justizsysteme. So ergab eine 

8	 Europäische Kommission (2023a).

9	 Eurobarometer-Blitzumfrage 519 zur wahrgenommenen Unabhängigkeit der einzelstaatlichen Justizsysteme in der EU in der breiten Öf-
fentlichkeit.

10	 Eurobarometer-Blitzumfrage 520 zur wahrgenommenen Unabhängigkeit der einzelstaatlichen Justizsysteme in der EU durch Unternehmen.

11	 https://worldjusticeproject.org/rule-of-law-index/.

12	 Der Index ist ein aggregiertes Maß dafür, inwieweit die Länder die Rechtsstaatlichkeit in der Praxis einhalten. Er deckt neun grundlegende 
Konzepte oder Aspekte ab: Begrenzung der staatlichen Macht; Abwesenheit von Korruption; Ordnung und Sicherheit; Grundrechte; offene Ver-
waltung; wirksame Rechtsdurchsetzung; Zugang zur Ziviljustiz; wirksame Strafverfolgung; informelle Justiz. Siehe: Botero und Ponce (2011).

13	 In einem jüngsten Statistik-Audit zur Ausgabe 2021 des Indexes bestätigt sich, dass der Rechtsstaatlichkeitsindex ein zuverlässiges Instru-
ment darstellt und dass der Rahmen statistisch kohärent und belastbar ist. Siehe: Kovacic und Caperna (2022).

14	 Technische Unterstützung steht zur Verfügung, um die Verwaltungsbehörden bei der Durchführung der von der Kommission finanzierten Pro-
gramme zu unterstützen, und kann für folgende Bereiche verwendet werden: Vorbereitung, Verwaltung, Bewertung, Überwachung, Prüfung und 
Kontrolle, Aufbau von Verwaltungskapazitäten bei Programmbehörden, Begünstigten und Partnern sowie Information und Kommunikation.

15	 In 15 Mitgliedstaaten wurden Fahrpläne für den Aufbau von Verwaltungskapazitäten entwickelt.

16	 Quelle: offene Datenplattform für die Kohäsionspolitik, verfügbar unter https://cohesiondata.ec.europa.eu.

Eurobarometer-Umfrage aus dem Jahr 20239, dass 
sich die Wahrnehmung der Unabhängigkeit der Justiz 
durch die Öffentlichkeit seit 2016 in 15 Mitgliedstaa-
ten verbessert hat. Im Vergleich zu 2022 ist in elf 
Mitgliedstaaten eine Verbesserung, in weiteren zwölf 
Mitgliedstaaten indes eine Verschlechterung oder 
keine Veränderung eingetreten. Laut einer weiteren 
Eurobarometer-Umfrage10, ebenfalls aus dem Jahr 
2023, ist der Anteil der Unternehmen, die die Justiz 
für unabhängig halten, im Vergleich zu 2016 in elf 
Mitgliedstaaten gestiegen, in 13 Mitgliedstaaten im 
Vergleich zu 2022 jedoch gesunken.

Der vom World Justice Project erstellte Rechtsstaat-
lichkeitsindex11 ist sowohl konzeptionell als auch 
geografisch breiter angelegt. Mit dem aggregierten 
Indikator lässt sich die Wahrnehmung der Rechts-
staatlichkeit weltweit und im Zeitverlauf messen.12 
In der Ausgabe 2023 sind 142 Länder und Rechts-
ordnungen abgedeckt, darunter alle EU-Mitgliedstaa-
ten, die mit Ausnahme von Bulgarien und Ungarn 
durchweg einen Wert von über 60 % erreichen.13

Ein erheblicher Teil der kohäsionspolitischen Mittel 
ist im Laufe der Jahre in die Stärkung der Instituti-
onen in den Mitgliedstaaten geflossen und hat zur 
Finanzierung von Investitionen in Schlüsselbereichen 
wie öffentliche Verwaltung, Justiz, Rechtsstaatlich-
keit und öffentliches Auftragswesen beigetragen. 
Die Mittel wurden für den Aufbau von Kapazitäten, 
die Modernisierung der Verwaltung und Schulungs-
programme zur Verbesserung der Funktionsweise 
der Institutionen eingesetzt. Für den laufenden Pro-
grammplanungszeitraum 2021–2027 wurden rund 
13 Mrd. EUR für die technische Unterstützung der Mit-
gliedstaaten14 bereitgestellt, darunter 2,3  Mrd.  EUR 
speziell für die Stärkung der Verwaltungskapazitäten 
zur Umsetzung der kohäsionspolitischen Program-
me, beispielsweise durch Maßnahmen, die in stra-
tegischen Fahrplänen festgelegt sind.15  16 Die Kom-
mission leistet den Mitgliedstaaten auch technische 

https://worldjusticeproject.org/rule-of-law-index/
https://cohesiondata.ec.europa.eu/
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Unterstützung bei der Stärkung der Verwaltungska-
pazität der Programmbehörden. Technische Unter-
stützung erhalten die Mitgliedstaaten über das Ins-
trument für technische Unterstützung (TSI), um die 
Effizienz und Qualität der öffentlichen Verwaltung 
und Justiz zu stärken und Probleme wie Betrug und 
Korruption anzugehen. In der langfristigen Vision für 
die ländlichen Gebiete17 wird die Bedeutung des Zu-
gangs zu hochwertigen öffentlichen Dienstleistungen 
in ländlichen Gebieten herausgestellt.

Darüber hinaus wurden für den Zeitraum 2021–2027 
„grundlegende Voraussetzungen“ in den Rechtsrah-
men aufgenommen, insbesondere in Bezug auf die 
Charta der Grundrechte (in der auch die Unabhängig-
keit der Justiz abgedeckt ist) und auf das öffentliche 
Auftragswesen im Zusammenhang mit der Durch-
führung von EU-Finanzierungen. Demzufolge darf 
die Kommission den Mitgliedstaaten die Ausgaben18 
im Rahmen der Fonds der Kohäsionspolitik nur dann 
erstatten, wenn diese Bedingungen erfüllt sind.

Der Prozess des Europäischen Semesters hat maß-
geblich dazu beigetragen, die Mitgliedstaaten zu 
ermutigen, institutionellen Reformen Priorität einzu-
räumen und Mängel in der öffentlichen Verwaltung, 
bei der Korruptionsbekämpfung und der Wirksamkeit 

17	 Vision für die ländlichen Gebiete – Europäische Union (europa.eu) https://rural-vision.europa.eu/index_en.

18	 Sind die grundlegenden Voraussetzungen zum Zeitpunkt der Einreichung eines Zahlungsantrags bei der Kommission für das betreffende Ziel 
nicht erfüllt, werden die entsprechenden Ausgaben erst dann aus dem Unionshaushalt erstattet, wenn die Kommission diese grundlegenden 
Voraussetzungen als erfüllt ansieht.

der Justizsysteme anzugehen. Im Laufe der Jahre 
wurden in dem Prozess viele der strukturellen Fak-
toren identifiziert, die eine nachhaltige wirtschaftli-
che Entwicklung in der EU behindern, und es wurde 
die Herstellung eines wirksamen Rechtsrahmens 
angemahnt, um auf hochwertige Institutionen, eine 
effiziente öffentliche Verwaltung und ein gesundes 
Geschäftsumfeld hinzuwirken. Die Mitgliedstaaten 
wurden in länderspezifischen Empfehlungen aufge-
fordert, diese Faktoren anzugehen. 

2. Überwachung und vergleichende 
Leistungsbewertung der Qualität 
der Institutionen

2.1 Europäischer Index für 
Regierungsqualität (EQI)

Die Regierungsqualität auf regionaler Ebene kann 
die wirtschaftliche Gesamtleistung und Stabilität von 
Regionen erheblich beeinflussen. Durch gutes Funk-
tionieren können Regionalregierungen ein günstiges 
Geschäftsumfeld schaffen, Investitionen anziehen 
und die wirtschaftliche Entwicklung durch für Un-
ternehmertum, Innovation und Wettbewerbsfähig-
keit förderliche Politikmaßnahmen unterstützen. 

Kasten 7.1	Der EQI für die subnationale Ebene

1	 Für weitere Einzelheiten zur entsprechenden Methodik siehe: Europäischer Index für Regierungsqualität, Universität Göteborg. 
https://www.gu.se/en/quality-government/qog-data/data-downloads/european-quality-of-government-index.

Der EQI1 ist das erste Messinstrument, das es er-
möglicht, die Governance in Regionen innerhalb und 
zwischen den EU-Mitgliedstaaten zu bewerten und 
zu vergleichen.

Der Index wird seit 2010 vom Quality of Govern-
ment Institute an der Universität Göteborg für die 
Europäische Kommission erstellt. Er ermöglicht, 
die Regierungsqualität auf subnationaler Ebene zu 
messen und das Regierungshandeln in Bezug auf 
Unparteilichkeit, Effizienz und Korruptionsfreiheit zu 
bewerten und zwischen den Regionen zu vergleichen 
(Karte 7.2). Der Index basiert auf einer groß ange-
legten Erhebung unter Privatpersonen, die zu ihren 
Wahrnehmungen und Erfahrungen mit Korruption 
im öffentlichen Sektor sowie ihrer Einschätzung 
darüber befragt werden, inwieweit verschiedene 

öffentliche Dienste (Bildung, Gesundheitsversorgung 
und Strafverfolgung) unparteiisch zugeteilt werden 
und von guter Qualität sind. Mithilfe des Index sollen 
sich Forscher und politische Entscheidungsträger ein 
Bild davon machen können, wie es um die Regie-
rungsqualität im Ländervergleich und im Zeitverlauf 
bestellt ist. Eine gute Regierungsqualität ist dem-
nach gegeben, wenn sie ein hohes Maß an Unpartei-
lichkeit, eine gute Erbringung öffentlicher Dienstleis-
tungen und ein geringes Maß an Korruption vereint. 
Der EQI 2024 umfasst Daten für 218 NUTS‑2-Regi-
onen (NUTS‑1 für Deutschland und Belgien) in der EU 
sowie eine Zeitreihe regionaler Daten für eine über 
die vier Erhebungswellen hinweg übereinstimmende 
Stichprobe von Regionen. Die Daten sind mit einem 
Mittelwert von Null standardisiert, wobei höhere 
Werte eine bessere Regierungsqualität bedeuten.

https://rural-vision.europa.eu/index_en
https://www.gu.se/en/quality-government/qog-data/data-downloads/european-quality-of-government-index
https://eur05.safelinks.protection.outlook.com/?url=https%253A%252F%252Fwww.gu.se%252Fen%252Fquality-government%252Fqog-data%252Fdata-downloads%252Feuropean-quality-of-government-index&data=05%257C02%257Cls%40applica.be%257C24ba55668ae545ce7c1608dc386afa47%257Cf1807d77dd174333b870b27eb7bb2f81%257C0%257C0%257C638447280124978068%257CUnknown%257CTWFpbGZsb3d8eyJWIjoiMC4wLjAwMDAiLCJQIjoiV2luMzIiLCJBTiI6Ik1haWwiLCJXVCI6Mn0%253D%257C0%257C%257C%257C&sdata=FWkorfNK%252B9wKgPY%252FIUNPtSqF34Aj1%252FcP%252FPsZykNLp0k%253D&reserved=0


Kapitel 7: Bessere Governance

219218

Karte 7.1	Europäischer Index für Regierungsqualität (2024)
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Karte 7.1 Europäischer Index für Regierungsqualität (2024)
Standardabweichung, Werte reichen von schlechter Qualität (negativ) bis hohe Qualität (positiv)

EU = 0
Anmerkung: Angaben in Z-Scores, der EU-Durchschnittswert ist folglich 
gleich 0. Positive Werte entsprechen einer im Vergleich zum EU-Durchschnitt 
besseren, negative einer im Vergleich zum EU-Durchschnitt schlechteren 
Qualität der Regierungsführung.
Alle Länder sind auf der NUTS-2-Ebene erfasst, mit Ausnahme von Belgien 
und Deutschland (NUTS-1-Ebene).
Quelle: Quality of Government Institute, Universität Göteborg.
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Hochwertige Institutionen können auch zur effizien-
ten Ressourcenallokation beitragen, nicht zuletzt bei 
Infrastrukturinvestitionen, die für die wirtschaftliche 
Entwicklung von entscheidender Bedeutung sind. Re-
gionalregierungen können die wirtschaftliche Integ-
ration und Zusammenarbeit unterstützen, indem sie 
Handel, Investitionen und Infrastrukturverbindungen 
zwischen Regionen erleichtern und so zu deren Ent-
wicklung und Integration in die Weltmärkte beitra-
gen19 (Kasten 7.2).

In den letzten zwei Jahrzehnten haben sich immer 
zahlreichere Forschungsarbeiten mit der Bewer-
tung der Qualität von Institutionen in verschiedenen 
Ländern und in jüngster Zeit auch auf subnationa-
len Ebenen befasst. Der Schwerpunkt lag dabei auf 
Korruption, der unparteiischen Wahrung der Rechts-
staatlichkeit und der Wirksamkeit des Verwaltungs-
apparats. Der EQI für die regionale Ebene ist seit 
2010 fünfmal erschienen. Er spielt eine wichtige 
Rolle für Forschungsarbeiten zur Wirtschaftsgeogra-
fie sowie zu Unternehmertum und Innovation in den 
EU-Regionen (Kasten 7.1).

Das Bild, das der Index für 2024 zeichnet, stimmt 
mit früheren Ausgaben überein: Der nordwestli-
che Teil der EU schneidet besser ab als der südli-
che und der östliche Teil (Karte 7.1 und Karte 7.2). 
In Bulgarien, Griechenland, Italien und Spanien sind 
auffällige regionale Unterschiede festzustellen (Ab-
bildung 7.1). In Frankreich ist das starke subnationa-
le Ungleichgewicht hauptsächlich auf die niedrigen 

19	 Barbero et al. (2021). 

Werte in den NUTS‑2-Gebieten in äußerster Randlage 
zurückzuführen.

Im Zeitraum 2010–2017 hat sich die Regierungs-
qualität in den baltischen Ländern, in den meisten 
Teilen Polens, in Deutschland, den Niederlanden und 
Kroatien sowie in einigen Regionen Rumäniens und 
Bulgariens deutlich verbessert (Karte 7.3). Im Gegen-
satz dazu ist in einigen Regionen Österreichs, in Zy-
pern, in Regionen Südgriechenlands, in Ungarn sowie 
in einigen Regionen Italiens, Spaniens und Portugals 
eine Verschlechterung eingetreten. In den Jahren 
zwischen 2017 und 2024 (Karte 7.4) verschlechterte 
sich die Regierungsqualität in allen polnischen Regi-
onen, ebenso wie in vielen Regionen Ungarns. Dem-
gegenüber konnten im selben Zeitraum zahlreiche 
Regionen Italiens sowie einige Regionen Bulgariens, 
Griechenlands und Rumäniens beim Index zulegen.

Im Durchschnitt bleiben die weniger entwickelten 
Regionen in allen Jahren deutlich unter dem EU-Mit-
telwert, und während sie bis 2017 einem Trend zur 
Verbesserung folgten, verschlechterten sich ihre 
Werte in den folgenden sieben Jahren. Bei den Über-
gangsregionen schwankten die Werte über die fünf 
Wellen hinweg, fielen aber zwischen 2021 und 2024 
gegenüber dem EU-Durchschnitt zurück (Tabelle 7.1). 
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Karte 7.4 Europäischer Index für Regierungsqualität (Veränderungen 2017–2024)

Anmerkung: Regionen, die im Zeitraum eine Steigerung (einen Rückgang) um mehr 
als 0,25 Standardabweichungen verzeichneten, sind grün (violett) dargestellt.
Quelle: Quality of Government Institute, Universität Göteborg.
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Karte 7.3 Europäischer Index für Regierungsqualität (Veränderungen 2010–2017)

Anmerkung: Regionen, die im Zeitraum eine Steigerung (einen Rückgang) um mehr 
als 0,25 Standardabweichungen verzeichneten, sind grün (violett) dargestellt.
Quelle: Quality of Government Institute, Universität Göteborg.

Karte 7.3	Europäischer Index für Regierungsqualität (Veränderungen 2010–2017)
Karte 7.4	Europäischer Index für Regierungsqualität (Veränderungen 2017–2024)
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2.2 Bewertung der Qualität der 
Governance in den EU-Regionen 
anhand von Daten zum öffentlichen 
Auftragswesen

Jährlich werden im Bereich der Vergabe öffentlicher 
Aufträge über 2 Bio. EUR ausgegeben (etwa 14 % des 
BIP der EU). Somit ist sie ein wichtiger Hebel für den 
Umbau der europäischen Wirtschaft. Der EU-Rechts-
rahmen kann öffentliche Mittel für grüne und digi-
tale Ziele mobilisieren und lenken, die Märkte durch 
die Schaffung von Nachfrage nach zukunftssicheren, 
ökologisch nachhaltigen und sozial verträglichen Lö-
sungen und Erzeugnissen gestalten und den grünen 
Wandel beschleunigen.20

20	 Europäische Kommission (2023b), S. 43.

Ein effizientes öffentliche Auftragswesen ist ein we-
sentlicher Bestandteil guter Institutionen, es gehört 
aber auch zu den staatlichen Handlungsfeldern, die 
am meisten für Korruption und Betrug anfällig sind. 
Aufgrund der hohen Transaktionsvolumina, der auf 
dem Spiel stehenden finanziellen Interessen, der Kom-
plexität des Verfahrens und der engen Interaktion zwi-
schen Amtsträgern und Unternehmen ist die öffent-
liche Auftragsvergabe mit einem besonders großen 
Korruptionsrisiko und einem Anreizpotenzial behaftet, 
sich in illegale Praktiken zu verstricken. Die EU-Rechts-
vorschriften umfassen ein Mindestmaß an öffentli-
chen Vergaberichtlinien, durch die gleiche Wettbe-
werbsbedingungen für Unternehmen gewährleistet 
und Betrug und Korruption verhütet werden sollen. 

Kasten 7.2	 Regierungsqualität, Qualität der Governance und Rendite  
EU-finanzierter Investitionen

1	 Barbero et al. (2023).

2	 Gianelle et al. (2023).

Von der Europäischen Kommission mithilfe des mak-
roökonomischen Modells RHOMOLO für die EU-Regi-
onen durchgeführte Untersuchungen deuten darauf 
hin, dass die Rendite von aus der EU-Kohäsions‑
politik finanzierten Investitionen in erheblichem 
Maße von der Regierungsqualität beeinflusst 
wird. Nach den Modellschätzungen verstärkt eine 
5%-ige Verbesserung der Regierungsqualität (EQI-
Wert) in den EU-Regionen den Effekt kohäsionspo-
litischer Investitionen auf das BIP kurzfristig um bis 
zu 7 % und langfristig um 3 %.1

Die Qualität des Regierungshandelns und allgemein 
der Institutionen scheint sich auch auf die Governan-
ce von Politikmaßnahmen auszuwirken, was wiede-
rum deren Wirkkraft beeinflusst. Insbesondere die 
Fähigkeit, politische Maßnahmen im vorgesehenen 
Zeit- und Budgetrahmen auszugestalten und durch-
zuführen und die erwarteten Ergebnisse zu erzielen, 

ist nicht selbstverständlich. Die Governance hat Ein-
fluss darauf, wie Politik umgesetzt wird – und somit 
auf die Verbindung zwischen Zweck und Mitteln bzw. 
auf die Kanäle, über die Investitionen Ergebnisse 
hervorbringen.

In einer kürzlich mithilfe des RHOMOLO-Modells 
durchgeführten Analyse wird geschätzt, dass Stra‑
tegien für intelligente Spezialisierung in italie‑
nischen Regionen aufgrund der in einigen Fällen 
vergleichsweise schlechten Qualität der Gover‑
nance etwa 40 % ihres potenziellen Effekts auf 
das BIP einbüßen.2

Daran wird deutlich, dass die Stärkung der Verwal-
tungskapazitäten auf regionaler Ebene eine Not-
wendigkeit darstellt, um die Qualität der Governance 
zu verbessern und so die Wirkung der Kohäsionspo-
litik für die Regionalentwicklung und die Konvergenz 
zu verstärken.

Tabelle 7.1	EQI-Durchschnittswerte nach Regionenkategorien (2010–2024)

EQI-Ausgabe

2010 2013 2017 2021 2024

Weniger entwickelt -0,98 -0,92 -0,84 -0,89 -0,92

Übergang 0,41 0,23 0,25 0,35 0,24

Stärker entwickelt 0,44 0,44 0,54 0,47 0,52
Anmerkung: Alle Jahre (EU-Durchschnitt = 0). 
Quelle: GD REGIO der Grundlage von Daten des Quality of Government Institute der Universität Göteborg.
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In einem aktuellen Bericht des Europäischen Rech-
nungshofs wurde festgestellt, dass der Wettbewerb 
bei der Vergabe öffentlicher Aufträge über Bauleis-
tungen, Waren und Dienstleistungen im EU-Binnen-
markt in den letzten zehn Jahren zurückgegangen ist 
und dass die Kommission und die Mitgliedstaaten die 
verfügbaren Daten nicht systematisch genutzt haben, 
um die Ursachen dafür zu ermitteln.21. Unzureichen-
de Verwaltungskapazitäten können sich negativ auf 
den Wettbewerb bei der Vergabe öffentlicher Aufträ-
ge auswirken. Bei einer kürzlich vom Rechnungshof 
durchgeführten EU-weiten Umfrage war die Hälfte 
aller Befragten der Ansicht, dass dies tatsächlich zu-
treffen könnte.22

Der Binnenmarktanzeiger beruht auf zwölf Indikato-
ren, die jedes Jahr über die diesbezügliche Leistung 
der Mitgliedstaaten Aufschluss geben. Die Zahl der 
Verfahren mit nur einem Bieter ist ein wichtiger Indi-
kator für die Standards im öffentlichen Auftragswe-
sen, insofern als sie gegebenenfalls auf das Fehlen 
von Wettbewerb in der Auftragsvergabe schließen 
lässt. Im Zeitraum 2011–2021 ist der Anteil der Ver-
fahren mit nur einem Bieter an sämtlichen Vergabe-
verfahren im EU-Binnenmarkt erheblich gestiegen – 
von 23,5 % auf 41,8 %. Gleichzeitig hat sich die Zahl 
der Bieter pro Verfahren fast halbiert – von durch-
schnittlich 5,7 Bietern auf 3,2 Bieter.23 Im Jahr 2021 
ist der Anteil der öffentlichen Ausschreibungen mit 
nur einem Bieter indes leicht zurückgegangen, womit 
der kontinuierliche Aufwärtstrend der vorangegange-
nen Jahre durchbrochen wurde.24

Ein ähnlicher Trendverlauf zeigt sich in Bezug auf 
die Zahl der direkt, also ohne Ausschreibung ver-
gebenen Aufträge  – ein weiterer Indikator für die 
Standards im öffentlichen Auftragswesen. Bei einer 
Direktvergabe veröffentlicht eine Behörde keine Aus-
schreibung, sondern wendet sich direkt an ein oder 
mehrere Unternehmen und fordert sie zur Abgabe 
eines Angebots auf. Solche Verfahren sind intrans-
parent und gefährden die Erzielung eines optimalen 
Kosten-Nutzen-Verhältnisses.

21	 Europäische Union (2023).

22	 Bei Befragten, die in Verwaltungspositionen tätig sind, erhöht sich dieser Anteil auf 71 %. Sie wiesen auf allgemeine Wissensdefizite und 
einen Mangel an qualifiziertem Personal für die Vorbereitung und Durchführung von Verfahren mit mehr Wettbewerb hin. 

23	 Quelle: Siehe Fußnote 21.

24	 Europäische Kommission (2023b), S. 43.

25	 Fazekas (2017).

26	 Fazekas und Czibik (2021).

27	 Die Trends auf regionaler Ebene stimmen nicht immer mit den Trends überein, die sich am Binnenmarktanzeiger ablesen lassen, da 
die Anzahl der regionalen Aufträge als Anteil an der Gesamtzahl (regional, national und europäisch) zwischen den Mitgliedstaaten stark 
variiert –der Durchschnitt im Zeitraum 2018–2020 schwankt zwischen 78 % in Schweden und 4 % in Malta. 

Im Jahr 2021 erfolgte bei 15,8  % aller von den 
Mitgliedstaaten im System „Tender Electronic Daily 
(TED)“ gemeldeten Vergabeverfahren im EU-Binnen-
markt eine Direktvergabe. Die Spanne reichte dabei 
von 3,1 % in Griechenland bis 42,3 % in Zypern. 

Entsprechende Daten sind auf regionaler Ebene ver-
fügbar und werden seit 2017 von der Europäischen 
Kommission überwacht.25 Die Datenbank des Go-
vernment Transparency Institute enthält Einzelhei-
ten zu öffentlichen Ausschreibungen auf regionaler 
Ebene, die im TED-System veröffentlicht wurden.26,27 
In diesem Abschnitt werden die jüngsten Zahlen zu 
öffentlichen Aufträgen beleuchtet, die in Verfahren 
mit nur einem Bieter bzw. ohne Ausschreibung ver-
geben wurden. Diese Zahlen beziehen sich auf den 
Zeitraum 2021/2022 und spiegeln daher bis zu ei-
nem gewissen Grad noch die Nachwirkungen der  
COVID-19-Notsituation wider; für eine Bewertung 
der Auswirkungen der Pandemie wären aktuellere 
Daten erforderlich. 

Aus diesen Daten geht hervor, dass Verfahren mit nur 
einem Bieter in Regionen im Osten der EU, in Itali-
en und in Spanien am häufigsten waren (Karte 7.5). 
In Åland (Finnland), in Peloponnisos, Dytiki Makedo-
nia und Ionia Nisia (Griechenland) sowie in Vzhodna 
Slovenija (Slowenien) wurden über 70 % der Aufträ-
ge in solchen Verfahren vergeben. Demgegenüber 
blieb dieser Anteil in Stockholm, Mellersta Norrland 
Småland medöarna und Västsverige (Schweden), 
in Madeira (Portugal) und in Malta unter 10 %. Im 
Durchschnitt war der Anteil der Verfahren mit nur ei-
nem Bieter sowohl 2019/2020 als auch 2021/2022 
in den weniger entwickelten Regionen größer als in 
anderen Regionen (Abbildung 7.2).

Der Anteil von Direktvergaben bei regionalen und 
lokalen Gebietskörperschaften folgt offenbar kei-
nem eindeutigen geografischen Muster. Die Spanne 
reicht von über 30  % in Picardie und Basse-Nor-
mandie (Frankreich) sowie Střední Morava (Tschechi-
en) bis zu weniger als 3 % in zahlreichen Regionen, 
darunter in allen Regionen Spaniens Griechenlands, 
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Karte 7.6 Öffentliche Vergabeverfahren ohne Ausschreibung (Durchschnitt 2021/2022)
% der von Regionalbehörden vergebenen Aufträge

Quelle: GD REGIO auf der Grundlage von TED-Daten.
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Karte 7.5 Öffentliche Vergabeverfahren mit nur einem Bieter (Durchschnitt 2021/2022)
% der von Regionalbehörden vergebenen Aufträge
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Dänemarks und der Slowakei sowie in Estland und 
Litauen (Karte 7.6).

2.3 Elektronische Behördendienste 
als Mittel zur Verbesserung von 
Transparenz und Rechenschaftspflicht

Durch elektronische Behördendienste, d. h. den Ein-
satz von Technologie zur Verbesserung und Erleich-
terung von Behördendiensten, z. B. bei der Beantra-
gung von Geburtsurkunden oder der Einreichung von 
Steuererklärungen, können Behörden ihre Effizienz 
steigern und ihre Beziehungen zur Öffentlichkeit 
verbessern. Ein breiterer und einfacherer Zugang zu 
öffentlichen Dienstleistungen erhöht letztlich deren 
Transparenz und Rechenschaftslegung, während 
gleichzeitig der Verwaltungsaufwand, aber auch Be-
trug und Korruption verringert werden. 

Aufbauend auf ihrer im Jahr 2020 vorgestellten Di-
gitalstrategie28 legte die Kommission 2021 den Digi-
talen Kompass der EU vor. Dieser enthält eine Vision 
und eine Reihe von Zielvorgaben für 2030 im Hinblick 

28	 Europäische Kommission (2020a).

29	 Europäische Kommission (2021a).

30	 Im Jahr 2021 verfügten 54 % der EU-Bürgerinnen und -Bürger im Alter von 16–74 Jahren über zumindest grundlegende digitale Kompe-
tenzen – 26 Prozentpunkte unter dem im Digitalen Kompass für 2030 anvisierten Zielwert (Quelle: Eurostat [isoc_sk_dskl_i21]).

31	 Quelle: offene Datenplattform zur Kohäsionspolitik. Siehe: „Cohesion Policy supporting the digital transition 2021–2027“ (https://cohesi-
ondata.ec.europa.eu/stories/s/Cohesion-policy-supporting-the-digital-transition-/vaxt-7rsr).

32	 Quelle: Eurostat (isoc_ciegi_ac) und Eurostat (2023) https://ec.europa.eu/eurostat/statistics-explained/index.php?title=Digital_economy_
and_society_statistics_-_households_and_individuals#Use_of_e-government.

auf die Förderung der Digitalisierung in der EU.29,30 
Eines der Ziele ist die Digitalisierung der öffentlichen 
Dienste. Bis 2030 sollen die wesentlichen öffentli-
chen Dienste online verfügbar sein. Die Digitalisie-
rung in der öffentlichen Verwaltung ermöglicht es, 
Dienstleistungen für die Bürgerinnen und Bürger ef-
fizienter zu erbringen. Online-Plattformen und digita-
le Portale bieten einen bequemen Zugang zu diesen 
Dienstleistungen, verringern Bürokratie und verkür-
zen lange Wartezeiten. Im laufenden Programmpla-
nungszeitraum 2021–2027 sollen über 40 Mrd. EUR 
an Fördermitteln aus der Kohäsionspolitik für Inves-
titionen in die Digitalisierung bereitgestellt werden.31

Im Jahr 2023 nutzten 54 % der EU-Bürgerinnen und 
-Bürger das Internet für die Interaktion mit Behörden, 
wobei allerdings erhebliche Unterschieden zwischen 
den Ländern bestehen. Finnland und Dänemark waren 
mit 92 % die Spitzenreiter beim Anteil der Personen, 
die über das Internet mit den Behörden interagieren. 
Die Niederlande kamen auf 84 %. Das Schlusslicht 
Rumänien verzeichnete einen Anteil von 14 %.32
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Quelle: Berechnungen der GD REGIO auf der Grundlage von e-TED-Daten.
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Am geringsten war der Anteil in den weniger entwi-
ckelten Regionen  – durchschnittlich 42  % im Jahr 
202133, gegenüber 69  % in den stärker entwickel-
ten Regionen und 74 % in den Übergangsregionen. 
In allen Regionen Rumäniens  – mit Ausnahme der 
Hauptstadtregion  Bucureşti-Ilfov  – un d in me hre-
ren Regionen Bulgariens blieb der Anteil unter 20 % 
(Karte  7.7). Im Zeitraum 2013–2021 konnten die 

33	 Letzte zum Zeitpunkt der Fertigstellung des Berichts verfügbare Zahlen.

östlichen EU-Regionen (außer in Bulgarien und Ru-
mänien) und Spanien deutlich zulegen (Karte 7.8).

Mögliche Gründe für eine geringe Beanspruchung 
elektronischer Behördendienste sind das Fehlen eines 
Internetzugangs, das Fehlen einer Infrastruktur für 
elektronische Behördendienste und/oder mangelhafte 
digitale Kompetenzen, wie sich in einigen EU-Regionen 

Kasten 7.3	Beschleunigung der Digitalisierung vieler Dienste, einschließlich 
elektronischer Behördendienste, im Zuge der COVID-19-Pandemie, doch 
offenbar Verschlechterung beim einfachen Zugang

Für die Ausgabe  2023 der von der Europäischen 
Kommission durchgeführten Erhebung zur Lebens-
qualität in europäischen Städten wurden die Einwoh-
ner befragt, ob sich das Informations- und Dienst-
leistungsangebot ihrer örtlichen Behörden durch 
einen einfachen Online-Zugang auszeichnet. Etwa 
74 % bejahten die Frage – um 2 Prozentpunkte we-
niger als 2019 –, wobei das Spektrum von 86 % in 
Aalborg (Dänemark) bis 50  % in Palermo (Italien) 
reichte (Abbildung 7.3).

Mit der COVID-19-Pandemie hat der digitale Wandel 
in der EU an Tempo gewonnen. Durch die ergriffe-
nen Eindämmungsmaßnahmen waren die Menschen 
vermehrt zur Internetnutzung gezwungen, was die 

Digitalisierung im öffentlichen Sektor vorantrieb. Wie 
die Daten von Eurostat zeigen, ist infolgedessen der 
Anteil der Menschen, die online mit Behörden intera-
gieren, gegenüber 2019 stetig gestiegen. Gleichwohl 
haben sich auch die Ungleichheiten bei den digitalen 
Kompetenzen verschärft. Die Ergebnisse der Erhe-
bung offenbaren, dass in 66 der 73 Städte, für die 
ein Vergleich über den Zeitraum möglich war, deut-
lich weniger Befragte ihren lokalen Behörden ein 
gutes Zeugnis ausstellen, was den einfachen On-
line-Zugang zum Informations- und Dienstleistungs-
angebot betrifft. Die deutlichsten Verschlechterun-
gen mussten Zagreb (Kroatien, -9  Prozentpunkte), 
Rostock (Deutschland, -7 Prozentpunkte) und Miskolc 
(Ungarn, -7 Prozentpunkte) hinnehmen. 

Abbildung 7.3	Stadtbewohner, die dem Informations- und Dienstleistungsangebot ihrer 
lokalen Behörden einen leichten Online-Zugang attestieren (2019 und 2023)
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Karte 7.7	Privatpersonen, die in den letzten zwölf Monaten das Internet zur Interaktion mit 
öffentlichen Stellen nutzten (2021)
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Karte 7.7 Privatpersonen, die in den letzten zwölf Monaten das Internet zur Interaktion 
mit öffentlichen Stellen nutzten (2021)

% der 16- bis 74-Jährigen



Kapitel 7: Bessere Governance

229228

Karte 7.8	Privatpersonen, die das Internet zur Interaktion mit öffentlichen Stellen nutzten 
(Veränderung 2013–2021)
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Karte 7.8 Privatpersonen, die das Internet zur Interaktion mit öffentlichen Stellen nutzten 
(Veränderung 2013–2021)
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beobachten lässt. Diese digitale Kluft betrifft vor al-
lem marginalisierte Gemeinschaften wie in entlege-
nen, segregierten Siedlungen lebende Roma. Im Jahr 
2023 hatten etwa 6 % der Bevölkerung im Alter von 
16–74  Jahren in der EU noch nie das Internet ge-
nutzt34, wobei dieser Anteil in vier Ländern mehr als 
10 % erreichte, nämlich in Kroatien (14 %), Griechen-
land und Portugal (jeweils 13 %) und Bulgarien (12 %). 
Mit der Leitinitiative „Digitale Zukunft im ländlichen 
Raum“35 der langfristigen Vision für die ländlichen Ge-
biete wird die Bedeutung einer verbesserten digitalen 
Konnektivität für die Überwindung der Kluft zwischen 
ländlichen und städtischen Gebieten und die Kompe-
tenzförderung ins Blickfeld gerückt. Ziel ist es, dass der 
digitale Wandel allen Menschen zugutekommt.

2.4 Ein effizientes Geschäftsumfeld ist 
ein wichtiger Faktor für die regionale 
Wettbewerbsfähigkeit

Einer der nachteiligen Effekte ineffizienter Institutio-
nen ist ein ungünstiges regulatorisches Umfeld, das 

34	 In den drei Monaten vor der Erhebung. Quelle: Eurostat [isoc_r_iuse_i].

35	 https://rural-vision.europa.eu/action-plan_de

36	 Europäische Kommission (2021b).

37	 Ein von der Europäischen Kommission gefördertes Projekt.

Unternehmen belastet und die unternehmerische 
Initiative beeinträchtigt. Eine schlechte Qualität von 
Institutionen hemmt Unternehmensneugründungen 
und kann dazu führen, dass Existenzgründer Chancen 
im Ausland suchen oder schlichtweg aufgeben. 

In den letzten Jahren hat die EU durch entsprechen-
de Politikreformen an Unternehmensfreundlichkeit 
gewonnen.36 Über ihr Instrument für technische Un-
terstützung hat die Kommission die Mitgliedstaaten 
beim Aufbau nachhaltiger und wettbewerbsfähiger 
Volkswirtschaften, u. a. durch Reformen zur Verbes-
serung der Rahmenbedingungen für Unternehmen, 
und bei der Stärkung von KMU unterstützt.

Wie Unternehmen das Geschäftsumfeld wahrneh-
men, kann entscheidend dafür sein, ob sie wachsen 
oder sich mit Wachstumshemmnissen konfrontiert 
sehen. Die subnationale Komponente der Enterprise 
Survey der Weltbank37 liefert nützliche Einblicke in 
das Geschäftsumfeld in den verschiedenen EU-Regi-
onen. Die Erhebung wurden zwischen 2018 und 2022 
in Form von fast 19 000 Gesprächen mit leitenden 

Abbildung 7.4	Prozentsatz der Unternehmen, die begrenzten Finanzierungszugang als großes  
Hindernis für ihre Geschäftstätigkeit ansehen, Gegenüberstellung zum Index für regionale  
Wettbewerbsfähigkeit 2.0 nach Pro-Kopf-BIP
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Anmerkung: Das Pro-Kopf-BIP entspricht dem Durchschnitt für 2019–2021 (EU-Mittelwert  =100). Die Regionen sind eine Mischung aus  
NUTS‑1, NUTS‑2 und gebündelten NUTS‑2.
Quelle: GD REGIO auf der Grundlage der Enterprise Survey der Weltbank auf subnationaler Ebene und GD REGIO/JRC.
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Führungskräften und Unternehmern des Privats-
ektors durchgeführt. Die Ergebnisse liegen für eine 
Mischung aus NUTS‑1-, NUTS‑2- und einer Kombina-
tion aus NUTS‑2- und NUTS‑3-Regionen vor. Dieser 
Abschnitt befasst sich mit drei wichtigen Aspekten 
des Geschäftsumfelds: dem Finanzierungszugang, 
dem Ausmaß von Korruption und der Belastung im 
Zuge der Steuerverwaltung. 

Der Zugang zu externen Finanzmitteln ist mit dem 
Wachstum und Überleben von Unternehmen verbun-
den und spielt deshalb eine entscheidende Rolle bei 
der Gewährleistung der regionalen Wettbewerbs-
fähigkeit, allen voran in den weniger entwickelten 
Regionen der EU (Abbildung  7.4)38. Unter den Un-
ternehmen in der EU, die Bankkredite als relevante 
Finanzierungsquelle betrachteten, sah sich im Jahr 
2023 ein Anteil von 7  % mit Hindernissen bei der 
Kreditaufnahme konfrontiert (5  % der Großunter-
nehmen und 9 % der KMU).39 In den von der Erhe-
bung erfassten EU-Regionen gaben 50  % der Un-
ternehmen in Sud-Vest Oltenia (Rumänien) an, dass 
der beschränkte Finanzierungszugang ein großes 

38	 OECD (2024, noch unveröffentlicht); Mach und Wolken (2012).

39	 Europäische Zentralbank (2023).

40	 Die Fragestellung lautete: „Inwieweit ist ein der Finanzierungszugang ein Hindernis für die derzeitige Geschäftstätigkeit?“ Folgende Ant-
wortmöglichkeiten standen zur Auswahl: „kein Hindernis“, „ein leichtes Hindernis“, „ein mäßiges Hindernis“, „ein großes Hindernis“ und „ein 
schwerwiegendes Hindernis“.

Hindernis40 für ihre derzeitige Tätigkeit darstellt. In 
Attika und Kentriki Ellada (Griechenland) erreichte 
dieser Anteil 42 % bzw. 41 %, in der Region Sud (Ita-
lien) 40 % (Karte 7.9, linker Teil).

Korruption kann die Rahmenbedingungen für die 
meisten Unternehmen verschlechtern und die regi-
onale Wettbewerbsfähigkeit insgesamt beeinträchti-
gen, insbesondere in weniger entwickelten Regionen. 
Es besteht daher eine negative Korrelation zwischen 
dem Anteil der Unternehmen, die Korruption als ein 
großes Hindernis für ihre Tätigkeit ansehen, und der 
regionalen Wettbewerbsfähigkeit (Abbildung 7.5).

Korruption schädigt Unternehmen in mehrfacher 
Hinsicht. Neben direkten Kosten für die Zahlung 
von Bestechungsgeldern geht es dabei auch um in-
direkte Kosten für die Pflege von Beziehungen zu 
Amtsträgern und die Bewältigung der Unsicherheit 
im Zusammenhang mit informellen und häufig il-
legalen Absprachen, wodurch Unternehmen in ih-
rem Entwicklungs- und Wachstumselan geschwächt 
werden. Letztlich kann Korruption zu ineffizienter 

Abbildung 7.5	Prozentsatz der Unternehmen, die Korruption als großes Hindernis für ihre  
Geschäftstätigkeit ansehen, Gegenüberstellung zum Index für regionale Wettbewerbsfähigkeit 2.0  
nach Pro-Kopf- BIP
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Anmerkung: Das Pro-Kopf-BIP entspricht dem Durchschnitt für 2019–2021 (EU-Mittelwert  =100). Die Regionen sind eine Mischung aus  
NUTS‑1, NUTS‑2 und gebündelten NUTS‑2.
Quelle: GD REGIO auf der Grundlage der Enterprise Survey der Weltbank auf subnationaler Ebene und GD REGIO/JRC.
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Ressourcenallokation führen.41 Etwa 34 % der Unter-
nehmen in der EU, die im Jahr 2022 an einer Euroba-
rometer-Umfrage teilnahmen, sahen Korruption als 
Problem bei ihrer Geschäftstätigkeit. Am häufigsten 
war dieser Befund in Rumänien (70 %), Griechenland 
(75 %) und Zypern (78 %), am seltensten in Däne-
mark (7 %), Irland (8 %) und Estland (9 %). Darüber 
hinaus vertraten 79 % der befragten Unternehmen 
die Auffassung, dass eine zu enge Bindung zwischen 
Wirtschaft und Politik in ihrem Land zu Korruption 
führt, und 70  % sahen den Wettbewerb zwischen 
Unternehmen durch Günstlingswirtschaft und Kor-
ruption beeinträchtigt.42

Die anteilsmäßig meisten Unternehmen, die in der 
Enterprise Survey der Weltbank Korruption als großes 
Hindernis für ihre derzeitige Tätigkeit angaben, fan-
den sich in der Region Vest (Rumänien, 74 %), gefolgt 
von der Region Sud (Italien, 62  %), den Regionen 
Centru und Bucureşti-Ilfov (Rumänien, jeweils 55 %) 
sowie der Region Yugoiztochen (Bulgarien, ebenfalls 
55 %) (Karte 7.9, Mitte).

Eine zu aufwändige Steuerverwaltung kann die regio-
nale Wettbewerbsfähigkeit beeinträchtigen. Tatsäch-
lich zeigt sich eine klare Tendenz, dass in weniger 
wettbewerbsfähigen Regionen mehr Unternehmen 
den Aufwand für die Steuerverwaltung als ein Hin-
dernis für ihre Tätigkeit wahrnehmen (Abbildung 7.6). 

41	 Restuccia und Rogerson (2017).

42	 Europäische Kommission (2022), Eurobarometer-Blitzumfrage 507 zu den Einstellungen von Unternehmen zur Korruption.

43	 Braunerhjelm und Eklund (2014); Branuerhjelm et al. (2021).

44	 Europäische Kommission (2020b).

Diese Korrelation ist kein Beleg für einen kausalen 
Zusammenhang zwischen beiden Aspekten, lässt ihn 
aber plausibel erscheinen.

Der Aufwand für die Steuerverwaltung umfasst alle 
Kosten, die sich aus den Verpflichtungen ergeben, 
die Unternehmen aufgrund der geltenden Rechtsvor-
schriften zu erfüllen haben. Studien haben ergeben, 
dass eine Verringerung dieses Aufwands das Unter-
nehmertum und den Markteintritt von Unternehmen 
fördert, und zwar unabhängig vom Körperschaft-
steuersatz.43 Insofern ist die Steuergesetzgebung 
aus Sicht der Unternehmen ein wichtiges Problem-
feld. Durch ihre Vereinfachung lässt sich das Ge-
schäftsumfeld verbessern, die Wettbewerbsfähigkeit 
steigern und das Wirtschaftswachstum ankurbeln. 
Im Jahr 2020 hat die Europäische Kommission ei-
nen Steueraktionsplan mit 25  Initiativen angenom-
men, mit dem Ziel, die mit der Steuererhebung ver-
bundenen Kosten für Unternehmen und unnötige 
administrative Verpflichtungen im Binnenmarkt zu 
verringern.44 

Laut der Enterprise Survey der Weltbank sehen über 
60 % der Unternehmen in Attica, Nisia Aigaiou und 
Kriti (Griechenland), Sud (Italien) und Centro (Portu-
gal) die Steuerverwaltung als ein Hauptproblem bei 
ihrer derzeitigen Geschäftstätigkeit (Karte 7.9, rech-
ter Teil). 
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Quelle: GD REGIO auf der Grundlage der Enterprise Survey der Weltbank auf subnationaler Ebene und GD REGIO/JRC.
Anmerkung: Die Regionen sind eine Mischung aus NUTS-1, NUTS-2 und Bündelungen von NUTS2 und NUTS-3.

Abbildung 7.6 Prozentsatz der Unternehmen in EU-Regionen, die die Steuerverwaltung als großes 
Hindernis für ihre Geschäftstätigkeit ansehen, Gegenüberstellung zum Index für regionale 
Wettbewerbsfähigkeit 2.0 nach Pro-Kopf-BIP
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Quelle: Subnationale Komponente der Enterprise Survey der Weltbank.
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Karte 7.9 Große Hindernisse aus Sicht der Unternehmen (2018–2021)
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Kasten 7.4	Korruption verursacht Hindernisse für fast jedes fünfte kleinere 
Unternehmen in weniger entwickelten Regionen

Für kleinere Unternehmen, insbesondere jene in we-
niger entwickelten Regionen, stellt Korruption eine 
größere Hürde dar. Unternehmen mit weniger als 
100 Beschäftigten sehen in der Korruption eher ein 
schwerwiegendes Hindernis als Unternehmen ab 
100 Beschäftigten, wobei die Differenz in den we-
niger entwickelten EU-Regionen am größten ausfällt 
(Abbildung 7.7). In diesen Regionen nehmen knapp 
20  % der Unternehmen mit weniger als 100  Be-
schäftigten Korruption als schwerwiegendes Hinder-
nis für ihre Tätigkeit wahr. Bei den Unternehmen ab 
100 Beschäftigten sind es in den weniger entwickel-
ten Regionen 11 % (also gut halb so viele) und in 
den stärker entwickelten Regionen nur 5 %. 

Ein Teil des Problems in Regionen mit höherem 
Korruptionsniveau liegt in der ausprägten Unter-
nehmensfluktuation auf lokaler Ebene. Korruption 
verstärkt Unsicherheit, was zusammen mit den kor-
ruptionsbezogenen Zusatzkosten dazu führen kann, 
dass mehr Unternehmen ihre Geschäftstätigkeit 
einstellen und das Feld neuen Marktteilnehmern 
überlassen – die dann ebenfalls mit denselben Pro-
blemen konfrontiert sind. Generell wird Fluktuation 
aus der Warte der Wirtschaftsentwicklung positiv 
gesehen, da leistungsschwache Unternehmen durch 
neue, effizientere Unternehmen abgelöst werden. 
Korruption verursacht jedoch eine offensichtliche 
Verzerrung der Unternehmensdynamik und eine 
Fluktuation, die keine Stärkung der unternehmeri-
schen Wettbewerbsfähigkeit bringt.
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Abbildung 7.7 Prozentsatz der Unternehmen, die Korruption als schwerwiegendes Hindernis 
für ihre Tätigkeit ansehen, nach Unternehmensgröße und Art der Region (2018–2021)

%
 d

er
 U

nt
er

ne
hm

en
, d

ie
Ko

rr
up

tio
n 

al
s 

sc
hw

er
w

ie
ge

nd
es

 H
in

de
rn

is
 a

ns
eh

en

Anmerkung: Die Zahlen umfassen alle EU-Mitgliedstaaten mit Ausnahme von CY, CZ und MT und beziehen sich auf den Zeitraum 
2018–2021.
Quelle: OECD (2024, noch unveröffentlicht) auf der Grundlage von Daten aus der subnationalen Komponente der Enterprise 
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Kasten 7.5	Kleine Unternehmen in weniger entwickelten Regionen sehen 
den Finanzierungszugang eher als Hindernis an

1	 Quelle: Europäisches Beobachtungsnetz für Raumordnung, Datenbank 2021.

Der eingeschränkte Finanzierungszugang stellt für 
Unternehmen, insbesondere für kleinere Unterneh-
men in weniger entwickelten Regionen, ein Hinder-
nis dar. Rund 9 % der Unternehmen mit weniger als 
20 Beschäftigten in weniger entwickelten Regionen 
gaben in der Enterprise Survey der Weltbank im 
Jahr 2023 an, dass der Finanzierungszugang ein 
„schwerwiegendes Hindernis“ für ihre Geschäftstä-
tigkeit darstellt – mehr als doppelt so viele wie in 
stärker entwickelten Regionen (4  %). Bei größeren 
Unternehmen in weniger entwickelten Regionen ist 
der Anteil geringer (7 %; Abbildung 7.8).

Kleinere Unternehmen haben aus Gründen, die in 
weniger entwickelten Regionen noch schwerer wie-
gen, mehr Schwierigkeiten beim Finanzierungszu-
gang. Ihnen stehen meist nur begrenzte Mittel für 
die Kreditbesicherung zur Verfügung, weshalb Ban-
ken oft höhere Zinssätze anwenden als für größere, 
ressourcenstärkere Unternehmen, die als weniger 

riskant gelten. Außerdem haben sie in der Regel we-
niger Möglichkeiten zur Informationsbeschaffung, 
weshalb sie über verfügbare Finanzprodukte und 
staatliche Programme weniger gut Bescheid wissen.

In weniger entwickelten Regionen, wo es weniger 
Banken und damit weniger lokale Möglichkeiten zur 
Kreditaufnahme gibt, sind die Schwierigkeiten in der 
Regel größer. In solchen Regionen gibt es im Durch-
schnitt nur zwei Bankfilialen auf 100 km², in stärker 
entwickelten Regionen hingegen zehn.1 Die daraus 
resultierende Beschränkung der Auswahlmöglichkei-
ten und des Wettbewerbs zwischen den Banken kann 
ungünstigere Finanzierungsbedingungen für Unter-
nehmen zur Folge haben, insbesondere für KMU. Die 
größeren Entfernungen zwischen Unternehmen und 
Banken in weniger entwickelten Regionen können 
auch den Informationsaustausch behindern und es 
schwieriger machen, sich über geeignete Finanzpro-
dukte zu informieren.
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Abbildung 7.8 Prozentsatz der Unternehmen, die eingeschränkten Finanzierungszugang 
als schwerwiegendes Hindernis für ihre Tätigkeit ansehen, nach Unternehmensgröße 
und Art der Region (2018–2021)
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Quelle: OECD (2024, noch unveröffentlicht) auf der Grundlage von Daten aus der subnationalen Komponente der Enterprise 
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3. Die Bedeutung von Reformen 
und des Europäischen Semesters
In den Kapiteln 1 und 2 werden die erheblichen Un-
gleichheiten zwischen den Regionen in der EU be-
schrieben. In den letzten Jahren wurden im Rahmen 
des Zyklus des Europäischen Semesters Ungleichhei-
ten hervorgehoben, die sich auf die wirtschaftliche 
Entwicklung auswirken, etwa im Zugang zu Bildung 
und essenziellen öffentlichen Dienstleistungen, im 
Ausmaß der Digitalisierung, im Niveau der Energieef-
fizienz und im Stand von Forschung und Innovation. 
In ländlichen Gebieten, wo der Zugang zu essenziel-
len Dienstleistungen im Allgemeinen ein anhaltendes 
Problem darstellt, sind diese Ungleichheiten beson-
ders akut. Die Folge sind häufig Ungleichgewichte bei 
den Arbeitsmarktergebnissen (d. h. bei den Beschäf-
tigungs- und den Arbeitslosenquoten) und der Wett-
bewerbsfähigkeit der Unternehmen.

In den Länderberichten im Rahmen des Europäischen 
Semesters werden nicht nur landesweite wirtschaft-
liche und soziale Probleme der Mitgliedstaaten auf-
gezeigt, sondern auch die Bedeutung der regionalen 
Dimension der EU-Agenda für Wachstum und Wider-
standsfähigkeit sowie die Unterschiede zwischen den 
Regionen in Bezug auf die vier Dimensionen für wett-
bewerbsfähige Nachhaltigkeit: Umweltschutz, Pro-
duktivität, Fairness und makroökonomische Stabilität.

Um diese Ungleichheiten zu beseitigen, müssen die 
verantwortlichen strukturellen Faktoren angegan-
gen werden. Dies ist sowohl für die Verbesserung 
der Umsetzung der Kohäsionspolitik als auch für 
die Maximierung ihrer Wirkung von Bedeutung. Die 
subnationale Dimension spielt im Hinblick auf die 
Wirksamkeit nationaler Reformen eine wichtige Rol-
le. Einerseits können sich in bestimmten Fällen re-
gionalspezifische Reformen als notwendig erweisen, 
z. B. bei Dienstleistungen, die in erster Linie auf sub-
nationaler Ebene erbracht werden; andererseits kann 
die Verabschiedung nationaler Reformen auf der 
subnationalen Ebene spezifische Maßnahmen erfor-
dern, damit regionale Besonderheiten angemessen 
berücksichtigt werden.

Erstens können mehrere Arten von Reformen eine 
starke territoriale Dimension haben und eine Abstim-
mung auf den regionalen und lokalen Kontext erfor-
dern. Weitreichende Reformen, die auf eine struktu-
relle Verbesserung der Wirtschaftsleistung abzielen, 
etwa sektorale Liberalisierungsmaßnahmen oder 
Arbeitsmarktreformen, können sehr unterschiedli-
che Auswirkungen auf die einzelnen Regionen haben, 

45	 Siehe zum Beispiel: Kovak (2013). 

insbesondere im Hinblick auf Beschäftigung und 
Wohlstand.45 Für die Abstimmung dieser Reformen 
auf die spezifischen subnationalen Gegebenheiten, 
insbesondere in den am stärksten gefährdeten Ge-
bieten, ist es unter Umständen notwendig, spezielle 
Zeit- und Aktionspläne für die Umsetzung festzule-
gen, möglicherweise mit flankierenden Maßnahmen 
auf subnationaler Ebene.

Zweitens können nationale Reformen in Bereichen, 
in denen die regionalen und lokalen Gebietskörper-
schaften an vorderster Front Dienstleistungen für 
Unternehmen sowie Bürgerinnen und Bürger erbrin-
gen, je nach den lokalen Gegebenheiten und den Fä-
higkeiten der lokalen Behörden unterschiedliche Aus-
wirkungen haben. In solchen Bereichen – von Bildung 
über Gesundheits- und Sozialwesen bis hin zum Nah-
verkehr  – müssen landesweite Reformen, die eine 
stärkere Verlagerung von Zuständigkeiten auf die 
lokale Ebene beinhalten, den örtlichen Unterschieden 
hinsichtlich der Dienstleistungsnachfrage und der 
Fähigkeit der betreffenden Behörden zur Erbringung 
dieser Dienstleistungen Rechnung tragen. 

Drittens sind subnationale Verwaltungen in bestimm-
ten Fällen am besten geeignet, sich mit Fragen der 
Landnutzung und Raumplanung zu befassen. Als 
ortsbezogene Instrumente hängen die kohäsionspo-
litischen Programme in ihrer Durchführung und hin-
sichtlich ihrer Wirksamkeit in hohem Maße von einer 
zielgerichteten territorialen Umsetzung ab. Refor-
men, die zu einer besseren Ausrichtung der kohäsi-
onspolitischen Mittel beitragen, würden die Wirkung 
erhöhen und negative Spillover-Effekte abschwächen 
bzw. positive Effekte über regionale Grenzen hinweg 
verstärken.

Wie in Abschnitt 2 beschrieben, ist eine effektive und 
effiziente öffentliche Verwaltung ein wesentliches 
Element der wirtschaftlichen Entwicklung, sowohl 
für nationale als auch für subnationale Behörden. 
Die Verwaltungskapazität für die Ausgestaltung von 
Regionalentwicklungsprogrammen, für die projektbe-
zogene Mittelallokation in Übereinstimmung mit den 
EU-Vorschriften und für die Rechenschaftslegung 
über die Mittelverwendung ist ausschlaggebend für 
wirksames politisches Handeln. Das Niveau der Ver-
waltungskapazität ist in der EU sehr unterschiedlich, 
und viele Behörden, insbesondere auf subnationaler 
Ebene, sind in dieser Hinsicht erheblich eingeschränkt 
(Kasten 7.6). 

Die Verfahren der öffentlichen Auftragsvergabe sind 
ein eindrückliches Beispiel. Wie aus einer von der 



Kapitel 7: Bessere Governance

237236

OECD durchgeführten Umfrage unter Kommunen 
hervorgeht, zählt für kleinere Kommunen die Verein-
fachung solcher Verfahren zu den dringendsten Re-
formen im Hinblick auf eine Verbesserung der ope-
rativen Kapazität. Eine weitere Umfrage der OECD, 
die gemeinsam mit dem Ausschuss der Regionen 
durchgeführt wurde, ergab, dass „langwierige Ver-
gabeverfahren“ die am zweithäufigsten genannte 
Herausforderung darstellen: Mehr als 50 % der Be-
fragten sahen darin eine „große Herausforderung“ 
(siehe Abbildung  7.9). Reformen zur Stärkung der 
subnationalen Kapazitäten im Bereich des öffentli-
chen Auftragswesens könnten eine Kombination aus 

46	 Allain-Dupré et al. (2017).

47	 Europäische Union (2011). In der Richtlinie heißt es: „Die Mitgliedstaaten schaffen geeignete Mechanismen für eine sämtliche Teilsektoren 
des Staates umfassende Koordinierung, um eine umfassende und kohärente Erfassung aller Teilsektoren des Staates bei der Finanzpla-
nung, den länderspezifischen numerischen Haushaltsregeln, der Erstellung der Haushaltsprognosen und bei der Mehrjahresplanung insbe-
sondere gemäß dem mehrjährigen Haushaltsrahmen zu gewährleisten.“ 

Dezentralisierungsmaßnahmen, Möglichkeiten zur 
gemeinsamen Durchführung von Ausschreibungen 
und Digitalisierung (e-Vergabe46) umfassen.

Die Zuteilung angemessener Haushalte ist der zen-
trale Aspekt, wenn es um die Fähigkeit subnationa-
ler Behörden geht, Dienstleistungen zu erbringen 
und Investitionen zu tätigen. Zusammen mit einer 
wirksamen Multi-Level-Governance liegt hierin eine 
wesentliche Komponenten der Reformen. Die Be-
deutung eines soliden finanzpolitischen Rahmens 
für die Multi-Level-Governance wird in der entspre-
chenden EU-Richtlinie anerkannt.47 Wie in Kapitel  8 
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Abbildung 7.9 Herausforderungen bei der strategischen Planung und Umsetzung 
von Infrastrukturinvestitionen in Kommunen in der EU

Quelle: Gemeinsame Erhebung der OECD und des Europäischen Ausschusses der Regionen [OECD-CoR (2016)]. Ergebnisse der gemeinsamen
Erhebung über lokale und regionale Hindernisse für Investitionen.
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erörtert, sind die subnationalen Behörden in der EU 
im Durchschnitt für die Ausführung eines Drittels der 
Gesamtausgaben des Staates (laufende Ausgaben 
plus Ausgaben der Kapitalrechnung) verantwortlich. 
Aufgrund unterschiedlicher institutioneller Rahmen-
bedingungen gibt es dabei jedoch im Ländervergleich 
eine beträchtliche Schwankungsbreite. Dennoch sind 

in allen Fällen, selbst in den am stärksten dezentral 
geordneten Ländern, die Verbesserung der Zusam-
menarbeit zwischen den Verwaltungsebenen und ein 
solider finanzpolitischer Rahmen von entscheidender 
Bedeutung, um Koordinierungsmängel, das Entste-
hen von „Aufträgen ohne Haushaltsgrundlage“ und 
letztlich eine unzureichende Umsetzung der Politik zu 

Kasten 7.6	Entwicklungen beim Organisationsmodell 
von Verwaltungsbehörden zwischen 2000 und 2020

1	 PPMI Group und University of Strathclyde (2024, noch unveröffentlicht).

Die Einführung allgemeiner Bestimmungen über die 
Strukturfonds für den Zeitraum 2000–2006 war ein 
wichtiger Meilenstein, da die Rolle der Verwaltungs-
behörden zum ersten Mal formell bestätigt wurde. 
In der Verordnung wurde die Rechenschaftspflicht 
der Verwaltungsbehörden für die wirksame und ge-
naue Verwaltung und Durchführung der Fonds fest-
gelegt. Ihnen wurde dadurch eine zentrale Rolle in 
der Verwaltung der kohäsionspolitischen Fonds der 
EU zuteil.

In einer laufende Studie1 über den Zeitraum 2000–
2020 wird untersucht, welche wichtigen Verände-
rungen sich innerhalb der Verwaltungsbehörden 
vollzogen haben, die für die vom Europäischen 
Fonds für regionale Entwicklung finanzierten In-
terventionen in den Mitgliedstaaten verantwortlich 
sind (ausgenommen transnationale Zusammenar-
beit). Betrachtet werden Aspekte wie die personelle 
Zusammensetzung, interne Abläufe und die interne 
Organisation, die Führungsdynamik sowie die Ge-
staltung der Beziehungen zu Partnern. Außerdem 
werden externe Faktoren analysiert, die sich auf die 
Organisation der Verwaltungsbehörden auswirken 
könnten, darunter EU-Vorschriften, nationale und 
institutionelle Rahmenbedingungen sowie sozioöko-
nomische Faktoren. Es geht darum, organisatorische 
Veränderungen zu erklären und die potenziellen He-
rausforderungen für die Programmdurchführung im 
Programmplanungszeitraum 2021–2027 und die 
Vorbereitung auf künftige Zeiträume zu projizieren.

Vorläufige Ergebnisse zeigen, dass die Einführung 
eines einheitlichen Rechtsrahmens auf EU-Ebene 
und der geteilten Zuständigkeiten eine Vielfalt von 
Organisationsmodellen bei Verwaltungsbehörden in 
den verschiedenen Mitgliedstaaten zur Folge hatte. 
Anfänglich gab es beträchtliche Unterschiede hin-
sichtlich der Größe sowie der internen Organisati-
onsstrukturen dieser Behörden. Die Palette reichte 
von Einrichtungen mit maßgeschneiderten Abläufen 
bis zu Konstellationen, bei denen Abläufe in über-
greifende Organisationen oder andere Behörden des 

jeweiligen Landes eingeflochten oder gemeinsam 
mit diesen verwaltet wurden.

Die im Laufe der Zeit vorgenommenen Umstellun-
gen standen im Zeichen der Weiterentwicklungen 
beim EU-Rechtsrahmen zwischen den einzelnen 
Programmplanungszeiträumen. So wirkten sich 
Neuerungen bei Programmzielen und Umsetzungs-
instrumenten (z.  B. Finanzierungsinstrumente und 
integrierte territoriale Umsetzungsmechanismen) 
in gewisser Weise auf die Organisationsstruktur, die 
Anzahl und Spezialisierung von Struktureinheiten 
und die Zuständigkeiten für Aufgaben und Abläufe 
aus. Andere organisatorische Veränderungen waren 
das Ergebnis neuer nationaler Politikmaßnahmen 
und Rechtsvorschriften, darunter Umstellungen des 
allgemeinen Governance-Rahmens für die Regional- 
und Kohäsionspolitik auf nationaler Ebene. Externe 
Kontrollen bewirkten ebenfalls organisatorische 
Änderungen innerhalb der Verwaltungsbehörden, al-
len voran die Überarbeitung interner Verfahren und 
Abläufe. 

Die Aufstockung der Programmbudgets führte zu 
einer Vergrößerung der Behörden. Die Einstellung 
und Bindung qualifizierter Mitarbeiter, der Aufbau 
von persönlichen Kompetenzen und Führungskom-
petenzen sowie die Herstellung eines ausgewoge-
nen Geschlechterverhältnisses blieben jedoch eine 
Herausforderung. Wie die Analyse offenbart, liegt in 
konsequenter Führung eine wichtige Triebkraft für 
Veränderungen, selbst wenn das Hauptaugenmerk 
der Verantwortlichen von Verwaltungsbehörden den 
finanziellen Ergebnissen und dem wirksamen Funk-
tionieren der Verwaltungs- und Kontrollsysteme gilt 
und weniger der Erreichung der Programmziele. Bei 
der Gestaltung der Beziehungen zu den beteiligten 
Stellen sind kaum Entwicklungen festzustellen. Im 
Vordergrund stand die Abwicklung der Tätigkeiten 
des Begleitausschusses, offenbar zulasten um-
fassenderer Initiativen zur Vertrauensbildung und 
Konfliktbewältigung.



Kapitel 7: Bessere Governance

239238

vermeiden. Die Nahtstellen zwischen verschiedenen 
institutionellen Ebenen sind bei der Ausgestaltung 
und Umsetzung von Reformen ein maßgeblicher As-
pekt dafür, wie eine effektive Governance-Struktur 
angelegt werden soll. 

Die mehrjährige Programmplanung der Kohäsionspo-
litik ist seit jeher eine wichtige Triebkraft für die Ein-
beziehung öffentlicher Investitionen in mittelfristige 
Haushaltsrahmen und öffentliche Mittelverwaltungs-
strukturen. Eine integrierte strategische Planung und 
Methoden der Projektbewertung und -auswahl, die 
eine wirksame Mittelzuweisung ermöglichen und 
sich auf Vermögensregister stützen, sind der Schlüs-
sel zur effizienten Durchführung öffentlicher Inves-
titionen. Während in mehreren Mitgliedstaaten die 
Mechanismen für die Verwaltung öffentlicher Inves-
titionen umfassend reformiert wurden, gibt es in vie-
len anderen noch Raum für Verbesserungen. Dabei 
hängt der Erfolg bei der Dezentralisierung in hohem 
Maße von einer wirksamen vertikalen und horizonta-
len Koordinierung zwischen den Verwaltungsebenen 
ab, um Doppelarbeit zu vermeiden und die Kohärenz 
der Maßnahmen zu gewährleisten. In den EU-Mit-
gliedstaaten gibt es Belege dafür, dass Schwierigkei-
ten bei der Ausschöpfung von Investitionsmitteln ein 
Anzeichen für eine schlecht koordinierte Haushalts-
politik und unzureichende Verwaltungskapazitäten 
auf subnationaler Ebene sein können.48 Ferner behin-
dern Kapazitätsengpässe und Koordinierungsmängel 
die Nutzung verschiedener Finanzierungsformen auf 
nachgeordneten Regierungsebenen.

Um den wirtschaftlichen, sozialen und territorialen 
Zusammenhalt in der Europäischen Union zu stärken, 
bietet die Kommission Mitgliedstaaten und Regionen 
Unterstützung über das TSI. Das Unterstützungsan-
gebot deckt mehrere Reformbereiche ab, einschließ-
lich: Verbesserung der Qualität der Governance und 
der öffentlichen Dienste, Stärkung der Produktivität, 
von Innovationen und des grünen Wandels sowie Ta-
lenterschließung und Beschäftigungsmöglichkeiten. 
Die maßgeschneiderten unterstützenden Maßnah-
men sind eine Hilfe für Regionen, wenn es darum 
geht, geeignete Prozesse und Methoden festzulegen 
und umzusetzen, um die Entwicklungsherausforde-
rungen auf integrierte Weise und unter Berücksich-
tigung bewährter Verfahren und Lehren aus anderen 
Regionen anzugehen. Darüber hinaus soll das TSI 
auch Anreize für Peer-Learning schaffen sowie die 

48	 OECD (2020).

49	 Die Länderberichte 2019 enthielten in Anhang D eine Reihe von regionalen Faktoren sowie Investitionsleitlinien für den Programmplanungs-
zeitraum 2021–2027. 

50	 Artikel 18 Absatz 1 Punkt a der Verordnung mit gemeinsamen Bestimmungen (Verordnung (EU) 2021/1060 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 24. Juni 2021).

Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten und 
die grenzüberschreitende regionale Zusammenarbeit 
fördern. Es ergänzt bestehende Initiativen der Kom-
mission z. B. die Talenterschließung in den Regionen 
Europas, die neue europäische Innovationsagenda, 
die Plattform für einen gerechten Übergang und die 
Plattform für intelligente Spezialisierung. 

Die Berücksichtigung der strukturellen Probleme, die 
die Konvergenz zwischen den Regionen behindern 
und die in den jüngsten Länderberichten im Rahmen 
des Europäischen Semesters und den entsprechen-
den Anhängen aufgezeigt wurden, ist eine Voraus-
setzung für die Beseitigung der zugrunde liegenden 
Faktoren.49 Dazu gehört auch, dass auf die räumlich 
ausgerichteten Reformen aufmerksam gemacht wird, 
die in dieser Hinsicht wesentlich sein könnten, und 
dass die Mitgliedstaaten gegebenenfalls Leitlinien 
dafür erhalten, wo sie ihre Investitionen im Sinne ei-
nes wirksamen Mitteleinsatzes bündeln sollten. Dies 
ist besonders wichtig für das Europäische Semes-
ter 2024, in dessen Rahmen die länderspezifischen 
Empfehlungen auch Leitlinien für die Zuweisung des 
in den Haushalten für den Programmplanungszeit-
raum 2021–2027 vorgesehenen Flexibilitätsbetrags 
enthalten.50
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Öffentliche Finanzen, nationale Politiken und Zusammenhalt

•	 Sowohl bei den nationalen öffentlichen Ausgaben als auch den kohäsionspoliti-
schen Programmen kommt in den weniger entwickelten Ländern ein durchweg 
geringes Maß an Dezentralisierung zum Tragen. Dementsprechend besteht dort 
Raum für eine stärkere Einbeziehung der nachgeordneten Regierungsebenen.

•	 Nach vorläufigen Erkenntnissen stellen die auf nationaler Ebene finanzierten In-
vestitionen für den territorialen Zusammenhalt in weniger entwickelten Ländern 
meist nur einen Bruchteil dessen dar, was im Rahmen der Kohäsionspolitik an 
Mitteln bereitgestellt wird. Somit gibt es noch reichlich Spielraum für die be-
troffenen Mitgliedstaaten, ihre Anstrengungen um den Zusammenhalt und eine 
bessere Abstimmung mit der Kohäsionspolitik zu verstärken.

•	 Nachgeordnete Regierungsebenen sind für einen Gutteil der öffentlichen Ausga-
ben zuständig, wobei EU-weit jedoch beträchtliche Unterschiede zu beobachten 
sind. 

•	 Nachgeordnete Regierungsebenen sind für den Großteil der öffentlichen Inves-
titionen in der EU verantwortlich. In den weniger entwickelten Ländern ist dies 
weniger der Fall, aber infolge einer zunehmenden Dezentralisierung ihrer öffent-
lichen Investitionen hat der Abstand dieser Länder zu den stärker entwickelten 
Ländern zwischen 2004 und 2022 deutlich abgenommen. In allen Ländern sind 
bestimmte öffentliche Dienstleistungen und Investitionen dezentralisiert. Inso-
fern sind ein solider haushaltspolitischer Rahmen und die haushaltspolitische 
Zusammenarbeit zwischen Regierungsebenen von entscheidender Bedeutung im 
Hinblick auf eine verbesserte Erbringung öffentlicher Dienstleistungen.

•	 Die mehrjährige Programmplanung im Rahmen der Kohäsionspolitik war eine 
wichtige Triebkraft für die Integration öffentlicher Investitionen in mittelfristige 
Haushaltsrahmen und Strukturen der öffentlichen Finanzverwaltung. Wenn sie 
gut verwaltet werden, können dezentralisierte Investitionen die Wirksamkeit und 
Effizienz der öffentlichen Dienstleistungen für Bürgerinnen und Bürger und für 
Unternehmen verstärken. Eine wirksame Mehrebenen-Governance hängt wiede-
rum von der vertikalen und horizontalen Koordinierung zwischen den Verwal-
tungsebenen ab.

•	 Vorläufige OECD-Daten zu mehreren Mitgliedstaaten zeichnen ein überaus he-
terogenes Bild, was die Diversifizierung der Finanzierungsquellen auf regiona-
ler und lokaler Ebene betrifft. Transfers von anderen Regierungsebenen sind die 
wichtigste Einnahmequelle. Länder, die in hohem Maße von einer Einnahmequel-
le oder ein paar wenigen Einnahmequellen abhängen, sind weniger widerstands-
fähig gegenüber Erschütterungen.

ÖFFENTLICHE FINANZEN, 
NATIONALE POLITIKEN 
UND ZUSAMMENHALT 8
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Kapitel 8

Öffentliche Finanzen, nationale Politiken 
und Zusammenhalt

1. Einleitung
In diesem Kapitel werden die nationalen Politiken für 
den territorialen Zusammenhalt und die öffentlichen 
Finanzen auf subnationaler Ebene untersucht. Ein-
gangs werden vorläufige Erkenntnisse über das Aus-
maß national finanzierter Politiken für den territoria-
len Zusammenhalt in einer Reihe von Mitgliedstaaten 
unter Verwendung der im Rahmen von Ad-hoc-Studi-
en erhobenen Daten betrachtet. Anschließend werden 
subnationale Trends bei den öffentlichen Ausgaben, 
Einnahmen und Investitionen im Zeitverlauf und im 
Ländervergleich analysiert (Abschnitt 3). Zuletzt wird 
die Zusammensetzung der regionalen und kommu-
nalen öffentlichen Ausgaben und Einnahmen in einer 
Reihe von EU-Mitgliedstaaten auf der Grundlage von 
Daten untersucht, die von der Organisation für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) 
mit Unterstützung der Europäischen Kommission er-
hoben wurden (Abschnitt 4).

Um die großen Unterschiede herauszustellen, wer-
den die EU-Mitgliedstaaten in diesem Kapitel nach 
ihrem Bruttonationaleinkommen (BNE) pro Kopf in 
zwei Gruppen eingeteilt, die als Indikator für ihren 
Entwicklungsstand dienen. Die 15 Länder mit einem 
Pro-Kopf-BNE von weniger als 90 % des EU-Durch-
schnitts  – der Schwelle für die Förderfähigkeit aus 
dem Kohäsionsfonds – bilden die Gruppe der weni-
ger entwickelten Länder (d. h. Bulgarien, Tschechien, 
Estland, Griechenland, Kroatien, Zypern, Lettland, Li-
tauen, Ungarn, Malta, Polen, Portugal, Rumänien, Slo-
wenien und Slowakei), die übrigen 12 die Gruppe der 
stärker entwickelten Länder.

2. Nationale Politiken zur 
Beseitigung territorialer 
Ungleichheiten
Nationale Politiken zur Beseitigung regionaler Un-
gleichheiten spielen eine Schlüsselrolle bei der Stär-
kung des territorialen Zusammenhalts in der EU und 
tragen insbesondere zur Verringerung von Ungleich-
gewichten innerhalb eines Landes bei. Die Verringe-
rung interner territorialer Ungleichgewichte ist für die 
Optimierung der wirtschaftlichen Effizienz und die 
Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit von wesent-
licher Bedeutung und muss in den Mitgliedstaaten 

Priorität haben. Durch die Sicherstellung einer aus-
gewogenen Entwicklung zwischen den Regionen kön-
nen die Mitgliedstaaten die spezifischen Stärken und 
Vorzüge jeder Region nutzen und so zu einer stär-
ker diversifizierten und resilienteren Volkswirtschaft 
beitragen. Die Verbesserung der Wirtschaftsleistung 
aller Regionen erhöht auch die Möglichkeiten der Zu-
sammenarbeit und kann ein dynamisches Umfeld 
schaffen, in dem Innovation und Wissen in größerem 
Umfang geteilt werden, wovon die Wettbewerbsfä-
higkeit des gesamten Landes profitiert. 

Dies sind triftige Gründe, warum die Mitgliedstaaten 
den Grundsatz, dem Zusammenhalt nicht zu scha-
den, in allen Bereichen anwenden sollten. Das bedeu-
tet, dass sich die nationalen, regionalen und lokalen 
Gebietskörperschaften der asymmetrischen territori-
alen Auswirkungen bewusst sein sollten, die jede po-
litische Maßnahme haben könnte, und dies im politi-
schen Entscheidungsprozess berücksichtigen sollten 
(im Vertrag über die Arbeitsweise der EU werden die 
Mitgliedstaaten ausdrücklich aufgefordert, durch ihre 
Wirtschaftspolitik zur Stärkung des wirtschaftlichen, 
sozialen und territorialen Zusammenhalts der EU bei-
zutragen (Artikel 174 und 175).

Wo innerstaatliche Ungleichgewichte bestehen, soll-
ten diese durch nationale Politiken und EU-Mittel 
ergänzend angegangen werden. Wo EU-finanzierte 
Maßnahmen geplant und durchgeführt werden, kann 
eine weitere Unterstützung aus nationalen Mitteln er-
forderlich sein. Dies kann zum Beispiel der Fall sein, 
wenn die Nachfrage nach einer bestimmten Art von 
Hilfe die in Programmen angenommenen Erwartun-
gen übersteigt oder wenn unvorhergesehene Umstän-
de eintreten, die eine sofortige Reaktion erfordern. 
In Bereichen, die von EU-Mitteln nicht abgedeckt wer-
den, stellen nationale Maßnahmen die einzige Ebene 
der Unterstützung für subnationale Gebietskörper-
schaften dar, die für Maßnahmen aufkommen, die der 
Stärkung der sozioökonomischen Leistung, der Über-
windung unmittelbarer Krisen, der Behebung langfris-
tiger Mängel und der Stärkung der Widerstandsfähig-
keit gegenüber künftigen Erschütterungen und einem 
sich rasch verändernden Umfeld dienen.

Die nationalen Politiken und die Kohäsionspolitik soll-
ten sich gegenseitig verstärken, was zu einem umfas-
senderen und wirksameren Ansatz für die regionale 
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Entwicklung führt. Indem sie aktiv gegen regionale 
Ungleichheiten vorgehen, stellen die Mitgliedstaaten 
sicher, dass ihre nationalen Strategien mit den über-
greifenden EU-Zielen konform gehen.

In Abbildung  8.1 wird der Anteil der in regionalen 
Programmen im Zeitraum 2014–2020 umgesetzten 
kohäsionspolitischen Unterstützung (y-Achse) den 
subnationalen öffentlichen Ausgaben gegenüberge-
stellt, ausgedrückt als Anteil an den gesamten Staats-
ausgaben im selben Zeitraum (x-Achse). Die Größe 
der Kreise stellt den Umfang der EU-Unterstützung im 
Rahmen der Kohäsionspolitik dar. Es besteht ein posi-
tiver Zusammenhang zwischen beiden Aspekten – der 
Grad der Dezentralisierung bei den Finanzierungen 
im Rahmen der Kohäsionspolitik korreliert positiv mit 
dem der nationalen Mittel. Anders gesagt: Die EU-Po-
litik und die nationale Politik gehen weitgehend in 
dieselbe Richtung. Was sich aus Abbildung 8.1 eben-
falls ablesen lässt, ist, dass größere Mitgliedstaaten 
und föderal strukturierte Länder im Allgemeinen stär-
ker regionalisiert sind (Abschnitt rechts oben im Dia-
gramm), während kleinere Mitgliedstaaten in Bezug 
auf die gesamtstaatlichen Ausgaben eher weniger 
regionalisiert sind und von nationalen kohäsionspo-
litischen Programmen geprägt sind. Bemerkenswer-
terweise finden sich die weniger entwickelten Länder 
im Abschnitt links unten im Diagramm – d. h. sie sind 
im Allgemeinen weniger regionalisiert. Dementspre-
chend besteht viel Raum für eine stärkere Beteiligung 
der subnationalen Regierungen an der Ausgestaltung 
und Umsetzung sowohl der nationalen öffentlichen 

1	 Europäische Kommission (2019). Die Studie basierte auf einer kombinierten Analyse von statistischen Daten, Fallstudien und Befragungen 
von Interessenträgern. Sie deckte elf Mitgliedstaaten ab, nämlich Bulgarien, Italien, Kroatien, Polen, Portugal, Rumänien, die Slowakei, Slo-
wenien, Spanien, Tschechien und Ungarn. 

Ausgabenprogramme als auch der kohäsionspoliti-
schen Programme (Kasten 8.1).

Eine eingehendere Untersuchung der auf Länder
ebene ergriffenen Maßnahmen zur Verringerung ter-
ritorialer Ungleichgewichte wird dadurch erschwert, 
dass es nur wenige und nicht-systematisierte Daten 
zu den nationalen Politiken gibt bzw. dass sie sich 
gegebenenfalls hauptsächlich auf einzelne, zeitlich 
begrenzte Fallstudien begrenzen. Um diese Wissens-
lücke zu schließen, hat die Europäische Kommission 
ab 2019 eine Reihe von Studien gefördert, in denen 
vollständig aus nationalen Mitteln finanzierte Maß-
nahmen zum Abbau territorialer Ungleichheiten ana-
lysiert werden sollen.

Für eine dieser Studien wurden nationale Politiken 
für den Zusammenhalt so definiert, dass neben al-
len politischen Initiativen und Maßnahmen, die direkt 
auf die Verringerung territorialer Ungleichgewichte 
abzielen, auch solche berücksichtigt sind, die diese 
explizite Zielsetzung nicht aufweisen, aber ein we-
sentliches Potenzial für deren Erreichung besitzen. 
Die Studie deckte elf Mitgliedstaaten ab.1 Diese ver-
fügen alle über eine nationale Politik für den Zusam-
menhalt im Sinne der Definition, mit einer Reihe von 
politischen Instrumenten, die auf verschiedene Ent-
wicklungsaspekte abzielen, wobei das häufigste die 
direkte Unterstützung für Unternehmensentwicklung 
und Innovation, Verkehrsinfrastrukturprojekte und 
steuerliche Anreizsysteme zur Förderung des Han-
dels und zur Verbesserung des Geschäftsumfelds ist.
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Die Verringerung territorialer Ungleichgewichte wird 
häufig im Rahmen der Wachstums- und Industriepo-
litik angegangen, insbesondere in Mitgliedstaaten, 
in denen alle oder die meisten Regionen nach der 
Klassifizierung im Rahmen der EU-Kohäsionspoli-
tik weniger entwickelt sind. In diesen Fällen ist der 
territoriale Zusammenhalt oft integraler Bestandteil 
der umfassenderen Bemühungen eines Landes, die 
wirtschaftlichen Disparitäten gegenüber den stärker 
entwickelten Teilen der EU abzubauen.

National finanzierte Maßnahmen ergänzen die 
EU-Kohäsionspolitik im Wesentlichen auf zweierlei 
Weise. Entweder werden zusätzliche Mittel in natio-
nalen Schwerpunktbereichen zur Verfügung gestellt, 
in denen die Mittel der Kohäsionspolitik als unzu-

reichend erachtet werden, oder es werden Aktivitä-
ten unterstützt, die nicht für eine Förderung durch 
EU-Mittel infrage kommen. Was das Finanzierungs-
ausmaß anbelangt, leisten nationale Politiken für den 
Zusammenhalt im Sinne der Definition in der Praxis 
im Verhältnis zur EU-Kohäsionspolitik nur einen sehr 
kleinen Beitrag. Von den in der Studie untersuchten 
Mitgliedstaaten verfügen nur Italien und Rumänien 
über einen nennenswerten Haushalt für den territo-
rialen Zusammenhalt, der im Falle Italiens in etwa 
dem Umfang der Kohäsionspolitik entspricht und in 
Rumänien etwas mehr als ein Drittel dessen darstellt. 
In den übrigen Ländern reicht die Spanne der natio-
nalen Mittel von knapp 3 % der kohäsionspolitischen 
Mittel (hier einschließlich der nationalen Kofinanzie-
rung) in Kroatien bis zu knapp 9 % in Spanien.

Kasten 8.1	Regionalpolitik und Institutionengefüge im Umbruch

1	 OECD/UCLG (2022).

2	 Bachtler und Downes (2023).

In den letzten Jahren war die Regionalpolitik zu-
nehmend mit konkurrierenden Zielen konfrontiert. 
Erstens die Verfolgung ihres Hauptziels, nämlich 
der langfristige Strukturwandel in den weniger ent-
wickelten Regionen und die Verringerung der terri-
torialen Ungleichgewichte. Zweitens die Reaktion 
auf kurzfristige Notlagen wie die Bewältigung der 
wirtschaftlichen Auswirkungen der COVID-19-Pan-
demie, die Unterstützung der Erholung sowie die Be-
wältigung der weitreichenden Folgen des russischen 
Angriffskriegs gegen die Ukraine und letztens der 
geopolitischen Instabilität im Nahen Osten. Darüber 
hinaus haben die Regierungen zunehmende Ver-
pflichtungen im Hinblick auf die Klimaschutzziele, 
mit potenziell asymmetrischen territorialen Auswir-
kungen auf die Industrieproduktion, die Energieer-
zeugung und die Beschäftigung. Die Regionalpolitik 
sowie das Institutionengefüge und die Mehrebe-
nen-Governance sind einem vielfältigen Entwick-
lungs- und Anpassungsdruck ausgesetzt.

Das World Observatory on Subnational Government 
Finance and Investment (SNG-WOFI) der OECD und 
der Weltverband „Vereinigte Städte und lokale Ge-
bietskörperschaften“ (UCLG) liefern in ihrem jüngs-
ten Bericht das umfassendste und systematischste 
Bild der territorialen institutionellen Strukturen und 
der Mehrebenen-Governance in 135  Ländern, von 
denen fast die Hälfte (61) sowohl eine kommunale 
als auch eine regionale Regierungsebene besitzen.1

Aus dem Bericht wird erkennbar, dass sich die Rah-
men, in denen Dezentralisierungsbestrebungen 
stattfinden, weltweit ständig weiterentwickeln. In-

teressanterweise gibt es einen Reformtrend hin zu 
einer eindeutigeren Aufteilung der Zuständigkeiten 
zwischen den verschiedenen Regierungsebenen und 
zur Zuweisung der für die Erfüllung dieser Zustän-
digkeiten erforderlichen Ressourcen, um das Ent-
stehen von nicht- oder unterfinanzierten Aufträgen 
(d. h. die Diskrepanz zwischen Zuständigkeiten und 
verfügbaren Ressourcen) zu verhindern.

Darüber hinaus wird der Dezentralisierungsprozess 
von territorialen Reformen wie Gemeindezusam-
menlegungen oder -aufspaltungen begleitet, die 
dem Effizienzgewinn dienen. Als Alternative zu Zu-
sammenlegungen setzen viele Länder auf interkom-
munale Zusammenarbeit, die verschiedene Formen 
annehmen kann. Insbesondere gehen die Länder zu-
nehmend zu asymmetrischen Governance-Konstel-
lationen auf regionaler und großstädtischer Ebene 
über. Mit anderen Worten: Immer mehr Länder nei-
gen dazu, den Regierungen auf derselben subnatio-
nalen Ebene (Region, Zwischenebene oder Kommu-
ne) unterschiedliche politische, administrative oder 
steuerliche Befugnisse zuzuweisen.

Was Europa betrifft, werden in einem kürzlich er-
schienenen Bericht des European Regional Policy Re-
search Consortium, der auf einer Studie zu 30 Län-
dern inner- und außerhalb der EU basiert, fünf sich 
abzeichnende Trends in der Regionalpolitik hervor-
gehoben, von denen sich jeder in den Entwicklungen 
der EU-Kohäsionspolitik zwischen dem laufenden 
und dem vorhergehenden Programmplanungszeit-
raum widerspiegelt.2
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Was die Zielregionen anbelangt, so gibt es Nachweise 
für unterschiedliche Ansätze und gemischte Erfah-
rungen. Den Ergebnissen der Studie zufolge unter-
stützen einige Länder (z. B. Tschechien und Kroatien) 
aktiv die wohlhabenderen Regionen, einschließlich 
der Hauptstadtregionen, da sie diese als treibende 
Zentren des Wirtschaftswachstums betrachten, die 
dazu beitragen können, den Entwicklungsrückstand 
des Landes gegenüber den fortgeschritteneren Teilen 
der EU zu verringern. Andere Mitgliedstaaten  – vor 
allem Italien, Rumänien und Spanien, wie oben er-
wähnt – sind aktiver, wenn es um die Unterstützung 
weniger entwickelter Regionen im Hinblick auf die 
Verringerung von Ungleichgewichten geht. Der erste 
Ansatz findet sich vornehmlich in Ländern, die nur 
sehr begrenzte nationale Ressourcen für diese Art 
von Politik bereitstellen, während der zweite Ansatz, 
der auf weniger entwickelte Regionen abzielt, eher in 
Ländern vorkommt, die einen höheren Investitions-
aufwand betreiben.

Die Ausgestaltung der nationalen politischen Maß-
nahmen für den Zusammenhalt in den untersuchten 
Ländern erfolgt in der überwiegenden Mehrheit der 
Fälle (90  %) durch die Zentralregierung, in einigen 

Fällen gemeinsam mit den Regionen und nur zu 3 % 
auf regionaler Ebene. Die Durchführung liegt in 70 % 
der Fälle in der Verantwortung der Zentralregierung, 
und nur 16  % der Maßnahmen werden von regio-
nalen Gebietskörperschaften durchgeführt, der Rest 
von lokalen Gebietskörperschaften. In Ländern, in 
denen nachgeordnete Verwaltungsebenen nur einen 
kleinen Teil der öffentlichen Ausgaben bestreiten, ist 
die nationale Politik für den Zusammenhalt in der Re-
gel stärker zentralisiert (z. B. in Bulgarien, Kroatien, 
Ungarn, Portugal, Rumänien und Slowenien).

Durch die Einengung der Analyse auf vollständig aus 
nationalen Mitteln finanzierte Investitionsprogram-
me oder -initiativen für die Bereiche wirtschaftliche 
Entwicklung (einschließlich z. B. Investitionen in Inno-
vation, IKT und die Wettbewerbsfähigkeit von KMU), 
Verkehr (einschließlich aller Formen der Mobilität), 
Energie, Umwelt, Gesundheit und Bildung (also un-
ter Ausblendung nicht-investiver Maßnahmen), und 
durch die ausschließliche Fokussierung auf Politi-
ken, die entweder einen spezifischen territorialen/
räumlichen Schwerpunkt haben oder ausdrücklich 
auf die Verringerung territorialer Ungleichgewichte 
und die Stärkung des territorialen Zusammenhalts 

Bei der Regionalpolitik wird Nachhaltigkeit mit Wett-
bewerbsfähigkeit und Innovation verbunden, indem 
das Wachstumsziel im Sinne eines nachhaltigen 
Wachstums neu definiert wird. Dies resultiert aus 
der Anerkennung der ungleichen territorialen Auswir-
kungen von Klimaschutzmaßnahmen und der Aus-
wirkungen auf bereits strukturschwache Regionen.

Der ortsbezogene Ansatz in der Regionalpolitik ist 
inzwischen gefestigt und weit verbreitet, oft in Form 
von integrierten Entwicklungsstrategien, die auf die 
spezifischen lokalen Bedürfnisse zugeschnitten sind. 
Es ist anzumerken, dass das EU-Konzept der intelli-
genten Spezialisierung dazu beigetragen hat, diesen 
Ansatz unter den regionalen Gebietskörperschaften 
in der EU und darüber hinaus zu verbreiten und zu 
verankern. In engem Zusammenhang damit stehen 
die sichtbaren Bemühungen, zwischen regionalen 
und sektoralen Strategien mehr Kohärenz herzu-
stellen, indem beispielsweise sektorspezifische Po-
litikmaßnahmen mit einer territorialen Dimension 
versehen werden. Auch hier ist die intelligente Spe-
zialisierung ein frühes Beispiel für die Regionalisie-
rung einer ansonsten typisch sektoralen Politik.

In der Studie wurde festgestellt, dass der Schwer-
punkt zunehmend auf gefährdeten oder marginali-
sierten Regionen liegt. In mehreren Fällen spiegelt 
dies ein erneuertes politisches Bewusstsein für die 
wirtschaftlichen und sozialen Probleme ländlicher 
Gebiete wider, die oft in entlegenen Teilen der Länder 

liegen und in denen der Eindruck herrscht, dass sie 
zugunsten eines auf Städte gerichteten Politikfokus 
vernachlässigt werden. Dieses Bewusstsein hängt 
auch mit der Zielsetzung zusammen, die regionale 
Resilienz zu stärken, nachdem die territoriale Anfäl-
ligkeit durch die Auswirkungen der COVID-19-Pan-
demie deutlich geworden ist und sich herausgestellt 
hat, dass Regionen Erschütterungen besser stand-
halten können müssen. Dieses neue Bewusstsein ist 
auch Teil eines umfassenderen politischen Ziels, das 
darin besteht, durch regionalpolitische Maßnahmen 
die Lebensqualität und den Zugang zu öffentlichen 
Dienstleistungen zu verbessern, sei es, dass diese 
unter Druck geraten sind oder dass der Bevölke-
rungsrückgang Maßnahmen notwendig macht.

Schließlich stehen die Reform der Verwaltung und 
der Institutionen sowie der Aufbau von Kapazitäten 
auf regionaler und lokaler Ebene überall in Europa 
weiterhin ganz oben auf der regionalpolitischen 
Agenda. In einigen Fällen geht es dabei um die Neu-
definition bestehender Verwaltungsgrenzen oder 
-einheiten, z.  B. durch Zusammenlegung und Rati-
onalisierung von Kommunen oder eine verstärkte 
Zusammenarbeit zwischen regionalen und lokalen 
Gebietskörperschaften. Insbesondere – und im Ein-
klang mit dem im gemeinsamen Bericht der OECD 
und des UCLG festgestellten globalen Trend – zeigt 
der Dezentralisierungsprozess in einigen Ländern ei-
nen asymmetrischen Verlauf.
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ausgerichtet sind (also unter Ausblendung von Maß-
nahmen ohne direktes Kohäsionsziel), lassen sich 
weitere Erkenntnisse gewinnen.2

Vorläufige Ergebnisse für sieben Mitgliedstaaten 
(Estland, Kroatien, Litauen, Polen, Rumänien, Slowe-
nien und Tschechien) zeigen, dass für den Zeitraum 
2015–2021 36 Investitionsinitiativen mit einem Bud-
get von 7,9 Mrd. EUR geplant waren. Dies entspricht 
für den Programmplanungszeitraum 2014–2020 
lediglich 5,4 % der kombinierten Mittelzuweisungen 
aus dem Europäischen Fonds für regionale Entwick-
lung und dem Kohäsionsfonds für diese Länder (ein-
schließlich der nationalen Kofinanzierung). Es gibt 
jedoch große Unterschiede zwischen den Ländern. 
Insbesondere Rumänien sticht hervor, wo die Höhe 
der nationalen Investitionen für den Zusammenhalt 
rund 30  % des Umfangs der kohäsionspolitischen 
Mittel für Investitionen erreichte, während dieser 
Wert in den anderen sechs Ländern zwischen 3,8 % 
in Slowenien und 1,7  % in Tschechien bis zu nur 
0,7 % in Polen und unter 0,5 % in Kroatien, Estland 
und Litauen schwankte.

Bis Ende 2023 waren in den sieben untersuchten 
Ländern insgesamt 76 % der in den nationalen In-
vestitionspolitiken für den Zusammenhalt geplan-
ten Haushaltsmittel umgesetzt. Der Höchstwert von 
107 % entfiel auf Tschechien. Kroatien, Estland und 
Litauen hatten eine Umsetzung von 100 % erreicht, 
und Slowenien, Polen und Rumänien lagen bei 87 %, 
84 % bzw. 73 %. Ein Vergleich zwischen dem um-
gesetzten Haushalt und den gesamten öffentlichen 
Ausgaben (Zentralstaat, Regionen und Kommunen 
zusammengenommen) im gleichen Zeitraum 2015–
2021 offenbart, dass in den sieben untersuchten 
Ländern die nationalen Politiken für den Zusammen-
halt insgesamt nur 0,2 % der öffentlichen Ausgaben 
ausmachen  – also einen winzigen Bruchteil. Auch 
diesbezüglich gibt es große Unterschiede zwischen 
den Ländern: In Rumänien liegt der Wert bei über 
1 %, in Tschechien bei knapp 0,6 %, in den anderen 
fünf Ländern indes unter 0,1 %.

Nationale Investitionspolitiken für den Zusammen-
halt können verschiedene Politikbereiche abdecken. 
Wie sich feststellen lässt, betreffen 50 % der Maß-
nahmen den Bereich „Wirtschaft und Unternehmen“, 
während Bereiche wie „Konnektivität“, „Humankapi-
tal“ und „Lebensstandard“ jeweils von etwa einem 
Drittel der Maßnahmen abgedeckt sind. 17  % der 
Maßnahmen beinhalten „Klimawandel und Umwelt“, 
weitere 6 % den Bereich „Forschung und Innovation“. 
Was die politischen Instrumente anbelangt, so wer-

2	 Europäische Kommission (noch unveröffentlicht).

den bei der überwiegenden Mehrheit der ermittelten 
Maßnahmen (94  %) hauptsächlich Zuschüsse und 
Transfers eingesetzt, obwohl in einigen Fällen auch 
Zinszuschüsse (14 %), Steuervergünstigungen (8 %) 
oder Bürgschaften für Darlehen (3 %) zum Zug kom-
men – teilweise in Kombination.

Das verfügbare Datenmaterial ermöglicht eine Auf-
schlüsselung der nationalen Investitionspolitiken für 
den Zusammenhalt nach Kategorien von Begünstig-
ten, wobei auch hier jede Maßnahme mehr als eine 
Kategorie von Begünstigten betreffen kann. Die er-
mittelten Maßnahmen decken ein breites Spektrum 
unterschiedlicher Begünstigter ab. Insbesondere kris-
tallisiert sich heraus, dass die meisten Maßnahmen 
(67 %) auf Kommunen ausgerichtet sind, gefolgt von 
KMU (39 %), öffentlichen Einrichtungen (25 %), Or-
ganisationen ohne Erwerbszweck (25  %), Start-ups 
(22 %), Scale-ups (11 %), Großunternehmen (17 %), 
Industrieparks und anderen Arten von Parks oder In-
novationszentren (11 %) sowie multinationalen Un-
ternehmen (8 %).

Etwa 86 % der Investitionsmaßnahmen werden von 
der Zentralregierung ausgestaltet, 11  % von den 
regionalen Gebietskörperschaften und nur 3 % von 
den lokalen Gebietskörperschaften. Mehr Bedeu-
tung haben die beiden letztgenannten dafür bei der 
Durchführung der Investitionen, die bei 19  % bzw. 
25 % der Maßnahmen in ihrer Verantwortung liegt. 
Insgesamt findet die Ausgestaltung der nationalen 
Investitionspolitiken für den Zusammenhalt in diesen 
sieben Ländern primär auf zentralstaatlicher Ebene 
statt, während sowohl die regionalen als auch die lo-
kalen Gebietskörperschaften eine wichtige Rolle bei 
der Durchführung spielen.

3. Subnationale öffentliche 
Finanzen und Investitionen

3.1 Der nationale Kontext: Öffentliche 
Finanzen nach der COVID-19-Krise 
und der Energiekrise allmählich 
auf dem Weg der Besserung
Um die Lage und die Entwicklung der subnationa-
len öffentlichen Finanzen in den EU-Mitgliedstaaten 
vollständig zu begreifen, ist es wichtig, den entspre-
chenden makroökonomischen Kontext darzulegen. 
Makroökonomische Faktoren wirken sich bei Weitem 
nicht auf alle Länder gleich aus, sondern haben oft 
starke asymmetrische Effekte, die den potenziel-
len Handlungsspielraum in Bezug auf subnationale 
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Finanzen einengen. Dies gilt insbesondere für die 
jüngsten Krisen, die durch die COVID-19-Pandemie 
und den russischen Angriffskrieg gegen die Ukraine 
ausgelöst wurden. Dieser Abschnitt gibt einen Über-
blick über die ausgesprochen heterogene Situation 
der nationalen öffentlichen Finanzen in der EU in den 
letzten Jahren.

Im Achten Kohäsionsbericht wurde die deutliche Ver-
besserung der öffentlichen Finanzen der EU-Mitglied-
staaten in den Jahren nach der großen Rezession von 
2008/2009 und der Staatsschuldenkrise von 2011 
beschrieben. Während in der Zeit nach 2011 eine 
Haushaltskonsolidierung zur Verringerung der Haus-
haltsdefizite stattfand, die durch die wirtschaftliche 
Erholung von 2015 bis 2019 unterstützt wurde, kam 
es 2020 mit dem Ausbruch der COVID-19-Pandemie, 
den ergriffenen Eindämmungsmaßnahmen und den 
begleitenden finanziellen Unterstützungsmaßnah-
men zur Sicherung von Unternehmen und Arbeits-
plätzen zu einer abrupten Trendwende. Im Jahr 2021 
setzte eine Verringerung des EU-Defizits ein, da die 
Ausgaben für pandemiebedingte Notfallmaßnahmen 
abnahmen und sich das BIP von dem Einbruch im 
Jahr davor erholte. Die Verringerung setzte sich 2022 
fort, und dies trotz der Staatsausgaben für Maßnah-
men zur Unterstützung der Energieversorgung als 
Reaktion auf die durch den Krieg in der Ukraine aus-
gelöste Energiekrise.

3.2 Nachgeordnete Regierungsebenen 
tätigen Gutteil der öffentlichen 
Ausgaben, doch deutliche 
Schwankungen in der EU
Dieser Unterabschnitt befasst sich mit den staatli-
chen Ausgaben und Einnahmen auf regionaler und 
lokaler Ebene. Untersucht wird dabei auch, welche 
Veränderungen in den letzten Jahren, u. a. in Reaktion 
auf die COVID-19-Pandemie und die Energiekrise von 
2022, eingetreten sind. Etwa ein Drittel der gesam-
ten Staatsausgaben in der EU‑27 wird von den re-
gionalen und lokalen Gebietskörperschaften getätigt, 
woran ihre Bedeutung für die Erbringung öffentlicher 
Dienstleistungen und ihre grundlegende Rolle für das 
Funktionieren des öffentlichen Sektors deutlich wird. 
Allerdings gibt es erhebliche Unterschiede zwischen 
den Mitgliedstaaten, was das formale Ausmaß der 
Dezentralisierung der Ausgaben und Einnahmen des 
Staates betrifft (Kasten 8.2). 

Es ist zu beachten, dass es sich bei der ausgewie-
senen Höhe der öffentlichen Ausgaben und Inves-
titionen von subnationalen Gebietskörperschaften 
ebenso wie bei ihren Einnahmen um jene Beträge 
handelt, die über die betreffenden Behörden geleitet 
werden. Diese sind gegebenenfalls für die Abwick-
lung der Ausgaben bzw. die Erhebung von Einnah-
men zuständig, können aber die zugrundeliegenden 
investitions- oder steuerpolitischen Entscheidungen 
mitunter nur begrenzt mitgestalten. In Abschnitt  4 
wird die Zusammensetzung der Einnahmen und Aus-
gaben untersucht, was Aufschluss über die tatsäch-
lichen Entscheidungsbefugnisse der regionalen und 
kommunalen Gebietskörperschaften geben könnte.
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Im Jahr 2022 beliefen sich die subnationalen Aus-
gaben und Einnahmen in der EU auf jeweils 17  % 
des BIP. Das entspricht etwa einem Drittel der ge-
samten Staatsausgaben und etwas mehr der Einnah-
men (Abbildung 8.2). Der Anteil am BIP ist im Laufe 
der Zeit überaus stabil geblieben – im Jahr 2004 lag 
er knapp über 16 %. Wie die Gesamtausgaben des 
Staates schwanken auch die Ausgaben der subnati-
onalen Gebietskörperschaften antizyklisch mit dem 
BIP: Ihr Anteil steigt und fällt tendenziell umgekehrt 
zur Entwicklung des BIP. Im Jahr 2020 kam es infolge 
der Pandemie und der als Reaktion darauf ergriffe-
nen Maßnahmen zu einem sprunghaften Anstieg des 
Anteils um 1,7  Prozentpunkte. Die Werte gingen in 
den beiden Folgejahren wieder zurück, und zwar in 
dem Maße, wie sich das BIP wieder erholte. Im Jahr 
2022 war der Anteil um 1,1 Prozentpunkte niedriger 
als 2020, aber um 0,6 Prozentpunkte höher als vor 
der Pandemie. Auch die subnationalen Einnahmen 
stiegen 2020 um 1,2 Prozentpunkte auf fast 18 % 
des BIP, und 2022 lagen sie immer noch um 0,4 Pro-
zentpunkte über dem vorpandemischen Niveau. Dies 
dürfte sich zum Teil daraus erklären, dass die Trans-
fers von den Zentralregierungen mit Blick auf die 
Pandemiebekämpfung und auf die Erholung von der 
durch die Eindämmungsmaßnahmen verursachten 
Rezession aufgestockt wurden.

Der Anteil der Ausgaben der subnationalen Gebiets-
körperschaften an den Gesamtausgaben des Staates 
ist in den einzelnen Mitgliedstaaten sehr unterschied-
lich, was zum Teil mit Unterschieden im institutio-
nellen Aufbau zusammenhängt (Abbildung 8.3). Am 
größten war der Anteil in föderalen Staaten (Öster-

reich, Belgien und Deutschland) sowie in solchen mit 
einem stark dezentralisierten Verwaltungsgefüge 
(Dänemark, Spanien, Schweden und Finnland). In Dä-
nemark entfielen im Jahr 2022 etwa zwei Drittel der 
öffentlichen Ausgaben auf subnationale Behörden. In 
Spanien, Schweden, Deutschland und Belgien waren 
es ungefähr 50  %, in Finnland über 40  %. Im Ge-
gensatz dazu wurden in Zypern und Malta – bedingt 
durch die Größe der Länder – nicht einmal 5 % der 
öffentlichen Ausgaben von subnationalen Gebiets-
körperschaften bestritten. Auch in Griechenland, Ir-
land und Luxemburg waren es nur knapp 10 %.

Auch wenn der Anteil der von subnationalen Gebiets-
körperschaften getätigten Ausgaben in der EU im 
Zeitverlauf stabil geblieben ist, verbergen sich dahin-
ter unterschiedliche Entwicklungen in den einzelnen 
Mitgliedstaaten. Im Zeitraum 2010–2022 stellte sich 
in acht Mitgliedstaaten eine Zunahme und in 15 eine 
Abnahme ein. Im Einzelnen stieg der Anteil in Belgien 
um rund 8 Prozentpunkte, in Dänemark und Deutsch-
land um mehr als 3 Prozentpunkte und in Schweden 
und Irland um 2  Prozentpunkte, während er in elf 
Ländern um mehr als 1 Prozentpunkt zurückging – in 
Italien sogar um 6 Prozentpunkte und in Ungarn um 
ganze 13 Prozentpunkte. 

Insgesamt sind die Staatsausgaben in den weniger 
entwickelten Mitgliedstaaten tendenziell deutlich we-
niger dezentralisiert als in den stärker entwickelten: 
Im Jahr 2022 erreichte der Anteil der subnationalen 
Ausgaben in ersteren 18  %, in zweiteren hingegen 
36 %. Im Verlauf des Betrachtungszeitraums nahm 
das Ausmaß der dezentralisierten Ausgaben in den 
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weniger entwickelten Ländern ab – der subnationale 
Anteil sank dort um 1,6 Prozentpunkte, in den stärker 
entwickelten Ländern legte er währenddessen um 
0,5 Prozentpunkte zu.

Die Ausgaben der subnationalen Gebietskörperschaf-
ten sind in der Regel auf bestimmte Politikbereiche 
konzentriert (in Kasten  8.3 ist die Aufschlüsselung 
nach Verwendungszwecken beschrieben).

3	 Die COFOG-Abteilung „Umweltschutz“ umfasst die Bereiche Abfall- und Abwasserwirtschaft.

4	 Die COFOG-Abteilung „wirtschaftliche Angelegenheiten“ umfasst Verkehrs- und Kommunikationsdienstleistungen, die einen großen Teil der 
Ausgaben ausmachen.

Im Jahr 2021 waren die subnationalen Gebietskör-
perschaften für fast 82 % der öffentlichen Ausga-
ben für den Umweltschutz3 und 66 % der Bildungs-
ausgaben sowie für fast 50  % der Ausgaben für 
die allgemeine öffentliche Verwaltung, 41  % der 
Ausgaben für wirtschaftliche Angelegenheiten4 und 
mehr als ein Drittel der Ausgaben für Gesundheit 
verantwortlich (Abbildung  8.4). Im Zeitraum 2004–
2021 ist ein deutlicher und fast kontinuierlicher 

Kasten 8.2	Fiskalische Dezentralisierung und Wirtschaftsleistung

1	 Oates (1999).

2	 Aray und Pedauga (2024); Canavire-Bacarreza et al. (2020); Iimi (2005).

3	 Anam und Plaček (2023).

4	 Filippetti und Sacchi (2016).

5	 Buser (2011).

6	 Treisman (2006).

Die Effekte fiskalischer Dezentralisierung auf das 
Wirtschaftswachstum werden seit Jahrzehnten 
eingehend untersucht. Sie lassen sich nur schwer 
entflechten, da fiskalische Dezentralisierung oft in 
unterschiedlichem Tempo entlang zweier Achsen – 
Ausgaben und Einnahmen – verläuft, die in komple-
xer Wechselwirkungen mit der Wirtschaftsleistung 
stehen.

Die Dezentralisierung öffentlicher Ausgaben kann 
als Mittel zur Steigerung der Effizienz in der staat-
lichen Dienstleistungserbringung auf lokaler Ebene 
betrachtet werden, was zu besseren sozialen Bedin-
gungen und letztlich zu mehr Wirtschaftswachstum 
führt.1 Die genaue empirische Beziehung zwischen 
fiskalischer Dezentralisierung und Wachstum ist 
jedoch schwierig zu ermitteln, da das Wirtschafts-
wachstum durch die Dezentralisierung beeinflusst 
wird, die Dezentralisierung aber auch durch das 
Wirtschaftswachstum beeinflusst werden kann.

Einige neuere Studien kommen mithilfe verschiede-
ner Techniken zu dem Ergebnis, dass sich die Aus-
gabendezentralisierung positiv auf das Wachstum 
auswirkt. Demnach hat eine Erhöhung des Anteils 
der subnationalen Ausgaben an den Gesamtausga-
ben des Staates stärkere Zuwächse beim Pro-Kopf-
BIP zur Folge.2 Allerdings gibt es in der Literatur 
noch keinen festen, einhellig geteilten Konsens über 
das Vorhandensein und das Ausmaß eines generell 
positiven Wachstumseffekts von Dezentralisierung.3 

Mehrere Autoren weisen auf die entscheidende Rolle 
des institutionellen Rahmens als Vermittlungsfaktor 

im Wirkungsgeflecht zwischen fiskalischer Dezent-
ralisierung und Wachstum hin. 

Das Effizienzargument, mit dem die Dezentralisie-
rung öffentlicher Dienstleistungen und damit der 
Ausgaben gerechtfertigt wird, stößt bei der Autono-
mie und Rechenschaftspflicht der subnationalen Be-
hörden an seine Grenzen. Die wachstumsfördernden 
Effekte der fiskalischen Dezentralisierung hängen 
entscheidend von den Selbstbestimmungsbefugnis-
sen subnationaler Regierungen ab. Fiskalische De-
zentralisierung ist eher förderlich für das Wachstum, 
wenn die subnationalen Einnahmen überwiegend aus 
eigenständigen Quellen stammen (z. B. Immobilien-
steuern).4 Und ganz allgemein ist die Qualität des ins-
titutionellen Umfelds für die (positiven) Auswirkungen 
der fiskalischen Dezentralisierung von Bedeutung.5 

In anderen Studien wird schließlich ins Treffen ge-
führt, dass eine stärkere Autonomie subnationaler 
Regierungen infolge einer größeren Kontrolle über 
die lokal erwirtschafteten Einnahmen zwar zu einer 
effizienteren, verantwortungsvolleren und unter-
nehmensfreundlicheren Haltung der lokalen Ver-
waltungen führen kann, dabei aber entsprechende 
Anreize auf zentraler Verwaltungsebene verloren 
gehen können. Insofern ist eine Vorhersage über die 
endgültige Wirkungsbilanz in Bezug auf die Wirt-
schaftsleistung kaum möglich.6 

Tatsächlich erscheint das Bild wenig eindeutig. 
Es  braucht Investitionen in die Erstellung besserer 
territorialer Daten, auch zu den Merkmalen des in-
stitutionellen Umfelds und zur Mehrebenen-Gover-
nance öffentlicher Politiken.
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Dezentralisierungstrend bei den Ausgaben für die 
allgemeine öffentliche Verwaltung (+8,2  Prozent-
punkte, d. h. Zunahme um fast 20 %) und für Bildung 
(+4,1 Prozentpunkte bzw. 7 %) zu verzeichnen. In den 
anderen Bereichen gingen die subnationalen Ausga-
ben dagegen zurück – im Bereich wirtschaftliche An-
gelegenheiten um 8,5 Prozentpunkte (bzw. 17 %), im 
Bereich Gesundheit um 3,4 Prozentpunkte (bzw. 9 %) 
und im Bereich Umweltschutz um 4,9 Prozentpunkte 
(bzw. 6 %).

Im Jahr 2021 war die soziale Sicherung mit 3,6 % 
des BIP der EU-weit größte subnationale Ausgaben-

bereich, gefolgt von den Bereichen Bildung (3,2 %), 
allgemeine öffentliche Verwaltung (3 %), Gesundheit 
(2,7 %) und wirtschaftliche Angelegenheiten (2,6 %). 
Der Bereich Umweltschutz machte indes nur einen 
Anteil von 0,7 % des BIP aus (Abbildung 8.5).

Auch hier finden sich erhebliche Schwankungen zwi-
schen den Mitgliedstaaten. Insgesamt waren die 
Ausgaben der subnationalen Gebietskörperschaften 
im Verhältnis zum BIP in den weniger entwickel-
ten Ländern nur etwas mehr als halb so hoch wie 
in den stärker entwickelten Ländern (10  % gegen-
über 19 %). In der erstgenannten Gruppe waren die 
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Quelle: Eurostat gov_10a_exp.
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Ausgaben in allen Bereichen niedriger. Dieses Gefälle 
offenbarte sich insbesondere bei in den Bereichen 
soziale Sicherung (2,5 Prozentpunkte), allgemeine öf-
fentliche Verwaltung (2,1 Prozentpunkte), Gesundheit 
(1,4 Prozentpunkte) sowie Bildung und wirtschaftli-
che Angelegenheiten (jeweils 1 Prozentpunkt).

Im Ländervergleich gibt es noch ausgeprägtere Un-
terschiede. Die subnationalen Ausgaben für die so-
ziale Sicherung beliefen sich in Dänemark auf fast 
18 % des BIP, in Belgien, Schweden, Deutschland und 
Finnland auf etwa 6  % oder mehr, in 17 weiteren 
Mitgliedstaaten jedoch nur auf etwa 1 % oder weni-
ger – und in Malta und Zypern auf 0 %. Die subnati-
onalen Ausgaben für die allgemeine öffentliche Ver-
waltung lagen in Spanien und Deutschland bei über 
5 % des BIP, in Belgien und Finnland bei über 4 %, in 
elf weiteren Mitgliedstaaten jedoch bei weniger als 
1  %. Was  den Bildungsbereich anbelangt, beliefen 
sich die subnationalen Ausgaben in Belgien auf 7 % 
des BIP, in Schweden und Deutschland auf rund 5 % 
und in Spanien, den Niederlanden, Tschechien, Kroa-
tien, Lettland, Finnland und Estland auf rund 4 %. In 
Italien, Ungarn, Portugal, Luxemburg, Rumänien, Ir-
land und Griechenland blieb der Anteil dagegen unter 
1 % – in Zypern und Malta war er abermals bei null. 
Bei den Gesundheitsausgaben wurden in Dänemark 
knapp 9 % des BIP erreicht, in Italien, Schweden und 
Spanien rund 7  % und in Finnland und Österreich 
rund 6 %. Elf Länder blieben hier deutlich unter der 
1%-Marke.

3.3 Subnationale Gebietskörperschaften 
für Gros der öffentlichen Investitionen 
verantwortlich

Subnationale Gebietskörperschaften tragen eine 
größere Verantwortung für öffentliche Investitio-
nen als für öffentlichen Ausgaben insgesamt. Die 
öffentlichen Investitionen in der EU werden zu über 

Kasten 8.3	Klassifikation 
der Staatsausgaben nach dem 
Verwendungszweck (COFOG)

1	 Eurostat (2019).

Die COFOG wurde von der OECD entwickelt und 
ist in einem Eurostat-Leitfaden1 ausführlich 
beschrieben.

Sie ist in drei Stufen aufgebaut. Die zehn Haupt-
kategorien („Abteilungen“) sind in jeweils sechs 
bis neun Gruppen aufgegliedert, welche sich 
teilweise weiter in „Klassen“ unterteilen. Für den 
vorliegenden Bericht werden die zehn Abteilun-
gen der obersten Stufe in folgende sechs Ka-
tegorien eingeteilt: „allgemeine öffentliche Ver-
waltung“ (COFOG-Abteilung 01), „wirtschaftliche 
Angelegenheiten“  – vor allem „Verkehr“  (04), 
„Umweltschutz“  (05), „Gesundheit“  (07), „Bil-
dung“  (09), „soziale Sicherung“  (10) und „Sons-
tiges“, worunter „Verteidigung“ (02), „öffentliche 
Ordnung und Sicherheit“ (03), „Wohnungswesen 
und kommunale Einrichtungen“ (06) sowie „Frei-
zeitgestaltung, Sport, Kultur und Religion“  (08) 
zusammengefasst sind.
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Quelle: Eurostat gov_10a_main.
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50 % auf nachgeordneten Regierungsebenen getä-
tigt – im Zeitraum 2004–2022 machte der subnati-
onale Anteil zwischen 54 % und 58 % der gesamten 
einschlägigen Aufwendungen des Sektors Staat aus 
(Abbildung 8.6). Insofern fällt den regionalen und lo-
kalen Gebietskörperschaften eine Schlüsselrolle bei 
der Bereitstellung der Infrastruktur zur Entwicklungs-
förderung zu. Gleichzeitig ist der subnationale Anteil 
an den öffentlichen Investitionen in den weniger ent-
wickelten Ländern geringer als in den stärker entwi-
ckelten Ländern – 42 % der Gesamtinvestitionen im 
Jahr 2022 gegenüber 59 % –, wenngleich sich der 

Abstand zwischen 2004 und 2022 um über 11 Pro-
zentpunkte verkleinert hat.

Im Verhältnis zum BIP waren die öffentlichen Ge-
samtinvestitionen in den weniger entwickelten Län-
dern in den letzten zwei Jahrzehnten durchweg 
höher als in den stärker entwickelten Ländern (Ab-
bildung 8.7), was auch auf den zentralen Stellenwert 
der kohäsionspolitischen Unterstützung in ersteren 
zurückzuführen ist. Auf subnationaler Ebene war der 
Anteil der öffentlichen Investitionen am BIP im Zeit-
raum 2004–2022 in den stärker entwickelten und 
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in den weniger entwickelten Ländern ähnlich hoch, 
was Möglichkeiten für eine weitere Regionalisie-
rung in den weniger entwickelten Ländern erkennen 
lässt. Während jedoch die öffentlichen Investitionen 
im Verhältnis zum BIP in beiden Gruppen tendenzi-
ell prozyklisch schwankten – d. h. gleichauf mit den 
Konjunkturtrends –, waren die Schwankungen in den 
weniger entwickelten Ländern ausgeprägter als in 
den stärker entwickelten Ländern (Abbildung 8.8).

Im Jahr 2022 waren die von subnationalen Gebiets-
körperschaften getätigten öffentlichen Investitionen 
im Verhältnis zum BIP in Finnland und Schweden be-
sonders hoch (2,3 % bis 2,4 %). Slowenien, Rumä-
nien, Tschechien, Belgien und Frankreich erreichten 
ebenfalls Werte von über 2 %. In Irland, Zypern und 
Malta machte der subnationale Investitionsanteil in-
des weniger als 1  % des BIP aus. Im Allgemeinen 
weisen Länder mit verhältnismäßig niedrigen subna-
tionalen öffentlichen Investitionen auch niedrige öf-

fentliche Gesamtausgaben auf subnationaler Ebene 
auf (Abbildung 8.9).

Was die Entwicklung der subnationalen öffentli-
chen Ausgaben im Verhältnis zum BIP im Zeitraum 
etwa des letzten Jahrzehnts angeht, zeigt sich kein 
einheitliches Muster. In 14  Mitgliedstaaten wurden 
2022 höhere BIP-Anteile als 2013 erreicht, vor allem 
in Luxemburg, Kroatien und Griechenland (+0,5 Pro-
zentpunkte), in elf Mitgliedstaaten hingegen niedri-
gere, allen voran in Bulgarien und Lettland.

Die mehrjährige Programmplanung im Rahmen der 
Kohäsionspolitik war eine wichtige Triebkraft für die 
Integration öffentlicher Investitionen in mittelfristige 
Haushaltsrahmen und Strukturen der öffentlichen Fi-
nanzverwaltung. Eine integrierte strategische Planung 
und Modelle der Projektbewertung und -auswahl, die 
eine wirksame Mittelzuweisung ermöglichen und sich 
auf Vermögensregister stützen, sind von zentraler 

Kasten 8.4	Gewinnung vergleichbarer Daten zur regionalen 
Investitionstätigkeit ist ein schwieriges Unterfangen: Erfahrungen 
der Eurostat-Taskforce (2019–2023)

1	 https://pxweb.stat.si/SiStatData/pxweb/en/Data/-/0309275S.px/

Die Gewinnung systematischer, zuverlässiger Sta-
tistiken zu öffentlichen Investitionen auf regiona-
ler Ebene ist eine anspruchsvolle Aufgabe. Um die 
Machbarkeit des Vorhabens auszuloten, haben Eu-
rostat und mehrere Mitgliedstaaten für den Zeit-
raum 2019–2023 eine Taskforce gebildet, der Ex-
perten für Gesamtrechnungen auf regionaler und 
nationaler Ebene angehörten.

Der Hauptunterschied zwischen regionalen und na-
tionalen Statistiken über die Staatsfinanzen besteht 
in der Art der Erhebungseinheit, die für die Zusam-
menstellung der Gesamtrechnungen herangezogen 
wird. Während bei nationalen Statistiken mit insti-
tutionellen Einheiten gearbeitet wird, kommen für 
die regionalen Gesamtrechnungen lokale fachliche 
Einheiten zum Tragen. 

Die Taskforce befasste sich mit diesen und anderen 
methodischen Problemstellungen und sprach eine 
Reihe von Empfehlungen aus, wie diese je nach Art 
der Aktiva und der verfügbaren Informationen zu 
behandeln sind.

Der Sektor Staat lässt sich in mehrere Teilsektoren 
unterteilen. Bei den Teilsektoren Länder und Ge-
meinden besteht die institutionelle Einheit aus ei-
ner oder mehreren lokalen fachlichen Einheiten, die 

sich in derselben Region befinden. Der Anteil dieser 
beiden Teilsektoren an den Gesamtinvestitionen des 
Staates auf nationaler Ebene liegt in den EU-Mit-
gliedstaaten im Durchschnitt bei fast 50  %. Nach 
der Empfehlung der Taskforce sollte nach 2024 auf 
freiwilliger Basis mit der Meldung von Daten zu den 
Teilsektoren begonnen werden.

Die Taskforce konzentrierte sich hauptsächlich auf 
Aktiva in den folgenden Kategorien: Nichtwohn-
bauten (auf die im Durchschnitt drei Viertel der 
öffentlichen Investitionen entfallen), bewegliche 
Ausrüstungen sowie Forschung und Entwicklung. 
Vier Mitgliedstaaten, die an der Taskforce beteiligt 
waren, erstellten Testschätzungen auf der Grund-
lage neuer Datenquellen und der empfohlenen Me-
thodik. Von diesen vier entschied sich Slowenien zur 
Veröffentlichung der Daten1, während die anderen 
weiterführende Arbeiten als notwendig erachteten, 
hauptsächlich zur Verbesserung der Datenquellen. 
Eurostat wird weiterhin mit den Mitgliedstaaten zu-
sammenarbeiten, um die Methodik für einige spezi-
fische Waren (z. B. militärische Waffensysteme und 
andere militärische Ausrüstung) zu vervollständigen, 
neue Datenquellen zu erschließen und sie zu ermuti-
gen, die Ergebnisse zu verbreiten.

https://pxweb.stat.si/SiStatData/pxweb/en/Data/-/0309275S.px/
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Bedeutung für die Durchführung öffentlicher Inves-
titionen. In einem kürzlich erschienenen Papier wird 
eine Reihe bewährter Verfahren für den gesamten 
Lebenszyklus öffentlicher Investitionen erörtert, ge-
stützt auf jüngste Erhebungen in allen EU-Mitglied-
staaten, die von der GD  ECFIN in Auftrag gegeben 
wurden.5 Insgesamt offenbart sich darin, dass grö-
ßere Projekte, wie sie traditionell den Verkehrssektor 
betreffen, einer strengeren Prüfung unterzogen wer-
den. Ebenso unterliegen EU-finanzierte Investitionen 
während des gesamten Projektzyklus strengeren Re-
geln als national finanzierte. Doch obwohl es auch 
Hinweise für weitreichende Reformen der Systeme 
zur Verwaltung öffentlicher Investitionen in mehre-
ren Mitgliedstaaten gibt, besteht in vielen anderen 
noch Raum für Verbesserungen.

4. Neue Erkenntnisse über die 
regionalen und lokalen Finanzen

Die öffentlichen Finanzen auf nachgeordneten Re-
gierungsebenen werden im Folgenden genauer un-
tersucht, um die Rolle subnationaler Regierungen im 
Institutionengefüge der Mitgliedstaaten besser zu be-
greifen und letztlich ihren Grad an Entscheidungsau-

5	 Belu Manesco (2022).

6	 Der Datensatz besteht aus zwei Datenbanken, REGOFI und MUNIFI (kommunale Haushaltsdaten), die derzeit 21 EU-Mitgliedstaaten auf kom-
munaler Ebene und 14 auf regionaler Ebene abdecken. Sie wurden nach einer standardisierten Methode in Zusammenarbeit mit den nationalen 
statistischen Ämtern der meisten erfassten Länder erstellt, mit dem Ziel, einen eingehenden Vergleich der Einnahmen-, Ausgaben- und Investiti-
onsprofile von Regionen und Kommunen in den verschiedenen Ländern zu erhalten. REGOFI deckt die Regionen der Ebene NUTS‑2 (Klassifikation 
der Gebietseinheiten für die Statistik) in allen untersuchten EU-Mitgliedstaaten ab, mit Ausnahme von Belgien und Deutschland, wo die Regionen 
auf der Ebene NUTS‑1 definiert sind. Die beiden Datenbanken decken nur die regionale und kommunale Ebene ab und enthalten keine anderen 
dazwischen liegenden Gebietseinheiten, beispielsweise die belgischen „Provinzen“, die französischen „Departements“ oder die italienischen 
„Metropolstädte“, deren öffentliche Finanzen in den subnationalen staatlichen Statistiken von Eurostat inkludiert sind. Siehe: OECD (2024).

tonomie zu bewerten. Grundlage hierfür ist ein erster, 
noch vorläufiger Datensatz, der das Verhältnis zwi-
schen laufenden Ausgaben und Investitionsausgaben 
sowie zwischen verschiedenen Einnahmequellen auf 
der regionalen und der kommunalen Ebene in mehre-
ren EU-Mitgliedstaaten zeigt und der von der OECD in 
Zusammenarbeit mit der Generaldirektion Regional- 
und Stadtpolitik (GD REGIO) entwickelt wurde.6

4.1 Vergleichender Überblick 
über laufende Ausgaben und 
Investitionsausgaben
In Abbildung 8.9 werden die laufenden Ausgaben und 
die Investitionsausgaben der regionalen Gebietskör-
perschaften in den 14 EU-Mitgliedstaaten, die in der 
Datenbank REGOFI (Finanzen und Investitionen der 
Gebietskörperschaften) erfasst sind, für das Jahr 
2020 verglichen. Es ist zu beachten, dass in den regi-
onalen Investitionsausgaben der Beitrag aus EU-Mit-
teln inkludiert ist, der vor allem dann von Bedeutung 
ist, wenn Regionen mehr Verantwortung für Investiti-
onsprogramme und die regionale Entwicklung im All-
gemeinen und weniger Verantwortung für die Dienst-
leistungserbringen tragen (Kasten 8.4). 
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Investitionsausgaben Laufende Ausgaben

Abbildung 8.9 Aufschlüsselung der öffentlichen Ausgaben auf regionaler Ebene 
(ausgewählte EU-Mitgliedstaaten, 2020)

Quelle: OECD sowie MUNIFI- und REGOFI-Datenbanken 2024.
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In den Regionen fast aller Länder verhielt es sich so, 
dass die laufenden Ausgaben im Jahr 2020 die In-
vestitionsausgaben übertrafen. Demzufolge wurde 
ein großer Teil der Einnahmen der regionalen Ge-
bietskörperschaften für Personalkosten sowie Wa-
ren- und Dienstleistungskäufe aufgewendet. 

Investitionsausgaben machten in den erfassten Län-
dern nur knapp über 18  % der durchschnittlichen 
Gesamtausgaben aus. Die Spanne reichte dabei von 
über 20 % in Tschechien, Rumänien, Polen, Frankreich 
und Griechenland bis zu unter 10 % in den Niederlan-

den, Schweden, Dänemark, Italien, Österreich, Belgi-
en und Spanien. Deutschland und Kroatien platzierten 
sich im Mittelfeld. Der Anteil der Investitionen an den 
regionalen Gesamtausgaben war in Griechenland am 
höchsten, wo die Regionen hauptsächlich für die Re-
gionalplanung und -entwicklung zuständig sind, die 
zu einem großen Teil aus Mitteln der EU-Kohäsions-
politik finanziert werden. Die polnischen Regionen, 
die rund ein Drittel ihrer Ausgaben für Investitionen 
aufwenden und in die ebenfalls umfangreiche kohäs-
ionspolitische Mittel fließen, spielen in der Regel eine 
relativ begrenzte Rolle bei der Erbringung öffentlicher 
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Abbildung 8.10 Anteil der Personalkosten an den Gesamtausgaben auf regionaler Ebene 
(ausgewählte EU-Mitgliedstaaten, 2020)

Quelle: OECD sowie MUNIFI- und REGOFI-Datenbanken 2024.
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Investitionsausgaben Laufende Ausgaben

Abbildung 8.11 Aufschlüsselung der öffentlichen Ausgaben auf kommunaler Ebene 
(ausgewählte EU-Mitgliedstaaten, 2020)

Quelle: OECD sowie MUNIFI- und REGOFI-Datenbanken 2024.
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Dienstleistungen (im Zeitraum 2014–2020 mach-
ten die kohäsionspolitischen Mittel rund 13  % der 
öffentlichen Investitionen in der EU insgesamt und 
51  % in den weniger entwickelten Mitgliedstaaten 
aus, siehe Kapitel 9 Abschnitt 8). Auch in Frankreich, 
wo die Regionen für die wirtschaftliche Entwicklung, 
den außerstädtischen Verkehr und die Raumplanung 
zuständig sind, machten die Investitionsausgaben im 
Jahr 2020 37 % der gesamten öffentlichen Ausga-
ben auf regionaler Ebene aus. Wenn der Anteil der 
Investitionsausgaben höher ist, besteht möglicher-
weise nur ein begrenzter Anpassungsspielraum im 
Hinblick auf die Höhe und Verteilung der laufenden 
Ausgaben als Reaktion auf neu auftretende außer-
gewöhnliche Umstände. Daher ist bei der Verwaltung 
der öffentlichen Ausgaben in diesen Fällen besonde-
re Vorsicht geboten.

Dagegen war der Anteil der Investitionsausgaben 
an den Gesamtausgaben des Sektors Staat auf re-
gionaler Ebene in den Niederlanden, Dänemark und 
Schweden am geringsten. Dort sind die regionalen 
Gebietskörperschaften in hohem Maße für öffent-
liche Dienstleistungen wie Gesundheitsversorgung 
und für Verwaltungsaufgaben zuständig. In diesen 
Ländern entfiel auf die Regionen auch ein geringerer 
Anteil an den subnationalen Investitionen als auf die 
lokalen Gebietskörperschaften.

Abbildung 8.10 zeigt den Anteil der Personalkosten an 
den gesamten Staatsausgaben auf regionaler Ebene 
für die 14 erfassten EU-Mitgliedstaaten. Besonders 
hoch ist der Anteil der Personalkosten in Schweden, 
Dänemark und Spanien (über 40 %), während er in den 

Niederlanden, Tschechien, Kroatien und Italien weniger 
als 10 % beträgt (im letztgenannten Fall gar nur 3 %).

Abbildung 8.11 zeigt, dass in allen 21 Mitgliedstaa-
ten, für die in der Datenbank kommunale Daten ent-
halten sind, die laufenden Ausgaben im Jahr 2020 
den größten Anteil an den gesamten Staatsausga-
ben auf dieser Ebene ausmachten. Auf Investitions-
ausgaben entfielen im Durchschnitt knapp 19 % der 
gesamten kommunalen Ausgaben, was in etwa dem 
Anteil entspricht, den die regionalen Gebietskörper-
schaften aufwiesen. Allerdings handelt es sich um 
eine unterschiedliche Gruppe von erfassten Ländern, 
weshalb ein Vergleich nicht aussagekräftig ist.

Abermals sind beträchtliche Unterschiede zwischen 
den Ländern festzustellen. In den Niederlanden, 
Dänemark, Österreich, Schweden und Finnland er-
reichten die Investitionsausgaben der Kommunen 
nur etwa 10 % oder weniger ihrer Gesamtausgaben, 
in Lettland, Litauen, Frankreich und Portugal dage-
gen über 20 %, in Irland, Rumänien und Slowenien 
über 30 % und in Kroatien sogar 41 %. In Rumänien, 
Slowenien und Kroatien tragen die Kommunen die 
Hauptverantwortung für Stadtentwicklung, Verkehr 
und Wohnungsbau. Der geringe Anteil der Investi-
tionsausgaben und der entsprechend große Anteil 
der laufenden Ausgaben in der ersten Ländergruppe 
spiegelt hingegen ihre wichtige Rolle bei der Bereit-
stellung von Bildung und sozialen Dienstleistungen 
(sowie soziale Sicherung im Falle Dänemarks) wider.

Abbildung 8.12 zeigt für die erfassten Mitgliedstaa-
ten die Personalkosten im Jahr 2020 als Anteil an 
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Abbildung 8.12 Anteil der Personalkosten an den Gesamtausgaben auf kommunaler Ebene 
(ausgewählte EU-Mitgliedstaaten, 2020)

Quelle: OECD sowie MUNIFI- und REGOFI-Datenbanken 2024.
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259258 den Gesamtausgaben auf kommunaler Ebene. Auf sie 
entfielen in Belgien und Schweden über 50 % und in 
Litauen, Estland, Lettland und Frankreich über 40 % 
der Gesamtausgaben. Die Kommunen Kroatiens, Ös-
terreichs, der Niederlande und Maltas wendeten indes 
weniger als 20 % und jene Sloweniens und Tschechi-
ens sogar weniger als 10 % für diesen Posten auf. 

4.2 Einnahmequellen der Kommunen 
und Regionen

In diesem Abschnitt werden die Einnahmequellen 
untersucht, die der Ausgabenfinanzierung auf Ebene 
der Regional- und Kommunalverwaltungen dienen. 
Die Abhängigkeit von einer einzelnen Einnahmequelle 

Kasten 8.5	Stärkung der Widerstandsfähigkeit: die Notwendigkeit 
diversifizierter Einnahmequellen

In einer Zeit noch nie da gewesener Herausforde-
rungen und Krisen ist es für eine wirksame Reakti-
onsfähigkeit auf nachgeordneten Regierungsebenen 
umso wichtiger, dass der nötige Handlungsspielraum 
besteht, um die Ausgaben sowohl in der Höhe als 
auch in der Zusammensetzung an veränderte Um-
stände anzupassen. Dies erfordert den Zugang zu 
Finanzmitteln, den Rückgriff auf Besteuerung oder 
die Aufnahme von Krediten. Bei begrenzten Möglich-
keiten zur Kreditaufnahme (in der Regel aufgrund 
von Restriktionen vonseiten der Zentralregierung) – 
z. B. aufgrund angespannter Geldmarktbedingungen 
wie nach der COVID-19-Krise und der Energiekrise – 
liegt der Schlüssel für eine gesicherte Finanzierung 
auf subnationaler Ebene in der Vielfalt der verfüg-
baren Einnahmequellen.

Diversifizierte Einnahmequellen verschaffen sub-
nationalen Gebietskörperschaften operative Flexi-
bilität, während eine übermäßige Abhängigkeit von 
einer einzelnen großen Einnahmequelle die Anfäl-
ligkeit erhöht, insbesondere in Krisenzeiten. Einnah-

mendiversifizierung versetzt subnationale Gebiets-
körperschaften in die Lage, Erschütterungen besser 
standzuhalten. Ein ausgewogener Mix von Einnah-
mequellen – etwa Einnahmen aus Aktiva, Nutzungs-
gebühren, Zuschüssen und Steuern  – stärkt die 
haushaltspolitische Resilienz, da er eine Pufferfunk-
tion erfüllt und die finanzielle Stabilität auch bei 
Wegfall einer Einnahmequelle gewahrt bleibt.

Es kann nicht genug hervorgehoben werden, wie 
wichtig es ist, bei den Einnahmequellen der subna-
tionalen Gebietskörperschaften Flexibilität zu pfle-
gen. Die Fähigkeit, Krisen abzufangen, geschickt auf 
unvorhergesehene Herausforderungen zu reagieren 
und die langfristige Nachhaltigkeit zu fördern, hängt 
von der Diversifizierung der Einnahmeströme ab. 
Durch einen vielschichtigen Ansatz für die Erwirt-
schaftung von Einnahmen können subnationale Ge-
bietskörperschaften ihre haushaltspolitische Resili-
enz stärken und das Wohlergehen der Bürgerinnen 
und Bürger angesichts einer sich ständig verändern-
den Welt sicherstellen.
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Steuereinnahmen Zuschüsse und Subventionen Nutzungsgebühren und Entgelte
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Abbildung 8.13 Aufschlüsselung der öffentlichen Einnahmen auf regionaler Ebene 
(ausgewählte EU-Mitgliedstaaten, 2020)

Quelle: OECD sowie MUNIFI- und REGOFI-Datenbanken 2024.
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oder ein paar wenigen Einnahmequellen  – anstatt 
von einem vielfältigeren Mix – hat bedeutende Aus-
wirkungen auf die langfristige Tragfähigkeit und die 
Widerstandsfähigkeit der öffentlichen Finanzen auf 
subnationaler Ebene. Unter sonst gleichen Verhält-
nissen bedeutet die Abhängigkeit von einigen weni-
gen Quellen im Allgemeinen eine geringere Wider-
standsfähigkeit gegenüber Erschütterungen und sich 
wandelnden sozioökonomischen Bedingungen. Die 
Widerstandsfähigkeit kann daher durch eine Diver-
sifizierung der Einnahmequellen verbessert werden, 
wofür jedoch wirksame Institutionen und Mechanis-
men vorhanden sein müssen (siehe Kasten 8.5).

Abbildung  8.13 zeigt die Aufschlüsselung der Ein-
nahmequellen auf regionaler Ebene für 14  EU-Mit-
gliedstaaten im Jahr 2020. Es ist zu beachten, dass 
Regionen nicht automatisch mehr Selbstbestim-
mungsmöglichkeiten und Verwaltungsautonomie in 
Bezug auf ihre Finanzen genießen, wenn der Anteil der 
Steuereinnahmen im Verhältnis etwa zu den Transfers 
vom Zentralstaat größer ist. Der Grad der Kontrolle 
über Steuersätze und -vorschriften, die regionale Ge-
bietskörperschaften ausüben können, ist unterschied-
lich. Das gilt insbesondere im Hinblick auf Gemein-
schaftssteuern  – also nationale Steuermittel, bei 
denen ein bestimmter Anteil an regionale oder andere 
nachgeordnete Regierungsebenen umverteilt wird.7

In der Regel bestand die Haupteinnahmequelle der re-
gionalen Gebietskörperschaften im Jahr 2020 in Zu-

7	 In Deutschland beispielsweise sind Steuereinnahmen die Haupteinnahmequelle der Bundesländer, auf die sie jedoch wenig Einfluss haben, 
da der größte Teil aus Gemeinschaftssteuern stammt (konkret aus der Einkommens- und Körperschaftssteuer sowie der Umsatzsteuer).

schüssen und Subventionen, also Transfers vom Zent-
ralstaat und von der EU. Sie machten im Durchschnitt 
die Hälfte der Gesamteinnahmen aus (siehe Kas-
ten 8.6 zu den Herausforderungen bei der Verwaltung 
von Transfers zwischen verschiedenen Verwaltungs-
ebenen). Diese Einnahmequelle war die einzige, die 
in allen 14 untersuchten Ländern vorhanden war. Die 
Spanne reichte dabei von 94 % in Griechenland, über 
70 % in Dänemark und Italien sowie über 50 % in Bel-
gien, Spanien und Rumänien bis zu unter 30 % in Ös-
terreich, Frankreich, Kroatien und den Niederlanden.

Die zweite wichtige Einnahmequelle auf regionaler 
Ebene sind Steuern, seien es umverteilte Gemein-
schaftssteuern oder selbst erhobene. Sie machten 
im Jahr 2020 im Durchschnitt ein Drittel der Ge-
samteinnahmen regionaler Gebietskörperschaften 
aus. Bemerkenswert ist, dass sowohl die Regionen 
Dänemarks als auch jene Griechenlands über keine 
eigenen Steuereinnahmen verfügten, was ihre feh-
lende Steuererhebungsbefugnis widerspiegelt. Ähn-
lich verhielt es sich in Österreich, wo Steuern weniger 
als 5 % der Einnahmen ausmachten. Im Gegensatz 
dazu bezogen die regionalen Gebietskörperschaften 
Schwedens und Deutschlands mehr als 55 % ihrer 
Einnahmen aus Steuern. In Frankreich und Kroatien 
erreichte der Anteil sogar über 65 %. 

Nutzungsgebühren und Entgelte sowie vermögens-
bezogene Einnahmen hatten auf regionaler Ebene 
mit durchschnittlich knapp unter 4  % bzw. knapp 
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Abbildung 8.14 Aufschlüsselung der öffentlichen Einnahmen auf kommunaler Ebene 
(ausgewählte EU-Mitgliedstaaten, 2020)

Quelle: OECD sowie MUNIFI- und REGOFI-Datenbanken 2024.
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über 6 % einen wesentlich geringeren Anteil an den 
öffentlichen Einnahmen. In Schweden und Dänemark 
machten Nutzungsgebühren und Entgelte jedoch 
mehr als 10 % der Einnahmen aus, und in den Nie-
derlanden hatten vermögensbezogene Einnahmen 
einen Anteil von über 50 %. 

Die Finanzierungsquellen auf regionaler Ebene wei-
sen in Polen, den Niederlanden, Österreich und 
Schweden die meiste Diversifizierung auf, in Grie-
chenland, Dänemark, Italien, Frankreich und Kroatien 
hingegen die stärkste Konzentration.

Im Gegensatz zur Situation auf regionaler Ebene 
hatten bei der Finanzierung kommunaler Gebiets-
körperschaften Transfers und Steuern im Jahr 2020 
mit jeweils rund 40  % ein ähnliches Gewicht (Ab-
bildung  8.14). Allerdings sind auch hier erhebliche 
Unterschiede zwischen den Mitgliedstaaten festzu-
stellen. Die am stärksten diversifizierten Finanzie-
rungsquellen hatten Kommunen in Polen, Österreich 
und Portugal aufzuweisen, gefolgt von jenen in Finn-
land, Schweden, Italien, Belgien und Ungarn. In Malta, 
Irland, Tschechien und Slowenien war hingegen die 
stärkste Konzentration gegeben.

Kasten 8.6	Die Herausforderung der Verwaltung von Transfers zwischen 
verschiedenen Verwaltungsebenen

1	 Bergvall et al. (2006), Lago et al. (2022) und Spahn (2012).

Innerstaatliche Fiskaltransfers, oft in Form von Zu-
schüssen und Subventionen, sind eine wichtige – in 
mehreren EU-Mitgliedstaaten überhaupt die wich-
tigste  – Einnahmequelle für nachgeordnete Regie-
rungsebenen. Die Transfers können dafür verwendet 
werden, sowohl die Umsetzung nationaler Politiken 
als auch subnationale Ausgaben zu finanzieren.1

Die Mechanismen der Fiskaltransfers hängen vom 
politischen, wirtschaftlichen und administrativen Sys-
tem des jeweiligen Landes ab. Ihre Ausgestaltung 
und ihre Auswirkungen können deshalb nur im jewei-
ligen institutionellen Kontext vollständig verstanden 
werden. Die Transfermechanismen sind komplex, und 
die Handhabung ist je nach Land sehr unterschiedlich, 
was wiederum die Wirksamkeit und Effizienz beein-
flusst, mit der die Dienstleistungen, denen die Trans-
fers zugutekommen sollen, erbracht werden.

Generell stellt die Mehrebenen-Governance insofern 
eine Herausforderung dar, als zwischen der Notwen-
digkeit einer gewissen Autonomie subnationaler Be-
hörden und dem Erfordernis, inkohärente Politiken 
und wirtschaftliche Ineffizienzen zu vermeiden, ein 
Ausgleich gefunden werden muss. Ersteres ist wich-
tig für die politische Rechenschaftspflicht, während 
zweiteres keine Selbstverständlichkeit darstellt, da 
Regierungen verschiedener Ebenen die Interessen 
unterschiedlicher Wählergruppen vertreten. Vor 
allem in Ländern mit erheblichen territorialen Un-
gleichgewichten gehen diese Interessen teilweise 
auseinander. Diese Herausforderungen betreffen die 
Ausgestaltung und Verwaltung von Transfers. 

Um sie zu bewältigen, müssen die politischen Zie-
le klar, transparent und messbar und alle Regie-
rungsebenen zur Rechenschaftspflicht angehalten 
sein. Transfers an Bedingungen zu knüpfen ist ein 
wirksames Mittel, um zwischen der notwendigen 
Abstimmung der politischen Ziele und der Umset-
zungsstandards zwischen den nationalen und den 

subnationalen Regierungen und der Entscheidungs-
autonomie für letztere eine Balance herzustellen. 
Es ist ein Mittel, mit dem die Zentralregierung Ein-
fluss auf die subnationale Regierung nehmen kann, 
indem sie deren Ermessensspielraum durch Anreize 
und Zwänge beschränkt.

An Bedingungen geknüpfte Zuschüsse sind inzwi-
schen weit verbreitet. Ein wichtiger Aspekt ihrer 
Funktionsweise ist, dass sowohl auf Geber- als auch 
auf Empfängerseite wirksame Mittel zur Überwa-
chung, Kontrolle und Durchsetzung der Bedingungen 
eingerichtet werden müssen. Dies wiederum erfor-
dert ein Berichtswesen, solide Evaluierungsmetho-
den, Analysekapazitäten und Verfahren zur Streit-
beilegung  – was alles mit Kosten verbunden ist. 
Es braucht qualifiziertes und engagiertes Personal, 
Diplomatie in Fragen der Zusammenarbeit und in-
stitutionelle Stabilität. All diese Faktoren können ei-
nen erheblichen Verwaltungsaufwand verursachen, 
insbesondere für nachgeordnete Regierungsebenen 
und vor allem für kleine Kommunalverwaltungen.

In einigen Fällen fehlt es den subnationalen Behör-
den, allen voran in weniger entwickelten EU-Mit-
gliedstaaten, an Kapazitäten und Ressourcen, um 
wirksame Systeme für die Verwaltung solcher Fis-
kaltransfers einzurichten. Der Ressourcentransfer 
impliziert eine Übertragung von Verantwortlichkei-
ten und die Fähigkeit, die damit verbundenen Auf-
gaben und Funktionen zu erfüllen, was nicht als 
selbstverständlich angesehen werden kann. Unter 
Umständen sind spezifische Reformen auf der sub-
nationalen Ebene erforderlich, um stabile Struktu-
ren aufzubauen, die eine wirksame Verwaltung von 
Fiskaltransfers überhaupt erst ermöglichen. Die Be-
reitschaft subnationaler Verwaltungen zu zentral-
staatlich initiierten Reformen ist ebenfalls eine Vor-
aussetzung dafür, dass die Knüpfung von Transfers 
an Bedingungen zum Erfolg führt.
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•	 Simulationen anhand eines makroökonomischen Modells deuten darauf hin, dass 
die kohäsionspolitischen Investitionsprogramme 2014–2020 und 2021–2027 
bis zum Ende des Durchführungszeitraums im Jahr 2030 ein zusätzliches EU‑BIP 
von fast 1 % bewirkt haben werden.

•	 Dasselbe Modell liefert Hinweise darauf, dass die im Rahmen der Kohäsionspo-
litik finanzierten Investitionen allen EU-Regionen zugutekommen – auch den am 
stärksten entwickelten.

•	 Dies zeigt, dass die Kohäsionspolitik ihrem Auftrag zur Förderung der Konver-
genz und einer harmonischen Entwicklung nachgekommen ist und zur Unter-
stützung der Wettbewerbsfähigkeit und der Investitionen in der EU beigetragen 
hat, mit dem Ziel, ein grüneres, stärker vernetztes und sozial integriertes Europa 
zu schaffen. Außerdem hat sie einen Beitrag zur Finanzierung der Reaktion der 
EU-Mitgliedstaaten auf die COVID-19-Pandemie geleistet.

•	 Zahlreiche Studien und Bewertungen haben ergeben, dass die Kohäsionspolitik 
erhebliche Auswirkungen auf die sozioökonomische Entwicklung der EU-Regio-
nen hatte. Dies gilt insbesondere für die weniger entwickelten Regionen, in denen 
das BIP bis 2030 in einigen Fällen voraussichtlich um 10–13 % höher sein wird, 
als es ohne die Kohäsionspolitik der Fall gewesen wäre. Die Kohäsionspolitik 
trägt daher zum Abbau regionaler Disparitäten bei, sowohl auf EU-Ebene als 
auch innerhalb der Mitgliedstaaten.

•	 Die Bedingungen, die ab dem Zeitraum 2014–2020 an die Zuweisung von Kohäs-
ionsmitteln geknüpft sind, und die bereitgestellte technische Unterstützung ha-
ben dazu beigetragen, dass sich die institutionellen Kapazitäten in der EU, das 
allgemeine Investitionsklima und die Fähigkeit der Mitgliedstaaten, die EU-Un-
terstützung optimal zu nutzen, verbessert haben. Sie haben darüber hinaus eine 
Beschleunigung von Reformen bewirkt, indem sie das politische Bewusstsein für 
den Reformbedarf geschärft und das Reformengagement der Regierungen ge-
stärkt haben.

AUSWIRKUNGEN DER 
KOHÄSIONSPOLITIK 9 
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Kapitel 9

Auswirkungen der Kohäsionspolitik

1	 Die Zahlen für 2014–2020 beinhalten Interreg (UK und REACT-EU). 

1. Einleitung
Die nachhaltige Entwicklung aller Regionen in der EU 
ist wichtig für den Wohlstand und den wirtschaftli-
chen, sozialen und territorialen Zusammenhalt in 
Europa. Im Rahmen der Kohäsionspolitik wurden 
beträchtliche Mittel bereitgestellt, um die Mitglied-
staaten und Regionen bei der Überwindung von Hin-
dernissen für ihre sozioökonomische Entwicklung zu 
unterstützen und territoriale Ungleichheiten in der 
EU zu verringern. Die Kohäsionspolitik zeichnet sich 
durch einen nachdrücklichen Ortsbezug aus. Das 
bedeutet, dass die meisten Programme auf die spe-
zifischen Bedürfnisse der einzelnen Regionen abge-
stimmt sind und somit maßgeschneiderte Antworten 
auf Entwicklungsherausforderungen im lokalen Kon-
text bieten.

Dieses Kapitel gibt einen Überblick über die Merkmale 
der Kohäsionspolitik und die Belege für ihre Wirkung. 
Es stellt den Ortsbezug des Politikinstrumentariums 
heraus und bietet eine Zusammenfassung einiger 
der wichtigsten Ergebnisse aus dem Programmpla-
nungszeitraum 2014–2020. Außerdem werden die 
Programme für den Zeitraum 2021–2027 und die 
Art und Weise untersucht, wie sie die politischen Pri-
oritäten der EU unterstützen. Abschließend werden 
die Auswirkungen der Programme 2014–2020 und 
2021–2027 auf das BIP in der EU und insbesondere 
auf die weniger entwickelten Regionen bewertet.

2. Ergebnisse und Bewertung 
des Programms 2014–2020

Im Mehrjährigen Finanzrahmen 2014–2020 für den 
EU-Haushalt war die Kohäsionspolitik das wichtigste 
Instrument der Union zur Finanzierung von Investiti-
onen in die wirtschaftliche und soziale Entwicklung 
in ganz Europa. Die Mittelbindungen im Rahmen 
der Programme 2014–2020 hatten bis Dezember 
2023 eine Höhe von 405 Mrd. EUR1 erreicht. Zusam-
men mit den nationalen (öffentlichen und privaten) 
Kofinanzierungsmitteln war damit ein geschätztes 
Investitionsvolumen von über 551  Mrd.  EUR mobi-
lisiert. Die Finanzierungen erfolgten aus drei Fonds: 
dem Europäischen Fonds für regionale Entwicklung 
(EFRE), dem Kohäsionsfonds (KF) und dem Europäi-

schen Sozialfonds (ESF), ergänzt durch die Beschäf-
tigungsinitiative für junge Menschen (YEI). Die Mittel 
aus diesen Fonds waren für elf thematische Ziele be-
stimmt. Für den Zeitraum 2021–2027 wurden zehn 
dieser Ziele in fünf politische Ziele umgewandelt (sie-
he Kasten 9.1 und Abbildung 9.1). Zum Zwecke des 
Vergleichs zwischen den beiden Zeiträumen wurden 
diese zehn thematischen Ziele und die entsprechen-
den Ausgaben in der vorliegenden Betrachtung den 
fünf politischen Zielen zugeordnet. 

Aus dem EFRE wurden Projekte im Rahmen aller elf 
in Kasten 9.1 aufgeführten thematischen Ziele finan-
ziert. Der Schwerpunkt lag jedoch auf den ersten sie-
ben Zielen. Auf vier Ziele (die ersten vier im Kasten), 
nämlich „Stärkung von Forschung, technologischer 
Entwicklung und Innovation (FTEI)“, „Verbesserung 
der Barrierefreiheit sowie der Nutzung und Qualität 
von IKT“, „Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit von 
KMU“ und „Förderung der Bestrebungen zur Verrin-
gerung der CO2-Emissionen in allen Bereichen der 
Wirtschaft“, entfielen zwischen 50 % und 80 % der 
gesamten EFRE-Ausgaben in den Mitgliedstaaten, 
wobei der Anteil je nach deren Grad der Entwicklung 
variierte. In den stärker entwickelten Ländern und Re-
gionen entfiel ein größerer Anteil auf diese vier Ziele, 
in den weniger entwickelten Ländern und Regionen 
ein größerer Anteil auf die anderen drei Ziele, insbe-
sondere auf Umweltschutz und Verkehrsinfrastruktu-
ren im Rahmen der thematischen Ziele 6 und 7, die 
den Schwerpunkt des KF bildeten. Zwar wurden aus 
dem EFRE auch Investitionen im Rahmen der thema-
tischen Ziele 8–11 (Beschäftigung, soziale Inklusion, 
allgemeine und berufliche Bildung sowie institutio-
nelle Kapazitäten) finanziert, doch wurden die lau-
fenden Ausgaben im Gegensatz zu den Investitions-
ausgaben aus dem ESF finanziert.

Die folgenden Abschnitte geben einen Überblick über 
die bis Ende 2022 erzielten Fortschritte bei der Ver-
wendung der für den Zeitraum 2014–2020 zugewie-
senen Mittel, die bisher erzielten Auswirkungen und 
Ergebnisse und die Schlussfolgerungen aus den von 
den Mitgliedstaaten bisher durchgeführten Bewer-
tungen. Eine detailliertere Darstellung der Durchfüh-
rung der Programme 2014–2020 findet sich in der 
jährlichen Zusammenfassung der Durchführungsbe-
richte der Kommission für 2023. Die nationalen Be-
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wertungsergebnisse wiederum sind in der jährlichen 
Zusammenfassung der Kommission ausführlicher 
dargestellt.2 Die Ex-post-Bewertung der Program-
me 2014–2020 läuft derzeit und soll zwischen Ende 
2024 und Mitte 2025 veröffentlicht werden (siehe 
Kasten 9.2).

2	 Europäische Kommission (2024). 

In diesem Zeitraum war die Union mit mehreren Kri-
sen konfrontiert, die außergewöhnliche Maßnahmen 
zur Unterstützung der Mitgliedstaaten und Regionen 
erforderlich machten. Dabei war eine Anpassung der 
politischen Ziele an die sich ändernden Prioritäten 
notwendig, und in einigen Fällen werden die Ziele im 
Vergleich zu den ursprünglichen Programmen wahr-
scheinlich unter- und in anderen Fällen übererfüllt.

Kasten 9.1	Thematische Prioritäten

Im Programmplanungszeitraum 2014–2020 waren 
die im Rahmen der Kohäsionspolitik finanzierten In-
vestitionen auf die folgenden elf allgemeinen Priori-
täten – oder thematischen Ziele – abgestellt.

1.	 Stärkung von FTEI

2.	 Verbesserung der Barrierefreiheit sowie der 
Nutzung und Qualität von IKT

3.	 Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit von KMU

4.	 Förderung der Bestrebungen zur Verringerung 
der CO2-Emissionen in allen Branchen der 
Wirtschaft

5.	 Förderung der Anpassung an den Klimawandel 
sowie der Risikoprävention und des Risikoma-
nagements

6.	 Erhaltung und Schutz der Umwelt sowie För-
derung der Ressourceneffizienz

7.	 Förderung von Nachhaltigkeit im Verkehr und 
Beseitigung von Engpässen in wichtigen Netz
infrastrukturen

8.	 Förderung nachhaltiger und hochwertiger Be-
schäftigung und Unterstützung der Mobilität 
der Arbeitskräfte

9.	 Förderung der sozialen Inklusion und Bekämp-
fung von Armut und Diskriminierung

10.	Investitionen in Bildung, Ausbildung und Be-
rufsbildung für Kompetenzen und lebenslan-
ges Lernen

11.	Verbesserung der institutionellen Kapazitäten 
von öffentlichen Behörden und effizientere öf-
fentliche Verwaltung

Im Programmplanungszeitraum 2021–2027 wur-
den die ersten zehn thematischen Ziele durch die 
folgenden fünf politischen Ziele ersetzt:

1.	 Ein intelligenteres Europa (umfasst FTEI, digi-
tale Wirtschaft und Wettbewerbsfähigkeit von 
KMU – entsprechend den thematischen Zie-
len 1–3 im Zeitraum 2014–2020)

2.	 Ein grüneres Europa (umfasst CO2-arme Wirt-
schaft, Klimaschutz, Umweltschutz und um-
weltfreundlicher Nahverkehr – entsprechend 
den thematischen Zielen 4–6 im Zeitraum 
2014–2020)

3.	 Ein stärker vernetztes Europa – das transeu-
ropäische Verkehrsnetz (TEN-V) und andere 
Prioritäten im Verkehr (entsprechend dem the-
matischen Ziel 7 im Zeitraum 2014–2020)

4.	 Ein sozialeres Europa (Maßnahmen im Bereich 
Beschäftigung und Arbeitsmarkt, soziale Inklu-
sion and Humankapital)

5.	 Ein bürgernäheres Europa

Aus Gründen der Kohärenz und zum leichteren Ver-
gleich zwischen den beiden Programmplanungszeit-
räumen werden in diesem Kapitel die elf themati-
schen Ziele in etwa den oben aufgeführten neuen 
politischen Zielen zugeordnet.

Nach der COVID-19-Krise wurde für 2021/2022 ein 
zusätzliches Ziel „Unterstützung der Krisenbewälti-
gung und Resilienz“ eingeführt, das aus REACT-EU 
mit einem Budget von 50 Mrd. EUR als Teil des Auf-
baupakets NextGenerationEU (NGEU) finanziert wird.

Für den Zeitraum 2014–2020 sind im vorliegenden 
Kapitel Zahlen zum EU-Anteil an den geplanten In-
vestitionen, zu den für die zur Finanzierung ausge-
wählten Projekten bereitgestellten Beträgen und zu 
den Ausgaben für die fünf politischen Ziele ausge-
wiesen. Die Daten zur Finanzierung und zu den Indi-
katoren reichen bis Ende 2022 (der letzte Zeitpunkt, 
für den Daten verfügbar sind). Es ist zu beachten, 
dass die Mittelzuweisung an ausgewählte Projekte 
die verfügbaren EU-Mittel übersteigen kann, da häu-
fig mehr Projekte ausgewählt werden, als finanziert 
werden können. Dies geschieht, um sicherzustellen, 
dass letzten Endes alle verfügbaren Mittel ausgege-
ben werden, da davon ausgegangen wird, dass nicht 
alle ausgewählten Projekte tatsächlich zur Umset-
zung gelangen.
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2.1 Politisches Ziel: Ein intelligenteres 
Europa

Das politische Ziel „Ein intelligenteres Europa“ lautet 
konkret: „Ein wettbewerbsfähigeres und intelligen-
teres Europa durch die Förderung eines innovativen 
und intelligenten wirtschaftlichen Wandels und der 
regionalen IKT-Konnektivität.“

Im Zeitraum 2014–2020 wurden im Rahmen der 
Kohäsionspolitik EFRE-Mittel in Höhe von 96 Mrd. EUR 
(24  % der gesamten kohäsionspolitischen Mit-
tel) für die Förderung von FTEI, IKT-Infrastrukturen 
und -Diensten sowie der Wettbewerbsfähigkeit von 
KMU bereitgestellt. Bis Ende 2022 beliefen sich die 
geschätzten Ausgaben für diese Bereiche auf rund 
94 % der insgesamt für sie vorgesehenen Mittel. 

Die gemeinsamen Indikatoren geben Aufschluss über 
die Ergebnisse dieser Investitionen in der gesamten 
EU und zeigen, wie diese Ergebnisse im Hinblick auf 
die gesetzten Ziele zu bewerten sind.

•	 Bis Ende 2022 wurden über 2,36 Mio. Unterneh-
men unterstützt (109 % des Ziels).

•	 Durch die Ausgaben wurden nahezu 370 000 di-
rekte Arbeitsplätze geschaffen (98 % des Ziels).

•	 Es wurden 228 000 neue Unternehmen gegründet 
(101 % des Ziels).

•	 84 000 Unternehmen entwickelten neue Produk-
te/Dienstleistungen für den Markt oder für Unter-
nehmen (102 % des Ziels).

•	 7,88  Mio. zusätzliche Haushalte haben Zugang 
zu einem Breitbandanschluss erhalten (66 % des 
Ziels). Das endgültige Ergebnis wird näher an der 
Zielvorgabe liegen, wenn die bereits zur Finanzie-
rung ausgewählten Projekte abgeschlossen werden.

Ein großer Teil der Mittel für Forschung und Innova-
tion war auf die Verbesserung der Zusammenarbeit 
zwischen Unternehmen (insbesondere KMU) und 
Universitäten und anderen Forschungszentren aus-
gerichtet. Die in den Mitgliedstaaten durchgeführten 
Bewertungen haben gezeigt, dass die Förderungen 
zu positiven Ergebnissen geführt haben, etwa in 
Rumänien, wo die Unterstützung für Forschung und 
Entwicklung (FuE) und Innovation die Fähigkeit der 
KMU zur Entwicklung neuer Produkte und Verfahren 
und zur Verbesserung der Kompetenzen der Arbeit-
nehmer erhöht hat, in Wallonie, wo die Förderungen 
zwischen 2014 und 2018 dazu beigetragen haben, 
die Überlebensrate der Unternehmen zu steigern, 
und in der Slowakei, wo die neu gegründeten KMU in 
diesem Zeitraum deutlich höhere Zuwächse bei Wert-
schöpfung und Beschäftigung verzeichneten als die 
nicht unterstützten. 

Kohäsionsmittel haben auch dazu beigetragen, die 
Digitalisierung und die Entwicklung von IKT-Diens-
ten voranzutreiben. In Corse ermöglichten sie die 

23,9 %

17,1 %

15,6 %

28,4 %

15,2 %

Ein intelligenteres Europa

Ein grüneres Europa

Ein stärker vernetztes Europa

Ein sozialeres Europa

Sonstige (REACT-EU, äußerste Randlage, technische
Unterstützung)

Abbildung 9.1	Haushalt der EU-Kohäsionspolitik (2014–2020) entsprechend den politischen Zielen 
2021–2027

2014–2020 
EU geplant 
(Mio. EUR)

Geschätzte 
Ausgaben  
Ende 2022  
(Mio. EUR)

Geschätzte 
Ausgaben als % 
der geplanten 

Ausgaben 

Ein intelligenteres Europa 96 669,8 90 807,4 94 %

Ein grüneres Europa 69 060,8 55 332,8 80 %

Ein stärker vernetztes 
Europa 62 967,1 57 361,8 91 %

Ein sozialeres Europa 114 802,5 100 215,4 87 %

Sonstige (REACT‑EU, 
äußerste Randlage, 
technische Unterstützung)

61 413,2 30 852,0 50 %

Kohäsionspolitik  
2014–2020 insgesamt 404 883,5 338 821,2 84 %

Anmerkungen: Die Mittelzuweisungen für die elf thematischen Ziele (und themenüber-
greifenden Prioritäten) für 2014–2020 sind den vier wichtigsten politischen Zielen für 
2021–2027 zugeordnet (siehe Kasten 9.1). Daten zum 31. Dezember 2022 (vorläufi-
ge Werte, da die Ausgaben noch nicht abgeschlossen sind; der formale Abschluss der 
Programme erfolgt erst 2025). 
Quelle: Berechnungen der GD REGIO auf der Grundlage der offenen Datenplattform für 
die Kohäsionspolitik.
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Entwicklung neuer, an die persönlichen Bedürfnisse 
der Schüler angepasster Lernmethoden, die deren 
Motivation steigerten und dazu beitrugen, soziale 
und territoriale Spaltungen zu verringern. In Litauen 
wurde die Verfügbarkeit elektronischer Dienstleistun-
gen verbessert, was zu geschätzten Einsparungen in 
Höhe von 1,89 Mrd. EUR geführt hat, vor allem weil 
für Bürgerinnen und Bürger Wege zu den Ämtern 
weggefallen sind.

2.2 Politisches Ziel: Ein grüneres Europa

Das politische Ziel „Ein grüneres Europa“ lautet kon-
kret: „Ein grünerer, CO2-armer Übergang zu einer 
CO2-neutralen Wirtschaft und einem widerstandsfä-
higen Europa durch die Förderung von sauberen Ener-
gien und einer fairen Energiewende, von grünen und 
blauen Investitionen, der Kreislaufwirtschaft, des Kli-
maschutzes und der Anpassung an den Klimawandel, 

Kasten 9.2	Stand der Ex-post-Bewertung der Programmplanung 2014–2020 
durch die Kommission

Die Kommission hat mit der Ex-post-Bewertung 
der EFRE- und KF-Programme 2014–2020; die Be-
wertung soll im Jahr 2025 abgeschlossen werden. 
Die Bewertung setzt sich zusammen aus vier be-
reichsübergreifenden Arbeitspaketen  – zu Interreg, 
zu den integrierten territorialen Investitionen (ITI), 
zur Reaktion auf die COVID-19-Pandemie und zu 
den makroökonomischen Auswirkungen der Kohäs-
ionspolitik  –, sieben Arbeitspaketen zu allen the-
matischen Ziele für den Zeitraum 2014–2020 und 
einem Arbeitspaket zum Aufbau einer für die Bewer-
tung zu verwendende Projektdatenbank. In einem 
Kurzbericht werden die Ergebnisse der Bewertung 
zusammengefasst. 

Die thematischen Arbeitspakete verfolgen einen 
theoriegestützten Ansatz zur Bewertung der Aus-
wirkungen der finanzierten Investitionen. Für jedes 
thematische Ziel wird zunächst dargelegt, welche 
Theorie des Wandels (Wirkungsannahme) den poli-
tischen Instrumenten zugrunde liegt, die zur Errei-
chung der politischen Ziele eingesetzt werden. Dabei 
wird dargestellt, in welchen Schritten das jeweilige 
Instrument zur Zielerreichung beitragen soll, welche 
Verknüpfungen zwischen diesen Schritten bestehen 
und welche Bedingungen für den Erfolg des Ins-
truments gegeben sein müssen. In der Bewertung 
wird dann untersucht, inwieweit die verschiedenen 
in der Wirkungsannahme dargestellten Schritte in 
der Praxis beobachtet werden können und inwie-
weit die Ziele tatsächlich erreicht wurden, und zwar 
auf der Grundlage verfügbarer oder zu erhebender 
Nachweise. Dabei wird die Leistung der mit den po-
litischen Instrumenten durchgeführten Programme 
im Hinblick auf ihre Wirksamkeit, Effizienz, Rele-
vanz (bezüglich der Deckung des ermittelten Be-
darfs), Kohärenz (sowohl intern als auch mit ande-
ren politischen Maßnahmen) und den geschaffenen 
EU-Mehrwert beurteilt. Die Arbeitspakete werden 
von unabhängigen Auftragnehmern durchgeführt, 
und die Kommission wird von Experten unterstützt, 
die die von den Auftragnehmern erstellten Berich-

te und die Stichhaltigkeit ihrer Ergebnisse kritisch 
bewerten. 

Die Abschlussberichte der Arbeitspakete sollen in 
der zweiten Jahreshälfte 2024 veröffentlicht wer-
den. Sie werden eine Bewertung enthalten, wie sich 
die Leistung der verschiedenen Programme während 
des Zeitraums entwickelt hat, die zur Ausarbeitung 
von Vorschlägen für den nächsten Zeitraum heran-
gezogen werden wird. Ebenfalls bewertet werden 
wird der Beitrag der Kohäsionspolitik zur Erreichung 
ihrer Endziele. Der abschließende Kurzbericht soll im 
Frühjahr 2025 vorgelegt werden. Die Schlussfolge-
rung der Kommission zur Bewertung in Form einer 
Arbeitsunterlage der Dienststellen soll dann im spä-
teren Verlauf des Jahres 2025 fertiggestellt werden.

Parallel dazu führt die Kommission eine Ex-post-Be-
wertung des ESF und der YEI für den Zeitraum 
2014–2020 durch. Dabei wird die Leistung der fi-
nanzierten Programme auf dieselbe Weise bewertet 
wie die des EFRE und des KF, d. h. im Hinblick auf 
ihre Wirksamkeit, Effizienz, Relevanz, den EU-Mehr-
wert und die Kohärenz mit anderweitig finanzierten 
politischen Maßnahmen. Bei der Bewertung wird die 
Verfolgung aller ESF-Prioritäten berücksichtigt, ein-
schließlich der Finanzierungsinitiativen als Reaktion 
auf die COVID-19-Pandemie und die Auswirkungen 
des russischen Angriffskrieges gegen die Ukraine – 
d.  h. die Investitionsinitiative zur Bewältigung der 
Corona-Krise (CRII), die Investitionsinitiative Plus 
zur Bewältigung der Coronavirus-Krise (CRII+), RE-
ACT-EU und den Einsatz von Kohäsionsmitteln zu-
gunsten von Flüchtlingen in Europa. 

Die Schlussfolgerungen der Bewertung stützen sich 
auf eine Reihe von Datenquellen, darunter Überwa-
chungssysteme, nationale statistische Ämter, Erhe-
bungen, gezielte Befragungen und öffentliche Kon-
sultationen sowie Fallstudien und Fokusgruppen. 

Die Ergebnisse der ESF-Bewertung werden vor Ende 
2024 veröffentlicht.
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der Risikoprävention und des Risikomanagements so-
wie der nachhaltigen städtischen Mobilität.“

Im Zeitraum 2014–2020 wurden im Rahmen der 
Kohäsionspolitik 69 Mrd. EUR aus dem EFRE und dem 
KF für Investitionen unter dem Ziel „Ein grüneres Eu-
ropa“ bereitgestellt. Diese Mittel waren auf Folgen-
des ausgerichtet: die Steigerung der Energieeffizienz 
und der Nutzung erneuerbarer Energien, die Verbes-
serung der Umweltinfrastruktur, die Entwicklung der 
Kreislaufwirtschaft, die Eindämmung des Klimawan-
dels und die Anpassung an seine Auswirkungen, die 
Risikoprävention, die biologische Vielfalt und den um-
weltfreundlichen Nahverkehr (Kasten  9.3). Die  Mit-
telzuweisungen entsprachen 17 % der gesamten im 
genannten Zeitraum verfügbaren Kohäsionsmittel. 
Bis Ende 2022 hatten die Ausgaben eine Höhe von 
rund 80 % der gesamten EU-Zuweisung erreicht. Mit 
den von den Mitgliedstaaten bereits ausgewählten 
Projekten wird  – deren Abschluss vorausgesetzt  – 
der verfügbare Betrag zur Gänze verbraucht sein. 
Die  gemeinsamen Indikatoren belegen mit Stand 
Ende 2022 signifikante Erfolge, zum Beispiel: 

•	 Die geförderten Hochwasserschutzmaßnahmen 
kamen 17,3 Mio. Personen zugute (83 % des Ziels).

•	 Der Erhaltungszustand von insgesamt 3,4 Mio. ha 
an Habitaten wurde unterstützt (76 % des Ziels).

•	 Es wurden fast 6 000 MW an Kapazitäten für er-
neuerbare Energien geschaffen (69 % des Ziels).

•	 9,1  Mio.  Menschen erhielten Anschluss an neue 
Abwasserbehandlungssysteme (45 % des Ziels).

•	 6,9 Mio. Personen wurden an eine bessere Was-
serversorgung angeschlossen (50 % des Ziels).

•	 In verschiedenen EU-Städten sind neue oder ver-
besserte Straßenbahn- und U-Bahn-Linien in einer 
Gesamtlänge von 257 km entstanden (47 % des 
Ziels).

Die endgültigen Ergebnisse (bis Ende 2023) werden 
erst in den Abschlussberichten 2025/2026 bekannt 
gegeben. In diesen Berichten dürften die Ergebnisse 
den Zielvorgaben nahe kommen, da die für die Fi-
nanzierung ausgewählten Projekte bis dahin in ihrer 
überwiegenden Mehrheit abgeschlossen sein dürften.

Die umfangreichen Mittel, die für die Steigerung 
der Energieeffizienz und der Nutzung erneuerbarer 

Kasten 9.3	Verfolgung der Unterstützung für Klimaschutz, biologische Vielfalt 
und Verbesserung der Luftqualität

1	 Das Instrument zur Verfolgung von Klimaschutzmaßnahmen der offenen Datenplattform für die Kohäsionspolitik bietet eine Be-
schreibung der Methode zur Verfolgung klimabezogener Ausgaben und der verfügbaren Daten: https://cohesion-data.ec.europa.eu/
stories/s/a8jn-38y8. 

2	 Das Instrument zur Verfolgung biodiversitätsbezogener Ausgaben der offenen Datenplattform für die Kohäsionspolitik kann über 
diesen Link aufgerufen werden: https://cohesiondata.ec.europa.eu/stories/s/tdxi-ibcn.

Für den Zeitraum 2014–2020 hat sich die EU für 
den Klimaschutz ein Gesamtziel von Ausgaben in 
Höhe von mindestens 20 % des Haushalts gesetzt. 
Aus den Mitteln der Kohäsionspolitik wurden fast 
15 % des gesamten Haushalts für Klimaschutzzie-
le1 bereitgestellt, wobei 18 % des EFRE und 28 % 
des KF dafür aufgewendet wurden. Die Maßnahmen 
umfassen Investitionen in die Bereiche CO2-arme 
Wirtschaft, Kreislaufwirtschaft, Risikoprävention, 
Umweltschutz, saubere urbane Mobilität sowie For-
schungs- und Innovationstätigkeiten. Bis Ende 2022 
waren schätzungsweise 46,8  Mrd.  EUR aus dem 
EFRE, dem KF und dem ESF in die betreffenden Pro-
jekte geflossen. 

Für den EFRE und den KF wurde ein eigener Mecha-
nismus zur Verfolgung ihres Beitrags zu Maßnah-
men im Bereich der biologischen Vielfalt eingerich-
tet.2 Im Zeitraum 2014–2020 waren fast 4 % der 

Mittel aus EFRE/KF bzw. 10,7 Mrd. EUR für Maßnah-
men zum Schutz und zur Verbesserung der biologi-
schen Vielfalt, des Naturschutzes und der grünen In-
frastruktur, einschließlich der Natura-2000-Gebiete, 
sowie zur Verringerung der Belastung von Lebens-
räumen (z.  B. Abwasserreinigung) vorgesehen. Bis 
Ende 2022 waren schätzungsweise 8 Mrd. EUR der 
geplanten Mittel investiert worden. 

Für die Berichterstattung im Rahmen der Richtlinie 
über nationale Emissionshöchstmengen (NEC-Richt-
linie) haben die GD  BUDG, die GD  REGIO und die 
GD ENV eine ähnliche Verfolgungsmethode wie für 
den Bereich Klima und biologische Vielfalt entwickelt. 
Der erste Bericht über die Umsetzung der NEC-Richt-
linie zeigt, dass schätzungsweise 31,2 Mrd. EUR aus 
dem EFRE und dem KF für Maßnahmen zur Verbes-
serung der Luftqualität ausgegeben wurden.

https://cohesion-data.ec.europa.eu/stories/s/a8jn-38y8
https://cohesion-data.ec.europa.eu/stories/s/a8jn-38y8
https://cohesiondata.ec.europa.eu/stories/s/tdxi-ibcn
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Energiequellen bereitgestellt wurden, haben zur Ver-
ringerung der CO2-Emissionen und der Umweltver-
schmutzung in der Wirtschaft beigetragen. In Polen 
beispielsweise wurden 34 % der Fernwärmeanlagen 
mit einer hocheffizienten Kraft-Wärme-Kopplung 
aufgerüstet, und in der Region Opolskie haben Pro-
jekte für den emissionsarmen Verkehr dazu beige-
tragen, die Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel aus-
zuweiten, das Radwegenetz auszubauen und das 
Zufußgehen und Radfahren in städtischen Gebieten 
attraktiver zu machen.

Gleichzeitig hat die Förderung von Investitionen in 
die Umweltinfrastruktur in Ungarn beispielsweise ei-
nen Beitrag dazu geleistet, dass die Zahl der Gebiete, 
deren Wasserversorgung nicht den Anforderungen 
der Trinkwasserrichtlinie entspricht, auf einen Ge-
samtanteil von nur noch 4 % gesenkt und der Ausbau 
der Abwasserbehandlung in beträchtlichem Maßstab 
vorangebracht werden konnte. In den französischen 
Regionen Auvergne und Rhône-Alpes haben aus dem 
EFRE finanzierte Investitionen dazu beigetragen, die 
Energieeffizienz in öffentlichen Gebäuden und im so-
zialen Wohnungsbau zu verbessern und so die Treib-
hausgasemissionen zu verringern, während im Rah-
men des tschechisch-polnischen Interreg-Programms 
gemeinsame Maßnahmen zum Risikomanagement 
die betreffenden Behörden in die Lage versetzt, sich 
besser für Krisen und Notfälle zu rüsten.

2.3 Politisches Ziel: Ein stärker 
vernetztes Europa

Das Ziel „Ein stärker vernetztes Europa“ lautet kon-
kret: „Ein stärker vernetztes Europa durch die Steige-
rung der Mobilität“, und zwar insbesondere innerhalb 
des transeuropäischen Verkehrsnetzes.

Im Zeitraum 2014–2020 wurden 63  Mrd.  EUR aus 
dem EFRE und dem KF für das Ziel „Ein stärker ver-
netztes Europa“ bereitgestellt, um die Schienen- und 
Straßennetze sowie andere strategische Verkehrs- 
und Energieinfrastrukturen zu verbessern. Dies ent-
spricht 16  % der gesamten kohäsionspolitischen 
Mittel für diesen Zeitraum. Bis Ende 2022 waren 
auf der Grundlage der ausgewählten Projekte schät-
zungsweise 57,4  Mrd.  EUR  – 91  % der insgesamt 
bereitgestellten Mittel  – für die Verfolgung dieses 
Ziels ausgegeben worden. Die Investitionen erfolgten 
hauptsächlich in den weniger entwickelten Mitglied-
staaten (d. h. denjenigen, die Unterstützung aus dem 
KF erhalten) sowie in weniger entwickelten Regionen 
und Übergangsregionen anderer Länder. 

Nach den gemeinsamen Indikatoren waren bis Ende 
2022 u. a. folgende Ergebnisse erzielt worden: 

•	 Errichtung von neuen Straßenverbindungen in ei-
ner Gesamtlänge von 3  560  km bis Ende 2020 
(99  % des Ziels), hauptsächlich im Rahmen des 
TEN-V-Netzes, und Sanierung von weiteren 
8 400 Straßenkilometern (76 % des Ziels);

•	 Wiederaufbau von Eisenbahnverbindungen in ei-
ner Gesamtlänge von 2 100 km (47 % des Ziels), 
ebenfalls überwiegend im TEN-V-Netz.

Die für ausgewählte Projekte bereitgestellten Mittel 
deuten zwar darauf hin, dass das Ziel in Bezug auf 
die Eisenbahnverbindungen erreicht werden könnte, 
doch handelt es sich um komplexe Projekte, bei de-
nen eine fristgerechte Fertigstellung sich häufig als 
schwierig erweist.

Die Unterstützung im Rahmen der Kohäsionspolitik 
im Zeitraum 2014–2020 hat wie in den Vorjahren zu 
spürbaren Verbesserungen der Verkehrsverbindun-
gen sowohl zwischen den Ländern als auch innerhalb 
der Länder geführt. In Warmińsko-Mazurskie (Polen) 
zum Beispiel haben die kofinanzierten Investitionen 
die Verkehrsbedingungen in der Region erheblich ver-
bessert. Sie haben zu einer Verbesserung der Stra-
ßenverkehrssicherheit und zu einer Verringerung der 
CO2-Emissionen geführt, indem die Nutzung der Bahn 
und des öffentlichen Nahverkehrs erleichtert wurde.

In Tschechien haben die Projekte dazu beigetragen, 
dass in den fünf städtischen Ballungsräumen pro 
Person und Jahr eine durchschnittliche Wegezeit von 
1 Stunde und 25 Minuten eingespart werden konn-
te. Sie haben auch dazu beigetragen, die Auslastung 
und Sicherheit öffentlicher Verkehrsmittel zu erhö-
hen. Auch in Bulgarien wurde die Anbindung an das 
TEN-V erheblich verbessert, während es zu einer Ver-
kürzung der Wegezeit kam und die negativen Aus-
wirkungen des Verkehrs auf die Umwelt gemindert 
werden konnten.

2.4 Politisches Ziel: Ein sozialeres Europa

Das Ziel „Ein sozialeres Europa“ lautet konkret: „Ein 
sozialeres und inklusiveres Europa durch die Umset-
zung der europäischen Säule sozialer Rechte.“

Dem Ziel „Ein sozialeres Europa“ wurden Kohäsions-
mittel in Höhe von fast 115 Mrd.  EUR zugewiesen, 
hauptsächlich aus dem ESF und der YEI, aber auch 
aus dem EFRE (für Infrastruktur und Ausrüstung). Sie 
waren auf die Unterstützung von Beschäftigung und 
Arbeitsmarktintegration, der allgemeinen und beruf-
lichen Bildung sowie von sozialer Inklusion ausgerich-
tet. Diese Mittel machen 28 % des Gesamtbudgets 
der Kohäsionspolitik für 2014–2020 aus. Bis Ende 
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2020 waren schätzungsweise rund 87 % des verfüg-
baren Betrags ausgegeben worden.

Die gemeinsamen Indikatoren für alle EU-Mitglied-
staaten in Bezug auf den ESF (einschließlich der YEI 
in den 20 Mitgliedstaaten, in denen sie angewendet 
wird) weisen bis Ende 2022 u. a. folgende Ergebnisse 
aus:

•	 Die geförderten Maßnahmen verbuchten eine 
Teilnehmerzahl von 64,5  Mio., darunter fast 
22,2 Mio. Arbeitslose und 25 Mio. Nichterwerbstä-
tige (i. S. v. nicht aktiv arbeitsuchend).

•	 7,4 Mio. Teilnehmer an EU-finanzierten Program-
men hatten einen Arbeitsplatz gefunden und 
10,2 Mio. eine Qualifikation erworben.

•	 Bis zu 2 030 000 Unternehmen waren aus dem 
ESF unterstützt worden.

•	 46  % der Teilnehmenden hatten ein niedriges 
Bildungsniveau (Pflichtschulabschluss oder dar-
unter) und 14 % waren Migranten, hatten einen 
ausländischen Hintergrund oder gehörten einer 
ethnischen Minderheit an. 

Die gemeinsamen EFRE-Indikatoren für die Unter-
stützung von Investitionen in die soziale Infrastruk-
tur, die hauptsächlich in weniger entwickelten Regi-
onen und Übergangsregionen in den östlichen und 
südlichen Mitgliedstaaten erfolgte, offenbaren u.  a. 
folgende Ergebnisse: 

•	 Bis Ende 2022 profitierten mehr als 63 Mio. Men-
schen von verbesserten Gesundheitsdiensten 
(72 % des Ziels).

•	 Es wurden Kinderbetreuungseinrichtungen und 
Bildungsinfrastrukturen für fast 24,6 Mio. Kinder 
und Jugendliche geschaffen (132 % des Ziels).

Der ESF und der EFRE haben im Berichtszeitraum ge-
meinsam zur Förderung der sozialen Inklusion in der 
gesamten EU beigetragen – der ESF durch die Finan-
zierung von Maßnahmen zur Verbesserung der Be-
schäftigungsfähigkeit und der Arbeitsuche, von Bil-
dung auf allen Niveaus, der Gesundheitsversorgung, 
Langzeitpflege und von kommunalen Diensten ver-
schiedener Art, und der EFRE durch die Finanzierung 
von Investitionen in die entsprechende Infrastruktur 
und Ausrüstung. In Portugal beispielsweise erhöhte 
sich durch die Maßnahmen im Rahmen der YEI die 

3	 Berechnungen des JRC-Kompetenzzentrums für mikroökonomische Bewertung.

4	 Europäische Kommission (2022).

Beschäftigungswahrscheinlichkeit drei Jahre nach 
der Teilnahme je nach Maßnahme um bis zu einem 
Drittel, und in Lazio bewirkte das Arbeitserfahrungs-
programm „Torno subito“ eine um 11 Prozentpunkte 
erhöhte Beschäftigungswahrscheinlichkeit 18 Mona-
te nach der Teilnahme. In der Slowakei wurde die Be-
schäftigungsquote von Menschen mit Behinderungen 
durch Zuschüsse an Arbeitgeber, die ihnen eine Stelle 
geben, um 20 Prozentpunkte erhöht, und in Marche 
trugen Praktika für benachteiligte Menschen dazu 
bei, dass Teilnehmer sechs Monate nach dem Prak-
tikum eine um 6–8 Prozentpunkte höhere Beschäfti-
gungsquote erreichten als Nichtteilnehmer.

In Polen trug die ESF-Unterstützung dazu bei, die 
Qualität der ärztlichen Ausbildung zu verbessern, in 
Portugal den Standard der Berufsausbildung zu er-
höhen und in der Slowakei die Häufigkeit von vor-
zeitigem Schulabgang unter den Roma zu verringern.

Die Ergebnisse einer aktualisierten3 Meta-Analyse4 
der verfügbaren kontrafaktischen Folgenabschät-
zungen zum ESF und zur YEI, die in den 27 Mitglied-
staaten und im Vereinigten Königreich durchgeführt 
wurden, zeigten, dass Teilnehmer an ESF-/YEI-Maß-
nahmen im Zeitraum 2014–2020 im Durchschnitt 
eine um (je nach verwendeter Methode) 6–8  Pro-
zentpunkte höhere Beschäftigungswahrscheinlichkeit 
als Nichtteilnehmer aufwiesen.

2.5 Politisches Ziel: Ein bürgernäheres 
Europa

Das politische Ziel „Ein bürgernäheres Europa“ lautet 
konkret: „Ein bürgernäheres Europa durch die Förde-
rung einer nachhaltigen und integrierten Entwicklung 
aller Arten von Gebieten und lokalen Initiativen.“

Im Gegensatz zu den anderen politischen Zielen für 
den Zeitraum 2021–2027 hat „Ein bürgernäheres 
Europa“ keine direkte Entsprechung in der Kategori-
sierung der thematischen Ziele des Zeitraums 2014–
2020. Es ist jedoch offensichtlich, dass dieses politi-
sche Ziel Investitionen in von der örtlichen Bevölkerung 
betriebene lokale Entwicklung (CLLD), die Unterstüt-
zung für integrierte territoriale Investitionen (ITI) und 
andere territoriale Maßnahmen im Zusammenhang 
mit der Stadterneuerung umfasst, die im Zeitraum 
2014–2020 im Rahmen themenübergreifender Ziele 
finanziert wurden. Für integrierte Ansätze zur lokalen 
und territorialen Entwicklung wurden in diesem Zeit-
raum 32 Mrd. EUR aus dem EFRE, dem ESF und dem 
KF bereitgestellt, was etwa 8 % der gesamten Kohäs-
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ionsmittel entspricht. Bis Ende 2022 hatten die Aus-
gaben für die zur Finanzierung ausgewählten Projekte 
rund 65 % der Mittelzuweisung erreicht. Damit war 
die Ausgabenquote niedriger als bei den anderen po-
litischen Zielen, was damit zusammenhängt, dass ein 
Großteil der jeweiligen Investitionen die Mobilisierung 
der lokalen Bevölkerung und/oder die Ausarbeitung 
von Entwicklungsplänen involviert, die verschiedene 
Sektoren oder Aspekte betreffen und deren Durchfüh-
rung in der Regel mehr Zeit erfordert.

Die gemeinsamen Indikatoren machen bis Ende 2022 
u. a. folgende Ergebnisse sichtbar: 

•	 Integrierte städtische Strategien kamen 
27,75 Mio. Menschen zugute (71 % des Ziels).

•	 Mit den Investitionen wurden 20 Mio. m² städti-
sche Freiflächen renoviert oder neu entwickelt 
(63 % des Ziels).

•	 In städtischen Gebieten wurden 1,7  Mio.  m² öf-
fentliche Gebäude renoviert oder neu errichtet 
(78 % des Ziels).

Es wird erwartet, dass die endgültigen Ergebnisse 
bis Ende 2023 nahe an die Zielvorgaben herankom-
men werden, da eine große Anzahl von Projekten zur 
Finanzierung ausgewählt wurde, die wahrscheinlich 
abgeschlossen werden.

Die Kohäsionsmittel für die lokale Entwicklung wur-
den vor allem für die Sanierung geschädigter Gebiete 
eingesetzt. In Puglia beispielsweise wurden Mittel für 
die Erneuerung der städtischen Infrastruktur, die Wie-
dernutzbarmachung verlassener Gebäude und die 
Aufwertung von Kulturstätten bereitgestellt. Gleich-
zeitig wurden die öffentlichen Dienstleistungen ge-
stärkt, was zur Verbesserung der Lebensqualität der 
Einwohner beigetragen und die Ansiedlung bzw. den 
Verbleib von Unternehmen und Menschen gefördert 
hat. In Toscana bewirkten die Stadterneuerungsmaß-
nahmen in kleineren und mittelgroßen Städten der 
Region eine Ausweitung von Grünflächen und Rad-
wegen sowie eine verbesserte öffentliche Sicherheit.

Außerdem wurden CLLD und ITI unterstützt, um so-
wohl die Beteiligung der Bevölkerung an der Sanie-
rung ihres Viertels als auch die Kohärenz der durch-
geführten Projekte zu gewährleisten. In Středočeský 
(Tschechien) beispielsweise wurden in fast 100 klei-
neren Gemeinden CLLD-Projekte durchgeführt, die 

5	 Weitere Einzelheiten über die Verwendung von REACT-EU finden sich in dieser Darstellung der offenen Daten zur Kohäsionspolitik:  
https://cohesiondata.ec.europa.eu/stories/s/26d9-dqzy.

6	 Eine Übersicht über die berichteten Ergebnisse der COVID-19-Maßnahmen im Rahmen der CRII bzw. CRII+ und von REACT-EU findet sich auf 
diesem Dashboard: https://cohesiondata.ec.europa.eu/stories/s/c63b-b6in. 

zur Erneuerung der örtlichen Straßen und Infra-
struktur, insbesondere von Schulgebäuden, führten. 
Gleichzeitig wurden im Rahmen von ITI-Projekten 
Verbesserungen des öffentlichen Nahverkehrs und 
der Straßenverbindungen herbeigeführt und so eine 
bessere Erschließung der ländlichen Gebiete erreicht, 
die am weitesten von großen Städten entfernt liegen.

3. Reaktion auf die COVID-19-
Pandemie und auf den russischen 
Angriffskrieg gegen die Ukraine
Die Reaktion der EU auf die COVID-19-Pandemie er-
folgte in zwei großen Phasen. Zunächst wurde über 
eine Neuausrichtung der bestehenden Programme 
2014–2020 im Rahmen der CRII bzw. der CRII+ die 
dringend benötigte finanzielle Unterstützung bereit-
gestellt. Damit wurden die Mitgliedstaaten in die Lage 
versetzt, die Gesundheitsmaßnahmen in Reaktion auf 
COVID-19 zu finanzieren, Betriebskapital für KMU be-
reitzustellen und gefährdete Gruppen zu unterstützen. 
Für diese Maßnahmen wurden im Rahmen der CRII 
rund 23 Mrd. EUR an EU-Mitteln mobilisiert. Der Grund 
für eine solche Umwidmung von Kohäsionsmitteln 
war die Vermeidung langfristiger sozioökonomischer 
Folgen in den Mitgliedstaaten, durch die sich beste-
hende Ungleichheiten weiter verschärfen könnten. 
Insbesondere sollten die anfälligeren und stärker be-
troffenen Regionen unterstützt werden, die nur über 
begrenzte Kapazitäten zur Unterstützung der Wirt-
schaft, der Gesundheitsdienste und der gefährdeten 
Arbeitnehmer und privaten Haushalte verfügen.

Die zweite Phase der kohäsionspolitischen Reaktion 
war die Verabschiedung des NGEU-Aufbaupakets, um 
darauf hinzuwirken, dass die EU widerstandsfähiger 
aus der Krise hervorgeht, und um den Übergang zu 
einem digitalen und grünen Europa zu unterstützen. 
Das NGEU-Paket umfasste REACT-EU mit Mitteln in 
Höhe von 50,6 Mrd. EUR, die über den EFRE, den ESF 
und den Europäischen Hilfsfonds für die am stärks-
ten benachteiligten Bevölkerungsgruppen (EHAP) in 
Programme gegossen wurden.5 Parallel dazu bildete 
die Aufbau- und Resilienzfazilität (ARF), die über die 
Aufbau- und Resilienzpläne (ARP) bereitgestellt wur-
de, den Kern des NGEU-Pakets (siehe Kasten 9.4).

Nach den Berichten der Mitgliedstaaten wur-
de die kohäsionspolitische Unterstützung für CO-
VID-19-spezifische Maßnahmen bis Ende 2022 für 
Folgendes aufgewendet:6

https://cohesiondata.ec.europa.eu/stories/s/26d9-dqzy
https://cohesiondata.ec.europa.eu/stories/s/c63b-b6in
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•	 Erwerb von persönlicher Schutzausrüstung im Wert 

von 3,7 Mrd. EUR,

•	 Erwerb von rund 12 500 Beatmungsgeräten,

•	 Anschaffung von fast 97 Mio. Impfdosen und ihre 
Verabreichung an 49 Mio. Menschen und

•	 finanzielle und sonstige Unterstützung für mehr 
als 920 000 Unternehmen. 

Die vorläufige Bewertung der aus dem ESF und dem 
EHAP im Rahmen der CRII bzw. CRII+ geleisteten Un-
terstützung7 ergab, dass die beiden Initiativen eine 
effiziente Möglichkeit darstellten, die für die Reaktion 
auf die COVID-19-Pandemie verbleibenden Mittel zu 
nutzen und sie in die nationalen Strategien zur Be-
wältigung der Krise einzuflechten.

Vor dem Hintergrund des Angriffskriegs Russlands 
gegen die Ukraine schlug die EU die drei Kohäsions-
initiativen für Flüchtlinge in Europa (CARE/CARE+ 
und FAST-CARE) vor, um Notunterkünfte und grund-
legende soziale Unterstützung für Kriegsflüchtlinge 
bereitzustellen. Dies führte zu einer Neuzuweisung 

7	 Europäische Kommission, „Preliminary evaluation of the support provided by ESF and FEAD under the CRII and CRII+“ (SWD(2023) 249 final, 
Brüssel, 2023). 

von 1,7 Mrd. EUR und zur Bereitstellung zusätzlicher 
Liquidität in Höhe von 13,6  Mrd.  EUR. Diese Mittel 
waren in erster Linie für die an die Ukraine angren-
zenden Mitgliedstaaten mit dem größten Flüchtlings-
zustrom bestimmt. Zur Unterstützung von KMU und 
schutzbedürftigen Haushalten, die besonders von 
den hohen Energiepreisen betroffen waren, und zur 
Finanzierung von Kurzarbeitsregelungen, um Men-
schen in Beschäftigung zu halten, wurden im Rah-
men der Initiative zur Unterstützung erschwinglicher 
Energie (SAFE) rund 4 Mrd. EUR umgewidmet.

4. Institutionelle Kapazität 
und die Rolle von Reformen

Wie in Kapitel 7 dargelegt, ist die Qualität der Institu-
tionen – sei es in Bezug auf die technische Kapazität 
oder auf Transparenz, Rechenschaftspflicht, Rechts-
staatlichkeit und wirksame Governance-Strukturen – 
von wesentlicher Bedeutung für die Schaffung eines 
gesunden Geschäftsumfelds und für die wirtschaftli-
che und soziale Entwicklung. Die Qualität der Verwal-
tungsbehörden und der Regierung im Allgemeinen 
hat sich als ein wichtiger Faktor für die Leistung der 

Kasten 9.4	Die Aufbau- und Resilienzfazilität (ARF)

1	 Europäische Union (2021).

Die ARF wurde im Februar 2021 durch die Verord-
nung (EU) 2021/2411 ins Leben gerufen, mit dem Ziel, 
die EU bei der Bewältigung der COVID-19-Krise zu 
unterstützen und die EU widerstandsfähiger und zu-
kunftstauglicher zu machen. Sie wurde als neues, be-
darfsorientiertes und leistungsbasiertes Instrument 
geschaffen, über das Mitgliedstaaten eine finanzielle 
Unterstützung geleistet wird, die an die Erfüllung von 
Etappenzielen und Zielwerten in Bezug auf Reformen 
und Investitionen geknüpft ist. Beim ARF-Modell sind 
die Reformen nicht Vorbedingung für die Auszahlung 
der Mittel, sondern selbst in die Programme einge-
bettet, und ihre Durchführung ist integraler Bestand-
teil des Einsatzes der Fazilität. Mit Finanzmitteln in 
Höhe von insgesamt 724  Mrd.  EUR (zu laufenden 
Preisen) in Form von Darlehen und Zuschüssen ist 
der Umfang der über die ARF bereitgestellten finan-
ziellen Unterstützung beispiellos. 

Um Unterstützung aus der ARF zu erhalten, muss-
ten die Mitgliedstaaten ARP ausarbeiten, die eine 
nationale Agenda für Reformen und Investitionen 

enthalten, die bis Ende 2026 umgesetzt werden 
sollen. Der Plan muss Zielvorgaben im Hinblick auf 
den grünen und den digitalen Wandel gewidmet 
sein (mindestens 37 % bzw. 20 % der Gesamtzu-
weisung) und eine Erläuterung enthalten, wie er zur 
Umsetzung aller oder eines wesentlichen Teils der 
einschlägigen länderspezifischen Empfehlungen, die 
im Rahmen des Europäisches Semesters abgegeben 
wurden, beiträgt.

Die ARF ist ein leistungsbasiertes Instrument, bei 
dem die Auszahlung nach zufriedenstellendem 
Erreichen der Etappenziele und Zielwerte erfolgt. 
Sobald ein Mitgliedstaat diese für eine bestimmte 
Tranche erfüllt hat, reicht er einen begründeten Zah-
lungsantrag bei der Kommission ein. Diese hat zwei 
Monate Zeit hat, um zu prüfen, ob die Etappenziele 
und Zielwerte erfüllt sind. 

Mit der Einrichtung der ARF ist die Frage nach der 
Verbindung zwischen Strukturreformen und EU-Fi-
nanzierungen für öffentliche Investitionen in den 
Vordergrund gerückt. 
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Kohäsionspolitik erwiesen, und zwar in Bezug auf die 
Fähigkeit zur Inanspruchnahme der Finanzmittel, die 
Wirksamkeit und Effizienz der finanzierten Investiti-
onen und die Auswirkungen auf die sozioökonomi-
sche Entwicklung. In den letzten beiden Jahrzehnten 
mehrten sich die wissenschaftlichen Erkenntnisse 
zum Einfluss institutioneller und administrativer Fak-
toren – insbesondere der Qualität und Kapazität der 
öffentlichen Verwaltung – darauf, ob hinsichtlich der 
Leistung der Kohäsionspolitik Asymmetrien zwischen 
den EU-Regionen Rechnung getragen wird. In der Li-
teratur herrscht allgemeiner Konsens darüber, dass 
die Fähigkeit nationaler, regionaler und lokaler Ge-
bietskörperschaften, solide Strategien zu entwickeln, 
Ressourcen wirksam zuzuweisen und EU-Mittel ef-
fizient zu verwalten, wesentlich zur Gesamtwirkung 
der Politik beiträgt.8

Sowohl die Europäische Kommission als auch die 
Mitgliedstaaten haben der Reform der öffentlichen 
Verwaltung und dem Aufbau von Verwaltungskapa-
zitäten verstärkte Aufmerksamkeit gewidmet, um die 
nationalen und subnationalen Stellen bei Verbesse-
rungen in der Verwaltung der europäischen Struk-
tur- und Investitionsfonds zu unterstützen. Dies hat 
einerseits dazu geführt, dass die Kommission die 
Zuteilung von Finanzmitteln ab dem Programmpla-
nungszeitraum 2014–2020 an bestimmte Ex-an-
te-Konditionalitäten geknüpft hat. Andererseits hat 
die Kommission die Stärkung der Verwaltungska-
pazitäten der regionalen Gebietskörperschaften in 
den Mitgliedstaaten über eine eigene Haushaltslinie 
unterstützt.

Ex-ante-Konditionalitäten wurden im Programmpla-
nungszeitraum 2014–2020 eingeführt. Die Mitglied-
staaten mussten vor Beginn des Programmplanungs-
zeitraums eine Reihe von Bedingungen in Bezug auf 
die Einhaltung von Vorschriften, die Governance und 
die Verwaltungskapazität erfüllen, damit die Wirk-
samkeit der finanzierten Investitionen gewährleistet 
war. Diese Vorbedingungen waren einerseits horizon-
taler Art (in Bezug auf öffentliches Auftragswesen, 
staatliche Beihilfen, Antidiskriminierung, Gleichstel-
lung der Geschlechter, Behinderungen, Umweltge-
setzgebung und statistische Systeme) und anderer-
seits thematisch (d.  h. sektorspezifisch). Sie waren 
für die Mitgliedstaaten ein Anreiz für die Umsetzung 
struktureller Veränderungen und die Durchführung 
politischer Reformen, darunter auch solche im Zu-
sammenhang mit den einschlägigen länderspezifi-
schen Empfehlungen, die im Rahmen des Europäi-
schen Semesters abgegeben werden. 

8	 Bachtler et al. (2016).

Die Ex-ante-Konditionalitäten dienten darüber hinaus 
dem Zweck, durch einen besseren und strategischeren 
politischen Rahmen, die Priorisierung von Projekten 
und die Gewährleistung der Komplementarität mit 
anderen Finanzierungsquellen eine gezieltere Ausrich-
tung der öffentlichen Investitionen herbeizuführen. 
Außerdem sollten sie dazu beitragen, die institutionel-
len und administrativen Kapazitäten der öffentlichen 
Einrichtungen zu verbessern und die Koordinierung 
innerhalb der öffentlichen Verwaltungen und mit den 
einschlägigen Interessenträgern zu fördern.

Für den Fall, dass Ex-ante-Konditionalitäten nicht 
erfüllt wurden, mussten die Mitgliedstaaten in ih-
ren Programmen und Partnerschaftsvereinbarungen 
Aktionspläne erstellen, aus denen hervorgeht, wie 
sie die Konditionalitäten zu erfüllen beabsichtigen. 
Es hat sich gezeigt, dass die meisten dieser Pläne die 
Erfüllung der allgemeinen Bedingungen in Bezug auf 
das öffentliche Auftragswesen und die Einhaltung 
von Beihilfevorschriften betrafen. Im Bereich des öf-
fentlichen Auftragswesens implizierte die Erfüllung 
von Konditionalitäten Folgendes:

•	 Verabschiedung nationaler Strategien und Erlass 
von Rechtsvorschriften in mehreren Mitgliedstaa-
ten (u. a. Bulgarien, Italien, Rumänien, der Slowa-
kei und Ungarn)

•	 Einrichtung eines angemessenen Kontrollsystems 
(etwa in Bulgarien und Rumänien);

•	 Einführung der e-Vergabe (z. B. in Italien, Lettland 
und Ungarn);

•	 Vereinfachung der Verfahren und Steigerung der 
Effizienz (z. B. in Italien und Slowenien);

•	 Einrichtung einer speziellen Beratungsstelle und 
von Konsultationsgruppen zur Ermittlung von 
Schlüsselfragen und zur Erarbeitung von Verbes-
serungsvorschlägen (z. B. in Slowenien);

•	 Ausarbeitung von Leitlinien (z. B. in Italien, Rumä-
nien und Slowenien);

•	 Schulung und Kapazitätsaufbau (u. a. in Bulgarien, 
Griechenland, Italien, Kroatien, Malta, Rumänien, 
der Slowakei, Slowenien und Ungarn).

Rumänien erstellte einen umfassenden Aktions-
plan, während sechs Mitgliedstaaten Aktionsplä-
ne für staatliche Beihilfen vorlegten. Dazu gehör-
ten die Verabschiedung von Rechtsvorschriften, die 
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Einrichtung eines zentralen elektronischen Registers 
und einer Datenbank für staatliche Beihilfen, die 
Veröffentlichung einer Liste der Beihilfeempfänger 
auf der Website und die Durchführung spezieller 
Schulungsprogramme. 

Was die thematischen Ex-ante-Konditionalitäten an-
belangt, so haben mehrere Mitgliedstaaten Aktions-
pläne in den Bereichen intelligente Spezialisierung, 
Elektronisierung und Digitalisierung, Energie, Ge-
sundheit, Bildung und institutionelle Kapazitäten ent-
worfen und umgesetzt. An vielen der angenommenen 
Pläne waren sowohl nationale als auch regionale Be-
hörden beteiligt, und obwohl sich die Pläne in ihrem 
Detailgrad unterscheiden, haben sie in vielen Fällen 
nachweislich dazu beigetragen, die Wirksamkeit und 
Effizienz der Programme zu verbessern. 

Für einige Umweltbereiche, z. B. Luftqualität, waren 
Ex-ante-Konditionalitäten nicht wünschenswert oder 
möglich. In Fällen von Überschreitungen der EU-Gren-
zwerte für Luftverschmutzung erwies es sich jedoch 
als nützlich, in den Partnerschaftsvereinbarungen 
und den operationellen Programmen konkrete Ver-
weise auf die in solchen Situationen verpflichtenden 
Luftqualitätspläne festzuhalten.

Darüber hinaus war im Rahmen der Ex-ante-Konditi-
onalität vorgesehen, dass die für die Kohäsionspolitik 
relevanten länderspezifische Empfehlungen, die vom 
Rat im Rahmen des Europäischen Semesters abge-
geben werden, in den Partnerschaftsvereinbarungen 
Berücksichtigung finden. 

Insgesamt hat die Einführung der Ex-ante-Konditi-
onalität eine Verbesserung des Investitionsklimas 
in der EU und der Abstimmung zwischen EU-Mitteln 
und anderen öffentlichen Mitteln bewirkt. Eine wei-
tere Folge war, dass die Umsetzung und Durchfüh-
rung von EU-Rechtsvorschriften beschleunigt wurde. 
Das Reformengagement der Regierungen wurde ge-
stärkt und das entsprechende politische Bewusstsein 
geschärft, wodurch Reformen an Tempo gewonnen 
haben. Durch die in der Konditionalität vorgesehene 
Ausarbeitung von Entwicklungsstrategien durch die 
Behörden haben sich darüber hinaus überall in der 
EU die institutionellen Kapazitäten verbessert.

Mit dem Programmplanungszeitraum 2021–2027 
wurden grundlegende Voraussetzungen eingeführt, 
unter denen Investitionen aus Kohäsionsmitteln un-
terstützt werden können. Wie bei den Ex-ante-Kondi-

9	 Diese betreffen u. a. die folgenden Bereiche: intelligente Spezialisierung, Breitband, Energieeffizienz, Reaktion auf den Klimawandel, Vor-
beugung und Abschwächung von Risiken und Katastrophen, Wasserversorgung und Abwasserbehandlung, Abfallbewirtschaftung, Verkehr, 
Arbeitsmarktpolitik, Bildung, soziale Inklusion, Armutsbekämpfung, Unterstützung für Roma und andere Minderheiten sowie Verbesserung 
der Gesundheits- und Sozialdienste.

tionalitäten handelt es sich dabei entweder um hori-
zontale (z. B. Einhaltung der EU-Grundrechtecharta, 
öffentliches Auftragswesen und Vorschriften über 
staatliche Beihilfen) oder thematische Bedingungen 
(z. B. Governance von Strategien für intelligente Spe-
zialisierung zum Aufbau lokaler Innovationsökosys-
teme, Einhaltung der verbindlichen nationalen Ziele 
für erneuerbare Energien für 2020, Planung von In-
vestitionen in die Umwelt- und Verkehrsinfrastruk-
tur, Einrichtung von strategischen Politikrahmen für 
aktive arbeitsmarktpolitische Maßnahmen vor dem 
Hintergrund der beschäftigungspolitischen Leitli-
nien, für die soziale Inklusion und Armutsbekämp-
fung sowie zur Eingliederung der Roma). Mit die-
sen Regeln werden Finanzierungsvoraussetzungen 
festgelegt, die während des gesamten Programm-
planungszeitraums einzuhalten sind. Die grundle-
genden Voraussetzungen sind weniger zahlreich als 
die Ex-ante-Konditionalitäten und unterliegen einem 
vereinfachten Verfahren hinsichtlich der Bericht-
erstattung über ihre Erfüllung. Anders als bei den 
Ex-ante-Konditionalitäten ist die Erfüllung der grund-
legenden Voraussetzungen gemäß der Verordnung 
eine Vorbedingung für die Mittelauszahlung: Sind die 
grundlegenden Voraussetzungen zum Zeitpunkt der 
Einreichung eines Zahlungsantrags bei der Kommis-
sion für das betreffende Ziel nicht erfüllt, werden die 
entsprechenden Ausgaben erst dann aus dem Uni-
onshaushalt erstattet, wenn die Kommission diese 
grundlegenden Voraussetzungen als erfüllt ansieht. 
Die Erfüllung der grundlegenden Voraussetzungen 
muss während des gesamten Programmplanungs-
zeitraums gegeben sein.

Was die horizontalen grundlegenden Voraussetzun-
gen in Querschnittsbereichen betrifft, so haben alle 
Mitgliedstaaten die Voraussetzungen in Bezug auf 
das öffentliche Auftragswesen, staatliche Beihilfen 
und das UN-Übereinkommen über die Rechte von 
Menschen mit Behinderungen sowie – mit einer Aus-
nahme – auch die Voraussetzung in Bezug auf die 
Grundrechtecharta erfüllt. 

Was die thematischen Voraussetzungen anbelangt – 
also jene, die mit den spezifischen thematischen 
Zielen und Investitionsprioritäten verknüpft sind, wie 
das Vorliegen geeigneter Strategien/Pläne/Rahmen in 
den von der Kohäsionspolitik abgedeckten Politikbe-
reichen9 –, so waren die Voraussetzungen zum Zeit-
punkt der Annahme der Programme zu zwei Dritteln 
und bis zum 1. März 2024 zu 90 % erfüllt.



Kapitel 9: Auswirkungen der Kohäsionspolitik

277276

Neben der Festlegung der Finanzierungsvoraus-
setzungen wurden im Rahmen der Kohäsionspolitik 
auch Mittel für die Stärkung der Verwaltungskapa-
zitäten für die Umsetzung der Politik bereitgestellt. 
Dazu wurde den Mitgliedstaaten eine Reihe von Inst-
rumenten für den Aufbau von Verwaltungskapazitä-
ten zur Verfügung gestellt, darunter Leitlinien für die 
Ausarbeitung entsprechender Fahrpläne, Mittel für 
den Peer-Austausch, Gemeinschaften für bewähr-
te Verfahren und Aktivitäten (einschließlich Schu-
lungen), die sich auf strategische Schlüsselthemen 
wie öffentliches Auftragswesen, staatliche Beihilfen, 
Integritätspakte und die Verhütung von Betrug und 
Korruption konzentrieren.

Im Programmplanungszeitraum 2014–2020 setzten 
die Mitgliedstaaten die Förderung der Verwaltungska-
pazitäten für Maßnahmen zum strategischen Kapa-
zitätsaufbau, zur Ausweitung bestehender Verfahren, 
zur Einführung von Innovationen und zur Verbesse-
rung der Verwaltung der Humanressourcen ein. Ins-
gesamt wurden über 13,5  Mrd.  EUR an EU-Mitteln 
für solche Maßnahmen bereitgestellt (siehe Abbil-
dung 9.2, in der geplante, beschlossene und bereits 
ausgegebene Beträge unterschieden werden).10 

Erste Erkenntnisse aus den im Zeitraum 2014–2020 
durchgeführten Maßnahmen zum Aufbau von Ver-
waltungskapazitäten zeigen, dass die aus dem EFRE 
finanzierten Investitionen positive Auswirkungen für 

10	 Basierend auf den Daten des Systems für die Fondsverwaltung in der EU für die folgenden Interventionsbereiche (Stand 31. Dezem-
ber 2022): „Stärkung der institutionellen Kapazitäten öffentlicher Verwaltungen und öffentlicher Dienstleister im Zusammenhang mit der 
Umsetzung des EFRE oder Maßnahmen zur Unterstützung von ESF-Initiativen zur Stärkung institutioneller Kapazitäten“, „Vorbereitung, 
Durchführung, Begleitung und Kontrolle“, „Bewertung und Studien“ sowie „Information und Kommunikation“.

Behörden, Begünstigte und Interessenträger hatten. 
Die in Rumänien, Griechenland, Spanien und Italien 
durchgeführten Pilot-Fallstudien liefern einen ersten 
Hinweis auf die Wirksamkeit dieser Investitionen. 
In Rumänien wurde ein digitales Immobilien- und 
Grundstücksregister eingerichtet, das die Interaktion 
zwischen Eigentümern und Behörden erleichtert. In 
Spanien wurde die Verwaltung von EFRE-finanzier-
ten Projekten in bestimmten Gebieten digitalisiert. 
In  Griechenland lag der Schwerpunkt auf Verwal-
tungs- und Organisationsreformen, elektronischen 
Behördendiensten und öffentlicher Verwaltung, wäh-
rend in Italien die Überwindung der digitalen Kluft 
und die Optimierung der Verwaltungsverfahren mit-
hilfe von EFRE-Mitteln zur Digitalisierung von Gover-
nance-Prozessen angestrebt werden.

Aus dem ESF wurden im Rahmen des Ziels „Aufbau 
institutioneller Kapazität“ (TZ 11) rund 840 000 Per-
sonen unterstützt, die an Maßnahmen für lebens-
langes Lernen und Schulungen teilgenommen haben, 
sowie 3  000  Projekte, die sich an nationale, regio-
nale oder lokale öffentliche Verwaltungen oder öf-
fentliche Dienste richten. So hat beispielsweise die 
nationale Zollbehörde Bulgariens mit Unterstützung 
aus dem ESF eine Reihe von Projekten zur Vereinfa-
chung und Rationalisierung der rechtlichen Verfahren 
und zur Verbesserung der Effizienz der Zollaktionen 
durchgeführt, u. a. durch die Einrichtung eines voll-
ständig elektronischen Arbeitsumfelds.

0 2 4 6 8 10 12

121 – Vorbereitung, Durchführung, Begleitung und Kontrolle

096 – Stärkung der institutionellen Kapazitäten öffentlicher 
Verwaltungen (EFRE)

123 – Information und Kommunikation

122 – Bewertung und Studien

Ausgegeben Beschlossen Geplant

Abbildung 9.2 Geplante, beschlossene und ausgegebene Beträge nach Interventionsbereichen 
(in Mrd. EUR)

Quelle: GD REGIO auf der Grundlage der offenen Datenplattform für die Kohäsionspolitik.
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Die derzeit laufende Ex-post-Bewertung wird Auf-
schluss darüber geben, wie die Kohäsionsmittel zur 
Durchführung von Reformen in den Mitgliedstaaten 
beigetragen haben und ob die Programmstrategien, 
die Ex-ante-Konditionalitäten und die horizontalen 
Grundsätze direkt oder indirekt zur Umsetzung der 
länderspezifischen Empfehlungen geführt haben.

5. Finanzmittel aus der 
Kohäsionspolitik 2021–2027

Die Kohäsionsmittel für den Zeitraum 2021–2027 
machen ein Drittel des langfristigen EU-Haushalts im 
Rahmen des mehrjährigen Finanzrahmens aus. Unter 
Einbeziehung der nationalen (öffentlichen und priva-
ten) Kofinanzierungsmittel dürfte die Unterstützung 
in Höhe von 378 Mrd. EUR11 zu einem Investitionsvo-
lumen von 542 Mrd. EUR führen. Hauptbegünstigte 
sind die weniger entwickelten Regionen, denen 70 % 
der EFRE- und ESF+-Mittel zugewiesen werden. Da-
rüber hinaus werden 15 Mitgliedstaaten12 aus dem 
KF unterstützt, wobei der Schwerpunkt auf Investiti-
onen in Umweltinfrastruktur und transeuropäischen 
Netzen liegt. Darüber hinaus wurde mit dem Fonds 
für einen gerechten Übergang (JTF) eine neue Fazili-
tät eingerichtet, die auf die Bewältigung der mit dem 
Übergang zur Klimaneutralität verbundenen Auswir-
kungen ausgerichtet ist.

11	 Die Zahlen für 2021–2027 beinhalten die geteilte Mittelverwaltung, einschließlich der Interreg-Programmplanung, sowie die von der Kom-
mission direkt und indirekt verwalteten Mittel.

12	 Der KF steht den Mitgliedstaaten zur Verfügung, deren Pro-Kopf-BNE unter 90 % des EU-Durchschnitts liegt. Die 15 förderfähigen Mitglied-
staaten im Zeitraum 2021–2027 sind Bulgarien, Estland, Griechenland, Kroatien, Lettland, Litauen, Malta, Polen, Portugal, Rumänien, die 
Slowakei, Slowenien, Tschechien, Ungarn und Zypern. 

13	 Für einen vollständigen Überblick über die Ziele sowie die Inhalte der angenommenen Programme siehe Europäische Kommission (2023).

14	 Verordnung (EU) 2021/1060 des Europäischen Parlaments und des Rates, Anhang XXVI.

Die Investition dieser Mittel dient der Verfolgung 
zweier übergeordneter Ziele der Kohäsionspolitik: 
„Beschäftigung und Wachstum“ (nationale und regi-
onale Programmplanung) und „europäische territori-
ale Zusammenarbeit“ (Interreg). Diese beiden Ziele 
stützen sich, wie bereits erwähnt, auf die Verfolgung 
von fünf politischen Zielen, die darauf ausgerichtet 
sind, ein wettbewerbsfähigeres, intelligenteres, um-
weltfreundlicheres, stärker vernetztes, sozialeres und 
inklusiveres sowie bürgernäheres Europa zu schaffen 
(Tabelle 9.1).13

6. Kohäsionspolitik als Politik 
mit Ortsbezug

Die Kohäsionspolitik ist das wichtigste EU-Instrument 
zur Förderung der regionalen Entwicklung. Sie beruht 
auf einem ortsbezogenen Ansatz für die Verfolgung 
übergreifender politischer Prioritäten für die gesamte 
EU. Ein solcher Ansatz ist wesentlich für die Abstim-
mung politischer Maßnahmen auf lokale Merkmale, 
Präferenzen und Umstände, die sich, wie in den vo-
rangegangenen Kapiteln beschrieben, sowohl in der 
EU als auch innerhalb der Mitgliedstaaten räumlich 
und zeitlich sehr stark unterscheiden können. 

Ein erster Beleg für den Ortsbezug der Kohäsionspo-
litik ist die Vorgehensweise bei der Mittelzuweisung.14 

Tabelle 9.1	 Kohäsionspolitische Mittelzuweisungen im Rahmen der geteilten Mittelverwaltung 
nach politischen Zielen (2021–2027)

Ziel/Politisches Ziel Geplanter 
Unionsbeitrag

Geplanter 
Gesamtbetrag

% des geplanten 
Unionsbeitrags

PZ 1 – Ein intelligenteres Europa 73 830 114 692 19,6 %

PZ 2 – Ein grüneres Europa 93 356 128 930 24,8 %

PZ 3 – Ein stärker vernetztes Europa 40 474 53 504 10,8 %

PZ 4 – Ein sozialeres Europa 112 351 167 079 29,9 %

PZ 5 – Ein bürgernäheres Europa 19 554 26 907 5,2 %

Spezifisches JTF-Ziel 18 049 25 363 4,8 %

Technische Unterstützung 9 267 13 436 2,5 %

Ziel: Investitionen in Beschäftigung und Wachstum 366 882 529 911 97,6 %

Ziel: Territoriale Zusammenarbeit (Interreg) 9 041 12 032 2,4 %

Gesamt 375 923 541 943 100 %

Anmerkung: Die Tabelle bezieht sich auf die Mittel, die im Rahmen der Programmplanung für die geteilte Mittelverwaltung bereitgestellt werden, 
ohne die von der Kommission direkt und indirekt verwalteten Initiativen.
Quelle: Berechnungen der GD REGIO auf der Grundlage der angenommenen Programme im Rahmen der geteilten Mittelverwaltung und der 
offenen Datenplattform zur Kohäsionspolitik.
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Diese erfolgt anhand einer Einteilung der Regionen 
nach ihrem Grad der Entwicklung, gemessen am Pro-
Kopf-BIP. „Weniger entwickelte Regionen“ haben ein 
Pro-Kopf-BIP von weniger als 75 % des EU-Durch-
schnitts (in KKS). „Übergangsregionen“ haben ein Pro-
Kopf-BIP zwischen 75 % und 90 % des EU-Durch-
schnitts (Zeitraum 2014–2020) bzw. zwischen 75 % 
und 100 % des EU-Durchschnitts (Zeitraum 2021–
2027). Die verbleibenden Regionen gelten als „stärker 
entwickelt“. Für die Feinabstimmung von Zuweisun-
gen entsprechend der Lage in den einzelnen Regio-
nen kommen darüber hinaus mehrere zusätzliche 
Indikatoren zum Tragen. Dabei geht es insbesondere 

darum, sozioökonomischen, ökologischen und de-
mografischen Herausforderungen Rechnung zu tra-
gen – Gesamtarbeitslosigkeit, Jugendarbeitslosigkeit, 
niedriges Bildungsniveau, Treibhausgasemissionen 
und Abwanderung. Die Mittelzuweisung für jeden 
Mitgliedstaat ist die Summe der Mittelzuweisungen 
für seine förderfähigen Regionen.

Wie oben erwähnt, fließt der größte Teil der Kohäs-
ionsmittel in die weniger entwickelten Regionen 
und Mitgliedstaaten. Dies entspricht dem Auftrag 
der Kohäsionspolitik, regionale Ungleichheiten zu 
verringern. Die Politikintervention gründet darauf, 

Tabelle 9.2	 Beihilfeintensität im Rahmen der Kohäsionspolitik, Pro-Kopf-BIP und Volumen 
der Kohäsionsmittel im Verhältnis zum BIP in den Mitgliedstaaten (Durchschnitt 2014–2020)

Beihilfeintensität  
(EUR pro Kopf)

Pro-Kopf-BIP  
(in KKS)*

Kohäsionsmittel  
(% des BIP)*

Österreich 25,80 37 172,80 0,06 %

Belgien 33,20 34 568,50 0,09 %

Bulgarien 163,50 14 759,80 2,21 %

Zypern 149,40 25 664,10 0,65 %

Tschechien 310,10 26 365,10 1,72 %

Deutschland 37,60 35 968,90 0,10 %

Dänemark 20,10 37 429,00 0,04 %

Estland 404,30 23 320,90 2,22 %

Griechenland 245 19 475,10 1,50 %

Spanien 139,30 26 185,60 0,57 %

Finnland 41,40 32 342,90 0,10 %

Frankreich 42 30 628,70 0,12 %

Kroatien 318,90 18 412,60 2,73 %

Ungarn 332,60 20 602,90 2,60 %

Irland 39,70 52 696,20 0,06 %

Italien 115,80 28 227,70 0,41 %

Litauen 358,20 23 277,20 2,40 %

Luxemburg 46,70 77 993,30 0,05 %

Lettland 346,80 19 652,30 2,50 %

Malta 243,60 28 918,40 1,02 %

Niederlande 15,80 37 672,60 0,04 %

Polen 295,70 20 540,80 2,43 %

Portugal 322,20 22 537,20 1,72 %

Rumänien 175,90 18 440,60 1,84 %

Schweden 34,30 35 728,50 0,07 %

Slowenien 236,60 24 934,50 1,14 %

Slowakei 380,60 21 240,40 2,44 %

Vereinigtes Königreich 25,90 31 347,50 0,07 %

EU‑28 112,70 29 143,50 0,38 %

*Durchschnitt 2014–2020, außer für die EU‑28 und das Vereinigte Königreich, für die die Zahlen dem Durchschnitt der Jahre 2014–2019 entsprechen.
Anmerkung: Die Beihilfeintensität ist definiert als die Höhe der Mittelzuweisung pro Einwohner und Jahr.
Quelle: Eurostat, GD REGIO.
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eine direktere Entwicklungsunterstützung für die Ge-
biete bereitzustellen, die sie am meisten benötigen, 
aber weniger in der Lage sind, die notwendigen In-
vestitionen selbst zu finanzieren. Eine gewisse Unter-
stützung erhalten auch Regionen mit einem höheren 
BIP-Niveau. Wichtig ist, dass für alle Arten von Regi-
onen die Anforderung der nationalen Kofinanzierung 
gilt, wenngleich in viel geringerem Umfang für weni-
ger entwickelte Regionen.

Die Beihilfeintensität (d. h. die Höhe der Unterstützung 
pro Einwohner und Jahr) ist ein nützlicher Indikator, 
um zu zeigen, wie weniger entwickelte Regionen durch 
die Kohäsionspolitik mehr Unterstützung erhalten, 
was dem Ziel der Kohäsionspolitik entspricht, regio-
nale Ungleichheiten zu verringern. Die direkten Mittel-
zuweisungen spiegeln die Gesamtwirkung der Politik 
jedoch nicht vollständig wider. Um den Nutzen der 
Kohäsionspolitik vollständig zu erfassen, muss die Zu-
weisung von Finanzmitteln auch im Zusammenhang 
damit betrachtet werden, wie sich die Interventionen 
auf die Volkswirtschaften der EU auswirken. Dabei 
gilt, über die lokalen, unmittelbaren Auswirkungen der 
Programme hinaus auch die zahlreichen bewirkten 
Spillover-Effekte zu berücksichtigen. Wie mehreren 
Studien15 zu entnehmen ist, kommen die in den haupt-
begünstigten Regionen durchgeführten Programme 
auch den stärker entwickelten Regionen zugute. Teil-
weise können diese indirekten Spillover-Effekte sogar 
die direkten Auswirkungen der Finanzierung überwie-
gen, was größtenteils mit dem Strom von Waren und 

15	 Siehe z. B. Crucitti et al. (2023).

Dienstleistungen aus stärker entwickelten in weniger 
entwickelte Regionen zusammenhängt. Diese Effekte 
werden in Abschnitt 8 im Detail untersucht.

Tabelle 9.2 zeigt die Beihilfeintensität (Finanzmittel 
pro Kopf der Bevölkerung), die sich aus den aus dem 
EFRE, dem ESF und dem KF finanzierten Investitionen 
für den Zeitraum 2014–2020 ergibt, die durch-
schnittliche Höhe des Pro-Kopf-BIP in diesem Zeit-
raum und das Volumen der Kohäsionsmittel im Ver-
hältnis zum BIP. 
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Abbildung 9.3 Beihilfeintensität nach 
Art der Region (2014–2020) 

Quelle: Eurostat und GD REGIO.
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Abbildung 9.4 Beihilfeintensität im Verhältnis zum Pro-Kopf-BIP, NUTS-2-Regionen 
(Durchschnitt 2014–2020) 

Quelle: Eurostat und GD REGIO.
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Kasten 9.5	Untersuchung der regionalen Auswirkungen der Kohäsionspolitik

1	 Pellegrini et al. (2013).

2	 Becker et al. (2013, 2018).

3	 Crescenzi und Giua (2020).

4	 Di Caro und Fratesi (2019).

5	 Europäische Kommission (2022).

6	 Siehe z. B.: Bradley et al. (2003); Bayar (2007); Allard et al. (2008); Varga und in ’t Veld (2011a und 2011b); Monfort et al. (2017).

7	 Varga (2017).

8	 Korzhenevych und Bröcker (2020).

9	 Siehe z. B. Di Comite et al. (2018) oder Crucitti et al. (2023b).

10	 Crucitti et al. (2023a).

In einer Studie aus dem Jahr 20131 wurde mithilfe ei-
nes Regressions-Diskontinuitäts-Ansatzes an einem 
Datensatz für den Zeitraum 1994–2006 festgestellt, 
dass die Kohäsionspolitik beträchtliche positive Aus-
wirkungen auf das regionale Wirtschaftswachstum 
aufweist. In zwei weiteren Studien2 wurde ebenfalls 
mithilfe eines Regressions-Diskontinuitäts-Ansat-
zes untersucht, wie sich die Kohäsionspolitik auf die 
Ziel-1-Regionen (d. h. die am wenigsten entwickel-
ten Regionen, die die meiste Unterstützung erhal-
ten) auswirkt, und zwar anhand eines Datensatzes, 
der Programme von 1989 bis 2013 umfasst. Beide 
schließen auf einen positiven Effekt auf das BIP: Je-
der Euro an Transferleistungen für Ziel-1-Regionen 
schlägt im BIP mit zusätzlich 1,20 EUR zu Buche.

In einer Studie aus dem Jahr 20203 wurde mithilfe 
eines räumlichen Regressions-Diskontinuitäts-An-
satzes an einem Datensatz für den Zeitraum 2000–
2013 festgestellt, dass sich die Kohäsionspolitik po-
sitiv auf das Wachstum auswirkt, wenn auch je nach 
Region in unterschiedlichem Umfang. Eine Studie 
aus dem Jahr 20194 ergab, dass sich die Kohäsi-
onspolitik in etwa 40  % der Ziel-1-Regionen posi-
tiv auswirkt, je nach Humankapitalausstattung und 
Qualität der Institutionen.

Für die Bewertung des Zeitraums 2007–2013 hat 
sich die Kommission ebenfalls auf einen solchen 
Ansatz gestützt, mit einer kontrafaktischen Analyse 
auf der Grundlage des Propensity Score Matching 
(PSM), bei dem versucht wird, die geförderten Regio-
nen mit den nicht geförderten Regionen in Bezug auf 
ihre relevanten Merkmale abzugleichen, und einem 
Regressions-Diskontinuitäts-Ansatz. Diese Analy-
sen deuten ebenfalls auf einen positiven und sta-
tistisch signifikanten Einfluss der EU-Zuweisungen 
auf das Wachstum der unterstützten Regionen hin. 
So lautet das Ergebnis der PSM-basierten Analyse, 
dass die Zuweisungen im Durchschnitt geschätzt 
0,5–0,7  Prozentpunkte zusätzlich zur Wachstums-
rate der unterstützten Regionen beigetragen haben. 
Kontrafaktische Folgenabschätzungen wurden auch 

von den Mitgliedstaaten zur Analyse ihrer Program-
me herangezogen (siehe z. B. die Meta-Analyse der 
von den Mitgliedstaaten durchgeführten kontrafak-
tischen Folgenabschätzungen zum ESF).5

Modellsimulationen bilden einen weiteren For-
schungsstrang zur Bewertung der Auswirkungen der 
Kohäsionspolitik. Während diese früher hauptsäch-
lich auf nationaler Ebene6 durchgeführt wurden, 
sind in den letzten Jahren auch subnationale Model-
le ausgereifter geworden. So ergab eine Studie aus 
dem Jahr 20177, dass sich Strategien für intelligen-
te Spezialisierung positiv auf die Regionen auswir-
ken, wenn auch in unterschiedlichem Ausmaß. In ei-
ner Studie aus dem Jahr 20208 wurde mithilfe eines 
dynamischen, räumlich berechenbaren allgemeinen 
Gleichgewichtsmodells für NUTS‑2-Regionen in Po-
len, Estland, Litauen und Lettland festgestellt, dass 
kohäsionspolitische Investitionen erhebliche Wohl-
fahrtsgewinne bewirkt haben. Die JRC der Kommis-
sion hat in Zusammenarbeit mit der GD REGIO das 
RHOMOLO-Modell entwickelt, das regelmäßig zur 
Bewertung der Auswirkungen der Kohäsionspolitik9 
und zur Analyse spezifischerer Fragen wie ihrer in-
ternationalen Spillover-Effekte10 eingesetzt wird.

Im Allgemeinen deuten modellgestützte Simula-
tionen auf eine beträchtliche und lang anhaltende 
Auswirkung der Kohäsionspolitik auf die Leistung 
der EU-Regionen hin, allen voran die der hauptbe-
günstigten. Dies beruht jedoch auf einer Reihe von 
Annahmen, von denen einige berechtigterweise als 
optimistisch angesehen werden können. So wird bei-
spielsweise allgemein unterstellt, dass die Mittel für 
alle Projekte effizient eingesetzt werden, was nicht 
unbedingt der Fall ist. Modellsimulationen sollten 
daher eher als Schätzungen der potenziellen als der 
tatsächlichen Auswirkungen der Politik verstanden 
werden. Sie müssen in enger Verbindung mit kon-
trafaktischen Wirkungsanalysen und empirischen 
Schätzungen der makroökonomischen Multiplikato-
ren interpretiert werden.
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Es bestätigt sich, dass die Beihilfeintensität in den 
weniger entwickelten Mitgliedstaaten am höchsten 
ist. Die Spitzenreiter Estland und Slowakei kommen 
dabei auf 404 EUR bzw. 381 EUR pro Einwohner und 
Jahr. Die Finanzmittel leisten in allen weniger entwi-
ckelten Volkswirtschaften einen erheblichen Beitrag, 
der in Kroatien 2,7 % des BIP, in Ungarn 2,6 % und 
in Polen, der Slowakei und Litauen jeweils 2,4 % des 
BIP erreicht. 

Entsprechend dem Auftrag, das Ausmaß der regio-
nalen Ungleichheiten in der EU zu verringern, fließt 
die Unterstützung, wie bereits erwähnt, vor allem in 
die Regionen mit dem größten Entwicklungsbedarf 
und den geringsten finanziellen Mitteln zur Deckung 
dieses Bedarfs. Die Beihilfeintensität lag somit im 
Zeitraum 2014–2020 in den weniger entwickelten 
Regionen bei durchschnittlich 297 EUR pro Einwohner 
und Jahr – deutlich über dem Durchschnitt der Über-
gangsregionen (127 EUR) und fünfmal so hoch wie 
der Durchschnitt der stärker entwickelten Regionen 
(55 EUR; Abbildung 9.3).

Im Allgemeinen besteht ein eindeutiges umgekehrtes 
Verhältnis zwischen der Beihilfeintensität auf regio-
naler Ebene und dem Pro-Kopf-BIP, was die relative 
Konzentration der Mittel auf die weniger entwickel-
ten Regionen widerspiegelt (Abbildung  9.4). Beson-
ders hoch ist die Beihilfeintensität in weniger entwi-
ckelten Regionen in Mitgliedstaaten mit niedrigem 
Pro-Kopf-BIP. Dementsprechend ist sie in Ost- und 
Südeuropa am höchsten – in den meisten Regionen 
der Slowakei, Ungarns und Estlands liegt sie bei über 
400 EUR pro Einwohner und Jahr. Auch in den Gebie-
ten in äußerster Randlage, die aufgrund ihrer beson-
deren Gegebenheiten von einer Aufstockung profitie-
ren, werden höhere Werte erreicht. Viel niedriger fällt 
die Intensität in Nordwesteuropa aus.

7. Ortsbezogene Politiken 
und Wirtschaftsleistung

In diesem Abschnitt werden die jüngsten Erkenntnisse 
aus der empirischen Wirtschaftsforschung zu den Aus-
wirkungen der Kohäsionspolitik auf die EU-Regionen 
untersucht. Dafür werden Studien mit einer Vielzahl 
von Methoden und mit unterschiedlichem geografi-
schen und zeitlichen Erfassungsbereich zusammen-
gefasst, um einen Gesamtüberblick über das Thema 

16	 Insbesondere in den letzten zehn Jahren wurden in Studien zunehmend Techniken wie Differenz-von-Differenzen- oder Regressions-Dis-
kontinuitäts-Ansätze angewandt, um die Auswirkungen der Kohäsionspolitik zu quantifizieren. Dabei wurde beispielsweise versucht, die 
Auswirkungen der Interventionen durch den Vergleich ähnlicher Regionen knapp oberhalb und unterhalb der Schwelle für die Förderfähigkeit 
einzuschätzen, siehe z. B. Crescenzi und Giua (2016). Die Studien stützen sich in erster Linie auf die Bestimmung einer kontrafaktischen 
Fallkonstellation, in der die Begünstigten in einem quasi-experimentellen Rahmen einer Kontrollgruppe gegenübergestellt werden.

17	  McCann (2023).	

zu geben. Die Verfügbarkeit größerer und zuverläs-
sigerer, vollständiger und detaillierterer Datensätze 
(teilweise als Ergebnis strengerer Anforderungen an 
die Leistungsüberwachung, die in den Programm-
planungszeiträumen 2007–2013 und 2014–2020 
eingeführt wurden) hat zusammen mit Fortschritten 
bei den Analysemethoden zu Verbesserungen bei der 
Bewertung der Wirksamkeit der Kohäsionspolitik ge-
führt. Insbesondere wurden ökonometrische Verfah-
ren gründlicher auf Daten auf Mikroebene angewandt 
und anspruchsvollere Ansätze für die Bestimmung 
der kontrafaktischen Fallkonstellation herangezogen 
(d.  h. der Situation, die ohne aus Kohäsionsmitteln 
finanzierte Investitionen entstanden wäre).16 

In methodischer Hinsicht haben sich diese Studien 
weitgehend von dem Ansatz entfernt, die Auswir-
kungen der Kohäsionspolitik auf das Wachstum auf 
makroökonomischer Ebene zu bewerten, auf der es 
besonders schwierig ist, die Auswirkungen der Politik 
von den vielen anderen Faktoren zu trennen, die die 
Ergebnisse mit beeinflussen können. Der Fokus liegt 
nun auf dem Effekt der Mittelzuweisungen auf Mik-
roebene. Im Großen und Ganzen kommt dieser For-
schungsstrang zu dem Ergebnis, dass die Kohäsions-
politik positive Auswirkungen auf die begünstigten 
Regionen und  – über Spillover-Effekte  – allgemein 
auf die Mitgliedstaaten hat (siehe Kasten 9.5).

Simulationen mit makroökonomischen Modellen 
sind ein weiteres Mittel zur Untersuchung der Aus-
wirkungen der Kohäsionspolitik, und in den letzten 
Jahren wurden regionale Versionen dieser Modelle 
entwickelt. Diese haben gezeigt, dass sich Strategien 
für intelligente Spezialisierung positiv auf die Regio-
nen und EU-finanzierte Investitionen positiv auf die 
Wohlfahrt auswirken. Sie deuten ferner darauf hin, 
dass es sich um beträchtliche und lang anhaltend 
Auswirkungen handelt, insbesondere in den weni-
ger entwickelten Regionen, die den größten Teil der 
Unterstützung erhalten. Dabei ist jedoch zu beach-
ten, dass den betreffenden Modellen eine Reihe von 
Annahmen zugrunde liegt, nicht zuletzt die, dass die 
finanzierten Investitionen eine wirksame Umsetzung 
ihrer unmittelbaren Ziele ermöglichen, was nicht im-
mer den Tatsachen entspricht.

Allgemein wird der Kohäsionspolitik in den meisten 
Studien seit der Finanzkrise eine insgesamt positive 
Wirkung auf die regionale Entwicklung attestiert.17 
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Ihr Ortsbezug und ihr Umverteilungseffekt gehen of-
fenbar nicht zu Lasten des allgemeinen Wirtschafts-
wachstums in der EU. Nicht zuletzt bleiben die posi-
tiven Auswirkungen offenbar nicht auf die weniger 
entwickelten Regionen beschränkt, sondern sind auch 
in den stärker entwickelten Regionen feststellbar.

8. Makroökonomische 
Auswirkungen der Kohäsionspolitik

8.1 Bewertung der Auswirkungen 
der Kohäsionspolitik

Gemäß dem Vertrag über die Arbeitsweise der Eu-
ropäischen Union ist das Ziel der Kohäsionspolitik 
die „Förderung des wirtschaftlichen und sozialen 
Fortschritts und eines hohen Beschäftigungsniveaus 
sowie die Herbeiführung einer ausgewogenen und 
nachhaltigen Entwicklung“ (Artikel  2) und die „[Ver-
ringerung der] Unterschiede im Entwicklungsstand 
der verschiedenen Regionen und [des Rückstands] 
der am stärksten benachteiligten Gebiete oder Inseln, 
einschließlich der ländlichen Gebiete“ (Artikel 174). 

Die Kohäsionspolitik zielt darauf ab, die Konvergenz 
und eine harmonische Entwicklung zu fördern, ein 
nachhaltiges Wachstum zu unterstützen und das 
Wohlergehen der in der EU lebenden Menschen zu 
verbessern. Sie ist das wichtigste langfristige Werk-
zeug der EU zur Erreichung dieser Ziele. Ihre Haupt-
instrumente – der EFRE, der ESF und der KF – wirken 
über Kanäle wie die Steigerung von FuE, die Unter-
stützung von Unternehmen und öffentliche Investi-
tionen in Bildung, Verkehr, Telekommunikation oder 
öffentliche Infrastruktur darauf hin.

Die Auswirkungen der Kohäsionspolitik vereinen di-
rekte und indirekte Effekte. So können beispielsweise 
Produktion und Beschäftigung in den unterstützten 
KMU steigen. Gleichzeitig kann sich in den betroffe-
nen KMU zudem die Nachfrage nach Zwischenpro-
dukten erhöhen, wodurch auch die Geschäftstätigkeit 
von Unternehmen profitiert, für die die Zuweisungen 
nicht direkt bestimmt sind. Die Kohäsionspolitik kann 
zu erheblichen räumlichen Spillover-Effekten und 
externen Effekten außerhalb der Volkswirtschaften 
führen, denen die Programme eigentlich zugute-
kommen. Insbesondere wird der Anstieg der lokalen 
Nachfrage, der in den weniger entwickelten Regionen 
im Zuge der Programmdurchführung eintritt, bis zu 
einem gewissen Grad am ehesten durch Einfuhren 
aus stärker entwickelten Regionen gedeckt, die so-
mit indirekt  –und in einigen Fällen in erheblichem 
Umfang – profitieren. 

Gleichzeitig wird die Wirtschaftsleistung durch eine 
Vielzahl anderer Entwicklungen beeinflusst, die mit 
den im Rahmen der Kohäsionspolitik finanzierten 
Investitionen zusammenfallen, darunter andere po-
litische Maßnahmen oder Veränderungen im Kon-
junkturzyklus. Die spezifischen Auswirkungen der 
Kohäsionspolitik lassen sich daher nicht einfach an-
hand der Daten der Volkswirtschaftlicher Gesamt-
rechnungen auf nationaler und regionaler Ebene 
ermitteln. Um die Auswirkungen zu bestimmen, die 
der Kohäsionspolitik zugeschrieben werden können, 
muss der bewirkte Ist-Zustand mit einer – in der Re-
alität natürlich nicht vorhandenen – Situation vergli-
chen werden, die ohne die Politik eingetreten wäre.

Mit makroökonomischen Modellen ist es möglich, die-
se Aspekte in kohärenter Weise zu betrachten. Erstens 
gestatten Modelle die Simulation von Entwicklungen 
ohne Politikintervention, wodurch eine kontrafaktische 
Basis geschaffen werden kann, anhand derer sich die 
Auswirkungen der Politik bewerten lassen. Zweitens 
können mit Modellen sowohl die kurz- als auch die 
langfristigen Auswirkungen der Politik simuliert wer-
den, wobei die Wechselwirkung zwischen direkten 
und indirekten Auswirkungen ausdrücklich berück-
sichtigt wird. Drittens bieten Modelle die Möglichkeit, 
Spillover-Effekte und externe Effekte einzubeziehen 
und so eine Bewertung der Gesamtwirkung der Politik 
anzustellen. Viertens helfen Modelle dabei, die Wir-
kungsstränge der politischen Interventionen zurück-
zuverfolgen und die Kanäle herauszustellen, über die 
die Politik ihre Wirkung auf die Wirtschaft entfaltet.

In den letzten Jahrzehnten war die Kohäsionspolitik 
die zweitgrößte Linie im EU-Haushalt, auf die etwa ein 
Drittel des mehrjährigen Finanzrahmens entfiel. Zwi-
schen 1990 und 2024 haben sich die Zuweisungen 
im Verhältnis zum BIP der EU mehr als verzehnfacht, 
und zwar von durchschnittlich 0,03 % im Programm-
planungszeitraum 1989–1994 auf 0,3  % im Zeit-
raum 2014–2020 (bzw. auf 0,4 %, wenn REACT-EU 
einbezogen wird). In diesem Anstieg spiegelt sich die 
Notwendigkeit wider, die Vertiefung und Ausweitung 
der EU-Integration, die Stärkung des Binnenmarktes 
und die aufeinanderfolgenden Erweiterungsrunden zu 
begleiten, was bedeutet, dass auf die Bedürfnisse ei-
ner wachsenden Zahl von weniger entwickelten Regi-
onen eingegangen werden musste. Für den Zeitraum 
2014–2020 wurden 356 Mrd. EUR für die Kohäsions-
politik bereitgestellt (405  Mrd.  EUR mit REACT-EU), 
gegenüber 376  Mrd.  EUR im Zeitraum 2021–2027 
(die Differenz spiegelt den Austritt des Vereinigten 
Königreichs wider). Wie bereits erwähnt, werden die-
se Mittel zwar allen Regionen in der EU zugewiesen, 
sie fließen jedoch überwiegend in die weniger entwi-
ckelten Regionen und Mitgliedstaaten und machen in 
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einigen von ihnen fast 3 % des BIP aus. Im Zeitraum 
2014–2020 beliefen sich die Kohäsionsmittel auf 
rund 13 % der öffentlichen Investitionen in der EU 
insgesamt und auf 51 % in den Mitgliedstaaten, die 
für eine Förderung aus dem KF in Betracht kommen.

Wie Abbildung  9.5 verdeutlicht, konzentrieren sich 
die Ausgaben tendenziell auf das Ende der Durch-
führungszeiträume18, werden aber zwischen den 
Programmplanungszeiträumen nicht ausgesetzt. 
Das Kohäsionsziel, das Entwicklungsgefälle zwischen 
den EU-Regionen zu verringern, ist in der Tat ein 
langfristiges, das während des gesamten EU-Haus-
haltszyklus beibehalten wird. Die Überschneidung der 
Finanzierungen zwischen den Programmplanungs-
zeiträumen bedeutet, dass es keine Unterbrechung 
der Unterstützung gibt. Dementsprechend werden in 
der nachstehenden Analyse die Programmplanungs-
zeiträume nicht isoliert betrachtet, sondern als konti-
nuierliche Quellen der Unterstützung.

8.2 Modell und Ergebnisse

Die Bewertung der Auswirkungen der Kohäsionspo-
litik erfolgt mithilfe des räumlichen berechenbaren 
allgemeinen Gleichgewichtsmodells (RHOMOLO) der 
Europäischen Kommission.19 In dieser Art von Modell 

18	 Gemäß der Regel „N+3“ können die Mittel bis zu drei Jahre nach ihrer Bindung verwendet werden. Dadurch reicht der tatsächliche Durch-
führungszeitraum der Programme über einen Zeitraum von zehn statt sieben Jahren.

19	 https://joint-research-centre.ec.europa.eu/tedam/rhomolo-model_en. Siehe auch: Christou et al. (2024).

20	 Für die vollständige mathematische Beschreibung des Modells, siehe: Lecca et al. (2018).

21	 Siehe u. a. Lecca et al. (2020) und Di Pietro et al. (2021).

22	 Nomenclature statistique des activités économiques (statistische Systematik der Wirtschaftszweige).

werden Politikinterventionen – Auszahlungen von Fi-
nanzmitteln für bestimmte Zwecke – als Schocks im 
Wirtschaftssystem modelliert, die – ausgehend von 
einer Reihe von Annahmen – bestimmte Reaktionen 
in Form von Veränderungen makroökonomischer Va-
riablen wie BIP, Beschäftigung, Investitionen und Ver-
brauch der privaten Haushalte auslösen. 

Die ökonomischen Grundlagen des Modells stützen 
sich auf die Literatur über allgemeine Gleichge-
wichtsmodelle.20 Das Modell selbst ist Gegenstand 
zahlreicher Artikel, die in diese Literatur einfließen,21 
und es wird regelmäßig für Folgenabschätzungen 
von Politiken herangezogen. Das Modell deckt alle 
NUTS‑2-Regionen der EU ab, wobei die Volkswirt-
schaften in zehn Wirtschaftszweige (NACE)22) ein-
geteilt sind. Es enthält Input-Output-Matrizen zur 
Darstellung des Flusses von Rohstoffen, Waren und 
Dienstleistungen zwischen diesen Sektoren und ihrer 
Verteilung an die Endverbraucher. Ebenfalls berück-
sichtigt sind Kapital und Arbeit als Produktionsfak-
toren, private Haushalte als Endverbraucher und der 
Staat, der Steuern erhebt und Kredite aufnimmt, um 
seine Ausgaben zu finanzieren (siehe Kasten 9.6 für 
eine Beschreibung des Modells).
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In der vorliegenden Analyse werden die Ausgaben 
aus der Kohäsionspolitik in sechs Interventionsbe-
reiche unterteilt. Um die Auswirkungen der Politik zu 
simulieren, wird für jeden Interventionsbereich das 
Auftreten einer Reihe von Modellschocks angenom-
men, mit denen die Mechanismen der wirtschaftli-
chen Transmission abgebildet werden sollen, über die 

die betreffenden Ausgaben am wahrscheinlichsten 
ihre Wirkung entfalten. Konkret werden anhand eines 
oder mehrerer Modellschocks die Ausgabenkategori-
en in den sechs Interventionsbereichen simuliert. Die 
Schocks lassen sich grob unterteilen in nachfragesei-
tige Schocks mit vorübergehenden Auswirkungen 
und angebotsseitige Schocks mit länger anhaltenden 

Kasten 9.6	Beschreibung des Modells

1	 Thissen et al. (2019).

2	 Die zehn Wirtschaftssektoren gemäß NACE sind: Land- und Forstwirtschaft, Fischerei (A); Bergbau und Gewinnung von Steinen und 
Erden; Elektrizitätsversorgung, Gasversorgung, Wärme- und Kälteversorgung; Wasserversorgung, Abwasser- und Abfallentsorgung 
und Beseitigung von Umweltverschmutzungen (B, D und E); Verarbeitendes Gewerbe (C); Baugewerbe (F); Handel; Reparatur von 
Kraftfahrzeugen; Verkehr und Lagerei; Gastgewerbe/Beherbergung und Gastronomie (G–I); Information und Kommunikation (J); Er-
bringung von Finanz- und Versicherungsdienstleistungen; Grundstücks- und Wohnungswesen (K–L); Erbringung von freiberuflichen, 
wissenschaftlichen und technischen Dienstleistungen; Erbringung von sonstigen wirtschaftlichen Dienstleistungen (M–N); Öffent-
liche Verwaltung, Verteidigung; Sozialversicherung; Erziehung und Unterricht; Gesundheits- und Sozialwesen (O–Q); Kunst, Unter-
haltung und Erholung; Erbringung von sonstigen Dienstleistungen; Private Haushalte mit Hauspersonal; Herstellung von Waren 
und Erbringung von Dienstleistungen durch private Haushalte für den Eigenbedarf ohne ausgeprägten Schwerpunkt; Exterritoriale 
Organisationen und Körperschaften (R–U).

3	 Die konstante Substitutionselastizität ist eine in den angewandten Wirtschaftswissenschaften häufig verwendete Klasse von Pro-
duktionsfunktionen. Sie beschreibt die Beziehung zwischen Produktion und Produktionsfaktoren im technischen Produktionspro-
zess. Sie berücksichtigt die verschiedenen Substitutionsmöglichkeiten zwischen Inputfaktoren und bestimmt die Nachfrage nach 
den verschiedenen Arten von Produktionsfaktoren. 

4	 Diese Elastizität gibt den Grad der Nachfragesubstitution zwischen ähnlichen, in verschiedenen Ländern hergestellten Produkten an.

5	 Siehe: Németh et al. (2011); Olekseyuk und Schürenberg-Frosch (2016).

Das Modell ist auf der Grundlage einer Reihe voll-
ständig integrierter regionaler Sozialrechnungs-
matrizen der EU für alle NUTS‑2-Regionen der 
EU und für das Jahr 20171 kalibriert, das als Aus-
gangszustand der Wirtschaft angenommen wird. 
Die Matrizen enthalten alle Standardinformationen 
der Input-Output-Tabellen über die Produktion und 
Verwendung von Waren und Dienstleistungen sowie 
Informationen über die sekundäre Einkommensver-
teilung, die über die Rolle des Faktors Arbeit sowie 
von privaten Haushalten Aufschluss geben.

Im Modell sind die Volkswirtschaften in zehn Sek-
toren untergliedert (gemäß NACE  Rev.  2).2 Die An-
nahme lautet, dass die Unternehmen ihre Gewinne 
maximieren und Waren und Dienstleistungen gemäß 
einer Produktionsfunktion mit konstanter Substituti-
onselastizität erzeugen.3 Die anderen Akteure in dem 
Modell sind die privaten Haushalte und ein Staat, der 
Steuern erhebt und Ausgaben für öffentliche Güter 
und Transfers tätigt. Als Produktionsfaktoren werden 
Kapital und Arbeit eingesetzt (öffentliches Kapital 
geht als unbezahlter Faktor in die Produktionsfunk-
tion ein). Für den Handel mit Waren und Dienstleis-
tungen – innerhalb und zwischen Regionen – wird ein 
Kostenaufwand angenommen, wobei die Transport-
kosten mit der Entfernung zunehmen. Die Transport-
kosten sind nach einem Verkehrsmodell (siehe unten) 
veranschlagt. Regionale Volkswirtschaften sind auf-
grund ihrer geringeren Größe in der Regel offener als 
nationale Volkswirtschaften, und dies wird im Modell 

durch regionale Handelsströme und die relativ hohe 
Substitutionselastizität zwischen inländischen und 
eingeführten Waren und Dienstleistungen berück-
sichtigt.4 (Diese wird auf der Grundlage empirischer 
Schätzungen anhand europäischer Daten5 mit 4 an-
genommen). Das Vorliegen erheblicher interregiona-
ler Spillover-Effekte ist ein wichtiges Merkmal des 
Modells. Das Modell ist an die Wirtschaftsgeografie 
angelehnt, insofern als der Aspekt des räumlichen 
Gleichgewichts einbezogen wird, das einem Gleich-
gewicht zwischen Agglomerationskräften (Konzent-
ration der Wirtschaftstätigkeit an bestimmten Orten) 
und Dispersionskräften (räumliche Ausbreitung der 
Wirtschaftstätigkeit) entspricht.

RHOMOLO wird für die Szenarioanalyse in dem Sinne 
verwendet, dass zur Nachahmung der Auswirkungen 
politischer Interventionen Schocks eingeführt wer-
den, um eine Störung des angenommenen stabilen 
Ausgangszustands, der anhand der Sozialrechnungs-
matrizen kalibriert wurde, zu simulieren. Daraus re-
sultieren unterschiedliche Werte für die endogenen 
Variablen des Modells, darunter BIP, Beschäftigung, 
Ein- und Ausfuhren sowie Preise. Das Modell wird in 
einem rekursiven dynamischen Prozess gelöst, mit 
einer Abfolge statischer Gleichgewichte, die über das 
Gesetz der Bewegung der Zustandsvariablen mitei-
nander verbunden sind. Dabei wird unterstellt, dass 
die Wirtschaftsakteure nicht vorausschauend han-
deln, sondern Entscheidungen ausschließlich nach 
aktuellen und vergangenen Informationen treffen.
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strukturellen Auswirkungen auf die Wirtschaft. Die 
Schocks – also die nachfrage- und angebotsseitigen 
Effekte –, die mit den Ausgaben in den sechs Inter-
ventionsbereichen in Verbindung gebracht werden, 
sind folgende:

•	 Verkehrsinfrastruktur: Bei Investitionen in die 
Verkehrsinfrastruktur wird angenommen, dass 
sie sowohl nachfrage- als auch angebotsseitige 
Effekte erzeugen. Nachfrageseitige Effekte ent-
stehen durch den vorübergehenden Anstieg des 
Staatsverbrauchs, d.  h. der Waren- und Dienst-
leistungskäufe, die für den Bau der betreffenden 
Infrastruktur notwendig sind. In Bezug auf die 
Angebotsseite wird angenommen, dass die Inves-
titionen die Transportkosten senken, wodurch die 
Warenpreise sinken und die Handelsströme an-
geregt werden. Die bewirkte Senkung basiert auf 
den Schätzungen des umfassenden Verkehrskos-
tenmodells23, das zur Bewertung der im Rahmen 
der Kohäsionspolitik für den Zeitraum 2014–2020 
finanzierten Investitionen in die Verkehrsinfra-
struktur verwendet wurde. 

•	 Sonstige öffentliche Infrastruktur: Investitionen 
in Nicht-Verkehrsinfrastrukturen wie Stromnet-
ze, Wasseraufbereitungsanlagen und Abfallent-
sorgungseinrichtungen werden als öffentliche 
Investitionen modelliert, wenn sie mit industriel-
len Prozessen verbunden sind, und ansonsten als 
Staatsverbrauch. Im letzteren Fall werden nur vo-
rübergehende nachfrageseitige Effekte erzeugt. 
Öffentliche Investitionen lösen nicht nur einen 
Nachfrageanstieg aus, sondern haben auch an-
gebotsseitige Effekte, da sie den öffentlichen Ka-
pitalstock erhöhen, der zur Erzeugung von Waren 
und Dienstleistungen eingesetzt wird. (Die Pro-
duktionselastizität des öffentlichen Kapitals, also 
wie viel zusätzliche Produktion durch eine Erhö-
hung des öffentlichen Kapitals entsteht, wird im 
Einklang mit der bestehenden Literatur24 mit 0,1 
angenommen.) Ein Überlastungsparameter in Be-
zug auf das öffentliche Kapital, der mit 0,5 (ent-
sprechend einem mittleren Überlastungsgrad25) 

23	 Persyn et al. (2022 und 2023).

24	 Siehe: Ramey (2020). 0,1 ist geringfügig unter dem Durchschnittswert von 0,12, der in der Metastudie von Bom und Lightart (2014) ermit-
telt wurde. 

25	 Alonso-Carrera et al. (2009). Ein Wert von Null würde öffentliches Kapital zu einem reinen öffentlichen Gut machen (d. h. die Nutzung durch 
eine Person hätte keinen Einfluss auf die Verfügbarkeit für andere).

26	 In der Produktionsfunktion beträgt der Substitutionswert zwischen Kapital und Arbeit 0,4 – u. a. in Übereinstimmung mit Chirinko (2008) 
sowie Leon-Ledesma et al. (2010).

27	 Siehe: Kancs und Siliverstovs (2016).

28	 De la Fuente und Ciccone (2003) sowie Canton et al. (2018).

29	 Internationale Schulleistungsstudie der OECD. Erfasst wird das Leistungsniveau in Bezug auf Lesekompetenz, Mathematik und Naturwis-
senschaften bei 15-Jährigen in einer Reihe von Ländern.

angenommen wird, trägt dem Umstand Rechnung, 
dass die Nutzung der öffentlichen Infrastruktur 
durch einen Nutzer bis zu einem gewissen Grad 
andere Nutzer an der Nutzung hindert. 

•	 Forschung und technologische Entwicklung (FTE): 
Subventionen für FuE werden als Anstieg der pri-
vaten Investitionen infolge einer Verringerung der 
Risikoprämie modelliert, wodurch sich der private 
Kapitalstock erhöht.26 Darüber hinaus wird ange-
nommen, dass diese Investitionen die totale Fak-
torproduktivität (TFP) erhöhen, wobei die Elastizität 
davon abhängt, wie bedeutend die FuE-Ausgaben 
in der Region im Verhältnis zum BIP sind. Die un-
terstellte Elastizität ist an die Literatur angelehnt.27

•	 Humankapital: Die Annahme lautet, dass Investi-
tionen in Humankapital zu einer Nachfragesteige-
rung über die laufenden Staatsausgaben führen. 
Außerdem wird unterstellt, dass je nach Art der 
Maßnahmen zwei alternative angebotsseitige Ef-
fekte eintreten. Bei den Ausgabenkategorien im 
Zusammenhang mit der Humankapitalentwick-
lung, etwa Aus- und Weiterbildung für Arbeits-
kräfte und ähnliche aktive arbeitsmarktpolitische 
Maßnahmen, wird als Effekt ein Anstieg der Ar-
beitsproduktivität angenommen. Die Grundhypo-
these lautet, dass ein zusätzliches Ausbildungs-
jahr zu einer Produktivitätssteigerung führt, die 
in Übereinstimmung mit der Literatur28 bei 7  % 
angesetzt wird. Anhand der Bildungskosten pro 
Teilnehmer wird berechnet, in welchem Um-
fang Aus- und Weiterbildung durch die Mittel der 
Kohäsionspolitik für Investitionen in Humankapital 
finanziert wird. Um die Effizienz der Investitionen 
zu berücksichtigen, werden Anpassungen basie-
rend auf den PISA-Werten der jeweiligen Länder 
vorgenommen.29 Andererseits wird angenommen, 
dass Interventionen zur Förderung der sozioöko-
nomischen Integration marginalisierter Bevölke-
rungsgruppen, der Teilhabe am Arbeitsmarkt oder 
der Modernisierung von Arbeitsmarktinstitutio-
nen zu einem Anstieg des gesamten Arbeitskräf-
teangebots führen. In diesem Fall werden höhere 



Kapitel 9: Auswirkungen der Kohäsionspolitik

287286

Kosten pro auszubildender Person unterstellt, und 
es wird angenommen, dass zwei bis drei Jahre 
Ausbildung erforderlich sind, um Betroffene in den 
Arbeitsmarkt zu integrieren. 

•	 Subventionen für den Privatsektor: Subventionen 
für den Privatsektor werden als Anstieg der pri-
vaten Investitionen durch eine Verringerung der 
Risikoprämie modelliert, wie im Falle von FTE-In-
vestitionen, jedoch ohne Auswirkung auf die TFP.

•	 Technische Unterstützung: Technische Unterstüt-
zung wird als nachfrageseitiger Schock modelliert, 
der die laufenden öffentlichen Ausgaben erhöht 
und angebotsseitig keine Auswirkung hat. 

Ferner wird angenommen, dass für alle Regionen ein 
fester Zinssatz von 4 % gilt30 und dass alle langfris-
tigen Angebotseffekte mit der Zeit abnehmen. Insbe-
sondere wird unterstellt, dass die Steigerungen der 
Arbeitsproduktivität und der TFP sowie die Verringe-
rung der Transportkosten mit einer Rate von 5 % p. a. 
abnehmen. Darüber hinaus wird für den privaten und 
den öffentlichen Kapitalstock eine Abschreibungsrate 
von 15 % bzw. 5 % angenommen (eine höhere Rate 
für privates als für öffentliches Kapital ist eine in der 

30	 Gemäß Smets und Wouters (2003).

31	 Siehe: Bom (2017).

32	 In mehreren Sensitivitätsanalysen (auf die hier nicht eingegangen wird) wurde die Robustheit der Ergebnisse für die bei einigen Schlüssel-
parametern gewählten Werte überprüft.

33	 Das bedeutet, dass die EU-Regionen in dem Modell keiner Verpflichtung zur ausgeglichenen Haushaltsführung unterliegen und Defizite 
oder Überschüsse aufweisen können. Der EU-Haushalt muss ausgeglichen sein, da die aus der Kohäsionspolitik finanzierten und von den 
Regionen getätigten Ausgaben durch gleich hohe Pauschaltransfers von Haushalten zurückgezahlt werden.

Literatur übliche Annahme und spiegelt die in der Re-
gel längere Lebensdauer öffentlicher Infrastrukturen 
wider31). Dies bedeutet, dass ohne weitere Investiti-
onen die strukturellen Auswirkungen der Kohäsions-
politik allmählich schwinden und die Wirtschaft letzt-
lich in ihren ursprünglichen Gleichgewichtszustand 
zurückkehrt.32 

In den Modellsimulationen ist berücksichtigt, dass die 
Kohäsionspolitik durch den anteiligen Beitrag der Mit-
gliedstaaten zum EU-Haushalt finanziert wird, der als 
proportional zu ihrem Anteil am EU-BIP angenommen 
wird. Die Annahme lautet, dass sich die Beiträge der 
Mitgliedstaaten zur Finanzierung der Kohäsionspolitik 
aus einer Pauschalsteuer finanzieren, die das verfüg-
bare Einkommen der Haushalte drückt, was die Wirt-
schaftsleistung negativ beeinflusst und die positiven 
Auswirkungen der Programme teilweise wieder auf-
hebt.33 Dies impliziert, dass die Beiträge der Mitglied-
staaten zur Kohäsionspolitik zu einem größeren Teil 
aus den stärker entwickelten Teilen der EU stammen, 
während das Gros der Interventionen in den weniger 
entwickelten Teilen stattfindet. Im nächsten Abschnitt 
werden die Ergebnisse der Analyse auf der Grundlage 
der Wirkungsannahmen zu den verschiedenen oben 
beschriebenen Arten von Interventionen vorgestellt.
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Abbildung 9.6 Auswirkungen der kohäsionspolitischen Programme 2014–2020 und 2021–2027 
auf das EU-BIP 2014–2043

Quelle: RHOMOLO-Simulationen (Auswirkungen auf das BIP) und GD REGIO (offene Datenplattform für die Kohäsionspolitik).

Wären die Programme des Zeitraums 2007–2013 in die Analyse einbezogen worden, wären ihre Auswirkungen in den ersten im 
Diagramm abgebildeten Jahren sichtbar und die kumulativen Auswirkungen umfangreicher gewesen. Analog dazu wäre anzunehmen, 
dass ab 2030 die Auswirkungen der Programme nach 2027 allmählich einen Niederschlag finden.
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Kasten 9.7	Jüngste Schätzungen der Fiskalmultiplikatoren

1	 Canova und Pappa (2022).

2	 Durand und Espinoza (2021).

3	 Coelho (2019).

4	 Destefanis und Di Giacinto (2023).

5	 Brueckner et al. (2023).

6	 Duque Gabriel et al. (2030).

7	 QUEST ist ein mikrobasiertes dynamisches allgemeines Gleichgewichtsmodell, das von der GD ECFIN für wirtschaftspolitische 
Analysen verwendet wird.

8	 Varga und in ’t Veld (2011a).

9	 Varga und in ’t Veld (2011b).

10	 Monfort et al. (2017).

11	 Der Wert des kumulativen Multiplikators für das Jahr 2040, d. h. zehn Jahre nach Ende des Durchführungszeitraums, wird auf 2,6 
geschätzt.

Die Schätzungen des Wirkungsmultiplikators im 
Zusammenhang mit EU-Mittelzuweisungen unter-
scheiden sich stark je nach dem gewählten Ansatz, 
dem betrachteten Zeithorizont und den untersuch-
ten Programmen. In der makroökonomischen Litera-
tur werden (fiskalische) Multiplikatoren in der Regel 
anhand zweier großer Methodenkategorien bewer-
tet. Die erste basiert auf der Ökonometrie und um-
fasst eine breite Palette von Ansätzen  – darunter 
räumliche Paneldatenanalysen, strukturelle Vektor-
autoregressionsmodelle (ARV), Instrumentalvariab-
len und Modelle für lokale Projektionen. So werden 
in einer Studie aus dem Jahr 20221 in Bezug auf den 
EFRE Multiplikatoren zwischen 0,2 und 1,4 ermittelt, 
während eine Studie aus dem Jahr 20212 für die 
Ebene der Mitgliedstaaten Multiplikatoren zwischen 
1,2 und 1,8 ausweist. Eine Studie aus dem Jahr 
20193 attestiert den Ausgaben aus den EU-Struktur-
fonds eine Multiplikatorwirkung von 0,9 bis 1,8. Auf 
der Grundlage von ARV wird in einem Bericht aus 
dem Jahr 20234 für die Strukturfonds ein langfristi-
ger Multiplikator von etwa 2,6 ermittelt. Eine andere 
Studie aus dem Jahr 20235, in der die Staatsaus-
gaben im Mittelpunkt stehen (die möglicherweise 
weniger auf Strukturinvestitionen ausgerichtet sind 
als die von der Kohäsionspolitik unterstützten Aus-
gaben), kommt auf einen langfristigen Multiplikator 
von etwa 1,9, in einer weiteren Studie6 werden Wer-
te zwischen 1,5 und 2 angegeben. Die mit RHOMO-
LO ermittelten kurz- und langfristigen Multiplikato-
ren (etwa 1,3 am Ende des Durchführungszeitraums 
bzw. 3,0 30 Jahre nach dem Start der Programme) 
liegen im mittleren Bereich dieser Schätzungen.

Der zweite methodische Strang bei der Bewertung 
von Multiplikatoren stützt sich auf makroökonomi-
sche Modelle wie dynamische stochastische allge-
meine Gleichgewichtsmodelle oder neukeynesia-
nische Modelle. In einer QUEST7-gestützten Studie 
aus dem Jahr 20118 werden die kumulativen Mul-
tiplikatoren für die hauptbegünstigten EU-Mitglied-
staaten der Programme 2000–2006 geschätzt. Für 
das Ende des Durchführungszeitraums liegen die 
Schätzungen zwischen 0,44 und 1,49. 15 Jahre nach 
Start der Programme erreichen die Werte eine Span-
ne zwischen 1,96 und 6,13. Unter Verwendung des-
selben Modells haben dieselben Autoren9 für die elf 
Mitgliedstaaten, die der EU zuletzt beigetreten sind, 
einen kumulativen Multiplikatorwert von etwa 2,6 
für den Zeitraum 2007–2013 ermittelt, bezogen auf 
einen Zeitpunkt von zehn Jahren nach dem Ende der 
Programmdurchführung. Eine Studie aus dem Jahr 
201710 wiederum kommt auf einen kumulativen 
Multiplikator von 0,8 am Ende des Durchführungs-
zeitraums und von 2,7 zehn Jahre nach Abschluss 
der Programme. Diese Schätzungen liegen nahe an 
den mit RHOMOLO ermittelten Werten.11

Auch wenn die Schätzungen des mit der Kohäsions-
politik verbundenen Multiplikators je nach Analyse-
umfang und methodischem Ansatz der jeweiligen 
Studie schwanken, deuten sie im Allgemeinen auf 
erhebliche und lang anhaltende Auswirkungen auf 
das BIP im Besonderen und die Wirtschaftsleistung 
im Allgemeinen hin.
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8.3 Auswirkungen auf EU-Ebene

Die Schätzung der Auswirkungen der Kohäsionspoli-
tik erfolgt durch eine Gegenüberstellung der Modell
ergebnisse aus einem Szenario ohne kohäsionspo-
litische Interventionen („Basisszenario“) und einem 
Szenario mit Interventionen. Die Differenz zwischen 
den beiden Szenarien in Bezug auf eine bestimmte 
Variable, z. B. das BIP, gibt die Auswirkungen der Poli-
tik an, die als prozentuale Differenz zum Basisszena-
rio ausgedrückt werden.34.

Die Simulationsergebnisse deuten darauf hin, dass 
Investitionen aus der Kohäsionspolitik sehr wahr-
scheinlich einen positiven und signifikanten Effekt auf 
die europäische Wirtschaft haben (Abbildung 9.6)35. 
Die Wirkung der Kohäsionspolitik verstärkt sich mit 
der Zeit, insbesondere für die überlappenden Pro-
grammplanungszeiträume zwischen 2021 und 2023. 
Ihren Höhepunkt erreicht die Wirkung im Jahr 2030: 
Das BIP der EU könnte dann durch die Interventionen 
2014-2020 und 2021-2027 zusammengenommen 
um 0,9 % gesteigert werden.36 Der kumulative Effekt 
dieser Programme ist in den weniger entwickelten 
Mitgliedstaaten besonders umfangreich, allen voran 
in Kroatien (zusätzliches BIP von 8 %), in Polen und 
der Slowakei (jeweils +6 %) sowie in Litauen (+5 %).

Kurzfristig resultiert der Effekt primär aus der Nach-
fragesteigerung – was den Annahmen zufolge durch 
steigende Löhne und Preise teilweise wieder auf-
gehoben wird. Mittel- und langfristig entfalten die 
kohäsionspolitischen Investitionen produktivitätsför-
dernde Effekte, und es kommt zum Anwachsen des 
öffentlichen und privaten Kapitalstocks. Durch die Er-
höhung der Produktionskapazitäten bewirkt dies Zu-
wächse sowohl für das laufende als auch das künfti-
ge BIP. Die durch die Kohäsionspolitik angestoßenen 
Steigerungen des Produktionspotenzials lassen ab 
2031 Raum für BIP-Zuwächse ohne Inflationsdruck. 
Die Impulse für die Wirtschaftstätigkeit halten inso-
fern lange über den Abschluss der Interventionen hi-
naus an – so, wie es von einer Politik zur Stärkung der 
regionalen Wirtschaft in der EU zu erwarten ist. 

Die Kohäsionspolitik liefert auf EU-Ebene einen posi-
tiven Ertrag. Der kumulative Multiplikator – also das 
Verhältnis zwischen den kumulativen Veränderungen 

34	 Wie bei Modellierungen üblich, wird bei der berücksichtigten Ausgangsbasis unterstellt, dass die bei Schlüsselvariablen beobachteten Trends 
anhalten. Die Ergebnisse – also die Differenz zwischen dem Basisszenario und dem Szenario „mit Politikintervention“ – sind weitgehend 
unabhängig von den Basisannahmen. 

35	 Das Vereinigte Königreich ist infolge des Austritts aus der EU bei der Darstellung der Ergebnisse nicht berücksichtigt. Die aggregierten 
Auswirkungen sind ebenfalls ohne das Vereinigte Königreich angegeben. Eine Berücksichtigung des Vereinigten Königreichs in der Analyse 
ändert nichts an der Substanz der Ergebnisse.

36	 Die langfristigen kumulierten Effekte auf das BIP sind sowohl für die EU insgesamt als auch für alle Mitgliedstaaten positiv.

37	 Siehe z. B. Tesfaselassie (2013) oder Ilzetzki et al. (2011).

des BIP und der Ausgabenhöhe – wird für das Jahr 
2030 auf 1,29 und für das Jahr 2043 auf 2,97 ge-
schätzt. Anders gesagt: Jeder im Rahmen der Kohäs-
ionspolitik investierte Euro schlägt 30  Jahre nach 
dem Start der Programme mit einem zusätzlichen 
EU-BIP von fast 3 EUR zu Buche. Dies entspricht einer 
jährlichen Rendite von rund 4 %.

Diese Ergebnisse stehen im Einklang mit der Literatur 
über die Auswirkungen und die Wirksamkeit öffentli-
cher Politiken und Ausgaben. Die einschlägigen Studi-
en stützen sich größtenteils auf die Ökonometrie und 
liefern Schätzungen zu den Wirkungsmultiplikato-
ren – also zum Verhältnis zwischen der Veränderung 
des BIP und einer Veränderung der Staatsausgaben 
in den Zeiträumen, die unmittelbar auf den Ausga-
benzeitpunkt folgen. Der in diesen Studien betrachte-
te Zeithorizont geht meistens jedoch nicht über vier 
Jahre hinaus, während mit modellgestützten Analy-
sen die langfristigen, dauerhaften Auswirkungen un-
tersucht werden können. Die meisten Studien liefern 
daher Schätzungen kumulativer Multiplikatoren, die 
für einen bestimmten Zeitpunkt berechnet werden, 
der relativ kurz nach dem durch die Politik induzier-
ten Schock liegt. Das kann als kurzfristige Schätzung 
des Multiplikators betrachtet werden. Modelle bieten 
demgegenüber auch die Möglichkeit zur Einschät-
zung des langfristigen Multiplikators über einen un-
begrenzten Zeithorizont37 (siehe Kasten 9.7 für einen 
Überblick über neuere Studien).

8.4 Auswirkungen auf regionaler Ebene

Die Kohäsionspolitik ist ein ortsbezogenes Instru-
mentarium, das auf die Förderung der Konvergenz 
abzielt. Sowohl die Höhe als auch die Zusammen-
setzung der im Rahmen der Kohäsionspolitik finan-
zierten Ausgaben variieren dabei je nach Region, 
abhängig von deren Merkmalen  – insbesondere in 
Bezug auf den Grad der Entwicklung und die wirt-
schaftliche und soziale Lage. Infolgedessen sind die 
Auswirkungen auf das BIP in den einzelnen Regio-
nen sehr unterschiedlich. In Karte 9.1 und Karte 9.2 
sind die Auswirkungen der Kohäsionspolitik auf das 
BIP der EU-Regionen im Jahr 2023 – das letzte Jahr, 
in dem sich die beiden Programmplanungszeiträu-
me überschneiden – als prozentuale Differenz zum 
Ausgangswert dargestellt. Die Wirkung verstärkt 
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Karte 9.1 Auswirkungen der kohäsionspolitischen Programme 2014–2020 und 2021–2027 
auf das BIP 2023 in NUTS-2-Regionen (prozentualer Anstieg gegenüber dem Basisszenario)

Quelle: RHOMOLO.
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Karte 9.1	Auswirkungen der kohäsionspolitischen Programme 2014–2020 und 2021–2027 auf das 
BIP 2023 in NUTS‑2-Regionen (prozentualer Anstieg gegenüber dem Basisszenario)
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Karte 9.2 Auswirkungen der kohäsionspolitischen Programme 2014–2020 und 2021–2027 
auf das BIP 2030 in NUTS-2-Regionen (prozentualer Anstieg gegenüber dem Basisszenario)

Quelle: RHOMOLO.
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Karte 9.2	Auswirkungen der kohäsionspolitischen Programme 2014–2020 und 2021–2027 auf das 
BIP 2030 in NUTS‑2-Regionen (prozentualer Anstieg gegenüber dem Basisszenario)
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sich im Zeitverlauf in allen Regionen bis zum Jahr 
2030. Sowohl 2023 als auch 2030 sind die größten 
zusätzlichen Zuwächse in den weniger entwickelten 
Regionen zu verzeichnen, etwa jenen in Bulgari-
en, Griechenland, Polen, Portugal, der Slowakei und 
Ungarn. Besonders umfangreich fallen die zusätzli-
chen BIP-Zugewinne für Voreio Aigaio (Griechenland, 
+12,7 % im Jahr 2030), Açores (Portugal, +12,0 %) 
sowie Swietokrzyskie und Warminsko-Mazurskie (Po-
len, +117 % bzw. +103 %) aus. Es sind auch erheb-
liche regionale Unterschiede innerhalb der Länder zu 
beobachten. So schwanken die zusätzlichen BIP-Zu-
wächse in Polen zwischen 3,8 % und 11,7 % und in 
Ungarn zwischen 2,2 % und 8 %.

In den stärker entwickelten Regionen sind die kurz-
fristigen Auswirkungen der Kohäsionspolitik gerin-
ger und auch schwieriger zu schätzen.38 Mittel- bis 
langfristig nehmen die regionalen Unterschiede hin-
sichtlich des Effekts auf das BIP jedoch ab, und der 

38	 Wie bereits erwähnt, lautet die Annahme, dass der Finanzierungsbeitrag der Regionen zur Kohäsionspolitik ihrem Anteil am EU-BIP entspricht.

39	 Siehe: Crucitti et al. (2023a).

Effekt fällt für alle Regionen positiv aus. Dies lässt 
sich zum Teil an den starken positiven räumlichen 
Spillover-Effekten der Politik festmachen, die vor al-
lem daraus resultieren, dass es sich bei den Hauptbe-
günstigten häufig um kleine, offene Volkswirtschaf-
ten mit schwacher industrieller Basis und begrenzten 
FuE-Kapazitäten handelt. Deshalb werden die Waren 
und Dienstleistungen, die für die Durchführung der 
kohäsionspolitischen Programme benötigt werden, 
vielfach nicht in den betreffenden Regionen herge-
stellt und müssen zu einem großen Teil aus stärker 
entwickelten Regionen eingeführt werden.39

8.5 Auswirkungen auf die Unterschiede 
zwischen den Regionen

Die Kohäsionspolitik trägt dazu bei, Unterschiede 
zwischen den Regionen signifikant zu verringern. Das 
Ausmaß der regionalen Unterschiede beim Pro-Kopf-
BIP, gemessen mit einem Variationskoeffizienten, 

Tabelle 9.3	 Auswirkungen der kohäsionspolitischen Programme 2014–2020 und 2021–2027 
auf das Pro-Kopf-BIP in NUTS‑2-Regionen nach dem Theil-Index

Theil-Index 2017 Veränderung 2023 Veränderung 2030 Veränderung 2043

Innerstaatlich 0,03 -3,52 % -5,36 % -2,61 %

Ländervergleich 0,11 -5,34 % -7,89 % -3,98 %

Gesamt 0,14 -4,95 % -7,35 % -3,69 %
Anmerkung: Nur Mitgliedstaaten mit mehr als vier NUTS‑2-Regionen werden berücksichtigt, um die Berechnung des Theil-Index zu ermöglichen.
Quelle: RHOMOLO-Simulationen.
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Abbildung 9.7 Auswirkungen der kohäsionspolitischen Programme 2014–2020 und 2021–2027 
auf den Variationskoeffizienten des Pro-Kopf-BIP in NUTS-2-Regionen (2014–2043)
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wird zehn Jahre nach Anlaufen des Programmpla-
nungszeitraums 2021–2027 schätzungsweise um 
etwa 3  % abgenommen haben (Abbildung  9.7). Im 
Anschluss daran weist der Koeffizient einen steigen-
den Trend auf, da die angebotsseitigen Auswirkungen 
der Interventionen nachlassen. Das gleiche Muster 
ist bei anderen Streuungsparametern zu beobach-
ten, etwa in Bezug auf das Verhältnis zwischen dem 
obersten und dem untersten Perzentil der Verteilung 
des regionalen Pro-Kopf-BIP (oberste und unterste 
20 % der Regionen). Unabhängig vom Messverfah-
ren dürften die regionalen Unterschiede noch über 
viele Jahre deutlich geringer ausfallen, als es ohne 
die Kohäsionspolitik der Fall wäre, selbst wenn diese 
eingestellt würde.

Die Kohäsionspolitik trägt auch dazu bei, die interne 
Konvergenz zu erhöhen und die regionalen Ungleich-
gewichte innerhalb der Mitgliedstaaten zu verrin-
gern. Das Ausmaß der regionalen Ungleichgewichte 
(wiederum gemessen am Variationskoeffizienten) 
wird Schätzungen zufolge in allen Mitgliedstaaten 
infolge der politischen Interventionen abnehmen (Ab-
bildung 9.8). In Ungarn sinkt der Koeffizient im Ver-
gleich zu einer Situation ohne Kohäsionspolitik um 
2,5  Prozentpunkte, in Portugal und Polen um etwa 
2,0 Prozentpunkte. 

Die Auswirkungen der Kohäsionspolitik auf die regi-
onalen Ungleichgewichte werden durch die Verän-
derungen im Theil-Index bestätigt, einem weiteren 

40	 Der Index ermöglicht es, das Ausmaß der regionalen Disparitäten in der EU nach den Unterschieden zwischen Mitgliedstaaten und den 
Ungleichgewichten innerhalb dieser aufzuschlüsseln. 

Streuungsparameter, der es ermöglicht, Disparitäten 
zwischen und innerhalb von Ländern zu unterschei-
den.40 Dieser Index dürfte bis 2030 um mehr als 7 % 
zurückgehen (Tabelle 9.3). Beide Indexkomponenten 
entwickeln sich rückläufig: So nehmen die Ungleich-
gewichte hinsichtlich des regionalen Pro-Kopf-BIP in-
nerhalb der Mitgliedstaaten um 5,4 % ab und die Un-
terschiede zwischen den Mitgliedstaaten um 7,9 %. 

8.6 Einige Überlegungen

Wie die Analyse zeigt, hat die Kohäsionspolitik er-
hebliche positive Auswirkungen auf die Wirtschaft 
der EU, der Mitgliedstaaten und der Regionen. Das 
Ausmaß der Auswirkungen ist in den weniger ent-
wickelten Regionen der EU besonders groß, doch 
auch die stärker entwickelten Regionen profitieren 
von der Kohäsionspolitik, vor allem auf lange Sicht. 
Dies erklärt sich bis zu einem gewissen Grad aus den 
starken räumlichen Spillover-Effekten, die durch die 
Kohäsionspolitik hervorgerufen werden, insofern als 
die in den weniger entwickelten Regionen durchge-
führten Interventionen auch den stärker entwickelten 
Regionen zugutekommen. Ganz besonders gilt dies 
für stärker entwickelte Regionen mit engen Handels-
beziehungen zu weniger entwickelten Regionen oder 
für Regionen mit Unternehmen, die in Sektoren, die 
direkt oder indirekt von kohäsionspolitischen Inves-
titionen profitieren, einen großen Wettbewerbsvorteil 
aufweisen. 
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Abbildung 9.8 Auswirkungen der kohäsionspolitischen Programme 2014–2020 und 2021–2027 
auf den Variationskoeffizienten des Pro-Kopf-BIP im Jahr 2030 in NUTS-2-Regionen

Quelle: RHOMOLO-Simulationen.
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Forschungsergebnisse lassen darauf schließen, dass 
Investitionen in weniger entwickelte Regionen die 
regionalen Ungleichgewichte innerhalb der Länder 
verringern und gleichzeitig das nationale Wachstum 
ankurbeln (siehe Kasten 9.8 für einen Überblick über 
die einschlägige Literatur). 

Die Kohäsionspolitik spielt  – entsprechend ihrem 
Auftrag  – nachweislich eine wichtige Rolle bei der 
Verringerung der regionalen Ungleichheiten in der 
EU. Sie hilft den weniger entwickelten Regionen, zu 
den stärker entwickelten aufzuschließen, und fördert 
gleichzeitig das Gesamtwachstum auf EU-Ebene und 
in allen Mitgliedstaaten. 

Kasten 9.8	Wo muss investiert werden, um die am wenigsten entwickelten 
Regionen zu unterstützen?

1	 Crucitti et al. (2021, 2022).

2	 Barbero et al. (2024).

Mitunter wird ins Treffen geführt, dass die Un-
terstützung für weniger entwickelte Regionen im 
Rahmen der Kohäsionspolitik auf Kosten der Wirt-
schaftsleistung auf nationaler oder EU-Ebene geht, 
da ohne sie höhere Investitionen in stärker entwi-
ckelten Gebieten hätten getätigt werden können. 
Die empirischen Belege hierfür sind nicht eindeutig. 
Bei der Untersuchung der wirtschaftlichen Auswir-
kungen der Kohäsionspolitik in Bulgarien und Rumä-
nien kommen zwei Studien1 zu dem Ergebnis, dass 
bei bestimmten Investitionskategorien die Renditen 
tendenziell höher sind, wenn die Investitionen in 
den am stärksten entwickelten Hauptstadtregionen 
getätigt werden, als wenn sie in anderen Regionen 
erfolgen. Die Ergebnisse variieren jedoch je nach Art 
der Investition und den damit verbundenen Spill
over-Effekten. So bringen Investitionszuschüsse für 
Nicht-Verkehrsinfrastrukturen und Unternehmen die 
höchsten Renditen, wenn sie in weniger entwickel-
ten Regionen durchgeführt werden, insbesondere 
aufgrund der Spillover-Effekte auf die übrigen Lan-
desteile. Investitionen in weniger entwickelten Regi-
onen tragen in solchen Fällen nicht nur zum Abbau 
der Ungleichgewichte innerhalb eines Landes bei, 
sondern haben auch den größten Effekt auf das na-
tionale BIP.

In einer 2024 erscheinenden Studie2 wird diese Fra-
ge mithilfe eines dynamischen räumlichen allgemei-

nen Gleichgewichtsmodells für Bulgarien, Tschechi-
en, Griechenland, Spanien, Ungarn, Italien, Polen, 
Portugal und Rumänien untersucht. Die Ergebnisse 
zeigen, dass sowohl Ländermerkmale als auch die 
Art der Investitionen den Ausschlag darüber geben, 
ob Kohäsion und Wachstum Hand in Hand gehen. 
Investitionen in stärker entwickelten Regionen er-
bringen zwar im Allgemeinen höhere Renditen, er-
zeugen aber kaum Spillover-Effekte. Diese sind bei 
bestimmten Investitionsarten deutlich umfangrei-
cher, wenn Investitionen in weniger entwickelten 
Regionen durchgeführt werden, wo sie in einigen 
Fällen sogar mit stärkeren nationalen Auswirkungen 
einhergehen. 

Die Ergebnisse deuten auch darauf hin, dass Wachs-
tum aus Investitionen in stärker entwickelten Regi-
onen nur begrenzt auf weniger entwickelte Regio-
nen ausstrahlt. Daraus folgt, dass Investitionen in 
den weniger entwickelten Regionen getätigt werden 
müssen, wenn regionale Disparitäten verringert 
werden sollen. Dies gilt insbesondere für die mit-
tel- und osteuropäischen Mitgliedstaaten, in denen 
die Hauptstädte gegenüber dem nationalen Durch-
schnitt in den letzten 20 Jahren ein deutlich schnel-
leres Wachstum registrierten. Die Kohäsionspolitik 
kann den anderen Regionen helfen, mit den Haupt-
stadtregionen Schritt zu halten  – und sie tut dies 
nachweislich.
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